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Vorwort
Wenn vom aargauischen Eigenamt die Rede ist, so vermag

man sich davon außerhalb unseres Kantons nur selten bestimmte
territoriale Vorstellungen zu machen. Wir erachten es daher als

notwendig, vorerst eine räumliche Umschreibung des unsern
Untersuchungen zu Grunde liegenden Gebietes zu geben: Das Amt im
Eigen erstreckt sich vom Zusammenfluß von Aare und Reuß
südwärts bis zu den Erhebungen des Kestenberges. Es hat die Form
eines Dreieckes, dessen Schenkel die beiden Flüsse bilden und an
dessen Grundlinie es an die Herrschaft Wildegg, die Grafschaft
Lenzburg und die Freien Ämter grenzte. Für die Details sei auf
die Karte verwiesen. Diese an und für sich sehr klare
Grenzziehung bedarf in zwei Punkten einer Ergänzung:

1. Interessanterweise erstreckte sich die Gerichtshoheit des

Eigenamtes über Aare und Reuß nicht nur bis zur Flußmitte,
sondern über die ganze Strombreite inklusive drei Schritte vom
jenseitigen Ufer. Es folgt dies aus einer Marchbeschreibung von 1777.'
Die Stadt Bern erfreute sich jedoch nicht einer unangefochtenen
Ausübung dieser Rechte. In Bezug auf die Reuß kam es mit den

übrigen Eidgenossen, als Inhabern der Grafschaft Baden, zu
langwierigen Streitigkeiten. Die Angelegenheit beschäftigte mehrmals
die Tagsatzung, ohne daß es zu einer Einigung gekommen wäre.2

In der Praxis äußerte sich das darin, daß öfters der Hofmeister
von Königsfelden mit dem Landvogt von Baden wegen
Wasserleichen, Fischenzen und Konzessionen langandauernde Auseinandersetzungen

hatte. Wir verweisen auf das reichhaltige Material in den

Königsfelder und Badener Akten (STAA Nr. 449 und 2773). In
der Regel fanden die Streitfälle dadurch ihre Erledigung, daß Bern
seinen Amtmann anwies, in Baden gegen einen erfolgten Eingriff

i STAA Nr. 438 (Kgsf. Kopialbuch VIII) fol. 681: «Wobey jedoch zu wissen,
daß dem amt Königsfelden die Jurisdiction auf beiden Aussen, Ar und Reuss, und
noch drey schritte jenseit vom wasser gemessen, laut urbars, biss hinab anf die

grenzen unterher Stilly gehört.»
2 Eidg. Abschiede: Bd. 4, 2. Abt. S. 1098 Art. 85; Bd. 5, 2. Abt. S. 1675

Art. 68-78; Bd. 6, 1. Abt. S. 1294 Art. 53 und S. 1302 Art. 105; Bd. 6, 2. Abt.
S. 1924 Art. 83, S. 1929 Art. 116, S. 1953 Art. 217 und S. 1969 Art. 309.

V«rv«rt
Venn voi» «srgguiselien l^tAenamk die Lede ist, so vermag

msn sieb davon suöerliall) unsere« wantons nur selten bestimmte
territoriale Vorstellungen 2U msclien. Vir erseliten es dslier sis

notwendig, vorerst eine rsumlielie Ilmsellreibung îles unsern winter-

sucliungen xu (Grunde liegenden (Gebietes su geben: Das Ämt ivi
Ligen erstreclit sieli vor» XussmmenkluL von Äsre unci Reuü siici-

wärt« bis «u cleri Lrbebungen cles Xestenberges. Ls list clie Lurm
eines Dreieelies, (lessen öelienliel clie beiden Flüsse bilden unci su
clessen (Grundlinie es sn die Herrscbskt Vildegg, clie (^rskscliskt

Lenzburg unci clie dreien Ämter grenzte. Lllr clie Detsils sei suk

<Iie Xsrte verwiesen. Diese sn unci kür sien selir Klare <?ren?-

«ieliung Kedsrk in 2wei Lunliten einer Lrgänsung:
1. Interessanterweise erstreelcte sieii clie (^eriebtsliobeit des

Ligensmtes über Äsre unci Reuö nickt nur bis «ur Lluömitte, son-
clern über clie gsn«e ötrombreite inklusive drei 8ebritte vom jen-
zeitigen Dker. Ls folgt dies sus einer Klarebbesebreibung von 1777.'
Die 8tsdt Lern erfreute sien jedoeb niclit einer unangekoektenen
Ausübung dieser ReeKte. In Le«ug suk die Kenö Kam es mit den

übrigen Lidgenossen, sis Inlisiiern der (^rskseliskt Laden, «u lang-

wierigen Streitigkeiten. Die Ängelegenbeit besebsktigte mebrmsls
die ?«gsst2ung, «line dsö es ?u einer Linigung gekommen wsre.^

In der Lrsxis suöerte sieb dss dsrin, dsö ökters der Hofmeister
von Xonigskelden mit dem Lsndvogt von ösden wegen Vssser-
leielien, Lisebensen und Xonsessionen Isngsndsuernde Auseinander-

Setzungen listte. Vir verweisen suk dss reieblisltige lVIsterisl in den

Xönigskelder und Lsdever Eliten (Z?^ iXr. 449 und 2773). In
der Regel ksnden die Ltreittslle dsduren ibre Erledigung, daö Lern
seinen Ämtmsnn anwies, in Lsden gegen einen erkolgten Lingrikk

> 81^X IVr. 438 <Xgsi. XopisIbucK VIII) KI. 631: «Vodex zeclocb. üu visser,,
clsü clern sml Königslelcleu clie juriscliotion suk beiclen Ilüssen, ^r und Seuss, unci

nocb clrev scliritte jeriseit vorn vssser geinessen, Isut urbsrs, biss dinsb snt clie

grenzen uuterker Ltillv gekört.^
s Liclg. XbscKiecle: S6. 4, 2. ^bt. 8. 1098 äri. 85; S6. 5. 2. Xi,t. 8. 1675

^rt. 68—78; Sci. 6, 1. äbt. 8. 1294 ^rt. 53 uuck 8. 1302 ^rt. 105; Sc!. 6. 2. Xbt.
8. 1924 .4rt. 83. 8. 1929 4rt. 116, 8. 1953 ^rt. 217 unci 8. 1969 ^rt, 309.
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zu protestieren, im übrigen jedoch die Sache auf sich beruhen
ließ.3 Über die Aare machte 1791 die Stadt Brugg als Mitinhaberin
der Herrschaft Villnachern die Jurisdiktion im oben umschriebenen

Umfang streitig. Der Handel wurde in Bern entschieden, wobei

der Standpunkt Bruggs nicht durchzudringen vermochte.4
2. Innerhalb der gegebenen Grenzen des Eigenamtes liegt

auch das Territorium der Stadt Brugg. Für diesen Bezirk haben
die Untersuchungen der Arbeit keine Geltung. Brugg teilte zwar
im Frühmittelalter das Schicksal der umliegenden Landschaft; doch

bewirkte die im 13. Jahrhundert durch die Habsburger erfolgte
Erhebung zur Stadt das Ausscheiden aus dem «officium im
Eigen.»5 Das Stadtrecht hatte außerhalb der eigentlichen Stadt noch
im sogenannten Burgerziel Geltung. Seine Ausdehnung war sehr

gering: «Thut die distanz von der stattmauer bis zum burgerzihl
ohngferd ein Steinwurf» (SSR Aarg. I 2 2 S. 10 24—25; hier in der

Einleitung zum Brugger Stadtrecht weitere Ausführungen zum
Burgerziel). Man vergi, auch die ausgemarchte Grenzziehung zwischen
Stadt und Königsfelden auf unserer Karte. Brugg suchte diesen

geringen Geltungsbereich seines Rechtes mehrmals auf Kosten des

Eigenamtes zu erweitern.6 Diesen Bestrebungen war kein Erfolg
beschieden; denn Bern als Landesherr schützte das Kloster und
später die Landvogtei Königsfelden bei ihren wohlerworbenen
Rechten. Trotz mehrfachen Verhandlungen wurde nie eine völlige
Einigung erzielt; so beanspruchte die Stadt nach einem Plan von
17007 das Burgerziel gegen Altenburg hin in einem weiteren
Umfange, als es ihr der abgedruckte Amtsplan zugestehen will. In

* Typisch hiefür ist eine eigentliche Strafsache von 1747: Joh. Gallatin von
Glarus verletzte durch einen vom Fährschiff aus abgefeuerten Pistolenschuß den

sich bereits am Ufer der Grafschaft befindenden Joh. Bürli von Brugg. Der
Hofmeister verlangte vergebens die Auslieferung des in Baden inhaftierten Täters. Auf
seine Anfrage hin schrieben ihm Schultheiß und Rat von Bern: «Haben wir das

beste befunden, euch hiemit auf zu tragen, in einem höfl. schreiben dem h. land-

vogt zu verdeuten,..., daß ihr zu beybehaltung guter nachbahrschaft von abfor-
derung des... H. Gallati abstehet; darbey aber feyrlichst protestieret, daß diese

gefälligkeit unser Judikatur recht auf der Reuß zu keinen Zeiten zu einichem
nachtheil gereichen solle.» (STAA Nr. 457 [Kgsf. Mand.bch. IV] S. 82.)

« STAA Nr. 452 (Kgsf. Aktenbuch D) S. 1—159.
5 Heuberger, Geschichte der Stadt Brugg, S. 11 ff.

Vergi, u. § 24 Ziff. 2 und 7, sowie SSR Aarg. II 2, S. 34 ff.
- STAA.
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8tsdt und Xönigskelden suk unserer Karte. Lrugg suekte diesen
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^ l'vpisck Kiekiir ist eine eigeullicke 8trsIsscKe von 1747: ^«K. LsIIslin von
Klsru» verletzte ciurck einer, vorn kskrsekikk sus sbgeleuerter, ?ist«lensckul! clen

sieb bereits sm I^ker lier örsksciiskt bekiriclencler, lob. Liirli von Lrugg. Oer Hol-
meister verlangte vergebens clie ^usliekerung 6es in Lsclen inksklierten Ilsters, ^ui
seine ^ukrsge Kin sckrieben iiim 8cKuIlKeiü unii lîst von Lern: «Usben «ir clss

beste bekuncieu, euer, Kiemit suk ?u trsgen, iu einem Iiöki. sekreiben clem Ii. Isncl-

vogl !u ver6euter>,..., clsü ibr ?u bevbekslturig guter risclibslirseksll von sblor-
cierung cles... H. Lsllsti »bsteket; clsrbev sber levrlickst protestieret, 6sL cliese

gekslligkeit unser juclikstur reckt suk cier LeulZ ^u Keinen weiten ?u einiekem
nscktkeil gereieken solle., (8?^^ Nr. 457 sXgsi. iVlsr>6.KeK. IVZ 8. 82.)

' 8?^^ dir. 452 (Kgsk. ^KteiibucK 0) 8. 1—159.
2 Hellberger, öesckickte 6er 8tsclt Lrugg, 8. 11 II.
« Vergi. ». 5 24 M. 2 unci 7, sowie 88« Xsrg. II 2, 8. 34 1k.



der erwähnten Marchbeschreibung von 1777 wird zu dieser Divergenz

Stellung genommen, wobei der Anspruch Bruggs als unberechtigt

abgewiesen wird.
Nach dieser Präzisierung des Grenzbeschriebes bleibt uns noch

die Erwähnung der auf dem Territorium vorhandenen Gemeinden.
Es sind dies Altenburg8, Birr, Birrenlauf9, Birrhard, Brunegg10,

Habsburg, Hausen, Lupfig, Mülligen, Oberburg11, Scherz und
Windisch.

Vom frühen Mittelalter bis 1798 waren diese Dörfer historisch
zu einer Schicksalsgemeinschaft verbunden. Die politische
Geschichte des Eigenamtes ist äußerst interessant und wechselvoll.
Wir werden im Rahmen dieser Arbeit verschiedentlich darauf
einzutreten haben. Hier sei nur auf die wichtigsten Entwicklungsstufen

hingewiesen: Freies alamannisches Siedlungsgebiet, habs-

burgische Grundherrschaft, unabhängiges Untertanengebiet des

Klosters Königsfelden, bernische Landvogtei. Diese vier Momente

waren es, die in der Hauptsache gestaltend auf die Gerichtsverhältnisse

einwirkten. Die Tatsache, daß das Eigenamt innerhalb des

großen erfaßten Zeitraumes in verwaltungstechnischer Hinsicht
eine Einheit bildete, die in Bezug auf ihre territoriale Ausdehnung
keinen bedeutenden Veränderungen unterworfen war, läßt es trotz
seiner geringen räumlichen Ausdehnung (ca. 35 km2) als besonders

geeignet für Untersuchungen über die Gerichtsverfassung in den
verschiedenen Epochen erscheinen. Voraussetzung für fruchtbare
Ergebnisse ist das Vorhandensein eines entsprechenden verwertbaren

Quellenmaterials. Dieser Anforderung vermögen die
reichhaltigen Überlieferungen des ehemaligen Königsfelder Kloster-
archives (heute eine Abteilung des aargauischen Staatsarchives)
weitgehend Genüge zu tun. Natürlich finden sich auch Lücken vor,
die uns in gewissen Fragen nicht zu eindeutigen Resultaten gelan-

9 Wurde 1900 der Stadtgemeinde Brugg einverleibt.
> Seit 1. I. 1938 abgeändert in «Schinznach-Bad».
10 Über die spätere Zuteilung an die Grafschaft Lenzburg vergi, unten S. 107/108.

11 Wurde in der Folge mit Windisch vereinigt. Die Verschmelzung scheint
allmählich vor sich gegangen zu sein: Bereits 1683 fand eine gemeinsame «Neuw

Jahresgemeind» statt. Anderseits wurden noch 1798 2 Dorfraeier gewählt und bis
weit ins 19. Jahrhundert hinein wurden Heimatscheine an Bürger von Oberburg
ausgestellt. Man vergi, hiezu die Gemeindeversammlungs- und Gemeinderatsprotokolle

im Gemeindearchiv Windisch.

der erwöbnten UsreKbescKreiKung von 1777 wird su dieser Diver-

gens' Ltellnng genommen, wobei der ÄnsprucK Lruggs sis undersell-

tigr abgewiesen wird.
iVscK dieser?rssisierung des (^renskesckriekes bleibt uns noeb

die LrwäKnung der suk dein Territorium vorbsndenen (Gemeinden.

Ls sind dies ^ltenkurg^, Lirr, Lirrenlsuk^, öirrbsrd. Bruneggi",
UsKsKurg, Ususen, Lupkig, iVlülligen, OKerKurg'', Zober« und
VindiscK.

Vom krüben iXlittelslter bis 1798 waren diese Dörker Kistoriseb

«u einer 8cKicKsslsgemeinscKskt verbunden. Die politiscke (^e-

»ckiekte des Ligensmtes ist suüerst interessant und weebselvoll.

Vir werden im KsKmen dieser Arbeit verscbiedentlicb dsrsuk ein-

sutreten Kaken. Hier sei nur suk die wiebtigsten LntwicKIungs-
stuken Kingewiesen: Lreies slsmsnnisebes Siedlungsgebiet, KsKs-

burgisebe <?rundkerrsekskt, uosKKsngiges DntertsnengeKiet des

Klosters Königskelden, bernisebe Lsndvogtei. Diese vier Momente

wsren es, die in der LsuptsscKe gestaltend suk die <?ericktsverkält-
nisse einwirkten. Die l'stssebe, dsü das Ligensmt innerbslb de»

groöen erksöten Zeitraumes in verwsltungsteebniscber LinsicKt
eine Linbeit bildete, die in Lesug suk ibre territoriale ÄusdeKnung
Keinen bedeutenden Veränderungen unterworfen war, ILöt es trots
seiner geringen räumlioben Äusdebnung (es. 33 Km^) sis besonders

geeignet kür Untersuchungen über die Oericbtsverksssung in den
verscbiedenen Lpoeben erscbeinen. Vursussetsuog kür krucbtbsre
Lrgebnisse ist dss Vorbsndensein eines entsprecbenden verwert-
bsren <)uellevmaterials. Dieser Änkorderung vermögen die reicb-
Kaltigen f^berliekerungen des ekemsligen Königskelder Kloster-
srekives (beute eine Abteilung des ssrgsuiseben LtsstssreKives)
weitgebend (Genüge su tun. IVstürlieb kinden sieb sucb Lücken vor,
die uns in gewissen Lrsgen nicbt su eindeutigen Resultaten gelsn-

s Vurcie 1900 6er Ltscltgemeincle Lrugg einverleibl.
» Leit I. I. 1938 sbgesnclert in «öekirinrisck-öscl».
>» l)ber liie spätere Zuteilung sn clie Lrslscbskt I^ennburg vergi, urite» L. 1»7/Il)8.

" Vurcle in lier ?«lge mit Vincliseb vereinigt. Oie VerscKmelnurig sekeiut sii-
msKIioK vor siek gegsngen nu sein: Lereits 1683 Isricl eiue gemeinssme «tXeuv,-

IsKresgemeinclz, ststt. Xuclerseils v/ur6eu uook 1798 2 Oorkmeier gevsKIt uu6 bis
veit ins 19. IsKrKunclert birieiu v/urcieri Heimstscbeiue su Bürger von Oberburg
»usgestellr. ^Isu vergi, tuenu clie Oemeincleverssmmlnngs- unci Lemeinclerslsprot«.
Icolle im öemeinclesrom'v Vincliscli.
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gen ließen; das Nähere hiezu wird jeweils an Ort und Stelle gesagt.
Für die nachreformatorische Zeit standen uns außerdem die
Verwaltungsakten der Landvogtei Königsfelden im Staatsarchiv Bern
zur Verfügung. Für weiteres benutztes Material verweisen wir auf
die Quellenzusammenstellung S. 169.

Zum Schluß ist es mir eine angenehme Pflicht derjenigen
Herren zu gedenken, die mir in freundlicher Art und Weise ihre
Unterstützung zukommen ließen. Die Anregung zum Thema empfing

ich in den Vorlesungen über Rechtsgeschichte und deutsches
Privatrecht von Herrn Prof. Mutzner, dessen Rat ich auch öfters
während der Abfassung der Arbeit einholen durfte. Zu besonderem
Dank verpflichtet bin ich seinem Nachfolger, Herrn Prof. Oppi-
kofer, für seine Anregungen und Hinweise. Weiter danke ich Herrn
Staatsarchivar Dr. Ammann in Aarau und seinem Adjunkten Herrn
Dr. Boner, sowie dem Adjunkten des Staatsarchives Bern, Herrn
Meyer, für die mir bei der Sichtung des Quellenmaterials gewährte
Unterstützung.

1«

gen lieüen; dss iXsbere Kie«u wird jeweils sn Ort und Stelle gesagt.
Lür die nsebreformstoriscbe Xeit standen uns guöerdern die Ver-
wsltungsskten der Lsndvogtei Xönigskelden ini 8t»stssrebiv Lern
«ur Verfügung. Lür weiteres benutztes IVlsterisl verweisen wir suf
<Iie t)uellen«ussmmenstellung 8.169.

Tum 8elilu6 ist es mir eine sngenebme ?flicbt derjenigen
Herren «u gedenken, die mir in freundlielier Ärt und Veise ibre
I^nterstütsung ««Kommen lieöen. Die Anregung «um l'Kems emp-
king ieb in den Vorlesungen über Lecbtsgesebicbte und deutseke^
?rivstreebt von Herrn ?r«f. IVlut«ner, dessen Lst ieb sueb öfter»
wsbrend der Abfassung der Arbeit einliolen durfte. »?u besonderen,
OsnK verpfliebtet bin icb seinem IXsebkolger, Herrn Lrok. Oppi-
Kofer, für seine Anregungen und Hinweise. Veiter dsnke ien Herrn
8tsstsgrebivgr Dr. Ämmsnn in Äsrsu und seinem Adjunkten Herrn
Or. Loner, sowie dem Adjunkten des 8tsstssrebives Lern, Herrn
Never, kür die mir bei der 8iebtung des <)uellenmateris!s gewsbrte
Unterstützung.



Einleitung

Das Eigenamt vor Begründung der
habsburgischen Herrschaft

§ 1. Historischer Überblick
(Kelten, Römer und Germanen)

Das Gebiet des aargauischen Eigenamtes ist alter Kulturboden;
seine ältesten, durch schriftliche Überlieferung uns bekannten
Bewohner waren Kelten. An der Stelle des späteren römischen Vin-
donissa befand sich eines der zwölf von Caesar erwähnten «oppida»
der Hevetier.1

Die kriegsbegabten Römer konnten unmöglich die strategische
Wichtigkeit dieses Zwischenstromlandes übersehen; so entstand zu

Beginn unserer Zeitrechnung die Lagerstadt Vindonissa. Je nachdem

es die Interessen des Weltreiches erforderten, herrschte hier
das rege militärische Leben einer Garnisonsstadt, oder der Platz
versank für Jahrzehnte in die beschauliche Ruhe einer Handelsstadt

in der Provinz. Im Jahre 451 besiegte Aetius, der letzte der

großen Feldherren Roms, mit Hilfe der Westgoten auf den kata-
launischen Feldern die Hunnen unter Attila und deren germanische
Hilfsvölker. Drei Jahre später fiel der Erretter Europas vor den

Barbaren auf Betreiben Kaiser Valentinians III. der Mörderhand
zum Opfer; damit war der Widerstand Roms gegen die sich »eit
Jahrhunderten an den Reichsgrenzen stauenden Germanen
endgültig gebrochen.

Nun war auch die Zeit der Alamannen gekommen; sie setzten
über den Rhein und ergriffen Besitz von der Nord- und Ostschweiz.

Man darf nicht annehmen, die Eroberer hätten die vorgefundene
römisch-keltische Kultur restlos ausgerottet. An vielen Orten
begnügten sie sich mit der Unterwerfung der Bevölkerung und ihrer
Enteignung an Grund und Boden. Auf diese Art scheint auch die

1 Aarg. Heimatgeschichte S. 87.

Dä8 ^ißSnsmt vor öSßrünclunß der
Ka080urß!8ciien I^errscKatt

(Kelten, Römer und (Germanen)

Oss (Gebiet des ssrgauiseben Ligenamtes ist alter Kulturvollen;
seine ältesten, dureb sebriktliebe t^Kerliekerung uns bekannten Le-
vvobner wsren Kelten. Än cler 8telle lies späteren römiseben Viu-
clonisss beksnd sieb eines cier «wölk von lüsessr erwäbnten «oppilis»
lier Hevetier.'

Die Kriegsbegsbten Römer Konnten unmöglieb liie strstegisebe
VicbtigKeit dieses Xvisebenstromlandes überseben; so entstand «u

Leginn unserer Xeitreebnung die Lagerstadt Vindonisss. Je nseb-

dem es die Interessen des Veltreiebes erforderten, berrsebte liier
dss rege militärische Leben einer Osrnisonsstadt, «der der List«
versank kür Isbrsebnte in die bescbsuliebe Rübe einer Handels-
»tsdt in der provins. Im Isbre 461 besiegte Retins, der letzte der

gruöen Leldberren Roms, mit Hilke der Vestgoten suk den Ksts-

launiscnen Leidern die Hunnen unter Attila und deren germsniscbe
HilksvölKer. Drei Jabre später kiei der Lrretter Luropss vor den

Lsrbsren suk Betreiben Kaiser Vsientinisvs III. der lVlörderbsnd

«um Opker; damit war der Widerstand Roms gegen die sieb «reit

IgbrKunderten an den Reicbsgrensen stauenden (Germanen end-

gültig gebroeben.
iVun vsr sueb die Teit der Älsmsnnen gekommen; sie setzten

über den Rbein und ergrikken Lesit« von der Nord- und Ostscbvei«.
Nsn dsrk niebt snnebmen, die Lroberer Kälten die vorgekundene
römiseb-Keltiscbe Kultur restlos ausgerottet. Än vielen Orten be-

gnügten sie sieb mit der I5nterverkung der Bevölkerung und ibrer
Lnteignung sn Ornnd und Loden. Äuk diese Ärt seb«int «neb die

' ^srg. lleimstgesekickte 8.87.
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Inbesitznahme unseres Gebietes erfolgt zu sein.2 Auf Grund von
Gräberfunden dürfen wir annehmen, daß in Birr, Brugg, Mülligen
und Windisch größere alamannische Ansiedelungen bestanden
haben müssen.3 Die durchgehende Besiedlung des Eigenamtes
erfolgte jedoch nur allmählich; noch zur Zeit des habsburgischen Ur-
bars gab es hier Ödland und Urwald, wie aus den verschiedenen

«gerute» hervorgeht.4
Die Alamannen vermochten ihre politische Selbständigkeit nur

kurze Zeit zu wahren. Bereits 496 erlitten sie durch den Frankenkönig

Chlodwig eine entscheidende Niederlage, sodaß der Großteil
des Stammes unter fränkische Oberherrschaft gelangte. Die südlich
des Rheines seßhaften Alamannen entgingen diesem Schicksal nur
dadurch, daß sie sich in burgundische und ostgotische Abhängigkeit

begaben. Das Eigenamt kam an Burgund. Ein paar Jahrzehnte
später erlag auch das Burgunderreich dem Ansturm der Franken.
Nun unterstellte sich unser Gebiet mit Teilen der übrigen
Ostschweiz der ostgotischen Schutzherrschaft; doch bereits 536 trat
König Witigis dieses Gebiet vertraglich an die Franken ab. Damit
war ganz Alamannien unter fränkischer Oberhoheit vereinigt.5

Als das alamannische Land unter Franken, Burgunder und

Ostgoten aufgeteilt war, bestand die große Gefahr, daß der Stamm
allmählich seine völkische Eigenart verlieren könnte. Die oben

skizzierte Vereinigung unter fränkische Oberherrschaft verhinderte

diese Entwicklung. Wenn auch die Alamannen nie mehr eine

völlige politische Selbständigkeit erlangten, so bildete doch das

Herzogtum Alamannien-Schwaben ein einheitliches, je nach der
Stärke der Zentralgewalt mehr oder weniger unabhängiges Glied

* Für diese Annahme spricht folgendes: Die eindringenden Alamannen waren
Heiden. Sie fanden in Vindonissa unter der einheimischen Bevölkerung bereits
eine Christengemeinde vor, die auch in Zukunft weiter bestanden haben muß (so

auch Aarg. Heimatgeschichte S. 172). Nur so läßt sich erklären, daß Windisch in
der ersten Hälfte des 6. Jahrhunderts als Sitz eines Bischofs oder zum mindesten
eines Hilfbischofs erscheint; man vergi, hierüber: Aarg. Heimatgeschichte S. 269 ff.,
Lehmann S. 9 ff. und die dort in Anmerkung 9 ff. zitierte Literatur.

» Fundkarte der alamannischcn Gräberfunde im Aargau (Beilage zur aarg.
Heimatgeschichte).

« QSG Bd. 14, S. 132—136.
8 Aarg. Heimatgeschichte S. 177 ff. ; Koprio, Windisch zur Zeit des Mittelalters,

S. 9 ff.
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Inbesitsnsbme unseres (Gebietes erfolgt su sein.- Äuk (^rund von
(Gräberfunden dürfen wir snnebmen, dsö in Lirr, Brugg, IVlülligen
und Vindiseb größere alsmsnniscbe Ansiedelungen bestanden
Kaken müssen.^ Die durckgebende Besiedlung des Ligensmtes er-
folgte jedock nur sllmäKIieK; noek sur?eit des KsKsburgiscKen 11r-

Kars g«K es Iiier Ödland und Ilrvald, vie »us den versekiedenen
«gerûte» KervorgeKt.^

Die Alamanne» vermockten iìire politisele öelkstsndigkeit nur
Kurse ?eit su wskren. Bereits 496 erlitten sie durek den LrsnKen-
König dklodvig eine entsekeidende IViederlsge, sodsö der OroLteil
des Stammes unter fränkiseke OKerKerrseKakt gelangte. Die südlick
des KKeines seökakten Älsmsnnen entgingen diesem SeKieKssl nur
dsdurek, dsö sie sieK in KurgundiseKe und «stgotiseke ÄKKängig-
Keit KegsKen. Das Ligensmt Kam sn Burgund. Lin pssr IsKrseKnte
später erlsg suen dss LurgunderreieK dem Ansturm der kranken.
IVun unterstellte sick unser (Gebiet mit l'eilen der übrigen Ost-
sekweis der ostgotiscken SeKutsKerrseKskt; doek bereits 536 trat
König Vitigis dieses (Gebiet vertraglieb »n die LranKen ab. Damit
vsr gsns ^lsmsnnien unter frsnkiseber DKerKoKeit vereinigt.^

ÄIs das slsmannisebe Land unter LrsnKen, Burgunder und

Dstgoten aufgeteilt war, bestand die groöe OeksKr, dsö der Stsmm
gllmsKIieK seine völkisebe Ligenart verlieren Könnte. Die oben
»Kissierte Vereinigung unter krsnkisebe OKerKerrseKakt verbin-
derte diese LntvieKIung. Venn sueb die Alamanne» nie mebr eine

völlige politisebe Selbständigkeit erlangten, so bildete doeb dss

Herzogtum Älsmannien ScKvsKen ein einbeitliebes, je nseb der
Stärke der ?entrglgewalt mebr oder veniger unsKKsngiges Olied

k ?ür 6iese ^nnskme sprickt k«Igen6es: Die e!n6riugen6en ^Ismsnnen «srer,
Heikler,. 8ie 1sr>6en in Viricioriisss uriter cier einlieimiscben Bevölkerung bereits
eine dbristengemeiricle vor, clie sueb in TuKurikt «eiter bestsncleu Ksben rnulZ (so

»uok ^srg. rleimstgesekicbte 8.172). IVur so IlilZt sieb erklären, <IslZ Vin6!scK in
cier erste« rlällte 6es 6. ^slirliurxlerts sis 8itT eines Liselioks «cier Tum mindesten
eines Hilkbisclioks ersckeint; msn vergi, liierüber: ^srg. He!mstgeseKicKte 8,2691k,,
I^eKmsnn 8. 9kk. unci clie clort in Anmerkung 911. Zitierte l^iterstur.

« ?un6Ksrte 6er slsmsiinisokcn t?räberkun6e im ^srgsu (öeilsge ?.ur ssrg.
I^eimstgescKicKte).

' <Z8ö L6.14, 8.132—136.
^ ^arg. UeimstgescriicKle 8. 17711.; Xopri«, Vin6!scr> ?.„r Teil 6es Glitte!-

»Iters. 8. 9tt.
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des fränkischen und später des Heiligen Römischen Reiches Deutscher

Nation, wodurch der Fortbestand und die Weiterentwicklung

alamannischer Eigenart und Kultur ermöglicht wurde.

§ 2. Das Gerichtswesen der Alamannen
I. Die fränkische Reichsverfassung wurde auch im eroberten

Alamannien eingeführt; so gehörte das Eigenamt zum Großgau
Aargau, der im wesentlichen das Gebiet zwischen Aare und Reuß
umfaßte. Weitere Wirkungen vermochte jedoch das uniformierende

Bestreben der Zentralgewalt nicht zu zeitigen; die Alamannen

schufen vielmehr im Pactus und in der Lex Alamannorum ein
eigenes Stammesrecht.6

Bei der Betrachtung der mittelalterlichen Gerichtsverfassung
des Eigenamtes werden wir öfters auf Satzungen und Zustände
stoßen, deren Wurzel wir im alamannischen Recht zu suchen haben.
Aus diesem Grunde erscheint uns ein näheres Eintreten auf das

Gerichtswesen der Lex Alamannorum nicht nur gerechtfertigt,
sondern geradezu notwendig.7

IL Altem germanischem Rechtsbrauch entsprechend war das

alamannische Gericht ein Vollgericht, das heißt, jeder Freie war
bei Strafe zur Teilnahme verpflichtet:

«Si quis autem liber ad ipsum placitum neglexerit venire
12 solidos sit culpabilis.»8

Dieser gesetzlichen Dingpflicht unterstanden die Freien einer

» Beide ediert von K. Lehmann in MGH, leg. sectio I T. V, pars I; der Pactus

S. 21 ff.; die Lex S. 35 ff.
7 Der Pactus, eine Bußenordnung, ist nur fragmentarisch erhalten und

enthält nichts Wesentliches über das Gerichtswesen; wir beschränken uns daher auf

die Lex. Es kann sich dabei keineswegs um eine umfassende Betrachtung handeln.

Das würde uns zu weit von Ziel und Aufgabe unserer Arbeit entfernen. Anderseits

können wir uns in diesen Fragen nicht mit einer Verweisung auf die

rechtsgeschichtliche Literatur begnügen, da sich diese auf eine abschließende Darstellung

der fränkischen Gerichtsverfassung beschränkt und nur gelegentlich auf
Besonderheiten des alamannischen Rechts verweist. Allen angeführten Zitaten liegt
der Text der Codices A zu Grunde.

8 L. al. 36. 3.
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«les krsnkiscken und später des Heiligen Kömiseben ReieKes Deut-
seker IVstion, wodureb der Lortbestsnd und die VeiterentwieK
lung slsmanniseber Ligensrt und Xultur ermögliebt wurde.

8 2. Da» (^ericktsvesen lier Alamanne»
I. Die kränliisebe Reiebsverksssung wurde sucb im eroberten

Älsmsnnien eingekübrt; so geborte dss Ligensmt üuin Oroögsu
Äsrgsu, der iin wesentlieben dss (Gebiet «wiscbe» Äsre und ReuL
umksüte. Veitere Birkungen vernioebte ledoeb dss unikorrnie-
rende Bestreben der Xentrglgewslt niebt «u Zeitigen; die ÄIsmsn
nen sebuken vielmehr iin Bsetus und in der Lex Älsmsnnorum ein
eigenes 8tsmmesrecbt.^

Lei der öetrsebtung der mittelslteriiebeu Oeriebtsverksssung
des Ligensmtes werden wir «kters suk 8st«ungen und Zustände
stoken, deren Vur«el wir irn «Isinsnniseben Keebt «u sucben Ksben.
Äus diesem (Grunde ersebeint uns ein nsberes Lintreten suk dss

(^ericbtswesen der Lex Älsmsnnorum niebt nur gerecbtkertigt, son-
dern gerade?» notwendig.^

II. Ältem germanisebem Reebtsbrsucb «»tspreebend war das

slsmsunisebe Oeriebt ein Vollgeriebt, dss beiüt, jeder Lreie wsr
bei 8trske nur l'eilnsbme verpkliebtet:

«8i quis sutem liber sd ipsum plseitum neglexerit venire
12 soüdos sit eulpabiiis.»^

Dieser gesetsÜeben Dingpkliebt unterstanden die Lreien einer

» Leide ediert von K, LeKmsnn in >I<Ztt, leg, secli« I 1', V, psrs I; der ?sctus

8. 21 tt.; die Lex 8. 35 tt.
^ Oer ?sclus, eine LuLenorduung, ist nur krsgrnentsrisck erkslten und eut-

Kiilt nickts VeseutlicKe» über dss LericKtswesen; «ir besckränkeri uns dsker suk

die Lex. Ls Ksnn sieb dsbei Keineswegs »m eine umlssseride LelrscKtung Ksndeln,

Oss würde uns 2U weit von Tiel und ^ukgsbe unserer Arbeit entkerriev. Anderseits
Können wir uns in diesen krsgeu nickt mit einer Verweisung suk die reckls-

gesckicktlicke Literstur begnügen, ds sick diese suk eine sbscKIielZeride Osrstel-

luog der krsnkiscken OericKtsverksssung KeseKrsnKt und nur gelegentlick suk Le-

sovderkeilen des slsmsnniscken lieckts verweist, ^Ilen srigekükrten Ntster, liegt
der l'ext der (Codices ?» (?rur>de,

» L, sl. 36. 3.



14

Hundertschaft. In dieser Hinsicht war das Ding Hundertschaftsgericht,

während es in Bezug auf seine räumliche Zuständigkeit
Grafschaftsgericht war, indem vor ihm Geschäfte aus dem ganzen
Gau verhandelt werden konnten.83 Im Gegensatz zu den Franken
war den Alamannen die Scheidung in gebotene und ungebotene
Dinge unbekannt; sie kannten nur das ungebotene Gericht.8b Es

versammelte sich in Abständen von sieben, in ruhigeren Zeiten in
solchen von 14 Tagen:

«Ipse placitus fiat de sabbato in sabbato de Septem in Septem
noctes, quando pax parva est in provintia; quando autem melior,
post 14 noctes fiat conventus .»9

Wie in altgermanischer Zeit tagte das Gericht weiterhin unter
freiem Himmel, an festbestimmten Dingstätten. Jede Hundertschaft

verfügte über ihre eigene Gerichtsstätte. Da uns aus dieser
frühen Zeit spezielle Quellen aus dem Eigenamt fehlen, müssen

wir uns mit der obigen allgemeinen Feststellung begnügen. Für
das Nähere über die Gerichtsstätten des «officium im Aigen»
verweisen wir auf S. 73 74.

Den Vorsitz führte der Graf, bei dessen Verhinderung sein

Missus, sodann auch der Zentenar. Der Wortlaut der Lex «ut
conventus fiat in omni centena coram comité aut suo misso

et coram centenario»10 spricht eher dafür, daß dem Zentenar der
Vorsitz nur im Beisein des Grafen oder in dessen Vertretung
zustand. Dem ist aber nicht so, er konnte dem Gericht durchaus

selbständig vorstehen, das beweisen folgende Quellenstellen:

36. 1: «Ipse placitus fiat de sabbato in sabbato, aut quale die
comis aut centenarius voluerit .»

36. 2: «. et wadium suum donet ad misso vel ad ilio cente¬
nario, qui praeest .»

36. 3: «... vel semetipsum non praesentaverit aut comité aut
centenario aut ad missum corniti in placito .»

Neben dem Vorsitz interessiert uns vor allem die Frage der

Urteilsfindung. Nach altgermanischem Recht stand das Urteil den

8a So Glitsch, der al. Zentenar und sein Gericht, S. 8, ebenso bereits Fr. v.

Wyß, Abhandlungen z. Gesch. des Schw. öf. Rechts, S. 289.

8b Glitsch a. a. 0.
9 L. al. 36.1 ; Glitsch S. 8.

» L. al. 36.1; Glitsch S. 19.
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UundertseKskt. In dieser HinsicKt war dss Ding HundertscKskts-
geriekt, wäkrend «8 in Lesug suf seine räumlicke Zuständigkeit
OrskscKgftsgerieKt wsr, indem vor ikm OeseKäkte aus clem gsnsen
Osu verksndelt werden Konnten.^ Im Oegensst« «n den LrsnKen
wsr den Älsmsnnen die öckeidung in gebotene nnd ungekotene
Dinge unbekannt; 8ie Kannten nur das ungebotene OerieKt.^b Ls
ver8srnrnelte sieb in Abständen von sieben, in rubigeren leiten in
soleken von 14 l'sgen:

«Ipse plscitus kist de ssbbsto in ssbbstu de Septem in Septem
noetes, quando psx parva est in provintia; quando sutem melior,
post 14 noetes fist eonventus.

Vie in «ItgermsniscKer ?eit tagte das OericKt weiterbin unter
freiem Himmel, sn festkestimmten Dingstätten. Jede Hundert-
scksft verfügte über ibre eigene Oeriebtsststte. Ds uns aus dieser
krüben Xeit spezielle Quellen sus dem Ligenamt keklen, müssen

wir uns mit der obigen allgemeinen Leststellung begnügen. Lür
das IVäbere Uber die Oeriebtsststten des «officium im Äigen» ver-
weisen wir suk 8. 73 74.

Den Vorsitz? fükrte der Oraf, bei dessen Verbinderung sein

Nissus, sodann sueb der ^entensr. Der Vortlsut der Lex «ut
eonventus kist in omni eentens eorsm eomite sut suo mis8«

et eorsm centenario»^ spriebt eber dafür, daL dem Tentensr der
Vorsitz? nur im Beisein des (Braken oder in dessen Vertretung «u
stsnd. Dem ist sber niebt so, er Konnte dem OerieKt durcbsus

selbständig vorsteben, das bewegen folgende <)uellenstellen:

36. 1: «Ip8e plaeitu8 fiat de ssbbat« in ssbbsto, sut quale die
eomis sut eentensrius voluerit. .»

36. 2: «. et wsdium suum donet sd misso vel sd ilio eente-
nsrio, qui prseest. .»

36. 3: «... vel semetipsum non prsesentsverit aut eomite aut
centenario «ut sd missum corniti in placito .»

lXeKen dem Vorsit? interessiert uns vor «llem die Lrsge der

Lrteilsfindung. IVseb sltgermsniscbem Reckt stsnd dss Urteil den

«s 8« Olitseb, 6«r sl. Tenlensr llvc! sein Lericbt, 8,8, ebenso bereits s'r, V.

VvlZ, ^bksnclluiigei, T. OeseK. cles 8cbv>, ök. NeeKls, 8. 289.

«b (ZlitscK s. s. 0.
S L. sl. 36.1; eiitsck 8. 8.

"> L. sl. 36.1; OlitscK 8. 19.
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freien Volksgenossen der Landsgemeinde in Verbindung mit dem
Vorsitzenden Richter zu.11 Das alamannische Recht steht nicht
mehr völlig auf diesem Boden. Es hat einen besonderen Iudex,
Urteilsfinder, geschaffen:

36. 2: «Et si quis alium mallare vult de qualecumque causa, in
ipso mallo publico debet mallare ante iudice suo .»

41. 1: «Ut causas nullus audire praesumat, nisi qui a duce per
conventionem populi iudex constitutus sit, ut causas iudi-
cet, ...»

Auf die Streitfrage, ob der Iudex mit dem Zentenar identisch sei

oder nicht12, möchten wir nicht eintreten. Bei der schwankenden
Terminologie der Lex ließe sich dies wohl nur bei Auffindung
neuer Quellen entscheiden.

Dies wären die wesentlichsten Hauptpunkte der alamannischen

Gerichtsverfassung. Auf das materielle Strafrecht der Lex können
wir hier nicht eintreten; wir verweisen hiefür auf die einschlägige
Literatur13. Zum Schluß haben wir noch eine für die spätere
Entwicklung der Verhältnisse im Eigenamt äußerst wichtige Feststellung

zu machen. Das oben skizzierte Gerichtswesen galt nur für
den freien Alamannen. Die unfreie Bevölkerung unterstand nicht
den ordentlichen staatlichen Gerichten, sondern sie war völlig der
Gewalt ihrer Herren unterstellt:

«Infra provintia, ubi nécessitas est, unusquisque de mancipio suo
potestatem habeat secundum legem iudicandi.»14

III. Karl der Große führte im Gerichtswesen durchgreifende
Reformen ein. Zur Entlastung der ärmeren Volksgenossen
beschränkte er die allgemeine Dingpflicht auf drei Vollgerichte, «pla-
cita generalia», und schuf zugleich das Schöffentum. Diese Neuerungen

galten zunächst vor allem für die fränkischen Lande. Inwieweit

sie in den übrigen Reichsteilen, besonders in Alamannien,
Fuß faßten, ist umstritten.15 So wichtig die Lösung dieser Fragen

>i Brunner I, S. 195«.; Schröder S. 44 ff.
12 Bejahend: Glitsch, S. 20 f.; verneinend: Schwerin, Die altgermanische

Hundertschaft, S. 143 ff.
13 Man vergi, das Werk von Glitsch und die dort zitierten Werke.
» L. al. 37.2.
•s Für Einführung: Schröder S. 184; Wyß, Abhandlungen, S. 290/91; Waitz,

Verfassungsgeschichte IV, S. 404; gegen umfassende Einführung: Brunner H, S. 301;
derselbe in Forschungen zur Geschichte des deutschen und französischen Rechts,
S. 258 f.
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freien Volksgenossen cier Lsndsgemeinde in Verbindung mit dem
Vorsitzenden Licbter «u." Oss sismsnniscbe Kecbt stebt niebt
mebr völlig suk diesem Loden. Ls Kst einen besonderen Iudex,
Llrteiiskinder, gesebsffen:

36. 2: «Lt si qui« siium msiisre vuit de qusiecumque esuss, in
ipso msllo publico debet insilare snte iudice suo. .»

41. 1: «Ut esuss« nullus sudire prsesumst, nisi qui s duee per
eonventionem populi iudex constitutus sit, ut esusss iudi-
eet, ...»

Äuk die 8treitkrsge, ob der Iudex mit dem Tentensr identiseb sei

oder nicbt^, möebten wir niebt eintreten. Lei der scbwsnkenden
Terminologie der Lex iieöe sieb dies wobl nur bei Auffindung
neuer Quellen entsebeiden.

Oies wären die wesentlicbsten Hauptpunkte der slsmsnniseben
Oeriebtsverksssuug. Äuk dss materielle 8trgfrecbt der Lex Können
wir bier niebt eintreten; wir verweisen bietur suk die einscbiägige
Literatur^. Xum 8ebiuL Ksben wir noeb eine kür die spätere Lnt-
wieKIung der Verbältnisse im Ligensmt suüerst wiebtige Leststei-

lung «u mseben. Oss oben skisiêierte Oericbtswesen gsit nur für
den freien Alamanne». Oie unfreie Bevölkerung unterstand niebt
den ordentlieben stsstlieben Oericbten, sondern sie wsr völlig der
(Gewalt ibrer Herren unterstellt:

«Inkrs provintis, ubi nécessitas est, unusquisque de mancipio sun
poteststem Ksbest seeundum legem iudicsndi.»^

III. Karl der t?rol!e fübrte im (Gerichtswesen durcbgreikende
Reformen ein. Xur Lntisstung der ärmeren Volksgenossen be>

schränkte er die allgemeine Oingpflicbt suk drei Voiigericbte, «pis-
cits generalis», und sebuk «ugieieb dss Leböffentum. Oiese IVeuerun-

gen galten zninäcbst vor sllem kür die fränkiscben Lsnde. Inwie-
weit sie in den übrigen Keicbsteilen, besonders in Älsmannien,
Luö fsöten, ist umstritten.'^ 8« wicbtig die Lösung dieser Lrsgen

» Lruoner I, 8. 19511.; 8cKröcIer 3. 4411.
>2 öejsbend: (ZlilseK, 8. 20 k.; verneineuä: 8cK«erin, Die sllgerrusniseke

ttunclettsckskt, 8. 14311.
>^ IVlsn vergi. 6ss VerK von LIilscK unci clie clort Zitierten VerKe.

" L. sl. 37.2.
>s rür LinkiiKruug: 8cKrö6er 8.184; VvlZ, ^KKsncllungen. 8.290/91; Vsitn,

VertsssuugsgescKieKie IV, 8.404; gegen iiniksssencle Lirilübrung: örunner II, 8.301;
derselbe in ?nrsebungen nur LeseKicKte cles cleuiscben unci Irsnnösiscbeu Itecbts,
8. 258 k.
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für das Verständnis der mittelalterlichen Gerichtsverhältnisse auch

ist, so können wir, da jegliche diesbezüglichen Quellen aus unserem

Gebiet fehlen, nicht näher darauf eintreten. Wir glauben dies

aus folgenden Gründen um so eher tun zu dürfen: Es blieb im
Eigenamt nicht lange bei der ursprünglichen Gleichberechtigung
der alamannischen Ansiedler, sondern es kam zur Bildung von
Großgrundbesitz. Dadurch trat die staatliche Gerichtsbarkeit zu
Gunsten der grundherrlichen als hauptsächlichste Komponente der
mittelalterlichen Gerichtsverfassung unseres Gebietes zurück.

16

kür dss Verständnis der mittelsiterlieken OericKtsverKältnisse suen
ist, so Können vir, ds jeglieke dieskesüglieken lineile» sus unse
rem Oeoiet keìilen, niekt näber dsrsuk eintreten. Vir glsuden dies

sus folgenden (Gründen um so etier tun 2U dürfen: Ls blieu im
Ligensmt niekt lange liei der ursprünglieken t^leickoereentiguug
der slsmsnniseken Ansiedler, sondern es Ksm «ur Bildung von
OroLgrundoesitü. Dsdurcn trat die stsstliene (^ericritsdsrkeit «u
(Gunsten der grundkerrlielien sis KsuptsäcKIicnste Komponente der
mittelslterlienen (^erientsverksssuug unseres (Gebietes «urüek.



I. Teil

Das Eigenamt

unter habsburgischer Oberherrschaft bis 1415

1. Abschnitt

Die Alleinherrschaft Habsburgs

1. Kapitel

Historisdier Überblick

§ 3. Der Zerfall des fränkischen Reiches

Unter Karl dem Großen erreichte das fränkische Weltreich
seinen glanzvollen Höhepunkt. Unglaublich rasch erfolgte nach
dem Tode dieses bedeutenden Herrschers der Zerfall des
Imperiums. Auf Grund des Vertrages von Verdun vom Jahre 843
gelangte der Aargau an das Ostreich. Aber auch die drei Teilreiche
des formell noch fortbestehenden fränkischen Imperiums waren
dem Untergange geweiht. Als erstes zerfiel Mittelfranken, und auf
seinem Territorium entstand das Königreich Burgund. Auch in
Ostfranken sanken königliche Macht und Ansehen immer mehr; es

bewirkte dies, daß einerseits der Aargau an Burgund fiel, und
anderseits in Alamannien das alte Stammesherzogtum als Herzogtum
Schwaben neu erstand. Um 920 kam es bei Winterthur zur
Auseinandersetzung zwischen Herzog Burkhard und Burgund. Die
für die Schwaben siegreiche Schlacht setzte dem \ordringen der

Burgunder ein Ende; der Aargau verblieb jedoch weiterhin unter
ihrer Herrschaft. Als 1033 das Burgunderreich im Heiligen Römischen

Reich Deutscher Nation aufging, wurde der Aargau dem

Herzogtum Schwaben einverleibt. Damit gelangte der fast zwei
Jahrhunderte dauernde Kampf um die Oberherrschaft über das

2 Werder. Eigenamt

I. l'è,!

Das ^ißSnamt

unter KaQsKurgiscKer OoerrierrscKsst Oìs I415

1. ÄbseKnitr

1. Kspitel

Historischer OberblicK^

§ 3. Der verfall cte» krànliisctien Keicile»

Dnter Xsrl dem OroLen erreiebte dss krsnkisebe Veltreieb
seinen glsn2v«IIen HöbepunKt. Ilnglaublieb rsseb erfolgte nseb
dem lode dieses bedeutenden Herrscbers der Zerkall des Impe
rium». Äuf Orund des Vertrages von Verdun vom Jabre 843 ge-
langte der Äsrgsu sn das Ostreieb. Äber sucb die drei l'eilreiobe
des formell noeb fortbestellenden krsnkiseben Imperiums waren
dem Untergänge geweibt. ÄIs erstes «erfiel NittelkranKen, und suf
seinem Territorium entstand dss Xönigreicb Burgund. Äueb in Ost-

frsnlien sanken Königliebe iVlsebt und Änseben immer mebr; es

bewirkte dies, dsö einerseits der Äsrgsu sn Burgund kiel, und sn-
derseits in Äismsnnien dss site 8tsmmesKer2ogtum »Is Herzogtum
öcbwsben neu erstand. Ilm 92t) Kam es bei Vintertbur «ur Äus-

einsnderset2ung «wiseben Herzog LurKKsrd und Burgund. Die
kür die 8ebw«ben siegreiebe öeblsebt setzte dem Vordringen der

Burgunder ein Lnde; der Äsrgsu verblieb jedocb weiterbin unter
ibrer Herrsebskt. Äls 1(133 dss Lurgunderreieb im Heiligen Römi-
«eben Beieb Deutseber IVstion sukging, wurde der Äsrgsu dem

Herzogtum 8ebwsben einverleibt. Damit gelangte der kast «wei
Isbrbunderte dauernde Xsmpf um die Oberberrsebskt über dss
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zwischen Aare und Reuß gelegene alamannische Siedlungsgebiet
zum endgültigen Abschluß.16

Als Teil des Aargaus machte auch das Eigenamt die oben
skizzierte Entwicklung mit. Für die Ausbildung und endgültige Gestaltung

seiner Gerichtsverfassung waren jedoch — je weiter wir in
der Zeitrechnung fortschreiten, in um so vermehrterem Maße trifft
dies zu — in erster Linie andere historische Faktoren von Bedeutung;

infolgedessen schließen wir hier die Betrachtung über die
Beziehungen des Aargaus zu den übergeordneten Herrschaftsverbänden,

Reich und Schwaben, ab und wenden uns im folgenden
einer kurzen Schilderung der speziellen Geschichte unseres Gebietes

zu.

§ 4. Landeloh, der Herr von Windisch

Der Übergang des Eigenamtes an die Habshurger
I. Aus der Chronik des St. Galler Mönchs Ekkehard des IV.

ersehen wir, daß gegen Ende des 9. Jahrhunderts ein Bischof
Landeloh im Eigenamt begütert war:

«Suevus hie et nobilis erat, cuius Vindonissa cum multis aliis
hereditas erat.»17

Im übrigen sind die Quellen über diesen Landeloh äußerst dürftig;
nicht einmal sein Bischofssitz läßt sich sicher nachweisen. Auch
über Umfang und Art seiner Güter im Eigen ist nichts Näheres
bekannt. Als einzige Tatsache steht fest, daß es hier schon bald nach
der alamannischen Invasion zur Bildung von Großgrundbesitz kam.
Die Ursachen hiefür waren folgende: Nachdem die Alamannen vom
Lande Besitz ergriffen und die einheimische Bevölkerung an Grund
und Boden enteignet hatten, wurden sie seßhaft, indem das

bebaubare Land unter Ausschluß von Wald und Weide, deren

Benützung allen gemeinsam verblieb, unter die Eroberer verteilt
wurde. Dadurch bildete sich aber nicht Privateigentum im heutigen

Sinne, der Schwerpunkt der Berechtigung des einzelnen
Ansiedlers beruhte im Nutzungsrecht. Die Verfügungsberechtigung
lag noch lange Zeit bei der Sippe, später beim Hausverband. Es

wird in der Literatur oft die Ansicht vertreten, Grund und Boden

18 Aarg. Heimatgeschichte, S. 179 f.

" MVG XV/XVI, S. 33.
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swiscken Äsre und Keuü gelegene sismsnniseke 8iedIungsgeKiet
sum endgültigen ÄKseKIuö.'^

ÄIs l^eil des Äsrgsus rnsebte sueb das Ligensmt clie «Ken «Iii«-
sierte LntwieKIung rnit. Lür die Ausbildung und endgültige Oestsl-

lung seiner t^eriebtsverksssung waren jedoeb — je weiter wir in
der Teitreennung kortsekreiten, in uni so vermekrterem KlaLe trifft
dies 2u — in erster Linie andere KistorÌ8eKe LsKtoren von Ledeu-
tung; infolgede88en seKIieüen wir nier die LetrseKtung über die
LesieKungen des Äargsus 2u den übergeordneten HerrseKsktsver-
bänden, KeieK und 8eKwsben, «K und wenden uns im folgenden
einer Kursen 8eKilderung der sp«2ÌeIIen Oesekiekte unseres (?ebie-
tes 2U.

§ I^»ncleIoK, cler rlerr v»u Wincliscîi

Der OKerKsngs cle» Li^eiikuiite» »n clie HsKsKur^er
I. Äus der tübronik des 8t. (Kaller iVläncbs LKKebsrd des IV.

erselien wir, dsö gegen Lnde des 9. IsbrKunderts ein öisebuk
Lsndeiob im Ligensmt begütert war:

«8uevus bie et nobilis erst, euius Vindonissa eum multis sliis
dereditss erst.»^^

Im übrigen sind die t)uellen über diesen Lsndeiob äuÜerst dürftig;
niebt einmsl sein Lisebokssits läöt sieb sieber nsebweisen. Äueb
über Umfsng und Ärt seiner <?üter im Ligen ist niebts iXäberes be-

Ksnnt. Äls ein2ige l'stssebe stebt fest, dsö es Kier sebon bald nseb
der slsmsnniseken Invasion sur Bildung von Oroögrundbesits Kam.

Die Hrsseben Kiekür waren folgende: IXscKdem die Älsmsnnen vom
Lande öesits ergriffen und die einbeimisebe Bevölkerung sn (^rund
und Loden enteignet Kstteu, wurden sie seöbsft, indem das be-

bsubsre Lsnd unter Äus8eKIuö von Vsld und Veide, deren Le-

nütsung sllen gemeinsam verblieb, unter die Lroberer verteilt
wurde. Osdurcb bildete sieb aber niebt Privateigentum im Keuti-

gen 8inne, der 8ebwerpunKt der Lereebtigung des einseinen Än-
Siedlers berubte im IVut2ungsreebt. Die Verfügungsbereebtigung
lag noek lange Xeit bei der 8ippe, später Keim Ususverband. Ls

wird in der Literstur oft die ÄnsieKt vertreten, Orund und Loden

>» Xsrg. rleimstgesokiokte, 8. 179 t,

" I«VC XV/XVI. 8. 33.
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seien gleichmäßig verteilt worden. Diese Gleichbehandlung
entspricht durchaus dem germanischen Recht und der politischen
Gleichberechtigung. Man darf aber nicht übersehen, daß es immer
einzelne gab, die gewisse Vorrechte genossen, sei es kraft ihrer
Zugehörigkeit zu einer besonders angesehenen Familie, sei es wegen
eigenen persönlichen Verdiensten, zu deren Erwerb gerade die
Eroberungszüge reichlich Gelegenheit schufen. Außerdem war gerade
die Völkerwanderung eine Zeit, in der in vielen Fällen nicht das

Recht, sondern die Macht der maßgebende Faktor war. Man
braucht nicht unbedingt anzunehmen, solche Mächtige hätten sich
bei der Verteilung des Bodens in quantitativer Hinsicht eine bevorzugte

Stellung verschafft, aber sie hatten es wenigstens in der
Hand, für sich besonders gutes und ertragreiches Land zu
beanspruchen. Dazu kommt, daß infolge der wirtschaftlichen und
politischen Zustände im Laufe der Zeit einzelne zum Nachteil der
andern an Ansehen und Einflußkraft gewannen. Reichtum auf der
einen Seite führte zur Verarmung auf der andern. Dies wiederum
bedingte, daß viele freie Bauern — es ist dies eine allgemeine
frühmittelalterliche Erscheinung18 -—¦ im Laufe der Zeit ihren öffentlichen

Pflichten (vor allem Heerfolge und Dingpflicht) gegenüber
den staatlichen Beamten nicht mehr nachkommen konnten und
daher in ein Schutz- und Abhängigkeitsverhältnis zu ihnen oder
andern wirtschaftlich besser gestellten Stammesangehörigen gerieten.

Als Gegenleistung für die Befreiung von den öffentlichen
Lasten gaben die Ansiedler ihren freien Besitz in die Hand der
Großen auf (die Aufgabe erfolgte teils freiwillig, teils erzwungener-
maßen) und empfingen ihn als Leihe zurück. Es ist sehr gut möglich,

daß sich im Eigenamt neben dem Besitztum Landelohs
Ansätze anderweitigen Großgrundbesitzes herausbildeten; die dürftigen

Quellen aus dieser Zeit vermögen allerdings hierüber keinen
näheren Aufschluß zu geben.

Es ist auch schon die Frage aufgeworfen worden, ob die
Herrschaft Landelohs statt auf einem allmählichen Eintritt der Freien
in ein solches Schutz- und Abhängigkeitsverhältnis nicht auf einer

merowingischen Landschenkung beruhe.19 Nun ist durchaus richtig,
die geographische und strategische Wichtigkeit dieses Zwischen-

'8 Brunner I, S. 293 ff.; Heusler, deutsche Verfassungsgeschichte, S. 79 ff.
>• Koprio, Windisch zur Zeit des Mittelalters, S. 15 f.; Heusler, Schweiz.

Verfassungsgeschichte, S. 12 f.
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seien gleickmsöig verteilt worden. Diese OleieKbeKsndlung ent-
«priekt dureksus dem permanisene» Reckt und der politisene»
(^leickbereektigung. iVlan dark aber nickt UberseKen, dsö es immer
einzelne gab, die gewisse VorrecKte genossen, sei es Krskt inrer
ZugeKörigKeit 2u einer besonders angesekenen Lsmilie, sei es wegen
eigenen persönlicben Verdiensten, 2u deren LrwerK gersde die Lr-
oberungS2Üge reickliek OelegenKeit sckuken. Äuöerdem wsr gersde
die Völkerwanderung eine Zeit, in der in vielen Lällen niebt dss
Reckt, sondern die iVlseKt der msögekende LsKtor war. Nsv
brsuekt nickt uokedingt snsunekmen, soleke KlscKtige Kstten sick
bei der Verteilung des Lodens in qusntitstiver HinsicKt eine bevor-
2ugte Stellung versckskkt, sber sie Kstten es wenigstens in der
Hsnd, für sieK besonders gutes und ertrsgreiekes Land 2u besn-
sprueben. Ds2u Kommt, daü infolge der wirtsebsktlicken und poli-
tiseben Zustände im Lsuke der Zeit eio2elne 2um IVaeKteil der sn-
dern sn ÄnseKen und LinkluüKrskt gewsunen. LeieKtum auf der
einen Seite kllkrte sur Verarmung auf der sndern. Dies wiederum
Kedingte, dsÜ viele freie ösuern — es ist dies eine allgemeine frük-
mittelslterliebe LrscKeiuuug^ — im Laufe der Zeit ibreu ökkent-
lieben LklieKten (vor allem Heerkolge und Dingpflicbt) gegenüber
den stsstlicben Beamten nickt mekr nseKKummen Koauten und
dsker in ein 8cKut2> und ÄKKängigKeitsverKältnis 2U iknen oder
sndern wirtseksktlick Kesser gestellten StammessngeKörigen gerie-
ten. ÄIs (Gegenleistung kür die Befreiung von den öffentlickeo
Lasten gsken die Ansiedler ikre» kreien Lesit2 in die Hand der
Oroüen suk (die ÄukgsKe erkolgte teils freiwillig, teils erswuugeaer-
msÜe») und empfingen ikn als LeiKe surüek. Ls ist sekr gut mög-
liek, dsö sieK im Ligensmt neben dem öesitstum Lsndelobs Än
sätse anderweitigen Oroügrundbesitses Kersusbildeten; die dürkti-

ge» Quelle» sus dieser Zeit vermögen allerdings Kierüber Keinen

näkeren Äuksebluü 2U geben.
Ls ist suek sekon die Lrsge sukgeworken worden, ob die Herr-

sckskt LsndeloKs ststt suk einem sIImLkIieben Lintritt der Lreieo
in ein solckes 8eKut2- und ÄKKängigKeitsverKältnis nickt suk einer

merowingiseken LsndscKenKung KeruKe.'^ IVun ist dureksus ricktig,
die geogrspkiseke und strstegiscke VicKtigKeit dieses ZwiseKen-

>« Srunrier I, 8, 293 tt.; tteusler, äeutscke VerksssungsgescKicKle, 8. 79 tt.
» Kopri«, Virloüscn nur Teil cles ^littelslters, 8. 15 k,; tteiisler, sckwein. Ver-

lsssuogsgesckiekte, 8, 12 k.
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Stromlandes würde es gerechtfertigt haben, daß der fränkische
König dieses Gebiet an sich gezogen hätte, um es später einem
Getreuen für geleistete Dienste zu vergaben. Es darf aber nicht
übersehen werden, daß unser Gebiet nicht infolge Eroberung, sondern
durch Abtretung unter fränkische Oberhoheit kam. In diesem
Zeitpunkt waren zudem gut 80 Jahre seit der Inbesitznahme des Landes

durch die Alamannen verflossen; die Verteilung von Grund
und Boden unter Eroberer und Einheimische war abgeschlossen,
die Verhältnisse hatten sich konsolidiert. Die fränkische Krone
fand somit 536 nicht ein herrenloses Gebiet vor, über das sie ohne

weiteres hätten verfügen können. Aus diesen Gründen scheint es

uns unwahrscheinlich, daß das ganze Eigenamt Königsgut gewesen
sein könnte,20 und es bleibt somit als Entstehungsgrund für den

Großgrundbesitz bei der eingangs geschilderten Aufgabe des freien
Eigentums an Grund und Boden durch die alamannischen
Ansiedler.

IL Bereits vor dem Jahr 1000 erscheint das Eigenamt als freies

Sondergut der nachmaligen Grafen von Habsburg.20a Die Ansicht
der älteren Geschichtsforschung, die in Landeloh einen Vorfahren
und Angehörigen der Habsburger sah, wird von der neueren als

unbeweisbar zurückgewiesen. Wir wissen heute nur soviel: Die Wurzel

-o Die Möglichkeit eines geringen königlichen Grundbesitzes möchten wir
jedoch nicht unbedingt verneinen. In einem habsburgischen Rodel um 1273 erscheint

nämlich unter «regis lantgarba» eine Einkunft von zwei Mütt Roggen (QSG 15 I,
S. 49). Sodann erwähnt ein Rodel der Herzogin Agnes um 1290 eine Landgarbe —
diesmal ohne den Zusatz «regis» — von 25 Mütt Roggen (QSG 15 I, S. 176).

Die Landgarbe erscheint auch an andern Orten des habsburgischen
Machtbereiches; man vergi, die Zusammenstellung in QSG 15 II, S. 282. Eine umfassende

Darstellung des Institutes ist von der Forschung bis jetzt unterblieben. In seinem

Glossar zum habsburgischen Urbar spricht Glättli die Vermutung aus, die Landgarbe

sei eine Abgabe von Grundstücken gewesen, die dem Landgericht dienten

(QSG 15 II, S. 282). Wenn dem so ist, hätten wir die alle Dingstätte des Eigenamtes

nachgewiesen, wobei der Grund und Boden, auf dem das Gericht tagte.
Königsland gewesen wäre. Da unsere Quellen der Landgarbe außer den oben

erwähnten zwei Stellen keine Erwähnung tun, können wir weder allgemein zur
Abklärung der aus diesem Institut sich ergebenden Fragen etwas beitragen, noch dürfen

wir aus ihrer Existenz vorbehaltlos auf eine alte Gerichtsstätte auf Königsland
schließen und daraus weitere für die Gerichtsverhältnisse grundlegende Schlüsse

ziehen.
s»a Merz, die Habsburg, Anmerkung 2: Historisch Biographisches Lexikon der

Schweiz unter «Windisch».
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strumlsndes würde es gerecktkertigt KsKen, dsL der kränkiseke

König dieses (Gebiet sn sien gesogen Kälte, um es später einem Oe-

treueu kür geleistete Dienste su vergsken. Ls dsrk sber niekt Uker-
seken werden, dsö unser OeKiet niekt inkolge Lroberung, sondern
durek ÄKtretung unter kränkiseke OKerKoKeit Ksm. In diesein Zeit-
punKt wsren sudein gut 80 IsKre seit der InKesitsnsKme des Lsn-
des durek die Älsmsnnen verklossen; die Verteilung von (^rund
und Loden unter LroKerer und LinKeimiseKe wsr skgeseklossen,
die Verkältnisse Kstten sieK Konsolidiert. Die kränkiseke Krone
ksnd somit 536 niekt ein Kerrenloses OeKiet vor, llker dss sie «Kne

weiteres Kstten verkügen Können. Äus diesen (Gründen sekeint es

uns unwskrsekeinlick, dsl! dss gsnse Ligensmt Königsgut gewesen
sein Könnte,^ und es KleiKt somit sis LntsteKungsgrund kür den

OroügrundKesits Kei der eingangs gesekilderten ÄukgsKe des freien
Ligentums sn Orund und Loden durek die slsmsnniscken Än-
siedler.

II. Bereits vor dem IsKr 1000 ersekeint dss Ligensmt sis freie«

8undergut der nsckmsligen Orsken von LlsKsKurg.^^ Die ÄnsieKt
der älteren OeseKieKtskorscKung, die in LsndeloK einen VorksKren
und ÄngeKörigen der HsKsKurger ssk, wird von der neueren sis un-
KeweisKsr surüekgewiesen. Vir wissen Keute nur soviel: Die Vursel

-» Die ^löglicKKeil eines geringen KöniglieKen Orundbesitxes niöckte» wir
iedock nickt urikedirigt verneinen. In einem Ksbsburgiscben lîodel um 1273 ersekeinl

nsmlick unter «regis Isntgsrbs» eine LinKunkt von nwei ^liitt Loggen <O,8O 15 I,
3. 49), 8odsrm erwäbnl ein Lodel der Ilernogin ^giies »m 1290 eine Lsndgsrbe —
diesmsl okne den bussln «regis» — von 25 IVliitt Loggen <<)8L 15 I, 8, 176),

Die Lsudgsrbe ersclieint sucli sn sndern Orten des KsKsburgiscKen ^lsckt
bereickes; msu vergi, die Tussmmenstelluug in <)3O 15 II, 8, 282, Dine »mksssende

Darstellung des Institutes ist von der LorscKung bis jeinl unterblieben. In seinem

Olosssr num KsKsburgiscKen Ilrbsr spricbl Olsttli die Vermutung sus, die Lsnd-

gsrbe sei eine ^bgsbe von OrundstücKen gewesen, die dem LsndgericKt dienten

<<)3O 15 II. 8. 282). Venn dem so ist. Kstten wir die site Oingststte des Ligen-
smtes nsoligewiesen, wobei der Orund und Loden, suk dem dss Oeriebt tsgte.
liönigslsrid gewesen würe. Os unsere Ouellen der Lsndgsrbe sutler den oben er-

wsknten üwei 8tel!en Keine LrwsKnung tun, Können wir weder sllgemein /,»r ^K-

Klärung der sus diesem Institut sick ergebenden Lrsgen etwss beitragen, nocli diii
leu wir sus ikrer Lxisten? vorbeksltlos suk eine site OerieKlsstslte sui Xönigslsnd
»cKIielZen und dsrsu» weitere iiir die OericKtsverKältnis^e grundlegende 8cliliisse
xieken,

-«!> ^ler/, die Usbsburg. VnmerKung 2: Hisloriscl, Li<igrspKiscbe« Lexik,», der

8cl,wei? unter «VindiscK»,
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dieses Geschlechtes ist eher im Elsaß als im Aargau zu suchen;
keinesfalls läßt es sich weiter zurückverfolgen als bis auf Guntram
(geb. um 910).21 Der Übergang des Eigenamtes von der Familie des

Landeloh an die Habsburger vollzog sich wahrscheinlich durch Heirat,

indem die Gemahlin Guntrams die Erbin von Vindonissa war.22

§ 5. Das Eigenamt als Glied der hahshurgischen Verwaltung
Seitdem das Eigenamt Bestandteil des habsburgischen Hausgutes

geworden war, begegnet es uns unter dem Namen «predium»
oder «ampt (officium) im Aigen» als selbständiges Glied der
Verwaltung.

Auf die verschiedene rechtliche Stellung der einzelnen
Angehörigen des Herzoghauses zu unserem Gebiet brauchen wir hier
nicht einzutreten. Es liegt dies nicht im Rahmen unserer Aufgabe,
indem von dieser Seite in Bezug auf die Gestaltung der
Gerichtsverfassung keine ausschlaggebenden Wirkungen ausgingen. Das 13.

Jahrhundert brachte jedoch zwei Ereignisse, die grundlegende
Änderungen hervorzurufen in der Lage waren und welche die temporäre

Gefahr schufen, daß das Eigen als selbständiges und einheitliches

Glied der habsburgischen Hausmacht zum Verschwinden
gebracht werde.

Das erste war die Teilung des habsburgischen Besitzes ums
Jahr 1230. Prinzipiell fiel zwar das Eigen mit der Stammburg an
die ältere, spätere österreichische Linie. Aber auch die Laufenburger

waren hier noch begütert. Über den Umfang ihres Besitztums
ist nichts Näheres bekannt. Im Vergleich zu demjenigen
Habsburgösterreichs kann es nur sehr unbedeutend gewesen sein. Dies mag
auch der Grund dafür sein, daß die jüngere Linie sich bald dieses
Besitzes entledigte. 1254 vergabte Gräfin Gertrud mit Zustimmung
ihrer Söhne an den Deutschritterorden Güter in Altenburg, Oberburg,

Hausen, Birrenlauf und Birrhard, die denen von Liebegg
verpfändet waren.23 Für die spätere Rückerwerbung durch die ältere
Linie verweisen wir unten auf S. 38.

2i Steinacker in RH I Nr. 1.

~ Merz, Die Habsburg, S. 1 und die dort in Anm. 2 genannte Lit.
23 Man vergi, die Auszüge aus den Vergabungs- und Pfandlösungsurkunden in

RH I Nr. 262, 266; dort auch der Hinweis auf den Abdruck der Originale.
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dieses öesckleektes ist eker im Llssö sls im Äsrgsu su sueken; Kei-

neskslls läÜt es sick veiter surüekverfolgen sls Kis suk (Guntram

(geb. um 910).^ Oer Übergang des Ligensmtes von der Lsmilie des

Lsndeiob sn die HsKsKurger vollsog sick vskrsekeinliek durck Hei-

rst, indem die OemsKIin (Guntrams die LrKin von Vindonisss vsr."^

§ 3. Da» Ligensmt al» (üieci lier KabsKurßislKe» Vervalturi^
Seitdem dss Ligensmt Bestandteil des KsKsKurgiseKen Usus-

gutes gevorden vsr, begegnet es uns unter dem IXsmen «predium
oder «smpt (officium) im Äigen» sis selbständiges Olied der Ver-
vsltung.

Äuk die versebiedene reektlicke Stellung der einselnen Änge-
börigen des HersogKsuses su unserem (Gebiet brsueben vir Kier
niebt einsutreten. Ls liegt dies niebt im KgKmen unserer ÄukgsKe,
indem von dieser Leite in Lesug suk die Oestsltung der Oeriebts-
verksssung Keine susseblsggebenden VirKungen ausgingen. Oss 13.

IsKrKundert brgebte jedoek svei Lreignisse, die grundlegende Än-
derungen Kervorsurufen in der Lage vsren und velebe die tempo-
räre <?ef»br sckuken, dsö dss Ligen als selbständiges und einbeit-
liebes t?Iied der Ksbsburgiscben UsusmseKt sum VerscKvinden ge-
KrscKt verde.

Oss erste vsr die Teilung des KsbsburgiseKen öesitses ums
IsKr 1230. Lrinsipiell fiel svsr dss Ligen mit der LtsmmKurg sn
die ältere, spätere österreiekiscke Linie. Äber sueb die Lsukenbur-

ger vsren Kier noek Kegütert. l!)Ker den Ilmksng ikres Lesitstums
ist nickts IVäKeres KeKsnnt. Im VergleicK su demjenigen HsKsKurg-
OsterreicKs Ksnn es nur sekr unkedeutend gevesen sein. Oies msg
suek der Orund dskür sein, dsö die jüngere Linie sieK Ksld dieses
öesitses entledigte. 1234 vergskte Oräkin (Gertrud mit Zustimmung
ikrer 8«Kne s» den Oeutscbritterorden Oüter in ÄltenKurg, Oker-
Kurg, Ususen, Lirrenlsuk und öirrksrd, die denen von LieKegg ver-
pfändet vsren.22 Lür die spätere KüeKerverKung durek die ältere
Linie verveisen vir unten suk 8. 38.

2l 8teinscKer in KU I IVr, I.
2: >lern, Oie Usbsburg, 8.1 unci clie clort in ^nru. 2 gensnnle Lit.

^lsn vergi, clie ^usniige sus cleri Vergsbungs- unci ?tsncllösuogsurkunclen in
îî?I I iVr, 262, 266; clort sucli cier Hinweis suk clen ^bclruclc cier Originale.
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Gefährlicher für die integrale Erhaltung des Eigenamtes war
das zweite Ereignis, die siegreiche Auseinandersetzung König
Rudolfs mit Ottokar von Böhmen. Dadurch verlagerte sich das

Schwergewicht der habsburgischen Hausmacht nach dem Osten.
Der große Gebietszuwachs verlangte eine straffere Organisation der
Verwaltung. Der alte Besitz im Elsaß, Süddeutschland und in der
Schweiz wurde zu den Vorlanden zusammenngefaßt. Auch das

Eigen gehörte dazu, aber immer mehr zeigte es sich, daß dieses
Gebiet für ein eigenes Amt zu klein war, und es bestand unbestreitbar
die Gefahr, es mit Amt und Vogtei Baden zu verschmelzen.24 Ein
Hauptgrund, daß die Entwicklung nicht diesen Weg ging, lag in der

Ermordung König Albrechts und der am Tatort erfolgten Stiftung
des Klosters Königsfelden. Dadurch trat das Eigenamt in engste
Verbindung mit der herzoglichen Familie und bildete fortan den
Grundstock der reichen Vergabungen an das Stift, um schließlich
diesem in toto einverleibt zu werden.25

2. Kapitel

Das Gerichtswesen vor dem habsburgischen Urbar
Wir haben einleitungsweise einen kurzen Abriß über die ala-

mannisch-fränkische Gerichtsverfassung gegeben. Ein halbes
Jahrtausend nach der karolingischen Gerichtsreform stoßen wir in den

Quellen mit dem albertinischen Urbar auf die ersten direkten Normen

über die Gerichtsverhältnisse im Eigen. In dieser langen
Zwischenzeit vollzog sich auf dem Gebiete des Gerichtswesens eine
Reihe schwerwiegender Umwälzungen. Ohne Kenntnis der allmählichen

Entwicklung ist das Verständnis der spätmittelalterlichen
Gerichtsverfassung eines engbegrenzten Gebietes geradezu unmöglich.

Wir werden daher im folgenden auf die Verhältnisse vor dem

54 Die schon von den Kyhurgern gehandhabte Tendenz auf Vergrößerung des

Amtes Baden wurde von den Habsburgern übernommen (vergi. W. Meyer,

Verwaltungsorganisation, S. 59 ff.). Die neuen Herren schufen dann als übergeordneten

Verwaltungsbezirk die großräumige Vogtei Baden, wozu auch das Eigenamt

gehörte. Als diese zu Beginn des 14. Jahrhunderts durch die Landvogtei Aargau

abgelöst wurde, verschwand das Amt Baden. An seine Stelle trat die sog. klein-

räumige Vogtei Baden, mit gegenüber ihrem Vorläufer stark erweiterter territorialer
Ausdehnung (vergi. Meyer S. 65 ff.).

" Vergi, w. u. S. 64.
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OeksKrlieKer kür die integrale LrKsItung des Ligensmtes vsr
dss «veite Lreignis, die siegreieke ^useinsndersetsung König
Ludolfs ivit OttoKsr von LöKmen. OsdureK verlagerte sieK dss

LeKvergevieKt der KaKsKurgiscKen HsusmseKt nsek dein Osten.
Oer groüe OeKietssuvseKs verlangte eine strgffere Organisation der
Vervsltung. Oer alte Resits im LIssL, LüddeutscKIsnd und in der
öekveis vurde su den Vorlsnden sussmmenngeksLt. ÄucK das

Ligen gekörte dssu, sker immer mekr seigte es sieK, dsö dieses Oe-

Kiet kür ein eigenes Ämt su Klein vsr, und es Kestsnd nnkestreitkar
die OeksKr, es mit Ämt und Vogtei Laden su versekmelsen.^^ Lin
Hauptgrund, dsö die LntvicKIung niekt diesen Veg ging, Isg in der

Lrmordung König ÄlKreeKts und der sm l'stort erfolgten ötiktuog
des Klosters Königskelden. OsdureK trat das Ligensmt in engste
Verbindung mit der KersoglieKen Lsmilie und bildete fortan den
OrundstoeK der reicben Vergabungen sn dss Ltift, um seblieöliek
diesem in toto einverleibt su verdenk

2. Kspitel

Da» Lerictitsveseii vor clom Ksbsborl/iscKeQ l/rb»r
Vir Ksben einleitungsveise einen Kursen ÄbriÜ über die sls-

msnnisek kränkiseke OerieKtsverksssung gegeben. Lin Kslbes Isbr-
tsusend nsek der KsrolingiseKen OerieKtsrekorm stoöen vir in den

t)uellen mit dem slkertiniseken IlrKsr suk die ersten direkten IXor-

men üker die OerieKtsverKsltnisse im Ligen. In dieser Isngen Zvi
sekenseit vollsog sieK suk dem OeKiete des OerieKtsvesens eine
LeiKe sekverviegender Ilmvslsungen. OKne Kenntnis der sllmsk-
lieken LntvicKIung ist dss Verständnis der spLtmittelslterlieKen
OerieKtsverksssung eines engkegrensten OeKietes gersdesu unmög-
liek. Vir verden dsker im folgenden auf die Verkältnisse vor dem

Die sckon von «en Xvburgern geksnclkskte l'enaen? suk Vergrööerung cles

Unites ösclen wurcle von clen Usbsburgern übernommen (vergi. V. Uever, Ver-

wsltungsorgsnisstion, 8. 59 kk.). Die neuen Herren sckuken clsnn sls übergeoräne-

ten VervvsItungsbenirK clie groüriiumige Vogtei Lscien, wonu suck clss Ligensmt

gekörte, ^ls cliese nu öeginn cles 14. IsKrKunclerts 6urcK die Lsnclvogtei ^srgsu
sbgelöst v/urcle, versekwsnc! clss ^ml ösclen. ^n seine 8teile trst clie sog. Klein-

rsumige Vogtei ösclen, mit gegenüber ikrern V«rliiuker stsrk erweiterter territorisler
Xusciebnung (vergi. I>Iever 8, 65 kk.),

« Vergi, w, u. 8. 64.
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Urbar näher eintreten und dabei zunächst die allgemeine, dann die
Entwicklung im alten Gau Aargau skizzieren26 und erst hierauf die
Gerichtsverhältnisse im Eigenamt einer speziellen Betrachtung
unterziehen.

§ 6. Die Entwicklung von der Gaugrafschaft zur
Landgrafschaft

Der Gaugraf der fränkischen und karolingischen Zeit war
königlicher Beamter. Seine Funktionen lagen auf dem Gebiete der

gesamten Verwaltung, wobei jedoch Heer- und Gerichtswesen im
Vordergrund standen.

Nach Untergang des Weltreiches Karls des Großen bestand die
fränkische Gaueinteilung weiter; aber die Gaugrafen des 10. und
11. Jahrhunderts verfügten nicht mehr über den weiten
Kompetenzbereich der karolingischen Grafen, sondern ihre Befugnisse
beschränkten sich im wesentlichen auf das Gerichtswesen. Doch
ist die gräfliche Gerichtsgewalt längst keine umfassende mehr,
denn durch königliche Immunitätsprivilegien zu Gunsten von
Kirchen, Klöstern und auch Laien hat die Jurisdiktion der ordentlichen

Gerichte in räumlicher, sachlicher und persönlicher Beziehung

große Einbußen erlitten.
Seit dem 10. Jahrhundert entwickelten sich die Grafschaften

vom königlichen Amt zum erblichen Lehen, und seit dem 12.
Jahrhundert begegnen sie uns unter dem Namen «Landgrafschaft».27
An Stelle des Grafengerichtes trat das Landgericht; dieses verlor
im Laufe der Zeit immer mehr von den ihm verbliebenen juris-
diktionellen Befugnissen, und im 13. Jahrhundert wurde es zu einer
Sonderinstitution der privilegierten Stände, d. h. von Adel,
Geistlichkeit und Städtebürgern.28 Schließlich wurden die Landgerichte
so schwache Gebilde, daß sie je nach den Verhältnissen in den
verschiedenen Landgrafschaften früher oder später sang- und klanglos

untergingen.29

56 Es kann sich hiebei nur um die Fixierung der Hauptpunkte handeln. Für
eine abschließende Darstellung verweisen wir auf die reichhaltige Literatur (man

vergi, das Lit.-Verzeichnis bei Gasser, Landeshoheit, S. XVI ff.).
*» Franck, Landgrafschaften, S. Iff.; Gasser S. 112.

'-« Schröder S.655; Gasser S.113.

« Gasser S. 201 ff.
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OrKsr näker eintreten unti dskei «unäekst die allgemeine, dann die
LntwicKlung ira site» Osu ^srgsu skissieren^^ u»d erst Kiersuk die
OerieKtsverKsltnisse ir» Ligensmt einer spesieiie» LetrscKtung
untersieken.

§ 6. Die Lntvi^IuvLk von lier (^auKr»kl?cnakt «ur

Oer Osugrgf der frangisene» und KsroiingiseKen Zeit vsr
KönigiieKer Beamter. Leine LunKtionen lagen suk dein OeKiete der

gesamten Verwaltung, wobei jedoek Heer- und OerieKtsweseo iva

Vordergrund standen.
IVseK Untergang des VeltreieKes Karls des Oroüen bestand die

kränkiseke Oaueinteiiung weiter; aber die Osugrsken des Ii), und
11. IsKrKunderts verfügten niebt inebr Uber den weiten Komps-
tensbereieb der KarolingiseKen Orsken, sondern ibre Befugnisse
KeseKrLnKten sieb im wesentlieben auf dss OerieKtswesen. Ooeb
ist die grsklicbe Oeriebtsgewsit längst Keine umfassende mebr,
denn durcb KöniglieKe Immunitätsprivilegien 2u (Gunsten vo» Kir
eben, Klöstern und sneb Laien bat die Jurisdiktion der ordent-
lieben Oeriebte in räumlieber, sseklieber und persönlieber Lesie
Kung groLe LinbuLen erlitten.

Leit dem 10. Isbrbundert entwickelten sieb die OrsfscKskten

vom Königlicbev Ämt 2um erblicken Leben, und seit dem 12. Isbr-
Kundert begegnen sie uns unter dem lXsmen «LsndgrgfseKsft».^
Än Lteiie des Orskengericbtes trst dss Lsndgeriebt; dieses verlor
im Laufe der Zeit immer mebr von den ibm verbliebenen juris-
diktioneilen Befugnissen, und im 13. IsKrKundert wurde es 2u einer
Londerivstitution der privilegierten Ltände, d. K. von Ädel, Oeist-
liebkeit und LtädtekUrgern.^ LeKIieÜIieK wurden die Lsndgeriebt«
so scbwselle (Gebilde, dsö sie je nseb den Verkältnissen in den ver-
sebiedenen LsndgrskseKskten früker oder später sang- und Klang-
los untergingen.^

-« Ls Ksnn sieb Kiebei nur um clie Fixierung cier UsuplpunKte Ksncleln. ?iü
eine sbscKIieöencle Osrstellung verweisen wir suk clie reicKKsltige Literstur trnsn

vergi, clss Lit. VerneicKnis bei Ossser, Lsnclesbolieit, 8. XVI kk.l,

LrsvcK, Lsncigrskscbskten, 8. I kk.; Lssser 8.112.
« 8cnrcicier 8.655; Cssser 8. HZ.

» «ssser 8. 2«! kk.



24

§ 7. Das Gau- und Landgericht des Aargaues

I. Als Nachfolger des um die Jahrtausendwende verstorbenen
Grafen Bero erscheinen seit 1036 die Lenzburger als Inhaber der
aargauischen Gaugrafschaft.30 Als dieses Geschlecht 1173 ausstarb.
fiel sie an das Reich zurück; bald darauf — der genaue Zeitpunkt
steht nicht fest31 — gelangten die Habsburger in deren Besitz.

Über die Tätigkeit des aargauischen Gaugerichtes vermögen
die Quellen keinen Aufschluß zu geben. Inbezug auf seinen
Kompetenzbereich dürfen wir jedoch, ohne fehl zu gehen, annehmen,
daß hier die Verhältnisse im Vergleich zu den andern Reichsgebieten

analoge waren, indem die staatlichen Gerichte sich durch die
Immunitäten schon frühzeitig große Einbußen in ihrer Rechtsprechung

gefallen lassen mußten. Wir denken hier in erster Linie an
das Kloster Muri und das Stift Beromünster, sowie an die mur-
bachischcn Höfe.

Entsprechend der alamannisch-fränkischen Gerichtsverfassung
tagten die Gerichte weiterhin an den alten Dingstätten. Im Aargau
müssen mehrere solcher Gerichtsstätten bestanden haben. Sicher
erwiesen ist jedoch nur diejenige von Rore (Rohr bei Aarau);
vermutlich lag eine weitere bei Othmarsingen.32

IL Bei der nachfolgenden Behandlung des aargauischen
Landgerichtes müssen wir im Interesse einer zusammenhängenden
Betrachtung dieser Institution den zeitlichen Rahmen des vorliegenden

Kapitels überschreiten. Wir glauben, dies um so eher tun zu
dürfen, als — wie wir am Schluß des folgenden Paragraphen sehen

werden — das Landgericht in den späteren Epochen für das Eigenamt

von nur geringer Bedeutung war, und daher hier seine
abschließende Behandlung aus Vereinfachungsgründen gegeben ist.

Die Habsburger, als Inhaber der Landgrafschaft Aargau, leiteten

ursprünglich das Landgericht selbst; bald betrauten sie einen
Vertreter mit dieser Aufgabe. Als solche nennen die Quellen vor
allem die Freiherren von Reußegg und Bonstetten.33 Zu Beginn des

W Aarg. Heimatgeschichte S. 209.
31 Den ältesten urkundlichen Beleg hiefür liefert der habsburgische

Nachteilungsvertrag von 1238/39: «Grave Albreht het mit den vrien lüten ze Ergöwe
nüt ze tuonne, noch niene da si in der graschefte sint ze Ergöwe, wan daz si sine

lantage leisten sun.» (Fontes II, S. 182).
M Aarg. Heimatgesrhichte. S. 208.
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§ 7. Da» l^au- unci ^»nlizzerilNt lie» ^ar^aue»

I. Äls IVaeKkolger des um die Isbrtausendvende verstorbenen
(Braken Ler« ersebeinen seit 1036 die Lensburger »ls InKsber der
ssrgsuiseben Osugrsksebskt.^ ÄIs dieses Oescbleebt 1173 ausstarb,
kiel sie su das Leieb surllek; bsid dsrsuk — der genaue Zeitpunkt
stebt niebt kest^' — gelangten die Habsburger in deren öesit«.

>!)ber die Tätigkeit des asrgauiseben Oaugeriebtes vermögen
die Quellen Keinen ÄnkseKIuL su geben. Inbesug suk seinen Koni-
petensbereieb dürken vir jedoeb, obne kebl su geben, snnebmen.
dsö bier die Verbältnisse im Vergleieb su den sndern Keicbsgebie-
ten snsioge vsren, indem die stsstlieben (verlebte sieb durek di<>

Immunitäten seb«n krübseitig groöe LinbuLen in ibrer Leebtspre
ebung geksllen Isssen muöten. Vir denken bier in erster Linie sn
dss Kloster Uuri und dss Ltikt öeromünster, sovie sn die mur-
bsebiscben Höke.

Lntspreebend der »Ismsnniseb-kränKiscben Oeriebtsverksssung
tsgten die Oeriebte veiterbin sn den alten Oingstätten. Im Äsrga»
müssen mebrere soieber Oericbtsststten bestanden bsben. Lieber
erviesen ist jedoeb nur diejenige von Kore (Lobr bei Äarsu); ver-
mutlieb Isg eine veitere bei dtkmsrsingen.^

II. Lei der nscbkolgenden Lebsndlung des ssrgsuiseben Land-
geriebtes müssen vir im Interesse einer sussmmenbsngenden Le-
trsebtung dieser Institution den seiti'^ben Lsbmen des vorliegen-
den Kspiteis übersebreiten. Vir glauben, dies um so eber tun «u

dürken, »ls — vie vir sm Leblul! des folgenden Lsrsgrspben seben

verde» — dss Lsndgeriebt in den späteren Lpocben für dss Ligen
smt vo» our geriuger öedeutuug vsr, und dsber bier seine ab-

«eblieöende Lebsndlung sus Vereinksebungsgründen gegeben ist.
Die Habsburger, als Inbsber der LsndgrskscKskt Äsrgsu, leite-

ten ursprünglieb das Lsndgeriebt selbst; bsld Ketrsuten sie einen
Vertreter mit dieser Äukgsbe. ÄIs solebe nennen die Quellen vor
sllem die Lreiberren von Leuöegg und öonstetten Zu Leginn de»

°» ^»rg. HeirostgeseKiciite 8. 209.
«> Oen ältesten urkuncllioken öeleg liiekür lieiert cier Iisbsburgiselie Irseli-

teilungsvertrsg von 1238/39: «Orsve ^IbreKt Ket init clen vrien liiten üe Lrgöve
nül ne tuonne, nooli niene cls si in cier srrsseliekle sin! ne Lrgövve, wsn clsn si sine

lsntsge leisten sun.» (Montes II, 8.182>.

^srg. rleimsllreseriiente. 8.208,
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14. Jahrhunderts hörte das Landgericht auf, eine selbständige
Institution zu sein, indem es mit der Landvogtei Aargau vereinigt
wurde,34 und anfangs des 15. Jahrhunderts stellte es seine Tätigkeit
überhaupt gänzlich ein.35

Soweit das spärliche Quellenmaterial über die Tätigkeit unserer

Institution Aufschluß zu geben vermag, ergibt sich, daß sie

entsprechend der allgemeinen Entwicklung allmählich zum Sondergericht

der privilegierten Stände wurde.38 Doch war es für diese
nicht etwa ausschließliche Instanz, da die schiedsgerichtliche
Erledigung von Streitigkeiten eine große Rolle spielte. Sehr
aufschlußreich in dieser Beziehung ist eine Urkunde vom 1. September

1400, wo am Schluß das Schiedsgericht bestimmt, daß
diejenige Partei, welche den Spruch nicht hält, u. a. einer Konventionalstrafe

an den Landrichter verfällt.37 Auch die freien Bauern
standen in Beziehung zum Landgericht: denn der habsburgische
Nachteilungsvertrag bestimmt:

«Grave Albreht het mit den vrien lüten ze Ergöwe nüt ze
tûnne, wan daz si sine lantage leisten sun.»38

Anhand des spärlichen Quellenmaterials ist es unmöglich, die Stellung

der freien Bauern zum Landgericht restlos abzuklären. Dabei
ist weiter zu berücksichtigen, daß das Verhältnis der Freien zum
staatlichen Gericht keineswegs im ganzen Gau das gleiche sein
konnte. Diese Verschiedenheit ist durch zwei Faktoren bedingt:
Einmal die schwankende Zahl der Freien und sodann die Entfer-

33 Vergi. Zusammenstellung hei W. Meyer, Verwaltungsorganisation, S. 286/7.
s* Meyer, S. 135 f. — Gegen Ende des 14. Jahrhunderts erlangte das aarg.

Landgericht nochmals eine relative Selbständigkeit, indem unabhängig von der

Landvogtei Aargau Otto von Tierstein, Landrichter im Thurgau, auch als
Landrichter im Aargau amtete: 1397 XL 7. (SSR Aarg. I 5, Nr. 47); 1399 I. 31. (AU
Wildegg, Nr. 17); 1400 IX. 1. (STAAKgsf. U.).

35 Gasser, S. 203, Anm. 99. — Der letzte, absolut sichere Beleg für die
Existenz der Institution ist die oben in Anm. 34 erwähnte Urkunde von 1400. Am
4. Nov. 1406 nennt sich der als Zeuge bei einem Fertigungskauf vor Gericht zu

Brugg erscheinende Ulrich Brisi von Windisch «lantweibel ze Ergow» (AU Brugg,
Nr. 55). Dieser Titel könnte aus der Tätigkeit Brisis als Weibel am Landgericht
herrühren; der Mangel an weiteren diesbezüglichen Quellen verbietet uns jedoch,
über diese Vermutung hinauszugehen.

3« Aarg. Heimatgeschichte, S. 233 ff.
37 «... und darzu ze versalz minem gnedigen herren grauff Otten, dem lant-

richter im Ergow, hundert gulden.» (STAA Kgsf. U.)
•i« Fontes II S. 182.
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14. IsKrbunderts Körte dss Lsndgeriebt suk, eine selbständige In-
stitution su sein, indem es init cier Lsndvogtei Äsrgsu vereinigt
wurde,^ und snksngs des 15. Isbrbunderts stellte es seine Tätigkeit
überbsupt gänslieb ein.^^

Soweit clss spärliebe t)uellenmsterisl über die Tätigkeit unse-
rer Institution ÄufseKIuö su geben vermsg, ergibt sieb, dsö sie

entspreebend der sllgemeinen LutwieKIung sllmsbliek sum Sonder-
geriebt der privilegierten Stände wurde.^ Dock wsr es für diese
niebt etws susseblieöliebe Instsns, ds die sebiedsgeriebtliebe Lr-
ledigung von Streitigkeiten eine groöe Lolle spielte. Lebr suk-
sebluöreieb in dieser LesieKung ist eine Urkunde vom 1. Septem-
ber 14U0, wo sm Sebluö das Sebiedsgeriebt bestimmt, dsö die-
jenige Lsrtei, welebe den Sprueb niebt Kält, u. s. einer Xouventio-
nslstrske sn den LsndrieKter verfällt.^ ^ueb die freien ösuern
stsnden in Lesiebung sum Lsndgeriebt; denn der bsbsburgisebe
NseKteilungsvertrsg bestimmt:

«(?rsve Älbrebt bet mit den vrien lüten se Lrgöwe nüt se
tünne, wsn dss si sine lsntsge leisten sun.»^

Änbsnd des spörlieben l)uellenmsterisls ist es unmöglicb, die Stel-
lung der freien ösuern sum Lsndgeriebt restlos sbsuKIären. Osbei
ist weiter su berüeksiebtigen, dsö dss Verbältnis der Lreien sum
stsstlieben (Geriebt Keineswegs im gsnseu <?su dss gleiebe sein
Konnte. Diese Versebiedenbeit ist dureb swei LsKtoren bedingt:
Linmsl die sebwsnkende ZsKI der Lreien und sodsnn die Lntfer-

Vergi. Tussminenstellnng bei XV. IVlever, Verwsllung!>orgsni»sti«n, 8.286/7,
!>c Clever, 8. 135 k. — Oege» Lnde cles 14, ^skrlu^inderts erlangte dus ssrg.

LsndgericKt nockmsls eine relative 8eIbstündigKeit, indem unsbbüngig von cler

I^sndvogtei .^srgsu Ott« von 1"ierslein, LsndrieKter im Iburgs», suck sls Lsnd
ricbter im Xsrgsu smtete: 1397 XI. 7. (88L ^Vsrg. I 5, IVr. 47); 1399 I. 31. (^v
Vildegg, iXr. 17); 1400 IX. I. <87^Kgsk. v.).

^ Ossser, 8.203, ^nm, 99. — Oer letzte, sbsolul sickere Beleg kür clie Lxi
Stenn cler Institution ist die «Ken in ^nm. 34 erwsknte Urkunde von 1400. ^m
4. I^ov. 1406 nennt sieK der sls Teuge bei einem Lertig»ngsKsuk vor LericKt n»

Lrugg ersckeinende IllrieK Lrisi von VindiscK «Isnlweibel ne Lrgov,» (^D Lrugg,
I^r, 55). Oieser l'ilei Könnte sus der l'ütigkeit Lrisis sls Veibel sn> Lsndgericli^
KerrüKren; der ^Isngel sn weiteren diesbenüglicken <)»ellcn verbietet uns jedoeb,
über diese Vermutung KinsusnugeKen.

»« ^,srg. UeimstgescKicKte, 8. 233 tt.
2' «... und dsrnu ne verssln minem gnedigen Kerren grsukk Otten, dein lsnt-

rickler im Lrgow, Kundert gülden.» (81^^ Kgsk, I_>.)

" Montes II 8.132.
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nung der nächsten weltlichen oder geistlichen Grundherrschaft.
Angesichts dieser Tatsachen erübrigt es sich, näher allgemein auf
dieses Verhältnis einzutreten. Für die Beziehungen der Freien im
Eigen zum staatlichen Gericht verweisen wir auf den folgenden
Paragraphen.

Das Landgericht fühlte sich nicht mehr an die althergebrachten

Dingstätten gebunden, sondern es war ein wanderndes Gericht.
Gegen Ende seiner Existenz tagte es mit Vorliebe in Städten.39

§ 8. Die Gerichtsverhältnisse im Eigenamt
Hauptsächlichstes bisheriges Ergebnis der Untersuchungen des

vorliegenden Kapitels ist die Zertrümmerung der fränkischen
Reichsverfassung und damit im Zusammenhang die ständige
Abnahme der Befugnisse der staatlichen Gerichte. Wir haben im
folgenden abzuklären, zu welcher Zeit diese Kompetenzeinbußen in
Bezug auf das Eigenamt erfolgten, welches Ausmaß sie erreichten
und zu Gunsten welcher Institutionen sie sich auswirkten.
Ausgangspunkt dieser Erörterungen wird in erster Linie die oben S. 19

festgestellte Ausbildung von Großgrundbesitz sein. Vorerst haben
wir jedoch Klarheit zu schaffen über die ständische Gliederung der

Bevölkerung, denn diese war für die Zuständigkeit der verschiedenen

Gerichte von ausschlaggebender Bedeutung.
Aus der Tatsache, daß das Eigenamt bereits vor dem Jahr 1000

Sondergut der Habsburger war, dürfen wir nicht den Schluß
ziehen, die Bevölkerung hätte ausschließlich aus Leiheigenen und

Grundhörigen der Herrschaft Habsburg bestanden. Eine solche
Annahme würde in direktem Gegensatz zum Charakter der
mittelalterlichen Grundherrschaft stehen; denn diese war in erster Linie
Streubesitz. Den besten Beweis hiefür erbringt das Urbar selbst.
Innerhalb des großen von ihm erfaßten Gebietes sind nur zehn
Dörfer (acht im Wehratal, sowie Buch und Wülflingen) Habsburg
eigen.40 So ergibt sich bereits aus der Tatsache, daß im Eigenamt
kein einziges Dorf als der Herrschaft Eigen bezeichnet wird, daß

die Bevölkerung neben den Eigenleuten Habsburgs noch aus andern
ständischen Elementen bestanden haben muß. Die nachfolgenden

»• Aarg. Heimatgeschichte, S. 233 f.
<« Paul Schweizer in QSG 15 II, S. 543 ff.
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nung der nLcbsten weltlieken oder geistlieben OrundKerrseKskt.

Ängesiebts dieser l'stsseben erübrigt es sieb, näber Allgemein suk

dieses Verbäitnis einzutreten. Lür die Lesiebungen der Lreien im
Ligen «um stsstiieben <?eriebt verweisen wir suk den folgenden
Lsrsgrspben.

Oss Lsndgeriebt küblte sieb nient mebr sn die sltbergebrsob-
ten Oingststten gebunden, sondern es wsr ein wanderndes (verlebt,
liegen Lnde seiner Lxistens tsgte es mit Vorliebe in Ltsdteo.^

§ 8. Die (^ericntsvernältnisse im LiLsensmt

UsuptsäcKIieKstes bisberiges Lrgebnis der Lntersuebungen des

vorliegenden Xspiteis ist die Zertrümmerung der kränkiseben

Keiebsverksssung und dsmit im Zussmmenbsng die ständige Äb-
usbme der Befugnisse der stsstiieben (verlebte. Vir Ksben im koi-

genden sbsuKIären, su weleber Zeit diese Xomvetenseinbuöen in
Besug suk dss Ligensmt erfolgten, welcbes Äusmsü sie erreiebten
und su (Gunsten weleber Institutionen sie sieb auswirkten. Äus-
gsngspunkt dieser Lrörterungen wird in erster Linie die oben 8.19
kestgesteiite Ausbildung von Oroügrundbesits sein. Vorerst Ksben

wir jedoeb XIsrbeit su sebskken über die ständisebe (Gliederung der

Bevölkerung, denn diese wsr kür die Zuständigkeit der versebiede-

nen (^eriebte von sussebisggebender Bedeutung.
Äus der l^stssebe, dsö dss Ligensmt bereits vor dem Isbr 1UUl)

8ondergut der Habsburger wsr, dürken wir niebt den 8ebluL sie-

ben, die Bevölkerung bätte susseblieölieb sus Leibeigenen und

Orundbörigen der Herrsebskt Usbsburg bestanden. Line solebe Än
nabme würde in direktem Oegenssts sum dbsrskter der mittel-
slteriieben Orundberrsebskt steben; denn diese wsr in erster Linie
8treubesits. Oen besten Leweis biekür erbringt dss IIrbsr selbst.
Innerbslb des groöen von ibm erksLten (Gebietes sind nur sebn
Oörker (sebt im Vebrstsl, sowie Lueb und Vülklingen) Usbsburg
eigen.^ 8o ergibt sieb bereits sus der l'stsscbe, dsö im Ligensmt
Kein einsiges Oork sls der Herrsebskt Ligen Keseiebnet wird, dsL
die Bevölkerung neben den Ligenleuten Usbsburgs noeb sus sndern
stsndiseben Llementen Kestsnden bsben muö. Oie nscbkolgenden

'» ^srg. Ueiinstgescnicnle, 8. 2331.
?sul 8cKvei«r in <)8l? 15 II, 8. 543 tt.
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Ausführungen dienen dem Nachweis von Freien und Gotteshausleuten.

1. Die Freien.

Das Urbar selbst nennt uns keine Freien, dennoch lassen sich
indirekt aus ihm solche herleiten. Die Herrschaft besaß in Birr,
Habsburg, Windisch, Oberburg und Lupfig umfangreichen
Eigenbesitz.41 In Hausen, Mülligen und Birrhard42 waren nur vereinzelte
Hüben und Schuppossen, in Brunegg43 sogar nur ein «genite» der
Herrschaft eigen.44 Wenn auch zu Beginn des 14. Jahrhunderts
noch nicht das ganze Eigenamt — es geht dies aus den verschiedenen

«gerate» hervor — bebaut war, so zeigt doch der umfangreiche

Besitz in Birr und Lupfig, daß auch in den äußern Gemeinden

des Amtes ein großer Teil des Bodens urbar gemacht worden
war. Der geringe Grundbesitz Habsburgs in Brunegg, Hausen,
Mülligen und Birrhard kann nicht ausschließlich durch die noch nicht
abgeschlossene Besiedlung bedingt sein. Es fragt sich nun, ob wir
die Ursache in erfolgten Verpfändungen und Belehnungen zu
suchen haben. Die verpfändeten Güter und Einkünfte werden im
Urbar regelmäßig gleichwohl aufgeführt, wobei ein Vermerk, daß

der Herrschaft die entsprechenden Einnahmen entzogen sind,
fehlt.45 Anders verhält es sich mit dem zu Lehen gegebenen
Besitz; er bleibt grundsätzlich unerwähnt, da mit einem Heimfall nur
ausnahmsweise gerechnet werden konnte, und daher die Entfremdung

eine dauernde war.48 Das geringe herrschaftliche Eigengut
kann also durch Belehnungen begründet sein. Aber dann müssen
6ich — gerade weil es sich um Dauerverhältnisse handelt — in den

quellenreicheren Epochen nach dem Urbar entsprechende Spuren

« QSG 14, S. 132—36.
*'- QSG 14, S. 134 4-7; 135'°->7.
« QSG 14, S. 1336-9.
** Geringen Eigenbesitz nennt das Urbar auch in Altenburg; doch sind wir

hier über die Ursache einigermaßen unterrichtet (vergi, u. S. 44). Überhaupt nicht
erwähnt werden die beiden Dörfer Birrenlauf und Scherz. Diese Tatsache wird
u. S. 37 ff. Gegenstand eingehender Erörterungen sein, wobei es jedoch nicht
gelingen wird, über die Besitzverhältnisse an Grund und Boden restlose Klarheit zu

schaffen. Selbstverständlich haben die Ergebnisse der vorliegenden Untersuchungen

auch für die obigen Orte entsprechende Geltung.
45 Paul Schweizer in QSG 15 II, S. 669 ff.
« Ders. a. gl. O. S. 664 ff.
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^ustukrungen dienen dein lXseKveis von Lreien und t^ottesbsus-
leuten.

7. öie dreien.

O»s OrKsr selbst nennt uns Keine Lreien, dennoek lassen sieb

indirekt sus ibrn solebe berleiten. Die Herrsebskt Kessü in öirr,
LsKsburg, Vindiseb, OKerKurg und Lupkig umksngreicken Ligen-
Kesit2.^ In Hausen, Klüiiigen und LirrKard^ vsren nur vereinzelte
Huben und öckuppossen, in Bruneggi sogar nur ein «gerute» der
LerrseKskt eigen." Venn sueb 2u Leginn des 14. lskrkunderts
noeb niebt dss gsnse Ligensrnt — es gebt dies sus den versebiede-

nen «gerûte» Kervor — bebsut vsr, so 2«igt doeb der urnksog-
reiebe Lesits in Lirr und Lupkig, dsL sueb in den suLern (vernein-
den des Ärntes ein groüer l'eli des Lodens urbsr gemsckt vorden
vsr. Oer geringe 0rundbesit2 HsKsKurgs in örunegg, Hausen, iVlüi-

iigen und Lirrbsrd Kann niebt susseKIieölieK durek die noeb niebt
sbgeseblossene Besiedlung bedingt sein. Ls krsgt sieb nun, ob vir
die OrsseKe in erfolgten Verpfändungen und Lelebnungen 2u
sueben Ksben. Oie verpfändeten Oüter und LinKünkte Verden irn
Urbsr regeirnsLig gieiekvoki sukgefükrt, vokei ein VerrnerK, dsö
der HerrseKskt die entspreekenden LinnsKmen entsogen sind,
keKIt.^ Inders Verkält es sieK mit dem 2u LeKen gegebenen Le-
sit2; er bleibt grundsätsiiek unerväknt, ds mit einem HeimksII nur
susnskmsveise gerecknet Verden Konnte, und dsker die Lntsrem-
dung eine dauernde vsr/^ Oss geringe KerrseKsktlieKe Ligengut
Ksnn siso durek LeleKnungen Kegründet sein. Äber dann müssen
sieb — gersde veil es sieb um Oauerverbältnisse bändelt — in den

quellenreiekeren LpoeKen nsek dem UrKsr entspreekende Zpuren

" (ZZO 14, 8. 132—36.

« Y8O 14, 8. 134 "t—7; 135'"^>7.

" Y3O 14, 8. I33S-9.

" Geringen Higenbesitn nennt clss turbar suck in Xltenburg; clock sind «ir
Kier über clie IHrsscKe einigerrnsüev nnterricktet (vergi, u. 8. 44). LberKsupt nickt
er«sknl «erden clie Keiclen Dörker öirrenlsuk unci 8eKer?. Diese l'stsscke «irci
u. 8.371k. Oegenstsnd eingebender Erörterungen sein, ««bei es jedoek nickt ge-

lingen «irci, über clie LesitnverKsItnisse sn Orund unci Loden restlose XlsrKeit Tu

»ckskken. 8elbstverstsndlicK Ksben clie Ergebnisse cler vorliegenden UntersueKun-

gen suck kür clie obigen Orte entspreckende Oeitung.
« ?sul 8eK«einer in Y8O 15 II. 8. 669«.
« Ders. s. gl. 0. 8. 664«.
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nachweisen lassen. Es trifft dies in einem gewissen Umfange auch

zu: In Hausen lag ein der Herrschaft entfremdeter Hof. Am 16.

Okt. 1313 verlieh ihn der Dekan Walther von Windisch an den
darauf sitzenden Meier, nachdem er ihn für das Kloster Königsfelden

von Dietmar von Hagberg gekauft, der ihn seinerseits von
denen von Kienberg erworben hatte.47 In Brunegg waren mit dem

dortigen Burglehen Rechte über Gut und Leute verbunden; man
vergi, w. u. S. 62 f. Im übrigen ist von bedeutenden Entfremdungen
in den fraglichen Gemeinden nichts bekannt. Höchstens erwarb
Königsfelden hie und da einen einzelnen Acker von einem
habsburgischen Ministerialengeschlecht. Für unsere Untersuchung bleibt
dies ohne Bedeutung. Die angeführten Lehen vermögen den

geringen Eigenbesitz des Urbars nicht abzuklären. Da auch nichts

von umfangreicherem originären, d. h. von Habsburg unabhängigen
Grundbesitz anderer weltlicher und geistlicher Herrschaften
bekannt ist, bleibt als einzige Lösung des aufgeworfenen Problems,
daß sich zur Zeit der Urbaraufnahme noch ein Teil des Grund und
Bodens im Besitze von freien Bauern befunden haben muß.

Als ersten Punkt unserer Beweisführung zu dieser Feststellung

erwähnen wir das Urbar selbst. Bei näherer Betrachtung
seiner Terminologie ersehen wir, wie die Aufzählung der
abgabepflichtigen Güter in der Regel mit nachstehender Formel erfolgt:

«Ze x lit ein hof (guet, huebe, etc.), der (das, die) der herrschaft
eigen ist, der giltet...»

Oder dann finden sich ähnliche Zusätze, die ausdrücklich auf das

den Habsburgern zustehende Eigentum verweisen. An einigen Stellen

fehlt nun dieses, das Eigentumsverhältnis angebende Prädikat.
Es wäre zu gewagt, daraus ohne weiteres zu schließen, es handle
sich bei diesem Besitz generell um Eigentum von freien Bauern.
Es könnte sich ebensogut um Weglassungen des Schreibers
handeln, vielleicht sogar bewußt, um die vielen Wiederholungen
einzuschränken. Eine dieser Stellen ist jedoch noch aus einem andern
Grunde sehr auffällig. Wir lesen bei Birr nach Aufzählung des dor-

" STAA Kgsf. U. Bei diesem Kauf scheint es sich nicht um den ganzen
Hof gehandelt zu haben. In einer von Herzog Leopold am 3. Nov. 1315 (STAA
Kgsf. U.) zu Gunsten von Königsfelden ausgestellten Eigentumseinweisung in vom

Kloster gekaufte Lehengüter habsburgischer Vasallen finden sich ab dem «hof ze

Husen» mehrfache Einkünfte, die von verschiedenen Inhabern erworben wurden.
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nsekweisen lassen. Ls trikkt dies in einem gewisse» Omksuge suek

su: lu Bausen lag ein cier HerrseKskt entfremdeter Hok. Ära 16.

Okt. 1313 verliek ikn der Dekan VsltKer von VindiseK sn den
dsrsuk sitsenden Fleier, nsekdem er iiin kür dss Xioster Königs-
keiden von Dietmar von HsgKerg geksukt, der ikn seinerseits von
denen von Kienberg erworben Iistte.^' In örnncZKS wsren mit den,

dortigen öurgieben KeeKte über Out und Leute verbunden; msn
vergi, w. u. 8. 62 f. Im übrigen ist von bedeutenden Lntkremdungen
in den krsgiieken (Gemeinden niebts KeKsnnt. Höcbstens erwsrb
Xönigskelden bie und d» einen einseinen ÄeKer von einem Ksbs-

Kurgiseben KlinisterisIengescKIecKt. Lür unsere LntersueKung bleibt
dies obne Bedeutung. Die sngekükrten Leben vermögen den ge-
ringen Ligenbesits des llrbsrs niebt sbsuKIären. D» sueb niebts

von umksngreickerem originären, d. b. von Usbsburg unsbbängigen
Orundbesits anderer weltlieber und geistlieber HerrseKskten be-
Ksnnt ist, bleibt als einsige Lösung des ausgeworfenen Lroblems,
dsö sieb sur Zeit der OrbarsuknsKme noeb ein 1/eil des Orund un<l

Rodens im Lesitse von freien Lsuern bekunden bsbev muö.

ÄIs ersten LunKt unserer LeweisküKrung su dieser Leststel-
lung erwäbnen wir dss I_Irbsr selbst. Lei näberer öetrscbtung sei-

ner Terminologie erseben wir, wie die ÄuksäKIung der sbgsbe-
pkliektigen Oüter in der Kegel mit nsebstebender Lormel erkolgt:

«Ze X lit ein Kok (guet, bueke, ete.), der (dss, die) der KerrseKskt
eigen ist, der giltet. .»

Oder dann kinden sieK äknlicke Zusätse, die susdrllckiiek suk dss

den HsKsKurgern sustekende Ligentum verweisen. Än einigen 8tel-
len keKIt nun dieses, dss LigentumsverKältnis angebende LrädiKst.
Ls wäre su gewagt, daraus obne weiteres su scKIieÜen, es Ksndle
sieK Kei diesem öesits generell um Ligentum von kreien Ksuern.
Ls Könnte sieK ebensogut um Veglsssungen des LcKreiKers Ksn-

dein, vielleiekt sogsr KewuLt, um die vielen ViederKoiungen ein-
susekränken. Line dieser ötellen ist jedoek noek sus einem sndern
Orunde sekr sukkäiiig. Vir lesen Kei öirr nsek ÄuksäKIung des dor-

" 8?^^ Kgsk. LI. Lei diesen, Xsuk sebeint es sieb niebt un, den gsnuen
Hol gebändelt üu Ksben. In einer vc», Hermg Leopold sm 3. dlov. 1315 (öl^/X
Xgsk. LI.) nu Onnslen von Königskelden susgestellten Ligevtumseinweisung in vom

Xloster gelcsulte Lebengüter Ksbsburgiscber Vsssllen linclen siel, sb clem «Kol 2>-

lausen» mekrkscke LinKünkte, clie von verseliieclenen InKsKern erworben wurden.
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tigen Eigenbesitzes (1 Hof, 4 Schuppossen, V2 Hufe und «du

gerate») folgendes:
«Da ligent och zwei güeitlin, die gelthend ein vierteil kernen
und ein vierteil habern.»48

Diese Abgabe ist im Vergleich mit den übrigen im Eigenamt
äußerst gering. Infolgedessen liegt der Schluß nahe, es handle sich

bei den Bebauern um ehemals freie Leute, die aus irgendwelchen
Gründen unter den Schutz der Herrschaft gekommen sind und nun
dafür eine geringe Abgabe entrichten. Es zeigt sich also, daß die

oben S. 19 skizzierte Entwicklung des Eigenamtes vom freien
alamannischen Siedlungsraum zur Grundherrschaft bei der
Urbaraufnahme noch nicht abgeschlossen war. Ob sich für ähnliche Stellen

des Urbars ein gleicher Beweis erbringen läßt, möchten wir
dahingestellt sein lassen. Wir wollen uns vielmehr einer zweiten
Quelle zuwenden, welche die Existenz von freien Bauern noch

deutlicher dartut.

Königin Elisabeth, die Gemahlin Albrechts, gab den Leuten im

Eigenamt in der Zeit zwischen Königsmord und Klostergründung
ein eigenes Strafrecht.49 Wir zitieren für unsere Beweisführung:

§ 2. «Wer ouch der ist, es syge fröwe oder man, der dem an¬
dern sin ligent gut ansprichet, es syge sin eygen oder sin
erbe, behept er denn ein sôlich gut mit dem rehten, so ist
es billich sin; wirt aber es im abgesprochen mit reht, so
bessert der, so da angesprochen hat, dem zwingherren x lb
gewonlicher merktmuntz und belibet dem sin gut, dz im
angesprochen wz.»

§ 14. «Wer ouch der ist, der ligende guter inne hett, sy sygent
sin eygen oder sin erbe oder ouch sin lehen, wz der
solicher guter und stuken, so dar zu gehorent, nit buwet
und in eren hat, also dz es ze holtz gät, wenne da dz holtz
so fêr uff gewachset, dz ein herschafft iren schilt daran
gehengken mag, denn so gehöret ein solich stük, dz also
ze holtz worden ist, der herschaft zu, clero zwing und dz

ampte Eygen ist.»

Die Satzung geht also von der Voraussetzung aus, daß noch
Grund und Boden im Eigentum von Bauern ist: denn sowohl die

*« QSG 14, S. 1334-5.
** SSR Aarg. II 2, S. 8 ff. — Das Recht erinnert zum Teil stark an das

Bußensystem der Lex Alamannorum. Es wird w. 11. S. 57 ff. Gelegenheit sein, näher

darauf einzutreten.
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tigen Ligenbe8it2«8 (1 H«f, 4 8ehuppo88en, V2 Huf« und «dû ge-
rute») folgendem

«Os ligent öeh «wei güeitiin, die geitìiend ein vierteil Kernen
und ein vierteil Ksbern.»^

Oie8e ÄhgaKe ist im Vergleich mit den übrigen im Ligensmt
änüerst gering. Infolgedessen liegt der 8cbluü nahe, es handle sien

liei den öehsuern um ehemsls freie Leute, die sus irgendwelchen
(Gründen unter den 3enut2 der Herrschaft gekommen sind und nun
dskür eine geringe Ängsve entrichten. Ls 2e!gt sieh als«, dsö die

oben 8.19 sKÌ22Ìerte LntwieKIung des Ligensmtes vom freie» sls-
msnniscnen 8iedlungsrsum 2ur Orundherrschaft hei der Urbar
uuknskme noch nicht abgeschlossen wsr. Ob sieh kür ähnliche 8tel>

ien des Orkars ein gleicher Lewe!« erhringen iäöt, möchten wir da-

hingestellt sein lassen. Vir wollen uns vielmehr einer «weiten
(Quelle 2uwenden, weiche die Lxisten« von freien Lauern noeb

deutlicher dartut.

Xönigin LiissbetK, die OemsKIin ÄIHreehts, gsb den Leuten ini
Ligensmt in der Zeit 2wiscben Xönigsmord und Xiostergründung
ein eigenes 8trgfreellt.^ Vir 2Ìtieren für unsere Leweiskührung:

§ 2. «Ver ouch der ist, «8 svge fröwe oder man, der dem so-
dern 8in ligent gut ansprieliet, es svge sin eygen oder sin
erhe, hehept er denn ein soiick gut mit dem reliten, so ist
es biilich sin; wirt aber es im abgesprochen mit reht, so
bessert der, so da angesprucben bat, dem 2wioglierren x Ib
gewonlieber merktmünt« und heiihet dem sin gut, d2 im
sngesproehe» W2.»

§ 14. «Ver ouek der ist, der ligende guter inne Kett, sv svgent
sin ez?gen oder sin erhe oder «neh sin lekien, w« der
solicKer guter und stüken, so dsr 2Ü gekurent, nit buwet
und in eren hat, also d2 e8 2e Holt2 gät, wenn« ds d« holt«
so ter uff gewsekset, d« ein Kerschsfft iren schilt daran
gekengken mag, denn so gehöret ein söiick stük, d« also
2e Kolt2 worden ist, der KerseKakt «ö, der« 2w!ng und d2

ampte Lvgen ist.»

Die 8at«ung gekt also von der V«rsusset2ung sus, dsö noch
Orund und Luden im Ligentum von Lsuern ist: denn sowohl die

0,80 14. 8. 133^5.
" 38Ü ^srg. Il 2, 8. 8 Ik. — Os« KeeKl erinnert ?»ni 'l"eil »tsrl. «n <!ss

LulZensvsteni cler Lex ^Ismsnnorxm, l?» v> !rrl w, 8, 57 lf, Oelegenlieit «ein, niiner

nsrsiir einzutreten.
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unberechtigte Ansprechung seitens eines andern, als auch die
Vernachlässigung von solchem freien Eigen werden bestraft. Diese beiden

Straftatbestände dokumentieren mit aller Nachdrücklichkeit
die Existenz von Freien.

Wir führen als letztes Moment unseres Beweises das noch im
15. Jahrhundert häufige Vorkommen des Familiennamens Frei an:
als Zeugen in Kgsf. Urk. sind überliefert:

1440 IL 21. Fryg von Göttishusen.
1447 IL 18. Heini Frig von Göttishusen und Hensli Frig von

Scherz.
1452 V. 25. Heini und Hans Frig von Scherz und Kuntz Frig

von Altenburg.
Als Partei erscheint in der Kgsf. U. von
1456 IX. 20. Heini Fryg, der alt von Scherntz.50

Abschließend ist festzustellen, daß es gelungen ist, anhand des

Urbars und weiterer späterer Quellen im Eigenamt freie Bauern
nachzuweisen. Was für die Zeit des 14. und 15. Jahrhunderts gilt,
trifft noch in viel ausgedehnterem Maße für die hier in Frage
stehende Epoche zu; denn die Abnahme der Gemeinfreiheit war
ein normalerweise ständig fortschreitender, unter Umständen bei
Vorliegen besonders günstiger Verhältnisse vielleicht vorübergehend

zum Stillstand kommender, jedoch niemals in Rückwärtsbewegung

übergehender Prozeß.

2. Die Gotteshausleute.

Die Habsburger entfremdeten sich vom 11. bis 14. Jahrhundert
durch Verkauf, Vergabung und Verpfändung an Klöster, Stifte und
Ordenshäuser einen bedeutenden Teil ihres Eigenbesitzes in unserem

Gebiet. Dadurch wurden die an den veräußerten Boden gebundenen

Leibeigenen zu Eigenleuten der betreffenden Körperschaften.

Es würde zu weit führen, allen geistlichen Besitz aufzuzeichnen.

Sehr oft handelte es sich — vor allem bei Schenkungen — um
Veräußerungen von sehr geringem Ausmaß, denen schon die
territoriale Grundlage für die Ausbildung einer eigenen, d. h. vom
bedachten Stift abhängigen Gerichtsbarkeit fehlte. Einzig die beiden
Klöster Muri und Wettingen gelangten zu ausgedehntcrem Grand-

io Alle l'rknnden im STAA.

3«

unbereekligle Änsprecliung seitens eines andern, als »uek die Ver-
nseklässigung von solchem freien Ligen werden bestraft. Diese bei-
den Straftatbestände dokumenlieren mit «Her IVseKdrücKIieKKeit
die Lxisten« von Lreien.

Vir rubren »ls letztes iVloment unseres Beweises dss noch im
13. Jahrhundert häufige Vorkommen des Lsmiliennsmens Lrei an:
als Zeugen in Xgsf. UrK. sind überliefert:

1440 II. 21. Lrvg von OottisKusen.
1447 II. 18. Heini Lrig von OöttisKusen und Hensli Lrig von

Leber«.
1432 V. 23. Heini und Hans Lrig von Leber« und Xunt« Lrig

von Ältenburg.
ÄI« Lsrtei ersebeint in der Xgsf. II. von
1436 IX. 20. Heini Lrvg, der alt von Lebernt«.^

ÄKseKIieöend ist kest«ustellen, dsö es gelungen ist, anband des

Urbars und weiterer späterer Quellen im Ligensmt freie Lauern
nseb«uweisen. Vss kür die Zeit des 14. und 13. Isbrbunderts gilt,
trifft noeb in viel susgedebnterem Usöe kür die bier in Lrsge
stebende Lpoebe «u; denn die Abnahme der Oemeinkreibeit war
ein normalerweise ständig fortschreitender, unter Ilmständen bei
Vorliegen besonders günstiger Verbältnisse vielleicbt vorüber-
gebend «um Ltillstsnd Kommender, jedoeb niemals in Rückwärts-
Kewegung Ubergebender Lro«eü.

öle (?«tre«nnus/ettkk?.

Die Habsburger entfremdeten sieb vom 11. bis 14. JabrKundert
durek Verkauf, Vergabung und Verpfändung sn Xlöster, Ltikte und
DrdensKäuser einen bedeutenden leil ibres Ligenbesit«es in unse-

rem Oebiet. Dsdureb wurden die sn den veräußerten Loden gebun-
denen Leibeigenen «u Ligenleuten der betreffenden Xorperscbsf-
ten. Ls würde «u weit rubren, sllen geistlichen Lesit« suf«u«eicb-

nen. Lebr oft handelte es sich — vor allem bei Schenkungen — um
Veräußerungen von sehr geringem Äusrnsö, denen schon die terri-
torisle Orundlsge kür die ÄusKildung einer eigenen, d. K. vom Ke-

dachten Ltift anhängigen OericKtsharKeit fehlte. Lin«ig die beiden
Xlöster Nur! und Vellingen gelangten «n susgedehnterem Orund-

"> ^Ile l'rkxnrien im 81^.
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besitz. Hier bestand wenigstens theoretisch die Gefahr, daß die
Jurisdiktion der ordentlichen Gerichte zu Gunsten der klösterlichen
Vogteigerichtsbarkeit zurücktreten müsse.

a) Das Kloster Muri besaß nach dem ersten Güterverzeichnis,
aufgenommen 1064 anläßlich der Klosterweihe, Güter in Birrenlauf
und Oberburg.51 Die zweite Güterbeschreibung der «Acta Muren-
sia» nennt einen jährlichen Zins des «Anshelmus, nauderus de Pir-
lophon».52 In den späteren Muri-Akten erscheint dieser Besitz nicht
mehr; die Habsburger müssen ihn durch Abtausch oder Kauf
zurückerworben haben.53 Wie aus einem aus dem Beginn des 14.
Jahrhunderts stammenden Rodel hervorgeht, war Muri auch in
Birrhard, Brunegg und Lupfig begütert.54 Die betreffenden Stellen sind
jedoch ganz oder teilweise durchgestrichen; eine ist mit «dubita-
tur» überschrieben. Das läßt darauf schließen, daß auch diese Güter
wieder an die Habsburger übergegangen sind. Diese Rückerwerbungen

sind ein Beweis dafür, daß die Besitzungen von Muri für
die Einheitlichkeit der öffentlich-rechtlichen Befugnisse Habsburgs
im Eigenamt eine Gefahr bedeuteten und daß die Herrschaft diese

rechtzeitig erkannte und zu bannen wußte.

b) In der zweiten Hälfte des 14. Jahrhunderts ging durch
Verkauf und Verpfändung umfangreicher habsburgischer Besitz an das

Kloster Wettingen über.55 Alle diese Güter kehrten im Laufe der
Zeit wieder an die Veräußerer oder deren Rechtsnachfolger zurück.
Die Wiedereinlösung eines großen Teiles der Pfänder geschah
schon bald nach ihrer Errichtung, noch vor Aufnahme des Ur-
bars.56 Anderes verblieb nahezu 200 Jahre bei Wettingen und wurde

« QSG 3 II, S. 28/29.

" QSG 3 II, S. 90.
53 So auch Koprio S. 39.
34 BZ 5, S. 378 ff. (Für die genauen Quellenstellen vergi, das Register Seite

398 ff.
33 Man vergi, die Urkundenauszüge in RH I, Nr. 467, 527, 528, 692; hier

auch die Verweise auf den Abdruck der Originale.
5« Die Verpfändung der Königin Anna von 1280/81 war auf 10 Jahre

befristet (RH 692; Rodel der Herzogin Agnes von 1290 in QSG 15 I, S. 176). Die
Verpfändung Rudolfs vom 13. I. 1273 (RH 528) erscheint noch im Pfandrodel von
1281 (QSG 15 I, S. 115), jedoch nicht mehr in den Rodeln von 1290. Sie muß
inzwischen abgelöst worden sein; es handelte sich um ein sog. «abnießendes Pfand».

s' Dies war der Fall mit dem am 11. I. 1273 (RH I Nr. 527) von Rudolf

ZI

besit«. Hier bestsnd wenigstens tkeoretisek clie OeksKr, dsö «Ii«

Jurisdiktion der ordentlieken OerieKle «u (Gunsten der Klosterlienen
VogleigericKlsKsrKeit «urüeklreten müsse.

») Oss Xlosler iVluri Kessö nsen dem ersten OülerverseieKnis,
aufgenommen 1064 snlsÜIieK der XlosierweiKe, Oüter in öirrenlsuf
und Oberburg.^' Die «weite OülerKeseKreiKung der «Äets Fluren-
sis» nennt einen jäkrlieken Zins des «ÄnsKelmus, nsuderus de ?ir
lopkon».^ In den späteren IVluri-ÄKlen erseneint dieser Besil« niekt
mekr; die HsKsKurger müssen ikn durek ÄKtsuscK «der Xsuf «u-
rüekerworken KsKen.^ Vie sus einem sus dem Beginn des 14. IsKr-
Kunderts stammenden Rodel KervorgeKt, wsr IVIuri suek in Birr
Ksrd, Lrunegg und Lupkig Kegülerl.^ Die betreffenden Ltellen sind
jedoek gsn« oder teilweise durekgestrieken; eine ist mit «dukits»
tur» ükersekrieken. Oss läöt dsrsuk seKIieüen, dsl! suck diese Oüter
wieder sn die HsKsburger ükergegsngen sind. Oiese KüeKerwer-
Kungen sind ein Beweis dskür, dsö die Besitzungen von IVluri für
die LinKeitlicKKeit der ökkentliek reektlieken Befugnisse rlskskurgs
im Ligensmt eine OefsKr bedeuteten und dsö die HerrscKsft diese

reekt«eitig erksnnte und 2U Ksnnen wuöte.

b) In der «weiten Hälfte des 14. IsKrKunderts ging durek Ver-
Kauf und Verpfändung umtsngreieker KsKsKurgiseKer öesit« sn dss

Kloster Vellingen üker.^ Älle diese Oüter KeKrten im Lsuke der
Zeit wieder sn die Versuöerer oder deren BeeKtsnseKkolger «urüek.
Oie Viedereinlösung eines groLen l'eiles der Bksnder geseksk
«ekon Ksld nsck ikrer LrrieKtung, noek vor ÄuknsKme des Ilr-
Ksrs.66 Ändere» verkliek nske«u 2U<1 IsKre Kei Vettingen und wurde

" lZSC Z II, 8. 28/29.
°i (Z80 Z II. 8.9«.
5« 8« suck Xoorio 8.39,
^ 5, 8. 378 If. (i^iir clie gensiien Ouellenstellen vergi, ds« Register 8eite

393 kk.

ss vergi, clie vrlcundensusniige in IxH I, IVr. 467, 527, 528. 692; liier
»uck clie Verweise suk clen Abdruck cler driginsle.

!>° Die Verptsndung <ler Königin ^nns von 1289/81 wsr suk I« Islire lie-

lristet (Itti 692; ««ciel 6er Nernogin ^gnes von 129« in lZ8« 15 I. 3.176>. Die
Verpksndung lîudolks vorn 13. I. 1273 (RH 523) ersclieint noci, im ?ksndrodel von
1281 «Z80 15 I, 8. 115), jedoek nickt mekr in den «ödeln von 129«. 8ie muü in-
nwiscken abgelöst worden sein; es Ksndelte sieK um ein sog, «sbnieüendes ?ksnd»,

« Dies wsr der ksll mit dem sm II. I. 1273 <kîN I lXr, 527) von Kndolk
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erst 1453 von Königsfelden zurückgekauft.57 Für die Ausbildung
einer eigenen klösterlichen Gerichtsbarkeit steht allein dieser
langfristige Besitz in Frage; doch kam es auch hier nicht dazu. Den
Beweis hiefür werden wir unten S. 39 f. bei Abklärung der Verhältnisse

in Scherz, das im Urbar nicht erscheint, erbringen.
Zusammenfassend ergibt sich, daß im Eigenamt zahlreiche

Gotteshausleute wohnten. Sie standen aber zur Jurisdiktionsgewalt
der betreffenden Körperschaften in keiner Beziehung; in gerichtlicher

Hinsicht waren sie den Angehörigen der Herrschaft Habsburg

gleichgestellt. Mit dieser Feststellung haben wir dem systematischen

Aufbau des vorliegenden Paragraphen vorgegriffen; doch

geschah dies aus Gründen der Raumersparnis und der
Vereinfachung. Für die nachfolgenden Untersuchungen ist demnach allein
die Unterscheidung in Freie und Unfreie von Bedeutung.

Am Anfang unserer Epoche steht das alamannische Volksgc-
ricbt, am Ende die herrschaftliche Gerichtsverfassung, wie sie uns
im Urbar entgegentritt. Die beiden Gegensätze verbindet eine
allmähliche Entwicklung, die nun Gegenstand unserer Untersuchungen

ist. Direkte Quellen sind keine vorhanden. Wir sind ausschließlich

auf die Ergebnisse der Forschung angewiesen, die wir auf unser
Gebiet unter Berücksichtigung seiner politischen Geschichte und
der Resultate über die ständische Gliederung anzuwenden haben.
Eine Schilderung des ganzen Entwicklungsganges bis in alle Detailfragen

erübrigt sich; dies wäre gleichbedeutend mit der Anführung
einer zwar umfangreichen, aber in nahezu allen wichtigen Punkten
zu widersprechenden Ergebnissen gelangten Literatur.58 Wir
beschränken uns daher auf Grand dieser Leitsätze auf eine erste
knappe Darstellung der Verhältnisse vor dem Übergang des Eigenamtes

an Habsburg, lassen dann zweitens eine etwas eingehendere
Behandlung der Zustände nach diesem Besitzeswechsel folgen und

verpfändeten Hof und weiteren Besitz in Scherz (STAA Kgsf. U. vom 16. XL 1453).

Im gleichen Kaufbrief erwarb Königsfelden die von Rudolf am 26. I. 1270 (RH I
Nr. 467) verkauften Güter in Birr und Lupfig zurück. Es folgt dies aus einem
Vergleich der in den beiden Urkunden genannten Erträgnisse, sowie aus einer Dorsual-
notiz des Kaufbriefes von 1453, worin Althofmeister Nicolaus Fricker u. a. bestätigt,

daß ihm von Wettingen die Verkaufsurkunde Rudolfs vom 26. I. 1270

herausgegeben worden sei.
58 Anstelle einer langen Aufzählung verweisen wir auf die Zusammenstellung

bei Gasser, S. XVI ff.
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erst 1453 von Königsfelden «urUeKgeKsuft. " Liir die Ausbildung
einer eigenen KlösterlicKen OerieKtsbsrKeit stent allein dieser lang
fristige Lesit« in krage; dock Kam es «uek liier nickt ds«u. Den Le
weis KiekUr werden wir unten 8. 39 5. Kei ÄKKIärung der Verkält
nisse in 8eKer«, das im LrKar nickt ersckeint, erkringen.

Zusammenfassend ergibt sieK, daü im Ligenamt «skireicke
OottesKausleute woknten. 8ie standen sker «ur JurisdiKtionsgewsit
der Ketreffenden XörperscKgften in Keiner Le«ieKung; in gyrickt-
iicker HinsicKt waren sie den ÄngeKörigen der klerrsckaft Habs

bürg gleickgestellt. Alit dieser Feststellung Kaken wir dem svstems
tiselien ÄukKsu des vorliegenden BarsgrapKen vorgegriffen; dock
gesckak dies aus (Gründen der Raumersparnis und der Verein-
faekung. kür die nackkoigenden UntersucKungen ist demnack allein
die UnterseKeidung in kreie und Unfreie von Bedeutung.

Äm Änfsng unserer LpocKe stekt das alamsnniscke VolKsge-
riekt, «m Lnde die KerrseKsktlieKe OericKtsverfsssung, wie sie uns
im lirbar entgegentritt. Die beiden Oegensät«« verbindet eine all-
mäklicke LntwieKIung, die nun (Gegenstand unserer UntersueKun

gen ist. Direkte Zueilen sind Keine vorksnden. Vir sind susscklieö-
liek auf die LrgeKnisse der korsekung angewiesen, die wir auf unser
OeKiet unter LerUcKsicKtigung seiner poiitiscken Oesekickte und
der Resultate Uber die ständisebe (Gliederung anzuwenden Kaken.

Line 8cKilderung des ganzen kntwicklungsgsnges Kis in alle Detail-
fragen erübrigt sieK; dies wäre gieicKKedeutend mit der ÄnkuKrung
einer «war umfangreicken, aber in nake«u «lien wicktigen Blinkten
«u widerspreckenden LrgeKnissen gelangten Literstur.Vir Ke-

««Kränken uns dsker suf Orund dieser LeitsLt«« suf eine erste
Knappe Darstellung der Verkältnisse vor dem Okergsng des Ligen-
amtes an HsKsKurg, lassen dann «weiten« eine etwas eingekendere
BeKandlung der Zustände nsek diesem Lesit«eswecKsel folgen und

verpkünclelen Hol unci weiteren Lesiti in 8eber?. >8'i"^^ Xgsl. Ü, vom 16. XI. 1453),

Im gleicben lisukbriek erwsrb Königskelcien clie von Kuclolk sm 26. I. I27l> slìH I
.^lr. 467) verlcsuklen l7,iiter in Lirr und Luplig nuriiclc. Ls kolgt dies sus einem Ver-

gleieb cler in den beiden Urkunden genannten Lrtrügnisse, sowie sus einer Oorsusl
noti? lies Xsukbriele? von 1463, worin ^Itnokmeisler IVicols»» LricKer u. s, bests-

ligt, dsö ibm von Vellingen clie V erks„ks»rk»nde lîndolks vom 26, I. 1270 Kersus-

gegeben worden sei,

^ Anstelle einer längen ^utÄIilung verweisen wir Sl>I clie ?„ssmrnen«tell„ng
>>e! Ossser, 8. XVI ss.
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schließen mit einer Betrachtung des Endzustandes, wie er durch
den Erwerb der Landgrafschaft geschaffen wurde.

Als um die Mitte des 5. Jahrhunderts die Alamannen vom
Eigenamt Besitz egriffen, verfiel die einheimische Bevölkerung zum
großen Teil der Knechtschaft. Diese Leibeigenen standen als

Sachwerte im Eigentum ihrer germanischen Herren. Staatlichen Rechtsschutz

genossen sie nicht. Später erlangten sie eine beschränkte
Rechtsfähigkeit, aber das Recht auf Anrufung des Volksgerichtes
hatten sie nicht; ausdrücklich weist die Lex Alamannorum die

Gerichtsgewalt über sie dem Herrn zu. Bei der Ausbildung des

Großgrundbesitzes gingen mit dem Grund und Boden auch die daran
gebundenen Knechte an den Grundherrn über. In seiner Hand
erfolgte eine Kumulation der bisher den einzelnen Freien zugestandenen

leibherrlichen Gerichtsgewalt. Außerdem kam ihm die
Befugnis zu, alle aus dem Leiheverhältnis entspringenden Streitigkeiten

beizulegen. Dieser Immobiliargerichtsbarkeit waren auch die
freien Bauern unterworfen, sofern sie Zinsland zur Bebauung
übernommen hatten. Die gesamte übrige Rechtsprechung blieb den
staatlichen Gerichten vorbehalten.

Als die Habsburger das Erbe Landelohs antraten, erhielt die

immer bestandene Tendenz zur Erweiterung der Grundherrschaft
neuen Auftrieb. Nun hatte im Eigenamt ein Geschlecht Fuß gefaßt,
das den andern Mächtigen der Gegend in jeder Beziehung überlegen

war. Mit dem Fortbestand und der Weiterentwicklung von
möglicherweise vorhandenem, anderweitigem Großgrundbesitz war
es zu Ende. Auch die Freien müssen in vermehrtem Maße der Ar-
rondierungspolitik der neuen Herren erlegen sein. So vermochten
diese in kurzer Zeit den größten Teil des Eigenamtes ihrer
Grundherrschaft einzuverleiben. Zu einem totalen Aufsaugen des freien
Grundeigentums kam es allerdings nicht, das beweisen die oben

festgestellten freien Bauern. — Ganz allgemein betrachtet, führte
die bekannte Aufteilung der Jurisdiktionsgewalt zwischen Grundherrn

und öffentlichen Beamten zu Anstößen und Streitigkeiten.
Diese verschwanden erst, als die grundherrliche Gerichtsbarkeit
durch das Institut der Immunität eine starke Erweiterung erfuhr,
sodaß eine direkte Einwirkung der staatlichen Organe nicht mehr
möglich war. Es geschah dies durch königliche Privilegien. Die
Überlieferung kennt nur solche zu Gunsten von Kirchen und Klöstern;

.'Ì Worder, Eigenamt
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seKIieöen mit einer LetrseKtung cles Lnd«ustsndes, wie er durek
den LrwerK der LsndgrskseKsft geseksffen wurde.

Äis um die Nitte des 5. IsKrKunderts die Älsmsnnen vom
Ligenamt Lesit« «griffen, verfiel die einkeimiscke LevölKerung «um
groöen Lei! der KnecKtseKskt. Diese LeiKeigenen standen sls 8scK>

werte im Ligentum ikrer germsniseken Herren, 8taatiieKen KeeKts-

sckut« genossen sie nickt. Später erlangten sie eine KescKränKte

KeeKtsksKigKeit, aber das Leckt suf Anrufung des VoiKsgeriebtes
Kstten sie nickt; susdrüeKIicb weist die Lex Äiamsnnorum die Oe-

ricktsgewalt üker sie dem Herrn «u. Lei der Ausbildung des Oroö
grundbesit«es ginge» mit dem Orund uud Loden auek die daran ge-
Kundenen XneeKte an den Orundberrn üker. In seiner Hand er-
folgte eine Kumulation der Kisker den einzelnen Lreien «ugestsn-
denen leiKKerriieKe» OericKtsgewait. Äuöerdem Kam ikm die Le-
fugnis «u, alle aus dem LeiKeverKgltnis entspringenden 8treitigKei-
ten beizulegen. Dieser ImmoKiiiargerieKtsKarKeit waren suck die
freien Lauern unterworfen, sofern sie Zinsisnd «ur Bebauung über-

nommen Katten. Die gesamte ükrige LecKtsprecKung blieb den
stsstlieken Oerickten vorkekslten.

ÄIs die Habsburger das Lrbe Landeloks antraten, erkielt die

immer bestandene Lenden« «ur Lrweiterung der OrundKerrscKskt

neuen Auftrieb. IVun Kstte im Ligensmt ein OescKIeeKt Luö gefsöt,
dss den sndern NäcKtigen der Oegend in jeder Le«ieKnng üker-
legen war. iVlit dem LortKestsnd und der VeiterentwieKIung von
mögliekerweise vorksndevem, anderweitigem Oroügrundbesit« wsr
es «u Lnde. ÄueK die Lreien müssen in vermekrtem UsLe der Är-
rondierungspoiitik der neuen Herren erlegen sein. 8« vermockten
diese in Kur«er Zeit den gröüten Lei! des Ligensmtes ikrer Orund-
KerrseKskt ein«uverieiken. Zu einem totalen Äukssugen des freien
Orundeigentums Kam es allerdings nickt, dss beweisen die oben

festgestellten freien Lsuern. — Osn« allgemein KetraeKtet, fükrte
die bekannte Aufteilung der JurisdiKtionsgewsit «wiscken Orund-
Kerrn und öffentiieken Lesmten «u Änstöüen und 8treitigKeiten.
Diese versekwsnden erst, sls die grundkerrlicke OericKtsKsrKeit
durek das Institut der Immunität eine starke Lrweiterung erfnbr.
sodaö eine direkte LinwirKung der stsatiieben Organe niebt mebr
mögiicb war. Ls gesebsb dies dureb Königiicbe Privilegien. Die Oker-

lieferung Kennt nur soleke «u Ounsten von XireKen und Klöstern;
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doch müssen auch weltliche Grundherren in deren Besitz gelangt
sein. Die neuere Forschung vertritt sogar den Standpunkt, dies sei

ganz allgemein der Fall gewesen.59 Ohne des Näheren auf diese

Streitfrage eintreten zu wollen, möchten wir in Bezug auf unser
Gebiet folgendes feststellen: Als das Eigenamt an die Habsburger
kam, waren diese — wenn auch nicht einem alten, angesehenen
Fürstenhause, sondern wahrscheinlich dem niederen elsässischen

Adel entstammend ¦—- kein armes und unbekanntes Geschlecht
mehr. Ihr umfangreicher Besitz im Aargau (außer dem Eigen auch

in Muri und am Bözberg), im Breisgau und im Elsaß stempelte sie

zu einer einflußreichen und mächtigen Dynastie, welche die

Voraussetzungen für den Erwerb von Immunitätsrechten durchaus
erfüllte. Gegen eine solche Kompetenzvermehrung ließe sich höchstens

die Tatsache anführen, daß gerade die Grafschaft über den

Aargau in den Händen eines angesehenen Geschlechtes (Lenzburger)

lag; aber dessen Machtstellung basierte mehr auf allodialen als
auf öffentlichen Rechten. Dementsprechend richtete es seine

Hauptanstrengimg auf Sicherung der ersteren. So ergibt sich nach
Abwägung der maßgebenden Faktoren, daß die Habsburger zu den
weltlichen Grundherren zu rechnen sind, die sich in den Besitz
der aus der Immunität sich ergebenden Rechte zu setzen vermochten.

Falls dies nicht durch königliche Verleihung erfolgte, so

waren sie kraft ihrer Macht durchaus in der Lage, sie durch
Anmaßung zu erlangen und gegenüber König und Gaugrafen zu
behaupten. Die neu gewonnenen Rechte verschmolzen mit der bereits
vorhandenen leibherrlichen und leiherechtlichen Gerichtsgewalt zu
einem einheitlichen Ganzen, dem Hofrecht. So einleuchtend es ist,
daß im Eigenamt ein Teil der staatlichen Gerichtsbarkeit auf die

Habsburger überging, so ungleich schwerer ist es, deren Umfang
zu bestimmen. Das Fehlen jeglichen Quellenmaterials macht es

unmöglich, diese in der Literatur äußerst umstrittene Frage zu
lösen. Eine Kompetenzabgrenzung zwischen Habsburg und den

aargauischen Gaugrafen muß also in den wesentlichen Punkten unter-

5» Gasser, S. 63 u. 68; Ad. Waas, Vogtei und Bede, I, S. 114. Bei konsequenter

Übertragung dieser Ansicht auf unsere Verhältnisse müßten wir bereits der

Grundherrschaft Landelohs Immunitätsrechte zubilligen. Die ungenügenden Kenntnisse

sowohl über seine Person als auch über sein Besitztum verbieten es, diesen

Schritt zu tun. Eine solche Annahme wäre zu sehr Konstruktion, die sich nicht in

genügendem Maße auf die Quellen stützen könnte.
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«look müssen snck veltlieke OrundKerren in «leren Lesit2 gelangt
sei». Die neuere LorscKung vertritt sogar den 8tsndpunKt, dies sei

ganz allgemein der Lall gevesen.^ OKne des I^sKeren suk diese

8treitkrage eintreten «u vollen, möekten vir in Le2ug suk unser
OeKiet kolgendes keststellen: Äis dss Ligensmt sn die Habsburger
Kam, vsren diese — wenn suek niekt einein slten, sngesebenen
LürstenKsuse, sondern vskrsokeinliek dem niederen elssssiseken

Ädel entstammend — Kein armes und unbekanntes OesoKIeeKt

mekr. IKr umksngreioker Lesit« im Äsrgsu (suüer dem Ligen suek
in IVIuri und sm Rösberg), im öreisgsu und im LIsaö stempelte sie

2U einer einkluüreieken und mäektigen Dynastie, veleke die Vor-
susset2ungen kür den LrverK von ImmunitgtsreeKten dureksus er-
küllte. Oegen eine soloke XompetenzvermeKrung lieöe sieK KöeK-

stens die LatsscKe snkükren, dsö gersde die OrskseKskt über den

Äsrgsu in den Händen eines sngesekenen OeseKIeeKtes (LensKnr-
ger) Isg; sker dessen NseKtstellung Kssierte mekr suk sllodislen sls
suk ökkentlioken KeoKten. OementspreeKend riektete es seine

Lsuptsnstrengung suk LieKerung der ersteren. 80 ergibt sieK nsek
ÄKvägung der msügebenden LsKtoren, dsö die HsKsburger 2u den
veltlieken OrundKerren 2U recknen sind, die sieK in den Lesit2
der sus der Immunität sieK ergebenden Reckte 2u setzen vermoek-
ten. LsIIs dies niekt durek KöniglieKe VerleiKung erkolgte, so

vsren sie Krskt ikrer iVIseKt dureksus in der Lsge, sie durek Än-
msüung 2u erlangen und gegenüber Xönig und Osugraken 2u Ke-

Kaupten. Die neu gevonnenen ReeKte versekmolsen mit der bereit»
vorksndenen leiKKerrlieKen und leikereoktlioken OericKtsgevsIt 2u

einem einkeitlioken Oanzev, dem HokreeKt. 8u einleuektend es ist,
dsö im Ligenamt ein lei! der stastlieken OericKtsKsrKeit suk die

HsKsKurger ükerging, sn ungleick sekverer ist es, deren Omkgng

2u bestimmen. Oss LeKIen jeglicken ()uel1enmaterials msckt es

unmöglick, diese in der Literstur äuöerst umstrittene Lrsge 2U

lösen. Line Xompeten2sKgren2ung 2viscKen HaKsKurg und den aar-
gsuiseken Osugrsken muÜ also in den vesentlicken LunKten unter-

5» Ossser, 8. 63 Ii. 63; ^d. Vsss, Vogtei und Lede, I, 8.114. Lei Konsequen-

ter Dbertrsgung dieser ^nsicbt sul unsere VerKältnisse rniilZten v/ir bereits der

LrundberrscKskt I^sndeloKs IininunilstsrecKte nubilligen. Die ungenügenden Kennt-
nisse sovoKI über seine Lerson sls sueb über sein Lesilnturn verbieten es, diesen

3cKritl nu tun. Line solcbe ^nnskme «lire nu sekr Konstruktion, clie sieb nickt in

genügendein Usüe suk die Quellen siütne» Könnte.
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bleiben. Als sicher dürfen wir nur annehmen, daß die freien
Bauern, sofern sie von der Herrschaft kein Zinsgut besaßen, zum
Hofrecht in keinerlei Beziehung standen; sie waren weiterhin dem
staatlichen Gericht unterworfen. Inwieweit hingegen die Gerichtshoheit

— insbesondere das Strafgericht über die Angehörigen der
Grundherrschaft — an die Habsburger überging, läßt sich nicht
entscheiden. Dieses Resultat mag auf den ersten Blick unbefriedigend
erscheinen; doch lassen sich weitergehende Schlüsse nicht
rechtfertigen. Wichtig scheint uns hier in erster Linie nicht, welche
öffentlich-rechtlichen Befugnisse an den Grundherrn übergingen,
sondern daß ein solcher Übergang stattfand. Dadurch sprengte die
grundherrliche Gerichtsbarkeit den ihr bis jetzt anhaftenden engen,
auf rein besitzesrechtlicher Grundlage beruhenden Rahmen und
erlangte die Gleichberechtigung mit dem staatlichen Gericht.

Der Erwerb der Landgrafschaft Aargau um 1200 brachte den

Habsburgern einen neuen Zuwachs an öffentlich-rechtlichen
Befugnissen. In Bezug auf unser Gebiet wirkte sich dies dahin aus, daß

die bis anhin bestandene Aufteilung der Jurisdiktionsgewalt wegfiel.

Jetzt stand dem Hause Habsburg die ausschließliche Gerichtshoheit

über das Eigenamt zu. Es bleibt nun abzuklären, durch
welche Organe die neugewonnene Gerichtsbarkeit verwaltet wurde.
Wir haben oben in § 7 sub II mit allgemeiner Geltung für den ganzen

Aargau festgestellt, daß die Habsburger zur Ausübung der
landgräflichen Jurisdiktion besondere Landrichter bestellten. Diese

Feststellung hat für das Eigen keine Geltung. Hier war die
Entwicklung eine andere, indem die neuerworbenen Kompetenzen mit
der grundherrlichen Gerichtsbarkeit vereinigt und den bestehenden
Organen übertragen wurden. Es braucht dies nicht sofort in vollem
Umfang erfolgt zu sein; es ist sehr gut möglich, daß vor allem das

Blutgericht über die noch vorhandenen Freien vorerst dem
Landrichter zustand.80 Bei der bekannten Entwicklungstendenz des

00 Zum Beweise hiefür könnte man die Bestimmung des Nachteilungsvertrages
von 1238/39, wonach die «vrien lüte ze Ergöwe» Graf Albrechts Landtage «leisten

sun», anführen. Es darf jedoch nicht übersehen werden, daß diese kurz nach dem

Erwerb der Landgrafschaft entstandene Quelle mit den «vrien lüten ze Ergöwe»
in erster Linie die in gewissen Teilen der Grafschaft vorhandene besonders
zahlreiche freie Bevölkerung, der die Ausbildung von eigenen Freigerichten gelungen

war, meint. Für eine solche Entwicklung waren die Freien im Eigenamt jedoch
zu wenig zahlreich. Vergi. Fr. v. Wyß, Abhandlgen., S. 208 f.
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bleiken. ÄIs sicker dürken vir nur »nnekmen, dsö clie freien
Lauern, sokern sie von vier LerrseKskt Kein Zinsgut Kessöen, zum
LokrecKt in Keinerlei LezieKung standen; sie vsren veiterki» cieni

stsstiieken OericKt untervorken. Invieveit Kingegen die OerieKts-
KoKeit — insbesondere dss LtrskgericKt über die ÄngeKörigen der
OrundKerrscKskt — sn die Habsburger überging, Isüt sieb niebt ent-
sebeiden. Dieses Resultat mag suk den ersten LIieK unbefriedigend
erscbeinen; dock lassen sieb veitergebende öcblüsse niebt reckt-
fertigen. VieKtig sekeint uns Kier in erster Linie nickt, veieke
ökkentiiek reektiicken Lekugnisse sn den OrundKerrn übergingen,
sondern dsö ein soleber Übergang ststtfgnd. Dsdurcb sprengte die
grundkerriicke OericKtsKsrKeit den ikr Kis jetzt snksktenden engen,
suk rein KesitzesrecKtlicKer Orundlsge KeruKenden RsKinen und
erlangte die OleieKbereeKtigung niit dem stsstiieken OericKt.

Der LrverK der LsndgrskscKskt Äargau um 1200 Krackte den

Usbsburgern einen neuen ZuvacKs an ökkentlick-reektiieke» Lekug-
nissen. In Lezug suk unser Oebiet virkte sieb dies dsbin sus, dsö
die bis anbin bestandene Äukteiiung der JurisdiKtionsgevslt veg-
kiel. Jetzt stsnd dem Hause Usbsburg die «usseklieölicke OerieKts-
bobeit über dss Ligensmt zu. Ls bleibt nun abzuklären, durcb
velebe Organe die neugevonnene OericbtsbsrKeit vervaitet vurde.
Vir KsKen oben in H 7 sub II mit allgemeiner Oeltnng kür den gsn-
zen Äsrgsu kestgestellt, daü die Habsburger «ur Ausübung der land-
gräklieken Jurisdiktion besondere LandrieKter bestellten. Diese

Leststellung Kst kür das Ligen Keine Oeltung. Hier var die Lnt>

vieKIung eine andere, indem die neuervorkenen Kompetenzen mit
der grundkerrlieken OericKtsbsrKeit vereinigt und den KesteKenden

Organen übertragen vurden. Ls brsuckt dies nickt sokort in vollem
Omkang erkolgt zu sein; es ist sekr gut mögiiek, dsö vor allem dss

LIutgericKt üker die noek vorksndenen Lreien vorerst dem Land-
riekter zustand."" Lei der KeKsnnten LntvieKIungstendenz des

«0 Tum Leweise Kielür Könnte MSN clie Bestimmung cles lVscKleilungsverrrsges
von 1238/39, wonscb clie «vrien liite ne Lrgöwe» Orsk ^Ibrecbls Lsndtsge «leisten

«un», snkübren. Ls clsrk jedoeb nickt iiberseben werden, clslZ diese Kurn nseb clem

Lrwerb cler LsndgrskscKskt entstsnclene Quelle mit clen «vrien löten ne Lrgöwe»
in erster Linie clie in gewissen l'eden der Orskscbskt vorbsndene besonders nsKI-

reicbs freie Levöltcerung, der die Ausbildung von eigenen LreigericKten gelungen

wsr, meint. Liir eine solcbe Lntwielclung wsren die kreien im Ligensmt jedoeb
nu wenig nsKIreieb, Vergi, Lr. v. VvL, ^KKsndlgen,, !>. 2081.
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Landgerichtes kann es jedoch nicht zweifelhaft sein, daß die Freien
bald auch diesen letzten Rest einer von der Grundherrschaft
unabhängigen Gerichtsbarkeit verloren haben müssen und in gerichtlicher

Beziehung den Herrschaftsangehörigen in jeder Hinsicht
gleichgestellt wurden. Zu ihrer völligen Unterstellung unter die
ordentlichen Gerichte des Amtes genügte ein Machtspruch der Grafen,

gefällt aus dem Bestreben heraus, die Verwaltung des Amtes
zu vereinheitlichen. Wann dies erfolgte, läßt sich nicht mehr genau
eruieren. Aber bereits der erste Freiheitsbrief des Klosters Königsfelden

von 1314 bestimmt, daß das Hochgericht im Eigenamt nicht
der ordentlicherweise dafür geschaffenen Instanz übertragen zu
sein braucht.61

Auf die Gerichtsorganisation können wir hier mangels Quellen
nicht eintreten, wir verweisen auf spätere Ausführungen S. 50.

3. Kapitel

Die Gerichtsverhältnisse nadi dem habsburgischen
Urbar

§ 9. Das Urbar
Zu Beginn des 14. Jahrhunderts ließ König Albrecht durch

Burkhard von Frick das große Urbar aufnehmen. Es handelte sich

hiebei vor allem um eine finanztechnische Arbeit, welche die
Aufzeichnung und Sicherung der Einnahmen und Einkünfte in den
vordem Landen bezweckte. Im Gegensatz zu ähnlichen Quellen
beschränkt sich das habsburgische Urbar nicht auf die Anführung der

aus der Grundherrschaft sich ergebenden Zinsen und Abgaben,
sondern es erwähnt überhaupt alle Rechte, die der Herrschaft irgendwelche

Einnahmen abwerfen. So führt es regelmäßig die den Habs-

burgern an einem bestimmten Ort zustehenden diesbezüglichen

gerichtsherrlichen Befugnisse an; infolgedessen ist seine
Heranziehung für die Untersuchung und Abklärung der spätmittelalterlichen

Gerichtsverfassung unumgänglich.

« SSR Aarg. II 2, S. 10/11: «...di sache, di an den toet get, di sol der lanl-
ihter rillten oder swen des landes herre dar zue schaffet ze rihten ..»
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LsndgerieKtes Kann es jedoeb niebt zweikelbskt sein, dsö die Lreien
bald sueb diesen letzten liest einer von cler Orundberrsebskt nnsb
böngigen OeriebtsbsrKeit verloren bsben inüssen und in geriebt-
lieber öeziebung den Herrsebsktsangebörigen in jeder Hinsiebt
gleiebgestellt wurden. Zu ilirer völligen Unterstellung unter die
ordentlieben Oeriebte des Ämtes genügte ein NaebtsprucK der Org-
ken, gekällt aus dein Bestreben Kersus, die Verwaltung des Ämtes
zu vereinbeitlieben. Vsnn dies erkolgte, IsKt sieb niebt mebr genau
eruieren. Äber bereits der erste Lreibeitsbriek des Klosters Königs-
kelden von 1314 bestirrnnt, dal! das Huebgericbt iru Ligensmt niebt
der ordentlieberweise dskür gesebskkenen Instanz übertragen zu
sein brsuebt."'

Äuk die Oeriebtsorggnisation Können wir bier mangels t)uelle»
niebt eintreten, wir verweisen suk spätere Äuskübrungen 8. 50.

3. Kspitel

Die <^erickt«verkältuisse nalk item Kabsburczisciieil
lardar

S 9. lardar
Zu Beginn des 14. Isbrbunderts lieö König Älbrecbt dureb

LurKKsrd von LrieK dss groöe Lrbsr suknebmen. Ls bändelte sieb

biebei vor allem um eine kinsnzteebnisebe Ärbeit, welebe die Äuk-

zeiebnung und öieberung der Linnsbmen und LinKünkte in den vor-
dern Lsnden bezweckte. Im (Gegensatz zu äbnlicben (Quellen be-

scbränkt sieb das Kabsburgiscbe Lrbsr niebt suk die Änkübrung der

sus der Orundberrsebskt sieb ergebenden Zinsen und Äbgsben, son-
dern es erwäbnt überbsupt slle Keebte, die der Herrsebskt irgend
welebe Linnabmen sbwerken. 8o kübrt es regelmäöig die den HsKs

burgern an einem bestimmten Ort zustebenden diesbezüglieben

geriebtsberrlieben Lekugnisse an; infolgedessen ist seine Heran-

ziebung kür die Llntersuebung und ÄbKIärung der Spätmittelalter-
lieben Oeriebtsverksssung unumgänglieb.

«> 88K. ^srg. II 2, L. 10/11: «...di sscke, di sn den toet gel, cli sol der lsnl-
ikter rîlilen «der ?«en de« Isnde» Kerre dsr n»e «cnskket ?,e rillten .,»
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Das Urbar ist die älteste Quelle, die über die Gerichtsverhältnisse

im Eigenamt positiv etwas aussagt. Die Herrschaft hat in den

einzelnen Dörfern «Twing und Bann» und richtet «Dieb und
Frevel». Die rechtsgeschichtliche Forschung hat sich in ausgedehntem
Maße um die Abklärung der aus diesen beiden Begriffen sich

ergebenden Fragen bemüht, ohne jedoch zu übereinstimmenden
Resultaten zu gelangen. Sehen wir nun zu, in wieweit sich hierüber
in Bezug auf das «Officium im Aigen» Klarheit schaffen läßt. Der
Übersichtlichkeit halber werden wir die beiden Begriffe einer
gesonderten Betrachtung unterziehen. Es geschieht dies in den zwei

folgenden Paragraphen; hier haben wir uns noch mit einer
Merkwürdigkeit des Urbars, der Nichterwähnung von Birrenlauf und
Scherz auseinanderzusetzen.

Für die Erlangung der völligen Gerichtshoheit der Habsburger
über das Eigen bildete deren Allodialbesitz, wenn auch nicht die
ausschließliche Grundlage (Landgrafschaft), so doch eine
maßgebende Voraussetzung. Wir haben deshalb vor allem die Zugehörigkeit

der beiden Dörfer zur habsburgischen Grundherrschaft zu
untersuchen. Im Rahmen der dazu notwendigen Darstellung der
Besitzverhältnisse an Grund und Boden wird sich auch die Frage
der Ausübung der gerichtsherrlichen Rechte am ersten lösen
lassen.

1. Birrenlauf.

a) Die «Acta Murensia» verzeichnen in ihren ersten beiden
Güterverzeichnissen infolge habsburgischer Schenkung Klostergut
in Birrenlauf.62 Über die baldige Rückerwerbung dieses Besitzes

vergi, w. o. S. 31.

b) Im Jahre 1254 vermachte die Laufenburger Linie u. a.

«bona et possessiones quasdam sitas in Bireloft»63 an den
Deutschritterorden. Über die öffentlichrechtlichen Befugnisse geht aus

der Urkunde nichts hervor; doch ist kaum anzunehmen, daß solche

an das Ordenshaus mit übergegangen seien; denn die Schenker

« QSG 3 II, S.29 u. 90.
e» Gfr. IV, S. 270: Bestätigungsurkunde vom 16. Juni 1254. Die ursprüngliche

Vergabung erfolgte vor dem 1. April; man vergi. RH I Nr. 262/63, 266. Die

übrigen gleichzeitig vergabten Güter lagen in Altenburg, Oberburg, Hausen und
Birrhard.
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Oss Orbsr ist die älteste truelle, «lie über die OerieKtsverKöit-
nisse im Ligensmt positiv etwas susssgt. Oie LlerrscKskt Kst in den

einzelnen Oörkern «Lwing unci Rann » und riektet «OieK uno! Lre-
vel». Oie revktsgesckiektiieke LorseKung K»t sick in susgedekntem
lVlsöe um clie ÄKKIärung cler sus cliesen beiden öegrikken sieK er-
gebenden Lrsgen KemüKt, oline jedoek zu übereinstimmenden Re-

suitsten zu gelangen, 8eKen wir nun zu, in wieweit sick KierllKer
in öezug suk cias «Okkieium im Äigen» XisrKeit sekskken läüt. Oer
OkersicKtlicKIieit KsIKer werclen wir clie beiclen Legrikke einer ge-
sonclerten LetrscKtung unterziehen. Ls gesckiekt «lies in vlen zwei

knigenden LsrsgrspKen; Kier Ksben wir uns nocK mit einer IVlerlc.-

Würdigkeit cles OrKsrs, cler iXieKterwäKnung von öirrenlsuk und
8eKerz suseinsnclerzusetzen.

Lür clie Lrlsngung cier völligen OericKtsKoKeit cier HsKsKnrger
über clss Ligen bildete deren Älludislbesitz, wenn sueb niekt die
susseKIieLIicKe Orundlsge (LsndgrskscKskt), so dock eine mslj-
gebende Voraussetzung. Vir Ksben desKsIK vor sllem die ZugeKörig-
Keit der beiden Oörker zur KaKsKurgiseKen OrundKerrscKskt zu
untersucken. Im RsKmen der dszu notwendigen Osrsteiiung der
LesitZverKäitnisse sn Orund und Loden wird sick suck die Lrsge
der ÄusüKung der geriektskerriieken Leckte sm ersten lösen
lassen.

^k. ök>ren/au/.

a) Oie «Äcts Klurensis» verzeicknen in ikren ersten beiden
OüterverzeieKnissen infolge KsKsburgiseKer 8eKenlcung Xlostergut
in öirrenlsuk.^ Ober die Ksidige KüeicerwerKung dieses Besitzes

vergi, w. o. 8. 31.

Im IsKre 1234 vermsekte die LsukenKurger Linie u. s.
«Kons et possessiones qussdsm sitss in öireiokt»"^ sn den OeutseK-

ritterorden. Oker die ökkentlickreektiieken Lekugnisse gekt sus
der OrKunde nickts Kervor; doek ist Ksum snzunekmen, dsö solcke

sn dss OrdensKsus mit übergegangen seien; denn die 8cKenKer

'S <Z8« 3 II, 8.29 l,. 9«.
«» (?Ir. IV, 8.270: SestäligungsurKunde vorn 16. luni 1254. Die Ursprung-

liebe Vergabung erkolgte vor clein 1. ^pril; rnan vergi. RH I IVr. 262/63, 266. Die

übrigen gleicküeiiig vergsblen Lüter lagen in ^Itenburg, Oberbiirg. Ihausen unci

Lirrbsrcl,
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waren bei der Hausteilung höchst wahrscheinlich gar nicht in deren
Besitz gelangt, sondern diese verblieben mit der großen Mehrzahl
der Güter im Eigenamt bei der älteren Linie. Schon nach kurzer
Zeit muß Habsburg-Österreich diese Güter zurückerworben
haben.64

c) Die dem Urbar vorausgehenden Aufzeichnungen erwähnen
Birrenlauf wie folgt:

Rodel um 1273: «Conradus de Birelof 10 quart, siliginis.»65
Pfandrodel 1281: «Her Peter der truksäs von Wildegg hat pfan-
des ein müli ze Birchenlof und ein owe, die gelten 3V2 stuk. Doch
sprach er, es were sin lechen.»66

Beide Stellen stehen innerhalb der entsprechenden Aufzeichnungen

über das Eigen; die Zugehörigkeit von Birrenlauf zu diesem
steht daher außer jedem Zweifel.

d) Unser Dorf erscheint auch in einem Zinsrodel des Gotteshauses

Luzern von 1293:
«In Birelouf unus mansus 3 sol.»67a
«Item de Birelouf 30 den.»67b
«Item census de Birelouf spectant ad praeposituram.»07c

Der Rodel bezieht sich in der Hauptsache auf den Hof Holderbank

und seine Pertinenzen. Auch die zinspflichtigen Güter in
Birrenlauf sind als solche zu betrachten. Dieser Besitz war also

ursprünglich murbachisch, wurde jedoch 1291 habsburgisch. In der

Folgezeit ist von einer Zugehörigkeit von Gütern in Birrenlauf zum
Hof Holderbank nichts mehr bekannt, sie scheinen vielmehr der
Grundherrschaft im Eigen einverleibt worden zu sein. Eine solche

Zuteilung war seit der Verfügungsberechtigung Habsburgs über die
murbachischen Höfe im Rahmen einer einfachen Verwaltungsmaß-

64 So auch Koprio S. 45. Für diese Rückgliederung scheint uns außer der

Tatsache, daß in späterer Zeit weder der Orden noch die Laufenburger im Eigenamt
als begütert erscheinen, folgendes zu sprechen: Der habsburgische Besitz erfuhr

unter Graf Rudolf auch in den Stammlanden eine starke Erweiterung. Unnötig
zu sagen, daß besonders im Eigen eine möglichst umfassende territoriale Grundlage

angestrebt wurde. Erleichtert wurde der Rückerwerb (Kauf oder Abtausch)
auch durch das gute Verhältnis zwischen der Kommende Hitzkirch, der die
fraglichen Güter zugeteilt worden waren (Wey, Deutschordens-Kommende Hitzkirch.
S. 52), und Habsburg-Österreich, das seit 1264 über Hitzkirch die Oberherrschaft
ausübte (Wey, S. 76 ff.).

•s QSG 15 I, S. 49.
so QSG 15 I, S. 114.
67 SSR Aarg. II 1, S. 653 f.; a: 65338; b: 65430; C: 65430-33.
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waren bei 6er Ususteilung KöcKst wskrsekeiniiek gar niekt in deren
Lesitz gelangt, sondern diese verblieben init der groLen KleKrzsKI
der Oüter in, Ligensmt bei der ältere» Linie. 8enon nseb Kurzer
Zeit rnuö HsKsKurg-OsterreieK diese Oüter zurüekerworken
Kaken."^

Die dern Orbsr vorsusgekenden ÄukzeieKnungen erwäknen
Lirrenisuk wie folgt:

Kode! um 1273: «(üonrsdus de Lirelöf 10 quart, siiiginis.»"^
Lksndrodei 1281: «Oer Leter der truksäs von Viidegg Kst pksn-
des ein müli ze LireKeniok und ein owe, die gelten 3^/2 stuk. OocK
sprsck er, es were sin lecken.»""

Leide ötelien steken innerksib der entspreckenden ÄufzeieK-

nungen über dss Ligen; die ZugeKörigKeit von Lirrenisuk zu diesen»

stekt dsker auüer jedem Zweifel.
Onser Dork ersekeint suek in einem Zinsrodel des Oottes-

Ksuses Luzern von 1293:
«In öirelouk unus msnsus 3 sol.»"^^
«Item de Lireiouk 30 den.»"^d
«Item eensus de Lireiouk speetsnt sd prsepositursm.»"^

Oer Lodel KezieKt sick in der OsuptsseKe suk den Hok Holder-
Ksnli und seine Lertinenzen. ÄucK die zinspklicktigen Oüter in
Lirrenisuk sind sls solcke ZU KetrseKten. Oieser LesitZ wsr siso

ursprüngiick murbsekisek, wurde jedoek 1291 KsKsburgiseK. In der

Lolgezeit ist von einer ZugeKorigKeit von Oütern in Lirrenisuk Zum
Hok OolderKsnK niekts mekr KeKsnnt, sie seiieinen vieimekr der
OrundKerrseKskt im Ligen einverleibt worden zu sein. Line soieke

Zuteilung wsr seit der VerkügungsKerecKtigung HsKsKurgs üker die
murbsekiseken Oöke im LsKmen einer einkseken Verwaitungsmsij-

°" 8u suek Koprio 8, 45, Lür diese Rückgliederung sckeint uns suüer der

l'stsscke, dsö in späterer ^eit weder der Orden nocK die Lsnkenburger iin Ligensmt
sls begütert erscbeinen, kolgendes nu sprecken: Oer Ksbsburgiscbe öesitn erkubr

unter Orsk liudolk sucb in den 8lsmmlsnden eine stsrke Lrweiterung. Unnötig
nu ssgen, dsL besonders im Ligen eine möglicbst umfassende territoriale Orund-

Isge angestrebt wurde. Lrleicbtert wurde der RücKerwerb (Ksuk «der ^btsuscb)
sucb durcb dss gute Verbältnis nwiscben der Kommende HilnKircb, der die krag-

lieben Oüter Zugeteilt worden waren (Vev, OeutscKordens-Kommende HitnKircK.

8. 52), »nd Usbsburg-Üsterreicb, das seit 1264 über HitnKircb die OKerKerrseKakt

ausübte (wev. 3. 76 tt.).
»° <Z8O 15 I. 8. 49.
«° O8O 15 I. 8.114.

88«. Xsrg. Il 1, 8. 653 k.; a: 653»»; K: 654»»; c; 654»°-»».
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nähme möglich. Das Fehlen eines entsprechenden urkundlichen
Beleges darf daher nicht verwundern.

e) Am 27. Oktober 1315 verpfändete Herzog Leopold dem

Ritter Wernher von Wolon u. a. vier Güter in Birrenlauf.68

f) Zu Birrenlauf gehörte auch der Hof Göttishusen (vergi.
Karte). Als österreichisches Lehen war er zunächst im Besitze der
Truchsässen von Wildegg, 1322 kam er an Chunrat, Schultheiß von
Baden und an Heinrich den Meyer, Bürger von Baden, dann wechselte

er mehrmals den Inhaber, bis er 1354 durch Königin Agnes
dem Kloster Königsfelden geschenkt wurde, nachdem sie Herzog
Leopold zuvor in dessen Besitz gesetzt hatte. Für die verschiedenen
Übergänge vergi, man nachfolgende Kgsf. Urk. im StAA: 1322 13.

VIII.; 1337 29. VI.; 1354 1. HL; 1354 15. VI.
Zusammenfassend ist folgendes festzustellen: Die Zugehörigkeit

von Birrenlauf zum Eigenamt ist unbestritten. Die nachgewiesenen
Besitzungen anderer Herrschaften sind mit Ausnahme der mur-
bachisch-luzernischen originär habsburgisch. Die Auseinandersetzung

mit den Besitzverhältnissen an Grund und Boden
vermochte für die Lücke des Urbars keine Erklärung zu geben. Die
Rückerwerbungstendenz und insbesondere die Verpfändung von
1315 machen es vielmehr höchstwahrscheinlich, daß bei der
Urbaraufnahme der Herrschaft nicht alle hiesigen Güter entfremdet
waren. In der uns hier in erster Linie interessierenden Frage der
Ausübung der gerichtsherrlichen Befugnisse führten die
Untersuchungen aber doch zu einem positiven Ergebnis: In keinem Fall
waren mit den Zinsen und Einkünften anderer Herrschaften auch

Jurisdiktionelle Kompetenzen verbunden. Da sich auch in späterer
Zeit nicht die geringste Spur von einer solchen Entfremdung
nachweisen läßt, darf die ausschließliche Ausübung der Gerichtsbarkeit
durch die Habsburger als sicher betrachtet werden. Warum diese
umfassenden Rechte im Urbar nicht erwähnt werden, muß allerdings

dahingestellt bleiben.

2. Scherz.

a) Dieser Name begegnet uns zum ersten Mal am 16. Oktober
1240, als die Grafen Rudolf und Hartmann dem Deutschhause
Hitzkirch verganten:

»8 STAA Kgsf. U.
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nskme mögliek. Oss LeKIen eines entspreekenden urkundlieken Le-
leges dark dsker nient verwundern.

e) Äm 27. Oktober 1315 verpfändete Herzog Leopold den,

Ritter VernKer von Volon u. s. vier Oüter in Lirrenisuk.^
/) Zu Lirrenisuk gekörte suek der Lok OöttisKusen (vergi.

Ksrte). ÄIs österreiekisekes LeKen wsr er zunäekst iin LesitZ« der
LrucKsässen von Viidegg, 1322 Ksm er sn tüknnrst, LeKuitKeiö von
Lsden und «n LeinrieK den Klever, Lürger von Laden, dsnn week-
selte er rnekrrnsis den InKsKer, Kis er 1354 durek Königin Ägnes
dern Kloster Königskeiden gesekenkt wurde, nsekdeni sie Herzog
Leopold «uvor in dessen Lesitz gesetzt Kstte. Lür die versekiedenen
Okergänge vergi, rnsn nsekkoigende Kgsk. Ork. im 8tÄÄ: 1322 13.

VIIL; 1337 29. VI.; 1354 1. III.; 1354 15. VI.
Zusammenfassend ist folgendes festzustellen: Oie ZugeKörigKeit

von Lirrenisuk zum Ligensmt ist unkestritten. Oie nsekgewiesenen
Besitzungen anderer LerrseKskten sind mit ÄusnsKme der mur»
KseKiseK iuzerniseken originär KsKsKurgiseK. Oie Auseinander-

«etzung mit den Lesitzverksitnissen sn Orund und Loden ver-
muekte kür die Lücke des Orbsrs Keine LrKIärung zu geben. Oie

LücKerwerbungstendenz und insbesondere die Verpfändung von
1315 mseken es vielmekr KöeKstwsKrscKeiniieK, dsö bei der Or-
KsrsuknsKme der IlerrscKskt nickt siie Kiesigen Oüter entfremdet
wsren. In der uns Kier in erster Linie interessierenden Lrsge der
ÄusüKung der gericktskerriicken Befugnisse kükrten die Onter-
suebungen sber docb zu einem positiven Lrgebvis: In Keinem LsII
waren mit den Zinsen und LinKünkten anderer Lerrscbskten sucb
jurisdiktioneiie Kompetenzen verKunden. Os sieK suek in späterer
Zeit nickt die geringste 8pur von einer soieken Lntkremdung nseb-
weisen Iäi!t, dsrk die susscKIieiZIicKe ÄusüKung der OerieKtsKsrKeit
durek die LsKsKurger sls Sieker KetrseKtet werden. Varum diese
umfassenden Leckte im OrKsr nickt erwäknt werden, muö aller-
dings dskingesteiit KieiKen.

2. 8c/ler«.

a) Oieser IVsme begegnet uns zum ersten Klal am 16. Oktober
1240, als die Orgfen Rudolf und Lsrtmsnn dem OeutscKKsuse
LitzKireK vergakten:

«s 81-^ «gsi. II.
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«duos mansus, hoc est redditus duarum marcarum argenti, in
villa Shernitz libere et quiete possedendos, nullo nobis iure
advocatie vel aliquo retento in eisdem.»09

Trotzdem die Schenker ausdrücklich auf die Vogtei verzichteten,

dürfen wir nicht annehmen, dieser Besitz sei der Gerichtshoheit

Habsburgs entzogen worden. Die geringe Ausdehnung des

Ordenslandes im Vergleich zu der es umgebenden habsburgischen
Grundherrschaft bildete keine geeignete Grundlage für eine
dauernde Exemtion. Im übrigen gilt für diesen Besitz das Gleiche, wie
für die 14 Jahre jüngere Schenkung des Laufenburger Zweiges: er
wurde von Habsburg-Österreich zurückerworben. Wir verweisen
auf die diesbezüglichen Ausführungen unter Birrenlauf.

b) Am 11. Januar 1273 verpfändete Graf Rudolf den Hof und
weitere Güter in Scherz an das Kloster Wettingen.70 Der Besitz

war jederzeit wiedereinlösbar; doch kam es nie dazu, erst 1453

wurde er vom Kloster Königsfelden käuflich erworben.71 Weder in
der Verpfändungsurkunde noch im Kaufbrief, der doch eine
umfangreiche Beschreibung des Kaufobjektes und seiner Pertinenzen
bringt, finden wir eine Normierung der Gerichtsverhältnisse. Die
Gerichtsbarkeit über Gut und Leute muß während der ganzen
Dauer der Verpfändung den Habsburgern zugestanden haben. Als
weiterer Beweis hiefür sei die Tatsache angeführt, daß sich in den

Wettingerakten keine Spur von einem Klostervogt vorfindet; dies

ganz im Gegensatz zu andern Höfen des Stiftes, wie beispielsweise
Dietikon und Schlieren.

c) Von kürzerer Dauer war eine zweite, am 13. Januar 1273

ebenfalls zu Gunsten von Wettingen gemachte Verpfändung von
weiterem Besitz in Scherz. Für die Wiedereinlösung verweisen wir
oben auf Anmerkung 56.

d) Nach seinem ältesten Urbar besaß das Kloster Hermet-
schwil 1309 in Scherz zwei Güter und eine Hofstatt zu Eigen.72
Dieser Besitz läßt sich in den Akten bis 1457 verfolgen.73 In den

späteren Urbaren und Zinsbüchern erscheint er nicht mehr, was

6» Gfr. XX, S. 305.
¦« RH I Nr. 527.

-i STAA Kgsf. U. v. 16. XL 1453.

" STAA Nr. 4531, fol. 24.
¦¦' STAA Nr. 5432, fol. 12 f. (1382): fol. 88 b. (14261: fol. 45 (1457>.

4«

«liuos M»NSU8, boe «81 rel!«IitU8 liusrum msresrum argenti, in
villa 8Kernit« libere et quiete po88«6enlio8, null« nobis iure
allvoeatie vel giiquo reteut« in eisciem.»"^

?rot«l!em liie 8ebenKer suslirüeklieb suk die Vogtei ver«ieb-

teten, clürken vir niebt snnebmen, liieser Lesit« sei cler Oeriebts-
KoKeit Hsbsburgs entzogen worcien. Die geringe Äusllebnung lies
Orclenslsncles iin Vergleieb «u lier es urngebenlien bsbsburgiscben
Orunliberrsebskt Killiete Keine geeignete Orunlllsge kür eine llsu-
ernlle Exemtion. Iin übrigen gilt kür liiesen öesit« lias Oieicbe, vie
kür liie 14 Isbre jüngere 8ebenKung lles Oaukenburger Zweiges: er
vurlie von Usbsburg Osterreieb «urüekerworben. Vir verveisen
suk «iie liiesKe«UgIieben Äuskübrungen unter Lirrenisuk.

à) Äin 11. Isnusr 1273 verpkänuete Orsk Kulloik lien Uok unli
veitere Oüter in Leber« sn liss Kloster Vellingen.^ Oer Lesit«

vsr jecler«eit vieliereiniösbsr; lioeb Ksm es nie lis«u, erst 1453

vurlie er vom Kloster Königskelllen Käukiieb erworben.^ Voller in
lier VerpkänllungsurKunlle noeb in, Ksukbriek, lier lioeb eine uin-
ksngreiebe Lesebreibung rl«8 KsukobjeKtes unli 8einer ?ertinei>«en

bringt, kinllen vir eine IVorrnierung lier Oeriebtsverbsltnisse. Oie
OeriebtsbsrKeit Uber Out unll Oeute inuü vsbrenri lier ganzen
Osuer lier Verpksnciung lien Habsburger» «ugestsnlien bsben. Äi»
veiterer öeveis Kiekür sei clie Lstssebe sngekübrt, lisL sieb in llen
VettingeraKten Keine 8pur vou einem Klostervogt vorkinclet; clie»

gsn« im Oegensat« «u snciern Oöken lies 8tiktes, vie beispielsweise
OietiKon uncl 8eblieren.

Von Kürzerer Osuer vsr eine «weite, sm 13. Januar 1273

ebenkslls «u Ounsten von Vettingen gemsebte Verpkänciung von
weiterem Lesit« in 8cber«. Lür liie Vieriereinlösuiig verweisen wir
oben suk ÄnmerKung 56.

</) IVseb seinem ältesten Orbsr bessü 6«s Kloster Oermet
sebwii 1309 in 8eber« «wei Oüter unri eine Ookststt «u Ligen.^^
Oieser Lesit« iäÜt sieb in lien ÄKten bis 1457 verfolgen.In lien

späteren Orbsren unli Zinsbüebern ersebeint er niebt mebr, wss

«' «kr. XX, 8. 3«5.
-« Kll l IVr. 527.

'> 81^ XA8k. II. v. 16. XI. I45Z.

" 81'^^ I>ir. 4531. kol. 24.

^81-.^^ IVr. 5432. k»I. 12 k. (1382): s„I.8»I'. i1426,: kc>>. 45 <I457>.
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seine Erwerbung durch Königsfelden vermuten läßt. Die beiden
Güter waren wohl ursprünglich Gegenstand einer habsburgischen
Schenkung. Für den Mitübergang von gerichtsherrlichen Befugnissen

finden sich im Hermetschwiler Archiv keine Anhaltspunkte.
e) Bei der bereits unter Birrenlauf erwähnten, durch Herzog

Leopold 1315 an Wernher von Wolon gemachten Verpfändung
befand sich auch ein Gut in Scherz. Der hiesige Besitz dieses

habsburgischen Ministerialengeschlechtes war jedoch größer; denn am
27. Januar 1351 verkaufte Cunrat von Wolon an Rudolf von
Scherntz, Bürger zu Brugg, sieben Güter für «ledig eygen».74 Es

handelte sich aber um österreichisches Lehen, wie aus einer
Kaufsbestätigung Herzog Albrechts hervorgeht.75 Über die damit
verbundene Gerichtsbarkeit vergleiche unten.

Im Gegensatz zu Birrenlauf sind wir bei Scherz über die
Besitzverhältnisse an Grund und Boden zur Zeit der Urbaraufnahme
besser unterrichtet. Die angeführten Entfremdungen machen das

Fehlen jeglicher Einnahme an Bodenzinsen erklärlich. Ob wirklich
der ganze hiesige Besitz der Herrschaft entfremdet war, muß dahin
gestellt bleiben. Diese Frage könnte nur entschieden werden bei

Auffindung der Vorarbeiten zum Urbar (Concept-, Pfand- und
Lehenrödel zu den aargauischen Ämtern). Weit weniger abgeklärt
ist die Nichterwähnung der jurisdiktioneilen Befugnisse. In Bezug
auf den sub a—d angeführten Besitz anderer Herrschaften haben
wir bereits festgestellt, daß keine Gerichtsbarkeit damit verbunden
war. Anders verhält es sich mit den Gütern derer von Wolon. In
seiner Bestätigungsurkunde von 1352 erklärt Herzog Albrecht,
daß er Rudi von Scherntz die Gnade erwiesen habe:

«daz er diselben gueter ze Schernitz und di lèwt, di dar uf
sitzend, sol innhaben mit allen den rechten und gnaden, als sie
der egen. Chfinrat von Wolon hat innegehabt.»

Mit dem Lehen, dessen Existenz für die Zeit der Urbaraufnahme
erwiesen ist,76 waren also gewisse niedergerichtliche Kompetenzen

"* STAA Kgsf. U. — Rudi von Scherntz muß bald nachher gestorben sein.
Bereits 1357 vergabte seine Witwe Einkünfte an Königsfelden (StAA Kgsf. U. v.

22. Juni). Über seinen Besitz in Scherz schweigen sich die Quellen völlig aus;
doch dürfen wir wohl annehmen, daß auch er innert kurzem an das Kloster
übergegangen sein muß.

« STAA Kgsf. U. v. 21. Okt. 1352.
76 Im Güterbeschrieb des Klosters Hermetschwil von 1309 heißt es unter

Scherz: «... und die hofstat, die gelegen ist nebend des von Wolon hofstat vor

ti
»eine Lrverbung lturek Königskeillen vermuten läLt. Die Keilten
Oüter vsren voKI ursprüngliek Oegenstsnll einer KsKsburgiseKen
8eKenKung. ?llr lten Älitübergsag von geriektskerrlioken Lekug-
nissen kinlten sien im UermetseKviler ÄreKiv Keine ÄnKsltspunKte.

e^) Lei cler bereits unter Lirrenisuk erväknten, ciureb Herzog
Oeopolli 1315 sn VernKer von Volon gemsekten Verpkänciung de-

ksnll sieb sueb ein Out in 8eKer2. Der Kiesige Lesit« liieses KsKs-

KurgiseKen iVlinisterisiengeseKIeeKtes vsr jecioek grööer; lien» »m
27. Isnusr 1351 verkaufte tüunrst vo» Volon sn Lullolk von
8eKernt2, öürger 2U Lrugg, sieben Oüter kür «leciig e^gen».^^ L»

Ksncieite sieK sker um österreiekisekes OeKen, vie sus einer Xsuks-

KestLtigung Herzog ÄibreeKts KervorgeKt.'^ Oker <iie lismit ver-
Kunliene OerieKtsKsrKeit vergieieke unten.

Im 0egens»t2 2u Lirrenisuk sinci vir Kei 8eKer« üker liie öe-
sit2verkgltnisse »n Orunri unli Lolien 2ur Zeit lier OrbsrsuknsKme
Kesser unterriektet. Die sngekükrten Lntkremciungen mseken lis»
LeKIen jegiieker LinnsKme sn L«cien2insen erkiäriiek. OK virKIieK
cier gsnz« Kiesige Lesit2 «1er HerrseKskt entkremliet vsr, mulj ltskin
gestellt KleiKen. Diese Lrsge Könnte nur entsekiecien vercien Kei

Äukkinliung lier Vorarbeiten 2um OrKsr ((Concept-, Lksncl- unli
Oebenröliei 2u lien ssrgsuiseken Ämtern). Veit völliger «KgeKiärt
ist clie IVieKterväKnung lier jurisliiktionelien Lekugnisse. In öe«ug
suk 6en suk s—li sngekükrten Lesit« sncierer HerrseKskten Kaken

vir Kereits festgestellt, risi! Keine OerieKtsbsrKeit cismit verkünden
vsr. Änliers Verkält es sieK mit lien Olltern lierer von Volon. In
seiner LeststigungsurKunile von 1352 erklärt Her2og ÄlKreeKt.
ilsL er Kulii von 8eKernt2 clie Onscie erviesen Ksbe:

«cis2 er liiseiken gueter «e 8cKernit2 unli lii ièvt, <ii «isr uk
sit«enli, soi innksken mit siien lien reekten unci gnsclen, sls »ie
«1er egen. tükönrst von Volon Kst innegekskt.»

iVlit liem OeKen, liessen Lxisten« kür clie Zeit lier OrKsrsuknsKme
erviesen ist,^ vsren siso gevisse nieciergeriektiicke Kompetenzen

81'^^ Kzsk. Ii. — Iîu6i von LoKerntn mulZ bslcl nsoKKer gestorken sein. Le
reit» 1357 vergsbte seine Vitwe LinKünkte sn Königskelclen (Zt^^V Kgsk. II. v,
22. Inni). t)ber seinen Lesitn in Lcliern seliweigen sieli ciie t)uellen völlig sus;
6c>en cliirken wir woKI snnelinren, 6sL sucli er innert Kurzem sn clss Kloster iiber

gegsogen sein rnuü.

" Kgsk. U. v. 21. «Kt. 1352.

Iin OüteroescKrieb cies Klosters Uernretscvwil von 130? neiüt es unter
8cnern: «,,, unit <jie nokstst, clie gelesen ist nekencl cles vnn Volon nnkstst vor
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verbunden. Ihr sachlicher Umfang läßt sich allerdings aus obiger
Formel nicht bestimmen. Die Lücke im Urbar ist damit nur zum
Teil erklärt. Über den übrigen umfangreichen Besitz (Wettingen,
Hermetschwil) muß die Gerichtsbarkeit ausschließlich den Habs-

burgern zugestanden haben. Die Nichterwähnung dieser Rechte
im Urbar bleibt unergründlich.

§ 10. Twing und Bann

Der Ausdruck «Twing und Bann» begegnet uns nicht nur im
habsburgischen Urbar, sondern er erscheint ganz allgemein im
mittelalterlichen Quellenmaterial des west- und süddeutschen
Sprachgebietes. Leider wurde von der Forschung öfters übersehen, daß

seine Bedeutung in sachlicher Beziehung — entgegen der während
Jahrhunderten gleichbleibenden, zur starren Formel gewordenen
sprachlichen Bezeichnung — mannigfache Wandlungen erlitt und
im Laufe der Zeit vor allem eine starke Erweiterung erfuhr.77
Wenn diesem Umstand mehr Rechnung getragen worden wäre, so

würde vielleicht manche Kontroverse unterblieben sein, und die

Forschung wäre zu einer weitergehenderen Übereinstimmung
gelangt. So ist man sich denn heute nur darin einig, daß — wie Gasser

sich ausdrückt — der Inhalt von Twing und Bann sich äußert,
«in der Befugnis bei Strafe zu gebieten und zu verbieten, im
Rechte, sich unter Anwendung von Zwang Gehorsam zu verschaffen.»78

In Bezug auf unsere Arbeit stellen sich nun vor allem zwei

Fragen: Erstens nach der inhaltlichen Bedeutung von Zwing und

dem bach» (STAA Nr. 4531, fol. 24). — Die Ritter waren auch Inhaber des
Burglehens Habsburg und hatten zudem noch anderweitigen Grundbesitz im Eigen,
worüber ihnen ebenfalls Jurisdiktionelle Befugnisse zukamen. Man vergi, u. S. 60 ff.

77 So auch Wießner, Twing und Bann, S. 25 ff. — Die Schrift von Wießner
wurde in der Folge von der Wissenschaft einer scharfen Kritik unterzogen; man

vergi. Bader in ZGO 50, S. 617 ff. und Stutz, Zur Herkunft von Zwing und Bann,
S. 289 ff. Die Feststellung Wießners über die starke Erweiterung der sachlichen

Bedeutung von Twing und Bann blieb jedoch unangefochten.
78 Gasser S. 87. Ganz ähnlich bringt Bader S. 636 eine sehr weite Definition:

«So ist Zwing und Bann das Recht, im Dorfe zu gebieten und zu verbieten»;
er charakterisiert im weitern das Institut als «Dorfherrschaft» (S.637). — Über
das Werk von Gasser ganz allgemein vergi, die kritischen Ausführungen von Stutz
in Zeitschr. d. Sav. St., germ. Abt. Bd. 51, S. 750 ff.
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verbuncle». IKr sseklieker Omksng läöt sieK slierllings sus obiger
Lorrnel niekt bestimmen. Die OüeKe im OrKsr ist clsmit nur «um
Lei! erklärt. Ober eleu ükrigen umksngreieken Lesit2 (Vettingen,
HermetseKwii) mul! clie OerieKtsKsrKeit susseKIieüiieK lien Oaks-

Kurgern 2ugestsnlien KsKeu. Oie IVieKterwäKnung ciieser ReeKte

im OrKsr KieiKt unergrünclliek.

§ lö. Evings unci La»u
Oer ^usclruek «Lwing unci Lsnn» begegnet uus niekt nur im

KaKsKurgiscKen OrKsr, sonciern er ersekeint gsn2 allgemein im mit-
telsiterlieken O^uelleumsterisl lies west- unci süllrieutseken LprscK-
gekietes. Leicier wurde von cier LorseKung ökters ükerseken, risL
seine Lelieutung in ssekiieker LesieKung — entgegen lier wäkrenci
IsKrKunlierten gleieKKIeiKenrien, 2ur stsrren Lorrnel gewordenen
sprsckiieken Le2eieKnung — msnnigfseke Vsndiungen erlitt uncl

im Osuke cier Zeit vor sllem eine stsrke Lrweiterung erkukr.^
Venn liiesem Omstsnli mekr KeeKnung getragen worden wäre, so

würlie vieiieiekt msneke Kontroverse unterkiieken sein, unli liie
LorscKnng wäre 2U einer weitergekencieren Okereinstimmung ge-

langt. 80 ist msn sieK lienn Keute nur lisrin einig, dsö — wie Oss-

ser sieK suscirüekt — lier InKsit von lowing unii Lsnn sieK äuüert,
«in cler öekugnis Kei 8trske 2u gekieten unci 2u verbieten, im
lîeekte, sick unter Anwendung von Zwsng OeKorssm 2u verseksk-
fen.»'^

In Le2ug auf unsere ^rkeit steilen sieK nun vor allem 2wei

Lrsgen: Lrstens nsek cier inksitlieken Bedeutung von Zwing unli

clern bscb» (81°^,^ IXr, 4531, loi. 24). — Die Hitter wsren sucb Inbsber 6es Lurg
lebens Usbsburg unci Kstten nuclern nocK snclerweiligen <?run6besiln in, Ligen,
worüber iknen ebenlslls jurisàiiclionelle Lekugnisse nulcsmen. Usn vergi, u. 8. 60 kk,

7> 80 suek Vieüner, l'wing unci Lsnn, 8. 25 kk. — Die 8cKrikt von VieLner
wurcie in cier Lolge von 6er Vissenscbslt einer seksrken Kritik unternogen; msn
vergi. Ls6er in ?<?O 50, 8, 617 kk. unci 8tutn, ?ur UerKunkt von ?wing unci Lsnn,
8. 28? kk. Die Feststellung VielZners iiber clie stsrke Lrweiterung cler sscklickeo
Lecieutung von lowing unà Lsnn blieb jeclock unsngekockten.

Ossser 8. 87. Osnn sknlick bringt Lscler 8. 636 eine sekr weile Velini-
lion: «8« ist /^wing unci Lsnn clss Leckt, iin Dorle nu gebieten unci nu verbieten»;
er cksrskterisiert iin weitern clss Institut sls «OortKerrseKslr» (8.637). — Dber
llss VerK von Ossser gsnn sllgeniein vergi, clie Kritiscben i^uskükrungen von 8tu»
in ?ei,sckr. cl. 8sv. 8,,. gern,. 4bt. Lcl. 51. 8, 75« ll.
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Bann, das heißt, ob das Recht außer der unbestrittenen Zwangsgewalt

auch einen Teil der Gerichtsbarkeit selbst — wie dies von
einer Reihe von Forschern vertreten wurde79 — mit umfaßte.
Zweitens stellt sich das Problem des rechtsgeschichtlichen Ursprunges

des Institutes. Es gilt nun zu untersuchen, inwieweit unser
spezielles Quellenmaterial zu diesen beiden Fragen Aufschluß zu geben

vermag.

1. Die inhaltliche Bedeutung.

Entsprechend seinem allgemeinen Sprachgebrauch sagt das

Urbar bei der Anführung der einzelnen Orte des Eigenamtes:
«du herschaft hat da thwing und ban».80

Nur beim Dorfe Habsburg lesen wir:
«du herschaft hat da ze richtenne thwing und ban».81

Es ist dies unseres Wissens die einzige Stelle des ganzen
Urbarbuches, wo über Twing und Bann gerichtet wird. Da somit einerseits

Analogiefälle fehlen, und anderseits das Dorf Habsburg innerhalb

des Eigenamtes weder in Bezug auf die ständische Gliederung
seiner Bewohner, noch was sein historisches Schicksal anbelangt,
eine Sonderstellung einnimmt, müssen wir annehmen, daß die

merkwürdige Terminologie auf einer Verschreibung des Verfassers
beruht.

Bei den übrigen Dörfern enthält das Urbar keine textlichen
Besonderheiten, außer einer höchst bedeutungsvollen Lücke bei
Altenburg. Hier richtet die Herrschaft Habsburg nur «Dieb nnd
Frevel»; «Twing und Bann» bleibt unerwähnt.82 Die Forschung hat
von dieser auffallenden Erscheinung Kenntnis genommen, ohne
sich jedoch eingehender damit zu befassen.83 Wir haben nun zu

7» Fr. v. Wyß, S. 33 ff.; Jos. Schmidlin, Ursprung und Entfaltung der habsh.

Rechte im Oberelsaß. S. 89 ff.
»o QSG 14, S. 132-136.
8t QSG 14, S. 13317—18. Auf diese Besonderheit beim Dorfe Habsburg weist

bereits Stutz, Das habsb. Urbar und die Anfänge der Landeshoheit S. 206, hin;
auch er kommt zum Schluß, daß ein Verschrieb vorliegen muß. Bader hingegen
übersieht die Abweichung und schreibt S. 629, daß die Herrschaft niemals über

Zwing und Bann «richte», sondern die mit der Formel gedeckten Rechte stets

nur «habe».
8« QSG 14, S. 1343.

8' Nabholz, der Aargau nach dem habsb. Urbar, S. 143 ; P. Schweizer in
QSG 15 IL S.548.
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Lsnn, lis» Keiüt, «K clss Reckt suüer lier unbestrittenen Zwsngs-
gewslt suek einen leii lier OerieKtsKsrKeit seikst — vie «lies von
einer LeiKe von LorscKern vertreten wurcie^^ — rnit urnksöte.
Zweitens stellt sieK 6ss LroKIern lies reektsgesekiektiieken Orsprun-
ges lies Institutes. Ls gilt nun 2U untersucken, inwieweit unser spe-
zieiies ()uelleninsterisl zu liiesen Keilien Lrsgen ^ukseKIul! 2U geben

verrnsg.

i!. öle lnka/t/lc/re LeekentunS.

LntspreeKenci seinein siigeineinen LprscKgeKrsueK ssgt «Iss

OrKsr Kei «ier ^VnküKrung cier einzelnen Orte lies Ligensintes:
«ciû KerseKskt Kst lis tkwing unci Kan».^"

IVur Keirn Oorke Usbsburg lesen wir:
«liû KerseKskt Kst lis ze riektenne tkwing unli Ksn».^

Ls ist liies unseres Vissens liie einige Stelle lies gsn2en OrKsr-
KueKes, wo üker l'wing uno! Lsnn geriektet wirli. Os soinit einer-
seits ^nslogiekslie keKIen, unli snlierseits <iss Oork OsKsKurg inner-
KsIK lies Ligensintes weller in Bezug suk liie stsnciisoke Oiielierung
seiner LewoKner, noek wss sein KistoriseKes LeKieKssl snkeisngt,
eine Sonclersteliung einnirnint, inüssen wir snnekinen, «Isü «lie

nierkwürclige lierrninologie suk einer VerseKreibung lies Verksssers
KeruKt.

Lei lien übrigen Oörkern entksit liss OrKsr Keine textiieken
LesonlierKeiten, suLer einer KöeKst bedeutungsvollen LüeKe Kei

^Itenburg. Hier riektet liie OerrseKskt LlsKsKurg nur «Oieb unci
Lrevel »; «l'wing unci Lsnn» KleiKt unerwsknt.^ Oie LorscKung Kst

von llieser sukksiienlien LrseKeinung Kenntnis genonnnen, okne
sieK jeciock eingekenrier lisrnit 2u Keksssen.^ Vir KsKen nun Zn

?r. v. VvlZ, 3. 33 kk.; los. 8cbmicllin, Ursprung unci Lnttslluog lier Ksbsli.

«eckte irn OberelssL. 8. 89 tt.
«« Y8C 14, 8.132-136.
«l <Z80 14, 8.133 I». ^uk àiese Sesonclerbeir Keirn vorke kisdskurg veist

bereits 8tuln, Oss Ksbsb. Urbsr un6 clie ^nkänge cier Lsnclesbcineit 8.206, bin;
suek er Kommt sum 8cKIuö, cisL ein VerscKrieb vorliegen muü. «scier Kingegen
üdersiebt clie ^bweiekung unci sckreibt 8.629, clsl! clie UerrscKskt niemals über

?vving unà Lsnn «ricbte», sonclern clie mit cler kormel gecleckten «eckte stets

n„r «Ksbe».

<Z8« 14. 8.134».

I^sbKoln, cler ^Vsrgsu nsck clem Ksbsb. Urbsr, 8. 143; 3eK«e»er in
<?8C 15 II. 8.54«.
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untersuchen, ob sich in Altenburg bestimmte gerichtsherrliche
Befugnisse anderer Herrschaften nachweisen lassen. Für den Fall,
daß das Ergebnis positiv sein sollte, stellt sich als weiteres Problem
die Frage, ob zwischen der festgestellten fremden Gerichtsbarkeit
und der Nichterwähnung von Twing und Bann ein Zusammenhang
besteht.

Ausgangspunkt unserer Untersuchungen bilden die Besitzverhältnisse

an Grund und Boden: Das Dorf nimmt innerhalb des

Amtes keine Sonderstellung ein; seine wesentliche Zugehörigkeit
zur habsburgischen Grundherrschaft steht außer jedem Zweifel.
So wurden hier 1254 Güter an den Deutschritterorden vergabt;
was die Rückerwerbung und Wiedereingliederung in das Eigenamt
anbelangt, so verweisen wir auf frühere Ausführungen oben S. 38.

Im Urbar beschränkt sich der Grundbesitz der Herrschaft auf eine
«hofstat inrent dem gemure».84 Über die Ursache dieses geringen
Eigens sind wir wenigstens teilweise unterrichtet: Zu Beginn des
14. Jahrhunderts waren hier nämlich Güter im Besitze der Gräfin
Verena von Veringen; durch Erbschaft gelangten sie an die Grafen

von Montfort und schließlich 1314 durch Kauf an das Kloster
Königsfelden.85 Es ist heute nicht mehr feststellbar, ob es sich um
veringisches Sondergut handelte, oder ob Verena, die eine Tochter
Walters von Klingen war, den Besitz ihrem Gatten Heinrich in die
Ehe brachte. Irgendwelche direkte Abhängigkeit (Lehen oder
Pfand) von der Herrschaft Habsburg läßt sich nicht nachweisen.
Trotzdem können diese Güter ursprünglich zur habsburgischen
Grundherrschaft gehört haben und durch Verkauf oder Vergabung
veräußert worden sein. Die hohe Kaufsumme von 250 Mark
Silbers, die Königsfelden bezahlte, läßt auf den bedeutenden
Umfang des Kaufobjektes schließen. In keiner der unten in Anmerkung

85 genannten, den Besitzeswechsel dokumentierenden Urkunden

findet sich ein Anhaltspunkt dafür, daß dem jeweiligen
Inhaber auch Twing und Bann oder irgendwelche jurisdiktioneilen
Befugnisse zugestanden hätten. Die Lücke im Urbar kann demnach
nicht durch diesen veringischen Besitz bedingt sein.

Aus Quellen des 14. und 15. Jahrhunderts geht hervor, daß

m QSG 14 S. 13319.

ss Man vergi, über diese Besitzeswechsel die drei Kgsf. Urk. im STAA: 1310

25. XL; 1313 5. L; 1314 27. VH. (gedruckt: Cod. dipi. IL S. 384 ff.).
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untersuchen, ok sieh in ^.Itenburg bestimmte geriebtskerrliche öe
kuguisse anderer OerrseKskten nsekweisen lassen. Lllr den Lsil,
dsö clss Lrgebnis positiv sein sollte, stellt sieK als weiteres LroKIem
die Lrsge, oh «wischen cler festgestellten fremden OeriehtshgrKeit
unci cler IViehterwähnung von lowing unli Lsnn ein Zusammenhang
besteht.

Ausgangspunkt unserer Ontersuehungen bilcien «iie Lesit«ver-
Kältnisse sn Orund unli Rollen: Oss Oork nimint innerhalb lies
Vintes Keine 8ondersteiiung ein; seine wesentliche Zugehörigkeit
«ur KsbsburgiscKen OrundKerrscKskt stekt suöer jedem Zweifel.
80 wurden hier 1234 Oüter «n clen Oeutschritterorcien vergsbt;
wss die LücKerwerKung unci Wiedereingliederung in clss Ligensmt
snbeisngt, so verweisen wir suk krübere Ausführungen «Ken 8. 38.

Im Orbsr beschränkt sich cier Orundbesit« cier OerrscKskt suk eine
«hokstst inrent <iem gemure».^ Ober die Orsscbe dieses geringen
Ligens sind wir wenigstens teilweise unterrichtet: Zu Beginn des
14. IsKrKunderts wsren hier nämiiek Oüter im Besitze der Oräkin
Verens von Veringen; durch LrbscKskt gelangten sie sn die Ors-
ken von iVlontkort und seblieLIicK 1314 durch Xsuk an dss Xloster
Königskeiden.^ Ls ist heute nickt mehr keststeiibsr, ob es sieb um
veringisebes 8ondergut bandelte, oder ob Verens, die eine Locbter
Visiters von Klingen wsr, den öesit« ihrem Ostten Heinrich in die
LKe KrscKte. Irgendwelche direkte Abhängigkeit (Leben oder
Bksnd) von der Herrschaft OsKsKurg läöt sieK nickt nsckweisen.
Lrot«dem Können diese Oüter ursprüngiick «ur KsKsburgiscKen
OrundKerrseKskt gekört KsKen und durek VerKsuk oder VergsKung
veräußert worden sein. Oie Koke Xauksurnme von 23s) iVlarK 8il-
Kers, die Xönigskelden be«abite, iäüt auk den bedeutenden Om-
sang des XsukohjeKtes scKIieöen. In Keiner der unten in ^nmer-
Kung 83 genannten, den Besit«esweeKseI dokumentierenden OrKun-
den kindet sieK ein ^nkaitspunkt dskür, dai? dem jeweiligen In-
Ksker suck l'wing und Lsnn oder irgendwelcke jurisdiktionelien
öekugnisse ««gestanden Kälten. Oie LüeKe im OrKsr Ksnn demnscb
nickt durck diesen veringiseken Lesit« Kedingt sein.

^us Oneilen de» 14. und 13. Jahrhunderts gekt Kervor, dsö

«' oso 14 8. I3ZI».

^ K5sn vergi, iiber ciiese Resitnesweebsel ciie cirei Kgsl. UrK. im 81^ >i IZI»
25. XI,; IZ1Z 5. I.: IZ14 27. ^1. (geclruckt: Ocxi. clipl. II. 8. 3»4 If
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dem Inhaber der Gerichtshoheit über das Amt Eigen gewisse
Kompetenzen in Altenburg entfremdet waren, indem sie als Lehen
Österreichs dem jeweiligen Besitzer der Herrschaft Wildegg
zustanden. Entstehungszeit und sachlicher Umfang dieser Exemtion
werden uns unten S. 101 ff. noch eingehend beschäftigen. Es sei

jedoch gestattet, die diesbezüglichen Resultate hier zu verwerten:
Die Entfremdung zu Gunsten Wildeggs hat höchstwahrscheinlich
schon bei der Aufnahme des Urbars bestanden und ist die Ursache
dafür, daß dieses in Altenburg Twing und Bann nicht erwähnt.
Die spätem Untersuchungen ergeben sodann, daß der Herrschaft
Wildegg auch gerichtsherrliche Befugnisse, darunter zweifelsohne
eine gewisse Strafgerichtsbarkeit, zustanden; aber die Abgrenzung
von der den Habsburgern resp. dem Kloster Königsfelden verbliebenen

Jurisdiktion scheitert an der Dürftigkeit der Quellen.
Das Endergebnis der Betrachtung des Urbars selbst in Bezug

auf den sachlichen Umfang der mit der Formel «Twing und Bann»
umschriebenen Rechte ist somit folgendes: Es spricht alles dafür,
daß wir hierunter auch einen Teil der Gerichtsbarkeit zu verstehen
haben, deren nähere Festlegung erweist sich jedoch als unmöglich.

Es bleibt nun zu untersuchen, ob möglicherweise andere Quellen

über Twing und Bann näheren Aufschluß zu geben vermögen.
Eine diesbezügliche Prüfung der spärlichen Überlieferungen aus
dem der Urbaraufnahme vorausgegangenen Zeitraum verläuft negativ.

Auch im reichhaltigen Archiv des Klosters Königsfelden
finden sich nur wenige Urkunden, die unserer Formel Erwähnung tun.
Ein Teil des in dieser Hinsicht positiven Materials ist zudem für
unsere Betrachtung unbrauchbar, da Twing und Bann darin als

rein territorialer Begriff einen bestimmten Raum bezeichnet. So

ist nur wenig verwertbar: Mit Urkunde vom 13. März 1316
erneuerten die Herzoge von Österreich die Schenkung des Kirchensatzes

Windisch an das Kloster Königsfelden und verfügten
zugleich über den Hof Windisch, wie folgt:

«... curiam nostram conferimus et donamus salvis nobis ip-
sius curie honoribus, iurisdictionibus et districtibus bonorum et
hominum quibuscumque ». 8(>

Die Herzoge behielten sich also die Rechtsprechung über Gut und
Leute des Hofes vor. So aufschlußreich diese Urkunde in verschie-

»6 STAA Kgsf. U.
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tieni InKsKer lier OerieKtsKoKeit üker dss ^mt Ligen gewis3e Xom-
Petenten in ^ltenkurg entfremdet wsren, inlieni sie »ls LeKen
OsterreicKs dem jeweiligen Besitzer tier UerrseKskt Vildegg zu-
standen. LntsteKungszeit und sscklicker Omksng llieser Lxemtion
werden uns unten 8. 101 ff. nock eingebend besebäktigen. Ls sei

jedoek gestattet, die dieskezüglieken Resultate bier zu verwerten:
Die Lntsrenidung zu (Gunsten Vildeggs bat KöcKstwsKrscKeinlicK
sckon Kei der ^uknakme des OrKsr» bestanden und ist die OrsscKe

dakür, dsö dieses in ^ItenKurg Lwing und Lsnn niebt erwäbnt.
Die spätern OntersucKungen ergeben sodann, dal! der OerrscKskt

Vildegg sucb gericbtsberrliebe Lefugnisse, darunter zweikelsokne
eine gewisse 8trgfgericKtsKarKeit, zustanden; aber liie Abgrenzung
von der den Habsburger« resp. dern Xloster Königskelden verbli< -

benen Jurisdiktion scheitert an der Dürftigkeit der t)uellen.
Dss Lndergebnis der Letrscbtung des Orbsrs selbst in Bezug

suk den sscblicben Omksng der mit der Lormel «l'wing und Lsnn »

umsebriebenen Lechte ist somit folgendes: Ls spricht slles dskür,
dsö wir bierunter sueb einen Lei! der OerielitshsrKeit ZU versteben
baben, deren näbere Lestlegung erweist sieb jedoch als unmöglich.

Ls bleibt nun zu untersuchen, ob möglicherweise andere t)uel-
len über Lwing und Rann näheren ^ufscKIuL Zu geben vermögen.
Line diesbezügliche Prüfung der spärlieken Okerlieferungen su»
dem der OrKsrsuknsKme vorausgegangenen Zeitraum verläuft nega-
tiv. ^uck im reicKKsltigen Archiv des Klosters Xönigskelden fin-
den sieK nur wenige Urkunden, die unserer Lormel LrwäKnung tun.
Lin Lei! des in dieser Hinsicht positiven IVlsterisIs ist zudem für
unsere Betrachtung unKrsuvKKsr, da Lwing und Lsnn dsrin sls

rein territorialer öegriff einen bestimmten Lsum bezeicknet. 8u

ist nur wenig verwertbar: iVlit Urkunde vom 13. Närz 1316 er-
neuerten die Herzoge von Osterreich die 8eKenKung des Kirchen
sstZes VindiscK an dss Xloster Xönigsfelden und verfügten Zu

gleiek über den Hof VindiscK, wie folgt:

«. eurism nostrsm conferimus et donsmus sslvis nokis ip-
sius eurie KonoriKus, iurisdictionibus et distrietibus bonorum et
Kominum lzuikuscumque »,i

Die Herzoge KeKielten sieK slso die ReeKtsprecKung üker Out und
Leute des Hofes vor. 8« sufscKIuöreieK diese OrKunde in versekie-

«« 81^ ««si. 15.



46

dener Hinsicht ist (man vergi, u. S. 55 f.), so vermag sie doch zur
Abklärung unserer Frage nichts beizutragen; denn wir finden in
ihrem ganzen Text weder einen Anhaltspunkt darüber, was «dis-
trictu8» bedeutet, noch eine Abgrenzung dieses Begriffes von
demjenigen der «iurisdictio». Auch eine deutsche Übersetzung aus der
Mitte des 17. Jahrhunderts vermag hierüber keine Klarheit zu
schaffen; es heißt da nur:

«...jedoch uns die ehre, Jurisdiktion, twing und bahn über die
gutter und lüte desselbigen hofs vorbehalten .».87

Das Gleiche gilt für nachstehenden Passus aus der Freiheitsbestätigung

Berns zu Gunsten Königsfeldens von 1480:

«...bestatten wir inen ouch all und yeglich ir freyheit, gut, ge-
wohnheit, altherkommen, gericht, twing, bann mit iren büßen,
besserungen, zins und zehnden, vallen ,88

Wie mit diesen beiden Stellen, so verhält es sich auch mit den übrigen

positiven Quellen. Wir finden nirgends eine Begriffsumschreibung.

Somit bleibt es bei den bereits oben anläßlich der Betrachtung

des Urbars gezogenen Schlüssen.89 Der sachliche Umfang der
mit der Formel «Twing und Bann» gedeckten Gerichtsbarkeit läßt
sich anhand unseres Quellenmaterials nicht eruieren.

87 STAA Nr. 438 (Kgsf. Kopialbuch VIII) fol. 177.
88 STAA Nr. 435 (Registerband zu den Kgsf. Gewahrsamebüchern) letzter Eintrag

des nicht paginierten Bandes.
8» Die Tatsache, daß wir unter Twing und Bann auch einen Teil der

Gerichtsbarkeit subsumieren, darf nicht mißverstanden werden, indem unser Resultat
auf das ganze Urbar ausgedehnt wird. Eine solche generelle Anwendung der auf
Grund der Lücke bei Altenburg und der späteren Verhältnisse in diesem Dorf
gezogenen Schlüsse verbietet sich unseres Erachtens aus nachfolgenden Erwägungen:
Das Urbar verzeichnet mit der Doppelformel «Twing und Bann» und «Dieb und
Frevel» neben andern Hoheitsrechten auch die gerichtsherrlichen Kompetenzen.
Die großen Unterschiede hinsichtlich Umfang und Ursprung der den Habsburgern
an den verschiedenen Orten zustehenden Jurisdiktion gehen aus ihm aber nur in
den wenigsten Fällen hervor. Es erklärt sich das aus seinem in erster Linie
finanztechnischen Charakter und aus seiner konservativen Sprache. Auf Grund der
vereinzelten Abweichungen vom normalen Sprachgebrauch versuchte nun die
Forschung zu einer allgemein Geltung beanspruchenden Definition der beiden Formeln
und ihrer Bestandteile zu gelangen. Es scheint uns, daß in diesen Fragen nur dann

befriedigende Resultate erzielt werden können, wenn ihre Lösung zuerst für kleine,
lokale Rechtskreise anhand anderweitiger, spezieller Quellen versucht wird. Leider
führte die diesbezügliche Untersuchung über das Eigenamt infolge der
Unbestimmtheit des späteren Quellenmaterials (vergi, auch unten S. 101 ff.) nur
teilweise zu einem positiven Ergebnis.
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dener OinsieKt ist (man vergi, u. 8.55 k.), so vermag sie doek «ur^K-
Klärung unserer Lrsge nickt« beizutragen; derm wir kinden iu
ibrem ganzen Lext weder eillSll ^nbsitspunkt darüber, wss «dis-
trictus» bedeutet, noeb eille Abgrenzung dieses öegrikkes voll dem-
jenigen der «iurisdietio». ^uck eine deutsebe Okersetzung sus der
relitte des 17. lskrkunderts vermag bierüber Keine XlsrKeit ZU

sebakkeu; es Keiüt ds uur:
«...jedoek uns die ebre, jurisdiction, twing und KsKn üker die
gütter und iüte desseikigen Koks vorkekaiten .».^

Oss OieieKe gilt kür naekstekenden Lsssus aus der LreiKeitsbestL-
tigung Berns 2u Ounsten Königskeldens von 1480:

«...bestatten wir inen ouek all und veglicb ir krevkeit, gut, ge>
woknkeit, sitkerkommen, geriekt, twing, bann mit iren buöen,
besserungen, «ins und «ebnden, valien

Vie mit diesen beiden 8teiiell, so Verkält es sieK suek mit den ükri-
gen positiven (Quellen. Vir kinden nirgends eine LegrikksumseKrei-
bung. 8«mit bleibt es Kei den bereits oben snisLIieK der LetrseK-

tung des Orkars gezogenen 8cKIüssen.^ Oer sseklieke Omksng der
mit der Lormel «l'wing und Lsnn» gedeckten OericKtsKsrKeit Isljt
sieK ankavd unseres <)uellenmsterisls niekt eruieren.

«' Lr^V Nr. 433 <Kgsk. Kopislbucb VIII) loi. 177.

81^^ IVr. 435 (Kegisterbsnd nu den Kgsl. Oewsbrssmebücbern) letnter Lin
trsg cles riiclit psginierten ösndes.

Die l'stsscke, dsö wir unter l'wing »ncl Lsnn sucli einen l'eil 6er Oe

ricbtsbsrkeit subsumieren, 6srl niebt miüverslsnden werden, in6em unser Ilesultsl
sul 6ss gsnne Urbsr susgedeknt wird. Line solcbe generelle Anwendung 6er sul
Orund 6er Lücke bei ^Itenburg uv6 6er späteren Verkältnisse in 6iesein Oorl ge-

nogenen LeKIüsse verbietet sieb unseres LrscKtens sus nsckkolgenden Lrwsgungen:
Oss LIrbsr verneicbnet mit 6er Ooppellormel «l'wing un6 Lsnn» und «Dieb un6
Lrevel» neben sndern Hobeilsrecbten sucb 6ie gericklskerrlicken Kompetenzen.
Die grollen IlnterscKiede binsicbllicb Ilmksng und Ursprung der den Usbsburgern
sn den verscbiedenen Orten nustebenden lurisdiktion geben sus ibm sber nur in
den wenigsten Lsllen Kervor, Ls erklärt sieb dss sus seinem in erster Linie linsnn-
teckviscben ObsrsKter und sus seiner Konservativen öprscbe. .^ul Orund der ver-
einleiten ^bweicbungen vom normslen Lprscbgebrsucb versiicbte nun die Lor-

scbung üu einer allgemein Oeltung Kesnsprucbenden Oelinition der beiden Lormeln
»nd ikrer öestsndteile nu gelangen. Ls sebeint uns, dsö in diesen Lrsgen nur dsnn

Kelriedigende Lesultste erhielt werden Können, wenn ibre Lösung Zuerst lür Kleine,
lokale LecbtsKreise snbsnd anderweitiger, spezieller l)uellen versucbt wird. Leider
kübrle die diesbenllglicbe Ontersucbung über dss Ligensmt inlolge der Linke-

stiinmtbeit des späteren Ouellenmsterisls (vergi, sucb „nten 8, löl ll.) nur teil-
weise nu einem positiven Lrgebnis,
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Es fragt sich noch, ob wir auf Grund der reichhaltigen aber

äußerst widerspruchsvollen Literatur versuchen sollen, zu einem

Ergebnis zu gelangen. Außer aus den bereits in Anmerkung 89
gemachten Erwägungen glauben wir auch aus nachfolgenden Gründen

darauf verzichten zu dürfen: Mit Erwerb der Landgrafschaft
Aargau erlangten die Habsburger die ausschließliche Gerichtshoheit

über Freie und Unfreie im ganzen Eigenamt. Es gilt dies

auch für die beiden, im Urbar nicht genannten Dörfer Birrenlauf
und Scherz. Gerichtsherrliche Kompetenzen anderer Herrschaften
lassen sich nur in Altenburg und Scherz nachweisen; doch handelt
es sich hier nicht um eigene, originäre, sondern um von Habsburg
abhängige Rechte (Lehen). Unter diesen Umständen erscheint es

uns müßig, anhand der zu höchst uneinheitlichen Resultaten
gelangten Forschung einen mehr oder weniger großen Teil der
Gerichtsbarkeit unter «Twing und Bann» subsummieren zu wollen.
Eine solche Begrenzung erachten wir nur da von Interesse und
zugleich auch als unumgänglich, wo Hoch- und Niedergericht nicht
in einer Hand vereinigt waren.

2. Der rechtsgeschichtliche Ursprung.

In der Literatur stehen sich vor allem die grundherrliche und
die öffentliche Theorie diametral gegenüber.90 Auf Grund unserer
bisherigen Untersuchungen ergibt sich, daß wir gegenüber der
grundherrlichen Entstehung eine ablehnende Stellung einnehmen

müssen; denn in den zahlreichen Fällen, wo es uns gelang, Grundbesitz

anderer Herrschaften nachzuweisen, fand sich nirgends
damit ohne weiteres Twing und Bann verknüpft.91

Dieser Einheitlichkeit unseres Quellenmaterials scheint eine

einzige spätere Stelle zu widersprechen. In der bereits erwähnten
Schenkungsurkunde von 1316 betreffend den Hof Windisch behielten

sich die Herzoge «iurisdictiones et districtus bonorum et homi-

•o Eine Erwähnung der hauptsächlichsten Literatur über diese Frage würde zu

viel Raum beanspruchen, wir verweisen daher auf die umfassende Zusammenstellung

und Besprechung bei Stutz, Zur Herkunft von Zwing und Bann, S. 289 ff.
91 Die entfremdeten gerichtsherrlichen Befugnisse in Altenburg und Scherz

sind nicht die direkte Folge einer Übertragung von Grundbesitz, sondern diese
Rechte müssen Gegenstand einer besonderen Belehnung gewesen sein. In Altenburg

beschränkte sich die Zuständigkeit Wildeggs auf die jurisdiktioneilen Kompetenzen,

von Grundbesitz ist überhaupt nichts bekannt.
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Ls kragt sien nock, od wir suk Orunci cler reieKKsitigen »der
»uüerst wiliersprueksvolien Literatur versueken sollen, 2u einem

LrgeKnis 211 gelangen, ^uöer sus eleu bereits iu Anmerkung 89 ge-
msekten Lrwägungen glsuben wir sueb sus nsckkolgenllen Orün-
«leu lisrsuk verziebteu 2u dürken: iVlit Lrwerb lier LsndgrakscKskt

^grgau erlsugten die Habsburger liie «usscKIieLIieKe OerieKts-
KoKeit über Lreie uull Onkreie ira gsn2en Ligensmt. Ls gilt llies
aueb kür die Keiden, ira OrKsr uiebt geusunten Oörker Lirrenisuk
unli Leber«. OerieKtsKerriicKe Xompetenzen anderer Herrscbskten
lassen sieb nur in Ottenburg unrl 8eKerz nsebweisen; doek Ksndeit
es sieb bier niebt un, eigene, originäre, sondern um von Habsburg
sbbängige Leebte (Leben). Onter oÜesen Omständen ersebeint es

uns müLig, «nksnd cler «u bückst uneinkeitlicken Resultaten ge-

langten LorseKung einen mekr oller weniger groöen Leil cler Oe-

riektsbarlieit unter «l'wing unrl Lann» suksummieren 2« wollen.
Line soleke Legreo2ung ersckten wir nur lis von Interesse unci 2u-

gieieb suek »ls unumgäugiiek, wo HoeK- unci iXiedergeriebt niekt
in einer Hand vereinigt waren.

2. Der rec^rsKSSc?cîlc/lt/t«/le l/rsprunA.
In «ier Literatur steken sieK vor allem liie grunlikerrlicke unci

ciie ökkentiiek« LKeurie liismetrsl gegenüber.^ ^uk Orund unserer
Kiskerigen Ontersuebungen ergibt sieK, dsL wir gegenüber cier

gruncikerriieken LntsteKung eine skieknenlie 8tellung einnekmen
müssen; lienn in clen 2sKIreieKen Lällen, wo es uns gelang, Orund-
Kesit2 sullerer IlerrseKskten nsebzuweisen, ksnli sieK nirgends lis-
mit okne weiteres Lwing unci Lsnn verknüpft.^

Dieser LinKeitiieKKeit unseres t)uellenmsterisls sekeint eine

einzige spätere 8teiie zu willerspreeken. In lier bereits erwäknten
8cKenIiungsuriiuncie von 1Z16 betrekkenll rien Hok Vincliscb bebiei-
ten sieb die Her2oge «iurisclietiones et liistrietus bonorum et Komi-

»v Line Lrwäbnung cler KsuptsäcKIicKsten Literstur über diese krsge würde nu

viel «suni besnsprueben, «ir verweisen dsber suk clie urnksssende Zussinmenstel-

lung unci Lesprecbung bei Llutn, Zur HerKunkt von Zwing unci Lsnn, 8. 289 kk.

" Die entkrerndeten gericktsberrlieben öekugnisse in Ulenburg unci Lebern
sind uiebt clie direkte kolge einer Dbertrsgung von Orundbesitn, sondern diese
«eckte inüssen Legevstsnd einer besonderen LeleKnung gewesen sein. In ^Iten-
bürg desckrsvkte sieK die Zuständigkeit Vildeggs suk die zurisdiktionellen Xornpe
kennen, von Orundbesitn ist ükerksupt nickts bekannt.
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num» vor. Die Rechtssprechung und die zu ihrer Ausübung
notwendige Zwangsgewalt erscheinen also als Pertinenz der «Curia».
Diese Tatsache könnte als ein Beweis für die grundherrliche
Theorie gewertet werden. Aber das Verhältnis beim Windischer
Hof steht in den Quellen durchaus einzig da. Außer bei den
bisherigen Untersuchungen über die Besitzverhältnisse an Grund und
Boden ist auch bei den zahlreichen Erwerbungen (darunter eine

ganze Anzahl Höfe) durch das Kloster Königsfelden92 sonst
nirgends die Rede von gerichtsherrlichen Befugnissen. Die Verbindung

von «iurisdictio et districtus» mit dem Hof Windisch ist keine
organisch gewachsene, sondern eine verwaltungstechnische, indem
der Meier dieses Haupthofes unseres Gebietes in die habsburgische
Beamtenorganisation eingegliedert war und ihm auch jurisdiktioneile

Kompetenzen zustanden. Wir verweisen auf die entsprechenden

Ausführungen in §§ 12 und 17.
Es bleibt somit bei der Ablehnung der grundherrlichen Version

in Bezug auf den rechtsgeschichtlichen Ursprung von Twing
und Bann. Der Entstehungsgrund dieses Institutes ist im öffentlichen

Recht zu suchen, und zwar haben wir in ihm ein staatliches
Herrschaftsrecht zu sehen. Denn die Erlangung der Immunitätsrechte

— geschah dies nun auf Grund von königlichen Privilegien
oder durch Usurpation — brachte den Habsburgern zu ihrer
leibherrlichen und leiherechtlichen Jurisdiktion weitere gerichtsherrliche

Befugnisse, die bis anhin den staatlichen Beamten zugestanden

hatten. Mit dieser staatlichen Gerichtsbarkeit ging auch die zu
ihrer Ausübung notwendige obrigkeitliche Zwangsgewalt von den

königlichen Beamten auf den Immunitätsherrn über.93

M Wir verweisen auf die Zusammenstellung über die hauptsächlichsten
Erwerbungen Königsfeldens unten S. 54 f.

•' Dieser Schluß entspricht den Resultaten der modernen Forschung. Man
vergi.: Wießner, Kap. 5 und 6, S. 58 ff., speziell S. 73 bis 79 und 101 bis 108;
Gasser S. 93; G. Seeliger, Staat und Grundherrschaft, S. 26. Betr. die Kritik dieser

Anschauungen vergi. Stutz und Bader, zit. in Anm. 77/78. Diese neuesten
Untersuchungen zum vorliegenden Problem standen uns hei der Abfassung unserer Arbeit,
deren Vollendung vor Kriegsausbruch fällt, deren Drucklegung jedoch durch die
Umstände stark verzögert wurde, noch nicht zur Verfügung. Die oben im Text
vertretene Ansicht steht unseres Erachtens nicht in schroffem Gegensatz zu den

Schlußfolgerungen der beiden verdienten Forscher; man vergi, für deren vermittelnde

Stellungnahme: Bader S. 635. Stutz S. 351 ff. — Im übrigen sei auch hier
nochmals mit allem Nachdruck festgehalten, daß unsere Lösuns über den rechts-

I»

num» vor. Oie LeeKtsspreeKung und die «u ikrer Ausübung not-
wendige Zwsngsgewslt ersekeinen «Iso sis Lertinenz «1er «t^uris»
Oiese Tatsache Konnte sis ein Beweis kür die grundkerriicke
l'heorie gewertet werden, ^ber ds8 Verbäitnis Keim VindiseKer
Hok stekt in den (Zueilen dureksus einzig ds. ^uöer bei den bis-

Kerigen OntersucKungen über die öesitzverkäitvisse sn Ornnd und
Loden Ï8t sueb bei den zsklreieken LrwerKungen (darunter eine

gsnze ^nzsKI Oöke) durcb dss Kloster Königskelden^' sonst nir-
gends die Lede von geriektskerrlieken Befugnissen. Oie Verbin-
dung von «iurisdietio et districtus» mit dem Oof VindiseK ist Keine

orgsniseh gewachsene, sondern eine verwsltungsteennisene, indem
der Neier dieses Osuptbofes unseres Oebietes in die KaKsKurgiseiie
Reamtenorganisation eingegliedert wsr und ibm sueb jurisdiktin
nelle Kompetenzen zustanden. Vir verweisen »uf die entsprechen-
den Ausführungen in HH 12 und 17.

Ls bleibt somit bei der Ablehnung der grundkerrlicken Ver-
sion in Lezug auf den reehtsgeschichtiiehen Orsprung von l'wing
und Lann. Oer Lntstebungsgrund dieses Institutes ist im «ffent-
lieben Leebt zu sueiien, und zwar Kaden wir in ihm ein stsstliche«
rlerrschsftsrecht zu seken. Oenn die Lrisngung der Immunität«-
reckte — geseksk die« nun suf Orund von Königliehen Privilegien
»der durek Osurpstion — KrseKte den OsKsKurgern Zu ikrer leib-
Kerrlicben und leikerecktiieken Jurisdiktion weitere gericktskerr-
lieke Befugnisse, die Kis snkin den stsstiieken Leamten zugestsn-
<Ien Kstten. IVIit dieser staatiieken OericKtsKarKeit ging auek die zu
ikrer ^usiikung notwendige «KrigKeitlicKe Zwsngsgewslt von den

KöniglieKen Lesmten auf den ImmunitätsKerrn üker.^^

»- Vir verweisen sul <iie Znssminenstellung über liie bsuplsäeldicbslen Lr-

"erkungen Königskeldens »nlen 8.54 k.

Dieser 8cbl»lZ enlspricbt lien lîesullslen cier modernen Lorscbung. ^ls»
versi.: VielZner, Ksp. 5 »nc> 6, 8. 5« tt., sve-iell 8. 73 Kis 79 und 101 bis 108;
Lssser 8, 93; 0. 8eeliger, 8tsst »nci Ornndberrscbskt, 8. 26. öelr. clie Kritik dieser

Xnscbsuungen versi. 8tntn „nci ösder, ?it, in ^nm. 77/78. Diese neuesten IInter-
«uebiingen n»m vorliegenden Problem ständen „ns Kei der ^bksssung unserer Arbeit,
cleren Vollendung vor KriegssusbrueK fällt, deren Drucklegung jedoek durek die
Umstände stsrk verniigert wurde, noeb nickt ü»r Verkügung, Die «Ken im l'cxt ver-
treten« .^nsickt stekt unseres LrscKtens nickt in sckrottem Oegensst?. nu den

^eKInükolgerungen der Keiden verdienten korscker; msn vergi, kiir deren verini!
lelnde 8teIIungnsKme; Lsder 8, 635. 8t„tn 8. 351 tt. — Im übrigen sei suek Kier
noekmsl? mit sileni l^sekdrnek keslgebslten, dsö unsere Lösung über den reebts-
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§ 11. Dieb und Frevel

Die Herrschaft Habsburg «richtet» oder, was gleichbedeutend
ist, «hat zu richtenne dùb und vrefel» in den einzelnen Dörfern
des Eigenamtes. Die Forschung hat sich auch um die Abklärung der

aus dieser Formel sich ergebenden Fragen bemüht, ohne jedoch zu

völlig übereinstimmenden Resultaten zu gelangen.94 Immerhin steht
soviel fest, daß wir unter diesem Ausdruck Gerichtsbarkeit, und

zwar StrafGerichtsbarkeit, zu verstehen haben.
Es stellt sich nun auch hier die Frage nach der inhaltlichen

Bedeutung des Begriffes. Das Urbar selbst bringt uns keine
Definition. Am aufschlußreichsten und infolgedessen in ausgedehntem
Maße von der Forschung zur Untersuchung herangezogen ist es an

denjenigen Stellen, wo es zur Umschreibung der Strafgerichtsbarkeit

nicht unsere Formel, sondern nur ihre Elemente in Verbindung

mit andern Termini technici verwendet.95 Solche Abweichungen

sind in der Regel der Ausfluß einer Teilung der Strafgerichtsbarkeit,

und sie sind für die Abklärung der Gerichtsverhältnisse an
einem bestimmten Ort sehr wichtig. Daraus jedoch generell
Schlüsse über den sachlichen Umfang von Dieb und Frevel zu

ziehen, geht kaum an. Im Eigenamt stoßen wir auf keine solche

Abnormitäten; bei der ausschließlichen Gerichtshoheit der
Habsburger weiter nicht erstaunlich. Ebenso fehlt jegliches andere
spezielle Material, das über unsere Formel Aufschluß geben könnte.
Unter diesen Umständen bleibt nichts anderes übrig, als auf die

Abgrenzung des sachlichen Umfanges der mit «Dieb und Frevel»
umschriebenen Strafgerichtsbarkeit zu verzichten.

Über den rechtsgeschichtlichen Ursprung unseres Institutes
können wir uns kurz fassen: Die Gerichtshoheit Habsburgs über
das Eigen setzt sich aus grundherrlichen, leibherrlichen und staat-

geschichtlichen Ursprung von Twing und Bann nur für das Eigenamt Geltung
beanspruchen kann. Daß diese Frage für andere Gebiete anders entschieden werden
muß, scheint uns nicht nur wahrscheinlich, sondern diese Möglichkeit sollte jeder
lokalen Untersuchung bis zur Gewinnung konkreter Quellenergebnisse zu Grunde
gelegt werden.

94 Es würde zu weit führen, die gesamte einschlägige Literatur zu zitieren;
wir verweisen auf die Zusammenstellung bei K. Weitzel, Diebstahl und Frevel,
S. 45 ff.

85 Man vergi, darüber UI. Stutz, Das habsburgische Urbar und die Anfänge"
der Landeshoheit, S. 202 ff.

-1 Werder. Eigenamt
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§ 11. Die» unci Grevel

Oie OerrseKskt OsKsKurg «ricktet» «lier, was gleickbedentend
ist, «Kst «u ricktenne club und vrekel» in den einzelnen Dörfern
lies Ligensintes. Die LorscKung Kst sieK suek uni clie ^KKIärung cler

sus dieser Lormel sieK ergebenden Lragen KemüKt, «Kne jedoek zu

völlig übereinstimmenden Resultaten ZU gelangen.IinlnerKin stekt
««viel fest, daö wir unter diesem Ausdruck <?<?rkc/>.tsöar/elzit, und

zwar Stra/eczric/ltstiar/êelk, zu verstellen Kaken.
Ls stellt sieK nun suek Kier die Lrage nacK der inksltlieken

Bedeutung des Legriffes. Dss OrKsr selkst Kringt uns Keine Deki

nition. ^m suksckluöreicksten und infolgedessen in susgedekntem
kVlslje von der LorscKung zur OntersucKung Kersngezogen ist es so
denjenigen Stellen, wo es zur OmseKreiKung der StrgfgericKtsKsr-
Keit nickt unsere Lormel, sondern nur ikre LIemente in VerKin-
dung mit sndern Lermini tecknici verwendet.^ SoleKe ^KweieKun-

gen sind in der Regel der ^uskluL einer Leilung der StrskgerieKts-
KsrKeit, und sie sind für die ^KKIsrung der OerieKtsverKältnisse »n
einem bestimmten Ort selir wiektig. Daraus jedoek generell
ScKIüsse üker den sscklicken Omksng von DieK und Lrevel zu

zieken, gekt Kaum un. Im Ligensmt stoLen wir suf Keine soleke

Abnormitäten; Kei der gusseklieölieken OericKtsKoKeit der Oaks-

Kurger weiter nickt erstaunlick. Lbens« keKIt jeglickes andere spe-
zielle iVlaterisl, dss üker unsere Lormel ^ukseKIuö geben Könnte.
Onter diesen Omständen bleibt niebts anderes übrig, sls suk die

Abgrenzung des sscklicken Omksnges der mit «DieK und Lrevel»
umsckriekene» StrskgericKtsKsrKeit zu verziekten.

Oker den reektsgesekicktlieken Ursprung unseres Institutes
Können wir uns Kurz kssseu: Die OerieKtsKoKeit OsKsburgs über
dss Ligen setzt sieK aus grundkerrlicken, leiKKerrlieKen unii stsst-

gescbickllicken Ursprung von ?v»ing und Lsnn nur kür dss Ligensmt (Zeitung be-

snsprucben Kann. OsIZ diese Lrsge kür sndere Oebiete anders enlscbieden Verden
muü, scbeint »ns nickt nur vsbrsckeinlick. sondern diese UöglicKKeit sollte jeder
lokalen lintersuekung Kis nur Gewinnung Konkreter i)uellenergebnisse nu Orunde
gelegt «erden,

Ls «iiide nu »eil kübrcn, die gessmte einseklügige Literatur nu nitieren!
wir verweisen suk die Zusammenstellung bei X. Veitnel. OiebsIsKI und Lrevel,
8. 45 kk.

»5 Usn vergl. darüber 8tutn, Oss KsKsburgiscbe lirbsr und die Xnlünge'
<Ier LsndesKoKeit, 8. 2«2 kk.
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lichen Elementen zusammen. Folglich geht auch die einheitliche,
mit Dieb und Frevel bezeichnete Strafgerichtsbarkeit des

Spätmittelalters auf diese drei Wurzeln zurück.

§ 12. Die Gerichtsorganisation
Das Urbar selbst gibt uns über die habsburgische

Gerichtsorganisation keinen Aufschluß. Wir sind hier völlig auf anderweitige

Quellen angewiesen. Dieses Material ist zu Beginn des 14.
Jahrhunderts zu dürftig, als daß sich daraus die Gerichtsorganisation
mit der wünschenswerten Klarheit rekonstruieren ließe. Immerhin
zeichnen sich einige Hauptmerkmale bereits deutlich ab, sodaß es

sich lohnt, näher darauf einzutreten. Es sei dabei die Feststellung,
daß keine besonderen Beamten für die Ausübung der Rechtsprechung

bestellt wurden, sondern daß diese den ordentlichen
Verwaltungsorganen übertragen war, vorweg genommen.

Unterster Verwaltungsbeamter war der Meier des Hofes
Windisch;96 ihm standen sicherlich auch jurisdiktioneile Befugnisse
über die Bebauer der «Curia» zu; das vollständige Fehlen des

diesbezüglichen Materials verunmöglicht jedoch deren Begrenzung.
Hauptsächlichster Gerichtsbeamter war der Vogt des Amtes

im Eigen.97 Vor ihm fand die Großzahl der Fälle ihre Erledigung.
Das lückenhafte Material verbietet uns aber auch hier, eine
Kompetenzumschreibung zu geben. Als übergeordnete Instanz amtete
der Vogt von Baden; über seine Befugnisse verweisen wir auf die

Ausführungen unten S. 71 f.
Über die Gerichtsstätten liegen aus dieser frühen Zeit keine

positiven Quellen vor. Wir werden hierüber unten S. 73 f. im
Zusammenhang berichten.

86 Der habsburgische Einkünfterodel von 1273 erwähnt einen «lleinricus villi-
cus» (QSG 15 I S. 47/48). Am 10. Oktober 1309 gewährte Herzog Leopold u. a.
dem Meier einen Zinsnachlaß, weil er einen Acker «de curia nostra villicali» für
den Klosterhau verwendet hatte (STAA Kgsf. U.). Am 11. Nov. 1312 urkundet
Heinrich, der Meier, daß er von der Herrschaft Österreich einen Acker erhalten
habe (STAA Kgsf. U.).

87 Sein ältester quellenmäßiger Nachweis findet sich in der bereits in Anm. 96

angeführten Urkunde von 1309. Herzog Leopold befiehlt da den bekannten
Zinsnachlaß «universis nostris in predio nostro Eigen pro tempore advocatis». Auf-
fallenderweise ist von einer Mehrzahl von Vögten die Rede. Der Herzog scheint
sich an alle in der Verwaltung des Eigens tätigen Personen, also an den eigentlichen

«Advocatus», an den Meier der «Curia» in Windisch, sowie an den Vogt Non

Baden als Aufsichtsinstanz zu wenden.
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lieken Elementen «ussmmen. LolglieK gekt suek die einkeitlieke,
mit DieK und Lrevel KeseieKnete 8trskgerieKtsK»rKeit des 8pät-
mittelalters suk diese drei Vuriseln ziurüek.

§ 12. Die (^eril»t»«rlz»ili«ati«n
Dss OrKsr selbst gibt uns über die KsKsKurgiseKe OerieKts-

organisation Keinen ^ukscKIuÜ. Vir sind bier völlig suk «nderwei-
tige (Quellen angewiesen. Dieses NsterisI ist «u Deginn des 14. Isbr-
Kunderts «u dürktig, als dsö sieb dsrsus die OerieKtsorgsnisstion
rnit der wünsebenswerte» Klsrbeit rekonstruieren lieöe. ImmerKin
«eiebnen sieb einige Hauptmerkmale bereits deutlieb sb, sodsö es

sieb lobnt, nsber dsrsuk einzutreten. Ls sei dabei die Leststellung,
dsÜ Keine besonderen Beamten kür die Ausübung der BeeKtspre-
ebung bestellt wurden, sondern dsö diese den ordentlieben Verwsl-
tungsorganen übertragen wsr, vorweg genommen.

Unterster Verwaltungsbeamter wsr der Fleier des Ookes Vin-
disek;^" ibm ständen siekerlieb sueb zurisdiktionelle Lekugnisse
über die LeKauer der «(Iuris » «u; das vollständige LeKIen des dies-

besüglieken iVlsterials verunmögliekt jedoek deren Begrenzung.
HauptsäeKiicKster OerieKtsKesmter wsr der Vogt des Vintes

im Ligen."' Vor ikm ksnd die OroK^aKI der Lälle ikre Lrledigung.
Dss lüekenkskte iVIsterisI verkieket uns «ber auek Kier, eine Xom-
petensumsekreibung ?u geben. ^Is übergeordnete Instsn? smtete
der Vogt von ösden; über seine Lekugnisse verweisen wir suk die

^uskükrungen unten 8. 71 k.

Oker die OerieKtsstätten liegen sus dieser krllken Zeit Keine

positiven (Quellen vor. Vir werden Kierüber unten 8, 73 k, im Zussni

menksng KerieKten.

°6 Oer bsbskurgiscbe LinKünllerodel von 1273 er«äbnl einen «lleinrieus villi-
eus» (lZLO 15 I 8. 47/4«). ^m 10. Oktober 1Z09 gewäbrle Nernog Leopold u. s.
clern Fleier einen ZinsnscblsL, weil er einen ^cker «cle enris nostra villiesli» liir
clen Klosterbsu verwendet Kalte (81'^^, Xgsk. 11.). II. Nov. 1312 urkundet
Heinrien, der IVleier, dsö er von der Herrscbsit Österreieli einen ^VcKer erbslten
Ksbe (81'^ Xgsk. O.).

»? 8ein ältester quellenmäüiger Nsebweis kindet sien in der bereits in ^nin, 96

sngekübrten Urkunde von 1309. Herzog Leopold bekiebll da den bekannten Zins
nscKIsL «universis nostris in predio nostro Ligen pro tempore advnestis». .^»k-

ksllenderweise ist von einer ^leKrnsKI von Vögten die Rede. Oer Herzog «cbeint
sieb sn slle in der Verwaltung des Ligens tätigen Personen, also sn den eigent-
lieben «^dvocstus», sn den Fleier der «Our!sz> in VindiscK, sowie sn den Vogt v„n
ösden sls ^nksiektsinstsnn ?.u wenden.



2. Abschnitt

Die Doppelherrschaft Habsburg-Österreichs
und des Klosters Königsfelden

§ 13. Die Ermordung König Alb rechts und die
Gründung von Königsfelden

In unsern bisherigen Ausführungen nahmen die historischen

Erörterungen einen relativ großen Raum ein. Es war unseres
Erachtens ausgeschlossen, diese Exkurse kürzer zu gestalten; denn die

Rechtsgeschichte, als Grenzwissenschaft, wird nur dann zu fruchtbaren

Ergebnissen gelangen, wenn sie neben den rein juristischen
auch die historisch-dynamischen Momente in gebührender Weise in
Berücksichtigung zieht. Nur eine breitere Darstellung der geschichtlichen

Ereignisse ermöglichte uns das Verständnis für das allmähliche

Werden des Eigenamtes vom freien alamannischen Siedlungsraum

zum geschlossenen habsburgischen Gerichtsbezirk.
Auch in späterer Zeit blieben historische Ereignisse — man

denke nur etwa an die völlige Verarmung des aargauischen Adels
und an den Zusammenbruch der habsburgischen Machtstellung in
der Schweiz, an die Reformation und die Bauernbewegung — nicht
ohne Folgen für die Bevölkerung des Amtes. Aber sie vermochten
keine so umwälzenden Veränderungen mehr hervorzurufen, weder
in Bezug auf die rechtliche Stellung der Bewohner, noch in Bezug
auf die Verwaltungs- und Gerichtsorganisation. Aus diesem Grunde
werden in Zukunft die geschichtlichen Erwägungen keinen so breiten

Raum mehr einnehmen; es wird vielmehr genügen, zu Beginn
jedes Abschnittes, der jeweils einen abgeschlossenen Zeitraum
umfaßt, in einem einleitenden Paragraphen die unumgänglich
notwendigen historischen Momente anzuführen.

Wir lassen nun die diesbezügliche Einführung zum vorliegenden

Abschnitt folgen: Als Graf Rudolf 1273 die deutsche Kaiserwürde

erlangte, übertrug er seinen Söhnen die Verwaltung des

Hausgutes. 1283 verzichtete Herzog Rudolf zu Gunsten Albrechts
auf Österreich und Steiermark, mit denen sie zusammen belehnt
worden waren. Die Vereinbarung, die sogenannte Hauskonstitution,
bestimmte weiter, daß Rudolf innert vier Jahren ein eigenes Für-

2. ^bscbnitt

Oie OuppeIKerrscKaLt UsbsKurcz-OsterreieK»
unci lie» Cluster» k^öliicz»fel«1e«

§13. Die Lrrnorcìu»8 I^«ni>I ^Ibrecnt» nnà clie

(^rüaccunLk von k^üni^sselccen

In unsern bisberigen ^uskübrungen nsbmen die Kistoriscben

Lrörterungen einen relativ groöen Kaum ein. Ls war unseres Lr-
»ebtens susgeseblossen, diese LxKurse Kürzer «u ge8tslten; denn die
Reebt8ge8ebiebte, sls Oreoswissensebskt, wird nur dsnn «u krucbt-
lisren Lrgebnissen gelangen, wenn sie neben den rein juristischen
sueb die bistorisebd^nsmiseben tornente in gebübrender Veise in
LerücKsicbtigung «iebt. iXur eine breitere Darstellung der gesebiebt-
lieben Lreignisse ermögliebte uns das Verständnis kür dss sllmäb-
liebe Verden des Ligensmtes vom kreien slamsnniseben Liedlungs-
rsurn «um geseblossenen bsbsburgiseben Oericbtsbe«irK.

^ucb in späterer Zeit blieben bistoriscbe Lreignisse — rnsn
denke nur etws sn die völlige Verarmung des ssrgsuiseben ^dels
und »n den Zusammenbrucb der Kabsburgiseben IVlacbtstellung in
der Lcbwei«, sn die Reformation und die Lauernbewegung — niebt
«Kne Lolgen kür die Bevölkerung des Unites, ^ber sie vermocbten
Keine so umwälzenden Veränderungen mebr bervor«uruken, weder
in öe«ug suk die recbtliebe Stellung der Dewobner, nocb in Le«ug
suk die Verwaltung«- und Oeriebtsorgsnisstion. ^us diesem Orunde
werden in ZuKunkt die gescbicbtlicben Lrwägungen Keinen sc, drei-
ten Raum mebr einnelimen; es wird vielmebr genügen, 2u Deginn
jedes ^bscbnittes, der jeweils einen sl>gesebl«ssenen Zeitraum um-
ksöt, in einem einleitenden Lsrsgrspben die unumgänglicb not-
wendigen Kistoriscben Klomente sn«ukübren.

Vir lassen nun die diesbe«üg!icbe Linkülirung «um vorliegen-
den ^bsebnitt kolgen: ^Is Orsk Rudolf 1273 die deutsebe Kaiser-
würde erlangte, übertrug er seinen ööbnen die Verwaltung des

Ususgutes. 1283 ver«icbtete Herzog Rudoik «u Ouusten ^Ibreebts
suk Osterreieb und Steiermark, mit denen sie Zusammen belebnt
worden waren. Die Vereinbarung, die sogenannte UsusKonstitution,
bestimmte weiter, dsö Rudoik innert vier Igbren ein eigenes Lür-
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stentum erhalten oder dann mit Geld entschädigt werden sollte.98
Doch starb er 1290, ohne daß die Konstitution erfüllt worden wäre.
Für den kurz nach seinem Tode geborenen Sohn Johann übernahm
Herzog Albrecht die Vormundschaft. Die Witwe Agnes erhielt zur
Nutznießung Einkünfte in den Vorlanden, darunter auch im Aargau,

und hier speziell im Eigen. Sie hielt sich längere Zeit in Brugg
auf; von ihrer Tätigkeit zeugen verschiedene Rodel.99 Bald kam es

jedoch — wohl hauptsächlich infolge Übergriffe ihrerseits — zu

Streitigkeiten mit Herzog Albrecht, sodaß sie die Vorlande
verlassen mußte und in ihre böhmische Heimat zurückkehrte, wo sie

1296 starb. Der junge Johann verblieb zunächst am Hofe in Prag,
inmitten einer starken habsburgfeindlichen Stimmung. Später
finden wir ihn in Wien. Hier forderte er nun wiederholt die
Einsetzung in sein Erbe, worauf ihm Albrecht Anteil an der Verwaltung

der Vorlande einräumte. Damit war jedoch Johann nicht
zufrieden. Die endgültige Regelung seiner Erbansprüche scheiterte
aber teils an seinen maßlosen Forderungen, teils an der Ungunst
der Zeitumstände, die Albrechts ganze Tatkraft in Anspruch
nahmen. So fühlte sich der junge Herzog gegenüber seinen Vettern
benachteiligt und betrogen — inwieweit dies den Tatsachen
entsprach, und inwieweit dabei auch Selbstverschulden mitspielte,
haben wir hier nicht zu erörtern — und es reifte in ihm der
unselige Plan, seinen königlichen Oheim zu beseitigen. Er verschwor
sich mit unzufriedenen Angehörigen des vorländischen Adels, und

am 1. Mai 1308 gelangte die Tat zwischen Windisch und Brugg, im
alten habsburgischen Eigen zur Ausführung.

Die Mordtat hatte für das weitere Schicksal des Amtes
schwerwiegende Folgen. Eine Erhebung zu Gunsten Johanns, wie sie
zunächst befürchtet wurde, erfolgte zwar nicht, die Lande und vor
allem die Städte standen treu zur Herrschaft. Herzog Leopold
übernahm die Verwaltung der Vorlande und leitete die Blutrache

gegen die Königsmörder ein. Auch das Eigenamt war teilweise
Zeuge davon, ohne daß jedoch seine Bewohner mitbeteiligt gewesen

»x RH II Nr. 103. Für die folgende hist. Betrachtung vergi. Huber,
Geschichte Österreichs, IL S. 7 f. und 98 f.; Th. v. Liebenau, Geschichte des

Klosters Königsfelden, S. 14ff.; Herrn, v. Liebenau, Lebensgeschichte der Königin
Agnes. S. 6L; Kopp, Geschichte der eidg. Bünde. III. 1, S. 22 und Hie

Anmerkungen zu den in Anm. 99 zit. Rodeln.
88 QSG 15 I, S. 174 ff.
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stentili!! erkälten «iter dsnn mit Oeld entsekâdigt werden sollte.^
OueK stsrk er 1290, «Kne dal! die Xonstitution erfüllt worden wäre,
kür clen Kurz nsek seinem l'olle gekorenen 8«Kn JoKsnn llkernakm
Herzog ^IKreeKt clie VormundseKgft. Die Vitwe ^gnes erkielt «ur
IVutZnieKung LinKUnfte in clen Vorlanden, darunter suek im ^sr-
gsu, unci Kier speziell im Ligen. Sie Kielt sieK längere Zeit in Lrugg
suf; von ikrer LätigKeit zeugen versckieitene Rödel."" Lsld Ksm es

jedoek — woKI KsuptsäeKIicK infolge Okergrifke ikrerseits — zu

Streitigkeiten mit Herzog ^IKreeKt, social! sie clie Vorlsncle ver-
Isssen muüte unci in ikre KöKmiseKe Heimst ZurüeKKeKrte, wo sie

1296 stsrK. Oer junge JoKsnn verKIieK zunäekst sin Hofe in Lrsg.
inmitten einer starken KsKsKurgfeinliiieKen Stimmung. Später fin-
cien wir ikn in Vien. Hier forcierte er nun wiecierkoit liie Lin-
Setzung in sein LrKe, worauf ikm ^IKreeKt Anteil sn lier Verwsi-
tung lier Vorlsncle einräumte. Osmit war jedoek loksnn niekt zu-
frieden. Oie endgültige Regelung seiner LrKansprüeKe sckeiterte
«Ker teils an seinen nisölosen Lorderungen, teils an der Ungunst
der Zeitumstände, die ^IKreeKts ganze LstKrskt in ^nspruek nsk-
men. 8o füKIte sieK der junge Herzog gegenüber seinen Vettern
KenscKteiligt und Ketrogen — inwieweit dies den LstsseKen ent-
sprsek, und inwieweit dskei suek SelKstverscKulden mitspielte,
KsKen wir Kier niekt zu erörtern — und es reifte in ikin der un-
selige LIsn, seinen KöniglicKen OKeim zu Keseitigen. Lr versekwor
sieK mit unzufriedenen ^ngekörigen des vorländiseken ^deis, und

am 1. iVlsi 1308 gelangte die Lst zwiscken VindiseK und Lrugg, im
alten KsKsKurgiseKen Ligen zur ^ustukrung.

Oie rVlordtst Katte für das weitere SeKieKssl des Vintes sckwer-

wiegende Lolgen. Line LrKeKung zu Ounsten JoKsnns, wie sie zu-
näekst KeküreKtet wurde, erfolgte zwsr niekt, die Lsnde und vor
sileni die Städte standen treu zur OerrseKskt. Herzog Leopold
ükernakm die Verwaltung der Vorlande und leitete die LIutrseKe

gegen die Xönigsmörder ein. ^uek dss Ligensmt wsr teilweise
Zeuge dsvon, «Kne dsl! jedoek seine LewoKner mitketeiiigt gewesen

«« IîU II Nr. 1i)3. Lür clie lolgenäe Kist. Setrscl»»ng vergi. Uiiber, Oe-

«eliicltte Üsterreielis, II. 8. 71. unci 98 k,; Iii. v. Liebensu, Oescnicnte cles Xlc>-

»ters Köriigskelclen, 8, 14II.; Herrn, v, Lieuensu, Lebensgeseliielite cler Königin
^gnes, 8. 61.; Kopp, Oesciiiente 6er ei6g, IZiincle. III, 1, 8,2? und clie ^nmer-
Klingen nu 6en in ^nin. 99 nit, Iî«6eln.

°° 080 15 I, 8. 174 tt.
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wären, sodaß wir nicht näher darauf einzutreten brauchen.

Hingegen ließ die Königinwitwe Elisabeth auf der Todesstätte ein

Doppelkloster errichten und nannte es zu Albrechts Andenken

Königsfelden (campus regis). Das Kloster ist ein typisches
fürstliches Hausstift; es genoß als solches weitgehende Freiheiten und

Privilegien und erlangte im Laufe der Zeit ausgedehnten Grundbesitz

in- und außerhalb des Eigenamtes. Es ist Aufgabe der
nachfolgenden Ausführungen, die Abgrenzung der Befugnisse des

Klosters von denen der Herrschaft auf dem Gebiete des Gerichtswesens

vorzunehmen. Die Gründung von Königsfelden bewirkte
auch, daß unser Gebiet als besondere Verwaltungseinheit erhalten
blieb und nicht wie andere albertinische Ämter durch Zusammenlegung

von der Bildfläche verschwand.

1. Kapitel

Die Kompetenzverteilung zwischen Habsburg
und Königsfelden

§ 14. Geriditsherrlidie Befugnisse des Klosters
Die ausschließliche Gerichtshoheit Habsburgs über das Eigen

nahm bald nach der Gründung von Königsfelden ein Ende, indem

von der Herrschaft Jurisdiktionelle Befugnisse an das Kloster
übertragen wurden. Bereits im ersten Freiheitsbrief der Herzoge
Friederich und Leopold vom 10. August 1314 findet sich hierüber
nachstehende grundlegende Bestimmung:

«Ez sol auch auf des vorgenanten chlosters gut dehain rihter
gwalt noh gerihte haben, vnd swaz sache auf dem selben gut
auf erstent, di sullen des chlosters phlegaer hören vnd rillten
an alein di sache, di an den tot get, di sol der lantrihter rihten
oder swen des landes herre dar zu schaffet ze rihten gein dem
schuldigen, gegen sinem leibe vnd niht gegen sinem gut, vnd sol
des schuldigen gut dem chloster gevallen nah reht.»100

Wie im frühen Mittelalter die Großzahl der deutschen Klöster vom
König Immunitätsprivilegien erhielt, auf Grund derer den öffent-

'oo SSR Aarg. II 2, S. 10/11.
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wären, sodsö wir niebt näker dsrsuk einzutreten KrsueKen. Hin-

gegen lieü die Xöniginwitwe LIissKetK suf der Lodesstätte ein

OoppelKIoster erriekten und nsnnte es zu ^IKreeKts Andenken
Xönigskelden («smpus regis). Oss Xloster ist ein tvpisckes fürst-
Ii«Kes Osusstikt; es genoL sis sol«K«s weitgenende LreiKeiten und

Privilegien und erlangte iin Lsuke der Zeit susgedeknten Orund-
besitz in- und suLerKsIK des Ligensintes. Ls ist Aufgabe der nsek-

folgenden ^uskükrungen, die Abgrenzung der Lekugnisse des XI«-
sters von denen der OerrseKskt suk dein Oeoiete des Oerielits-
wesens vorzunekmen. Oie Oründung von Xönigskelden bewirkte

suen, dsL unser Oebiet sls besondere Verwsltungseinbeit erbslten
blieb und niebt wie sndere slbertinisebe Linter duren Zusammen-

legung von der LildkläeKe verscbwsnd.

1. Xspitel

Die ^«mpetearverteilunj? ^visc^en Usbsburcf
unci X^üiiißsselliell

§ 14. (^ericntslierrlicne Lefuzznìsse cles Klosters
Oie susscklieölicke Oeriebtsbobeit Osbsburgs über dss Ligen

nskin bsld nseb der Oründung von Xünigskelden ein Lode, indem

von der OerrseKskt jurisdiktionelle Lekugnisse sn dss Xloster Uber-

trsgen wurden. Bereits im ersten Lreibeitsbriek der Herzoge Lrie-
derieb und Leopold vom 10. August 1314 findet sieb bierUber
nsebstebende grundlegende Lestimmung:

«Lz sol sück suk des vorgensnlen «Klosters gut deksin rikter
gwslt nok gerikte Kaken, vnd swsz sseke suf dem selben güt
suk erstent, di sullen des cblosters pblegser boren vnd rillten
sn slein di sseke, di sn den tot get, di sol der IsntriKter rikten
oder swen des Isndes Kerre dsr zu sekskket ze rikten gein dem
»ekuldigen, gegen sinem leibe vnd nikt gegen sinem güt, vod sol
des sekuldigen güt dem «Kloster gevsllen nsk rekt.»^""

Vie im krUKen Klittelslter die OroüzsKI der deutsek«n Xlöster vom
Xönig Immunitstsprivilegien erkielt, suk Orund derer den ökkent-

>°° 88« ^sr«. II 2. 8. 10/11.
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liehen Beamten das Betreten der geistlichen Grundherrschaften
untersagt war und infolgedessen Teile der staatlichen Gerichtsbarkeit

auf die Klöster übergingen, so erlangte Königsfelden von
den Landesherren, den Herzogen von Österreich, eine teilweise
Exemtion seines Grundbesitzes von der Gerichtshoheit der herzoglichen

Beamten.101 Wir haben nun im folgenden den territorialen,
sachlichen und persönlichen Geltungsbereich dieser klösterlichen
Jurisdiktion einer näheren Betrachtung zu unterziehen.

1. Der territoriale Geltungsbereich.
«Es sol auch auf des vorgenanten chlosters gut dehain
rihter gewalt noh gerihte haben, .»

Grundlegende Voraussetzung für die Jurisdiktion des Klosters ist
sein Besitz an Grund und Boden. Um sich ein Bild vom Umfang
der Gerichtsbarkeit Königsfeldeus machen zu können, müssen wir
versuchen, die Ausdehnung seines Grundbesitzes festzustellen. Es

würde zu weit führen, sämtliches Klostergut im Amte Eigen in der
vorliegenden Epoche zu erwähnen; wir beschränken uns daher auf
die in den ersten Jahrzehnten nach der Gründung erworbenen
wichtigsten Komplexe:

1313 Der Hof zu Hausen.102
1314 Ein Hof zu Lupfig und umfangreiche Besitzungen in Al¬

tenburg.103
1315 Der Hof Lind und das Gut Lind in Windisch.104
1316 Der Hof zu Windisch.105
1317 Güter in verschiedenen Dörfern des Amtes.101"
1319 Güter in Lupfig.107

(tu Dies geht auch aus einer Bestätigungsurkunde Herzog Leopolds von 1397

hervor:

«... item wie kain richter auf des gotshaus guter nichts sol ze schaffen

haben, denn als verr die sach den tod an rûret, ...» (SSR Aarg. II 2, S. 17).

— Die einzelnen Glieder des Herzogshauses stellten zahlreiche Bestätigungs- und

Erneuerungsbriefe des Privilegiums von 1314 aus. Diese bringen jedoch, was die

Gerichtsbarkeit anbetrifft, keine Neuerungen; sehr oft handelt es sich um eine

wörtliche Wiederholung der ersten Freiheitsurkunde. Ein näheres Eintreten auf

sie erübrigt sich daher.
ms STAA Kgsf. U. v. 16. X. 1313.

•os STAA Kgsf. U. v. 6. IL u. 27. VII. 1314 (gedr. Cod. dipi. II, S. 384).

¦m Cod. dipi. II, S. 387 (24. VI. 1315) u. STAA Kgsf.U. v. 10. VIII. 1315.

»os STAA Kgsf. U. v. 13. III. 1316.

loe STAA Kgsf. U. v. 16. X. 1317.

i«' Sol. Wochenbl. 1833, S.468 (ILXL 1319).
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lieben öesmten das Betreten cler geistlichen Orundherrschsften
untersagt vsr unci infolgedessen Leile der stastliehen Oerichts-
hsrkeit suk die Xlöster übergingen, so erlsngte Xönigskelden von
den Landesherren, den Herzogen von Österreich, eine teilweise
Lxemtion seines OrundhesitZes von der OerieKtshoKeit der Herzog-
lieben öesmten.Vir bsben nun im folgenden den territorialen,
sscblieben und persönlichen Oeltungshereieh dieser Klösterlichen
Jurisdiktion einer näheren öetrsektung zu unterziehen.

Der kerrlk«rïa/« Oe/tllNlz/sbereïc/l.

«Ls sol sûeb suf des vorgensnten eblosters güt debsin
ribter gewslt noli geribte ilslien, .»

Grundlegende Voraussetzung für die Jurisdiktion des Klosters ist
sein Lesitz an Orund und Loden. Om sieli ein öild vorn Omksng
der OerichtshsrKeit Xönigsfeldeus niaeben Zu Können, müssen vir
versueben, die Ausdehnung seines OrundhesitZes festzustellen. Ls
vürde ZU veit fübren, sämtliches Xlostergut im ^mte Ligen in der
vorliegenden Lpoehe zu erwähnen; vir beschränken uns dsber suf
die in den ersten Isbrzebnten nseb der Oründung erworbenen wieK-

tigsten Komplexe:
1313 Oer Hof zu Osusen.'^
1314 Lin Oof zu Lupfig und umfsngreiebe Lesitzungen in ^1-

tenburg."^
1315 Oer Hof Lind und dss Out Lind in VindiscK.'°^
1316 Oer Hof zu VindiscK."«
1317 Oüter in verschiedenen Dörfern des ^Vintes.
1319 Oüter in Lupfig.""

,«l Dj^s „^i,, sueb sus einer öeststigungsurkuncle Hernog Leopolds von 1397

Kervor:

«.., item v>ie Ksin riebter suk cles gotsbsus güter niebts sol ne sekskken

Ksben, clenn sis verr clie ssek clen tocl sn rüret. ...» (8311 ^srg. II 2, 8. 17),

— Die einzelnen Oliecier cles Hernogsbsuses stellten nsklreicke öeststigungs- unci

Lrnenerungsbrieke cles Privilegiums von 1314 sus. Diese bringen zeclock, vss clie

LericbtsbsrKeit snbetrikkt. Keine Neuerungen; sekr okt Ksndelt es sieK um eine

vcörllicke Vieclerbolung cler ersten LreibeitsurKuncle, Lin nskeres Eintreten suk

sie erübrigt sieb cisber.
>°: 81'^ Xgsk. II. v. 16. X. 1313.

>°> 81^.4 Xgsk. Ii. v. 6. II. u. 27. VII. 1314 (gedr. Loci, clipl. II. 8. 384>.

>« kiocl. äipl. II, 8.387 24. VI. 1315) u. 81^ Xgsk. Ii. v. 10. Vili. 1315.

'°5 81'^^ Xgsk. v. v. 13. III. 1316.

>°» 81'^^ Xgsk. Ii. v. 16. X. 1317.

>«' 3oI.VocbenbI. 1833. 8.468 (II.XI. 1319).
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1346 Ein Gut in Lupfig.108
1354 Der Hof Göttishusen in Birrenlauf.109

Die Großzahl der Erwerbungen fällt unmittelbar in die Zeit der

Erlangung des Freiheitsbriefes; dieser wirkte sich äußerst befruchtend

für die Entwicklung des Stiftes aus. In der Regel handelte es

sich um die Einlösung von Pfändern oder um den Erwerb von
Lehen der Herrschaft Österreich. In einzelnen Fällen ist uns die

nachträgliche, ausdrückliche Übertragung zu freiem Eigen durch
die Herzoge erhalten geblieben. Zu den oben angeführten kommen

noch zahlreiche kleinere Erwerbungen.110 Das Klostergut
erfuhr eine ständige Erweiterung, vorerst vor allem durch die

Fürsorge der Königin Agnes. Neben bebautem Land wurden auch
Waldungen erworben.111 Im Laufe der Zeit ward Königsfelden zum
bedeutendsten Grundherrn im Eigen; gegenüber seinem Besitz trat
selbst derjenige der Herrschaft zurück. Zusammenfassend ergibt
sich, daß die territoriale Grundlage für eine eigene Gerichtsbarkeit
sogleich geschaffen und dann ständig erweitert wurde.

Dem Stift stand jedoch nicht über seinen ganzen Grundbesitz
eine gewisse Jurisdiktion zu: denn beim Hof Windisch verfügte es

nur über die Einkünfte, während die gesamte Gerichtsbarkeit
ausdrücklich der Herrschaft vorbehalten blieb.112 Der Grund dieser
Exemtion läßt sich heute nicht mehr mit absoluter Sicherheit
feststellen. Wahrscheinlich wollten sich die Herzoge in Windisch, dem

Hauptorte des Amtes mit dem wichtigen Fahr über die Reuß, ihre
starke öffentlichrechtliche Stellung wahren. Möglicherweise sollte
auch dem Meier des Hofes, der bekanntlich habsburgischer Beam-

los STAA Kgsf.U. v. 25. II. 1346.
>o» STAA Kgsf. U. v. 15. VI. 1354.

iio Es geht dies sehr schön aus dem Königsfelder Archiv (Urkunden und

Kopialbücher) hervor. Immerhin reicht auch dieses reichhaltige Material zu einer
umfassenden Umschreibung des klösterlichen Gerichtsbezirkes nicht aus, da Etliches
verloren gegangen ist. Man vergi, auch die Zusammenstellung innerhalb der
Gesamtdarstellung des Klosterbesitzes bei Th. v. Liebenau, Geschichte des Klosters Königsfelden,

S. 134 ff.
m So die Eichhalde unter der Habsburg (STAA Kgsf. U. v. 12. IX. 1358

u. Argovia 5, S. 151, Urkunde v. 5. HI. 1359); der Eitenberg (STAA Kgsf.U.
v. 3. X. 1347) u. der Fronwald bei Brunegg (STAA Kgsf.U. v. 14. IL 1370).

n- STAA Kgsf.U. v. 13. III. 1316: «...curiam nostrani... conferimus et
donamus salvis nobis ipsius curie honoribus, iurisdictionibus et districtibus bonorum

et hominum quibuscumque.»
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1346 Lin Ont in Lupkig.'«»
1354 Der Oof OöttisKusen in Lirrenisuk.""

Oie OroKzsKI lier LrwerKungen fällt unmitteIKar in die Zeit der

Lrisngung lies LreiKeitsKriekes; liieser wirkte sieK suLerst KekrueK-

tenli kür liie LntwieKIung lies ötiktes sus. In lier Legel Kandelte es

sieK um <iie Liniösung v«n Lksnliern «lier um «ien Lrwerb von
Leben der OerrseKskt OsterreicK. In einzelnen Lallen ist uns «lie

naektrsgiiebe, «usdrücKIiebe Obertrggung zu freiem Ligen liurek
liie Herzoge erkalten geklieken. Zu rlen «Ken sngekükrten Kom-

inen noeb zskireieke Kleinere LrwerKungen.^" Oss Xiostergut er-
kukr eine ständige Lrweiterung, vorerst vor siiem liurek liie Lür-

sorge lier Königin ^gnes. IXeben KeKsutem Lsnli wurlien suek Vsi-
ilungen erworben.'" Im Lsuke cler Zeit wsrli Xönigskeilien zum
Kecleutenlisten OrunclKerrn im Ligen; gegenüber seinem Lesitz trst
selbst derjenige lier OerrseKskt zurück. Zussmmenksssenli ergikt
»ick, dal! liie territoriale Orunlilsge kür eine eigene OericbtsKsrKeit
»ogieick gesckskken unli cisnn ständig erweitert wurde.

Oem 8tikt stsnd jedoek niekt üker seinen ganzen Orunlldesitz
eine gewisse JurisiliKtion zu; denn Keim Ook VindiseK verfügte es

nnr über die LinKünkte, wskrend die gesamte OerieKtsKarKeit sus-
drüeKIicK der OerrseKskt vorbebslten blieb.Oer Orund dieser
Lxemtion läöt sieb Keute niekt mekr mit absoluter LieKerKeit kest-

steilen. VsKrseKeinlicK wollten sieK die Herzoge in VindiseK, dem

Osuptorte des ^mtes mit dem wiektigen LsKr über die Keuö, ikre
starke ökkentlickrecktlicke Stellung wskren. UöglieKerweise sollte
suek dem Neier des Ookes, der KeKsnntiieK KaKsKnrgiseKer Lesm-

«>« 81-^^ Kgsl. Ii. v. 25. II. IZ46.
>°« 81'^^ Kgsl. Ii. v. 15. VI. IZ54.
>»> gekt dies seiir sckön sus dem Königskelder ^VrcKiv (lirlcunden unci

KvpislbiicKer) Kervor. IinmerKin reicbl sucb dieses reicbksltige ^IsterisI nu einer
„nilsssenden limsekreikung cles KlösterlicKen OericKlsKenirKes nickt sus, ds LtlieKes
verloren gegangen ist. ^Isn vergi. s»ck clie Zusammenstellung innerKsIK cler t?esaml

Darstellung cles Klosterbesit/es bei Ib. v. Liebenau, Oesekickte cles Klosters Königs-
leiden. 8. 134 II.

>" 8n die LicKKslde unter der rlabsburg (81^ Kgsl. II. v. 12. IX. I35S
>,. Argovia 5. 8.151, Urkunde v. 5. III. 1359); der Litenberg (81'^^ Kgsl. Ii,
v. 3. X. 1347) ». der Lronwsld bei örunegg (81'^^ Kgsl. Ii. v. 14. II. 137«).

»-81^^ Kgsl. Ii. v. 13. III. 1316: «... curisin nostrsrn conkeriinus et
donsmus sslvis nobis ipsius curie Konoribus, iurisdiclionibns et dislriclibu» dono-

rum et Koininum qnikuscumque.»
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ter war, seine unabhängige ökonomische Stellung erhalten bleiben.
Auf alle Fälle waren die Landesherren — ähnlich wie das Kloster
auf seine Privilegien — auf die Wahrung dieses Ausnahmezustandes

bedacht; denn als 1330 Herzog Otto den Freiheitsbrief von
1314 erneuerte, bestätigte er am gleichen Tage ebenfalls von Brugg
aus «alle die gnade, vriheit und reht, die unser herre selig, künig
Fridrich und ander unser bruder geben hant über den hof und
chirichensatz ze Windisch in allem dem reht und gnaden, als es in
iren briefen verschrieben ist».113

2. Der sachliche Geltungsbereich.

In sachlicher Beziehung war die Gerichtsbarkeit des Klosters
keine umfassende; ausdrücklich bestimmt das Privilegium von
1314:

«... di sache, di an den tot get, di sol der lantrihter rihten oder
swen des landes herre dar zu schaffet ze rihten gein dem schuldigen,

gegen sinem leibe und niht gegen sinem gut, und sol des
schuldigen gut dem chloster gevallen nah reht.»

Das Blutgericht stand also weiterhin der Herrschaft zu; einzig die
Gefälle daraus fielen an Königsfelden. Wir werden im folgenden
Paragraphen bei der Umschreibung der gerichtsherrlichen Befugnisse

Österreichs versuchen, den Umfang dieser dem Kloster
entzogenen Jurisdiktion festzustellen.

3. Der persönliche Geltungsbereich.

Daß der Gerichtshoheit Königsfeldens die auf seinem Grundbesitz

ansässigen Leute in dem umschriebenen Umfange unterstanden,

ergibt sich bereits aus den obigen Ausführungen. Im weiteren
waren ihr auch diejenigen Amtssässen, welche Klostergut als Lehen
besaßen, für alle aus dem Leiheverhältnis entspringenden Streitigkeiten

unterworfen. Im übrigen hatten diese Leute vor den klösterlichen

Schranken nichts zu suchen; sie unterstanden sonst
ausschließlich dem habsburgischen Gericht. Diese Grundsätze gehen
mit aller Deutlichkeit aus der Öffnung der Gotteshausleute des

Klosters Königsfelden von 1351 hervor:114

»s STAA zwei Kgsf. U. v. 23. IL 1330 von gleicher Hand und mit dem

gleichen Siegel Ottos.

i» SSR Aarg. II 2, S. 13 f.
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ter vsr, seine unsKKängige ökonomiseke Ltellung erkalten Kleiken.
>^uk slle LLlle vsren die LsndesKerren — äknlick vie dss Kloster
suk seine Privilegien — suk die VsKrung dieses ^usnskmesustsn-
des KedseKt; denn sis 1330 Herzog Otto den LreiKeitsKriek von
1314 erneuerte, bestätigte er srn gleieken Lsge ekenkslls von Lrugg
sus «slle die gnsde, vrikeit und rekt, die unser Kerre selig, KUnig
LridrieK und snder unser Kruder geben bsnt über den Kok und
ekiriekensst« 2« VindiseK in allem dem rekt und gnaden, als es in
iren Krieken versekrieken ist».'^

2. Osr sac/l/ic/le Oe/tunKSkierekc/l.

In sseklicker LesieKung vsr die OerieKtsKsrKeit des Kloster«
Keine umkssseude; ausdrüekliek Kestimmt dss Privilegium von
1314:

«... di sseke, di sn den tot get, di sol der IsntriKter rikten oder
sven des Isndes Kerre dar 2Ü sekakket 2« rikten gein dem sekuldi-
gen, gegen sinem leike und nikt gegen sinem güt, und sol des
sekuldigen güt dem «Kloster gevsllen nak rekt.»

Oss LlutgerieKt stsnd als« veiterkin der OerrseKskt 2u; einzig die
OekLIIe dsrsus kielen sn Königskelden. Vir verden im folgenden
LsrsgrspKen Kei der OmseKreibung der geriektskerrlieken Lekug-
nisse OsterreieKs versucken, den Omksng dieser dem Kloster ent-

2ogenen Jurisdiktion kestsustellen.

Z. Der persön/ic/ie <?e<!tuniz«l?ereio/l.

OslZ der OerieKtsKoKeit Königskeldens die suk seinem Orund-
Kesit« ansässigen Leute in dem umsekriebenen Omkange unterstan-
den, ergibt sieK bereits sus den obigen ^uskükrungen. Im veiteren
vsren ikr suek diejenigen ^mtssässen, veleke Klostergut als LeKen

Kessöen, kür slle sus dem LeiKeverKältnis entspringenden Streitig-
Keiten untervorken. Im ükrigen Kstten diese Leute vor den Klöster-
lieken LeKrsnKen nickts 2U sueken; sie unterstanden sonst sus-
seklieöliek dem KabsburgiseKen OerieKt. Oiese Orundsötse geken
mit slier OeutlieKKeit sus der Okknung der OottesKausleute des

Klosters Königskelden von 1351 Kervor:"^

87'X^ nwei Xgsk, II, v. 23. II. IZ3« von sleicker IIsn<! „nci init ci«in

xleicken Liege! Ott«».
>" 88« ^srg. II 2, 8. 131.
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§ 1. «Umb dez gotzhus eigen und erb sol nieman richten wan
ein kastvogt.115 Wer erb oder lehen hat von dem gotzhuse
und her gedinghöfig ist, der sol in drien gedingen sin.»

§ 2. «Dez gotzhus eigen und dez mannes erb mag nieman ver¬
lieren noch gewinnen wan ze Küngsfeld in dem gedinge.»

§ 14. «Dehein man sol kein urteil zihen noh warten in den
gedingen wan dez gotzhus eigen man.»

Zusammenfassend läßt sich der Geltungsbereich der Jurisdiktion

Königsfeldens folgendermaßen umschreiben: Es unterstanden
ihr die Eigenleute und die Hörigen des Stiftes für alle Zivil- und
Strafsachen, ausgenommen das Blutgericht, und sodann diejenigen
Herrschaftsangehörigen, welche Klosterland bebauten, in Bezug
auf die aus dem Lehensverhältnis hervorgehenden Streitigkeiten.

§ 15. Gerichtsherrliche Befugnisse Habsburg-Österreichs
Der Umfang der habsburgischen Gerichtsbarkeit ergibt sich

bereits aus den Ergebnissen des vorhergehenden Paragraphen: Die

Angehörigen der Herrschaft, zu diesen sind mit Ausnahme der

Eigenleute und der Hörigen Königsfeldens alle ständischen Klassen

des Amtes zu rechnen, unterstanden, soweit sie vom Kloster
kein Lehenland besaßen, ausschließlich der Gerichtshoheit
Österreichs. Außerdem hatten sich die Herzoge das Blutgericht über die
ihrer übrigen Jurisdiktion entzogenen Klosterleute vorbehalten.
Um nun in Bezug auf diese Personenkategorie zu einer gegenseitigen

Abgrenzung des Kompetenzbereiches des herrschaftlichen und
des klösterlichen Gerichtes zu gelangen, müssen wir versuchen, den

Umfang des Blutgerichtes in sachlicher Hinsicht festzustellen.
Der Freiheitsbrief von 1314 weist wohl das Blutgericht dem

Landesherrn zu, aber er bringt keine Aufzählung der todeswürdigen

Verbrechen. Glücklicherweise besitzen wir nun im «Strafrecht
der Königin Elisabeth für das Amt Eigen»118 eine gleichzeitige
Quelle, die uns der Lösung unserer Frage etwas näher bringt. Nach
§ 10 wird der Totschlag mit dem Tode bestraft:

«Wer aber den andern ze tod sieht, dem sol man sin höpt
absiahen, ...»

Weitere todeswürdige Verbrechen sind expressis verbis nicht
genannt, es heißt da nur in § 11:

ins Das Nähere über die Stellung des Kastvogtes vergi, unten S. 76/77.
no SSR Aarg. II 2, S. 8 f.

37

H 1. «OmK cle? gotzkus eigen unci ero soi niemsn riekten wsn
ein Ksstvogt.^'^ Ver ero oiler Ielle» list von «lern gotzkuse
unci lier gedingkökig ist, cler sol irr drien gedingen sin.»

H 2. «Oez gotzkus eigen und cle« mannes erb msg niemsn ver-
lieren noeb gewinnen wsn ze Küngskeld in clern gedivge.»

§ 14. «OeKein msn sol Kein urteil ziken nob wsrten in clen

gedingen wsn cle« got2kus eigen man.»
Zusammenfassend I»öt sieb cler OeltungsbereicK der JurisdiK-

tion Königskeldens kolgendermsLen umsebreiben: Ls unterstanden
ibr die Ligenleute und die Hörigen des ötiktes kür alle Zivil- und
8trsksseKen, ausgenommen dss LIutgerieKt, und sodann diejenigen
OerrseKsktssngeKörigen, welebe Klosterlsnd Keksuten, in Lezug
suk die sus dem LeKensverKsltnis KervorgeKenden LtreitigKeiteu.

5 13. (5eric»t»lierrllc»e LekuKnisse HubsvurtZ-^sterreic»»
Oer Omksng der KsKsKurgiseKen OerieKtsKsrKeit ergibt sieb

bereits sus den Lrgebnissen des vorkergekenden LsrsgrspKen: Oie

^ngekörigen der OerrseKskt, zu diesen sind mit ^usnskme der

Ligenleute und der Hörigen Königskeldens alle ständisoKen KIss-

»en des ^mtes 2U reeknen, unterstanden, soweit sie vom Kloster
Kein LeKenlsnd KessLen, susseKIieölieK der OerieKtsKoKeit Oster-

reieks. ^uöerdem Kstten sieK die Herzoge dss OlutgerieKt LKer die
ikrer ükrigen Jurisdiktion entzogenen Klosterleute vorkekslten.
Om nun in Lezug suk diese LersonenKstegorie 2u einer gegenseiti-

gen Abgrenzung des KompetenzKereieKes des KerrseKsktlieKen und
des KlösterlieKen OerieKtes 2u gelangen, müssen wir versueken, den

Omksng des ölutgeriektes in saeklieker OinsicKt festzustellen.
Oer LreiKeitsKriek von 1314 weist woKI das LIutgerieKt dem

LandesKerrn 2u, »Ker er bringt Keine ^ukzsKIung der todeswürdi-
gen VerbreeKen. OlüeKIieKerweise besitzen wir nun im «LtrskreeKt
der Königin LIissbetK kür dss ^mt Ligen»^^" eine gleiekzeitige
Quelle, die uns der Lösung unserer Lrsge etwss nsker Kringt. IVaeK

§ 1l) wird der LutseKIsg mit dem Lode Kestrskt:

«Ver aker den andern ze tod slekt, dem sol man sin Kopt sk-
slsken,...»

Veitere tudeswürdige VerKreeKen sind expressis verkis niekt ge-

«anni, es Keiöt ds nur in § 11:

»s Des NsKere über liie 8teilun« äss Ksstvogtes vergi, unten 8. 76/77.
"« 88« Xsrg. II 2. 8. «I.
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«Wer ouch den andern zihet diepstal oder andrer untät, ußge-
nomen sôlich Sachen, darumbe man kempfen sol, dz ist umb
mord verrâteryg brand und ketzeryg, mag er denn die sache, der
er ine gezigen hett, nit uff inn bringen, so sol er an sin ffiß-
stapffen stän etc.»

Wer also einen andern eines schweren Verbrechens beschuldigte,
ohne daß er den Beweis dafür zu erbringen vermochte, hatte sich

in besonders schweren Fällen dem Gottesurteil des Zweikampfes
zu unterwerfen; im übrigen traf ihn gemäß dem Talionsprinzip die
Strafe, welche auf dem betreffenden Delikt stand. Leider erfahren
wir nichts über Art und Ausmaß dieser Strafen. Das Amtsrecht ist
eben kaum vollständig erhalten; seine älteste Überlieferung stammt
aus einem Königsfelder Zinsbuch von 1432 (STAA Nr. 464).

Weitere Quellen stehen uns nicht zur Verfügung, da das
Strafverfahren sich in der vorliegenden Epoche rein mündlich
abwickelte. Trotzdem müssen wir versuchen, zu einer möglichst
umfassenden Umschreibung der todeswürdigen Verbrechen zu gelangen:

Wir haben gesehen, wie bei unbeweisbarer Beschuldigung von
Mord, Landesverrat, Brandstiftung und Ketzerei der Zweikampf
entscheiden sollte. Diese Tatsache beweist an und für sich noch
nicht, daß die Delikte bei erwiesener Schuld mit dem Tode
bestraft wurden;117 aber wir haben hier überhaupt vier typische
Blutgerichtsfälle vor uns, auf denen im ganzen alamannischen
Rechtsgebiet regelmäßig sogar eine qualifizierte Todesstrafe
stand.118 Es liegt kein Grund vor, für das Eigenamt eine vom übrigen

schwäbischen Siedlungsraum abweichende Stellungnahme
einzunehmen.

Der Kreis der todeswürdigen Verbrechen ist jedoch noch weiter

zu fassen. Zu Beginn des 14. Jahrhunderts war die von der
Landfriedensgesetzgebung ausgehende Tendenz, die zu einer
allgemeinen Verschärfung des Strafrechtes führte, zu ihrem Abschluß
gelangt.119 Wir dürfen die im Ingreß von § 11 des Strafrechtes ste¬

il' Das Kriterium für die Anwendung des Zweikampfes war in erster Linie
nicht die Schwere des Verbrechens, sondern die Verletzung der Ehre (HansFehr,
Der Zweikampf, S. 7 ff.).

»s Nach Osenbrüggen, Alamannisches Strafrecht, wurde bestraft: der Mord
mit Rädern (S. 216 ff.), der Landesverrat mit Vierteilung (S. 394 ff.), die
Brandstiftung mit Verbrennen (S. 354 ff.), die Ketzerei mit Verbrennen (S. 375 ff.).

iio Hans Hirsch, Die hohe Gerichtsbarkeit im deutsch. Mittelalter, S. 150 ff. i
Rnd. His, Das Strafrecht des deutsch. Mittelalters, I. S. 476 ff.

58

«Ver «ueb clen andern «inet diepstsl oder andrer untät, uljge-
noinen solieb «geben, dsrumke inan Kempken sol, d« ist nino
rnord verrâtervg brand und Ket«ervg, mag er denn die saeke, der
er ine ge«igen Nett, nit ukf inn bringen, so sol er an sin küö-
stapkken stsn ete.»

Ver also einen sndern eines sckweren Verbreebens KeseKuldigte,
obne dsö er den Leweis dstur «u erbringen verrnoekte, batte sieb

in besonders sckweren Lällen dem (Gottesurteil des Zweikampfes
«u unterwerfen; im übrigen trsk ibn gemsü dem L»Iionsprill«ip die
8trgke, welebe suk dem betreffenden Delikt stand. Leider erksbren
wir niebts Uber ^rt und ^usmsl! dieser ötrsken. Dss ^mtsreebt ist
eben Ksum vollständig erbslten; seine älteste Überlieferung stammt
aus einem Xönigskelder ZinsbneK von 1432 (81^^ IVr. 464).

Veitere (Quellen sieben uns niebt «ur Verfügung, ds dss 8trak>

verksbren sieb in der vorliegenden LpoeKe rein mUndlieb «K-

wickelte. Lr«t«dem mUssen wir versueben, «u einer möglicbst um-
fassenden LmseKreiKung der todeswUrdigen Verbreeken «u gelsn-
gen: Vir Ksben geseken, wie Kei unkeweisksrer LeseKuldigung von
iVlord, Landesverrat, Lrsndstiktung und Xet«erei der Zweikampf
entsebeiden sollte. Diese LstsseKe Keweist an und kUr sieK noek
niekt, dsö die Delikte Kei erwiesener 8cKuld mit dem Lode Ke-

straft wurden;"" aber wir Ksben Kier UKerKsupt vier tvpiseke
LlutgerieKtskslle vor uns, suf denen im gsn«en slsmsnniscken
LeeKtsgebiet regelmässig sogsr eine czuslikisierte Lodesstrske

stand.Ls liegt Kein Orund vor, kür das Ligensmt eine vom Lbri-
gen sekwäbiscben 8iedlungsrsum skweiekende 8teIIungnsKme ein-
«unebmen.

Der Kreis der todeswürdigen Verbreeben ist jedoeb noeb wei-
ter «u ksssen. Zu Leginn des 14. IsbrKunderts wsr die von der
LsndkriedensgesetsigeKung susgekende Lenden«, die «u einer sll-
gemeinen VerscKärkung des 8trskreeKtes kükrte, «u ikrem ^KseKIuö
gelangt.^" Vir dürken die im Ingreö von H 11 des 8trskreebtes ste-

Oss Kriterium kür ciie ^n«en6ung cles ZweiKsmpies »sr in erster Linie
niebt clie 8cb«ere cles Verbrecbens, sonclern clie Verletzung cler LKre (Hsns?eKr,
Oer Z«eiKsmpk, 8, 7 lt.).

»» Nsel, Osenbrüggen, ^Ismsnviscbes 8trskrecbt, v>ur6s deslrskt: cler ^lorci
mit risclern (8, 216 kk.), 6er Lsn6esverrst mit Vierteilung <8. 3?4kl,), 6ie Lrsn6
»liktung mit Verbrennen (3. 354 kk.), clie Ketnerei mit Verbrennen (8. 375 kk.),

>>» llsns HirscK, Oie Kobe lZericKlsKsrKeit im 6eulscb. Mttelslter. 8. 150 kk.^

l1„6. His. Oss 8lrskrecbt 6es 6eutseb, Mttelslters, I, 8. 476 kk.
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hende Wendung «diepstal und ander untät» geradezu als die das

Blutgericht bezeichnende Formel betrachten, wobei unter dieses
neben den bereits angeführten Delikten: Totschlag, Mord, Landesverrat,

Brandstiftung und Ketzerei, auch noch die schweren
Diebstahls- und Sittlichkeitsverbrechen zu rechnen sind.120 Einen
genauen Katalog der «sache, die an den tot get» vermögen wir nicht
zu geben, hiezu reicht das Quellenmaterial nicht aus; aber aus

unsern Untersuchungen geht doch eindeutig hervor, daß die schweren

Verbrechen gegen den Staat, sowie gegen Leib und Gut mit
dem Tode bestraft wurden. Damit ist zugleich die Kompetenzabgrenzung

zwischen herrschaftlichem und klösterlichem Gericht
in Bezug auf diejenigen Personen gegeben, welche einer doppelten
Jurisdiktion unterstanden.

§ 16. Den Habsburgern durch Lehen, Verpfändung und
Vergabung entfremdete gerichtsherrliche Befugnisse

In den beiden vorhergehenden Paragraphen beschäftigten wir
uns mit der Umschreibung der an Königsfelden übergegangenen
und der den Habsburgern verbliebenen gerichtsherrlichen Befugnisse.

Die Herrschaft verfügte jedoch in der Praxis nicht in vollem
Umfang über die ihr theoretisch zustehenden Kompetenzen. Durch
Rechtstitel verschiedenster Art waren ihr in der vorliegenden
Epoche mehr oder weniger umfangreiche Hoheitsrechte, vor allem
Teile der Gerichtsbarkeit, entfremdet. Wir wollen im folgenden die
einzelnen Inhaber und den sachlichen Umfang dieser, genetisch
den Habsburgern zustehenden, Jurisdiktion einer kurzen Betrachtung

unterziehen:

1. Wir haben bereits oben bei den Untersuchungen über Twing
und Bann festgestellt, daß dem Inhaber der Herrschaft Wildegg

i*o His faßt seine Ausführungen über die allgemeine Verschärfung des

Strafrechtes wie folgt zusammen: «So ist seit der Mitte des 13. Jahrhunderts
der Kreis der todeswürdigen Verbrechen schon ziemlich groß. Er umfaßt
regelmäßig Mord, Notzucht und Entführung, Sodomie, Mordbrand, Raub und
Diebstahl, Aufruhr und Verrat, Ketzerei, Zauberei und Vergiftung. Dazu kommen

häufig noch weitere Vergehen: Totschlag, Ehebruch und Doppelehe, Heimsuche,
unrechte Fehde, Bruch einer Sühne oder eines gelobten oder gebotenen Friedens,
Münzfälschung und andere Fälschungsvergehen, Gotteslästerung.» (I, S. 479.)

5V

Ken«!« Vendung «diepstsl unu! ander untät» geradezu sis die dss

LlutgerieKt KezeicKnende Lormel KetraeKten, wokei unter dieses
neben den bereits sngekükrten Delikten: LotscKIag, IVlord, Landes-

verrat, Lrsndstiktung und Ketzerei, suek n««K die sckweren DieK-
stsKIs- und LittlieKKeitsverKrecKen zu recknen sind.^" Linen ge-

nsuen Kstslog der «sseke, die sn den tot get» verrnögen wir nickt
zu geken, Kiezu reickt das <)uellenrugterisl nickt aus; aker sus
unsern OntsrsucKungen gekt doek eindeutig Kervor, daö die sekwe-

ren VerKreeKen gegen den Ltsat, sowie gegen Leib und Out mit
dem Lode Kestrskt wurden. Dsmit ist ZUgleieK die Kompetenz-
ubgrenzung zwiseben KerrscKsktlicKem und KlösterlicKem OerieKt
in Lezug suk diejenigen Lersonen gegeben, welebe einer doppelten
Jurisdiktion unterstanden.

H 16. Der, rjsbsKurKerii clurc» Irenen, Verpsänciunzz unci
Verlzsvunß entsremclete zzericntsnerrlicne Lekußiiisse

In den Keiden vorkergekenden LsrsgrspKen KeseKsktigten wir
uns mit der OmscKreiKung der «n Königskelden übergegangenen
und der den Osbsburgern verbliebenen gericktskerrlicken Lekug
nisse. Die DerrscKskt verkügte jedoek in der Lrsxis niekt in vollem
Omksng üker die ikr tkeoretisek zustekenden Kompetenzen. DurcK
LeeKtstitel versekiedenster ^rt wsren ikr in der vorliegenden
LpoeKe mekr oder weniger umksngreieke OoKeitsreeKte, vor sllem
Leile der Oeri«KtsbsrK«it, entkremdet. Vir wollen im kolgenden die
einzelnen InKaber und den saeklieken Omksng dieser, genetisek
den OsKsburgeru zustekenden, Jurisdiktion einer Kurzen LetrseK
tung unterzi«Ken:

1. Vir KsKen Kereits oben bei den OntersueKungen üker Lwing
und Lsnn festgestellt, dsö dem InKsKer der OerrscKakt Vildegg

>2« Iiis Isüt seine ^uslükrungen über clie sllgeineine VerseKärlung lies

LtrskrecKtes v,ie lolgt nussrnmen: «8« ist seit cier glitte cie» 13. IsKrKunclerts
cier Xreis cier tocles«ürcligen Verbreeken sckon nieinlieb groL. Lr uinlsüt regel-
inäüig Norcl, NotnucKt unci LntlüKrung, Locloinie, ^lorclbrsncl, Rsub unci Dieb-

«tsKI, ^ukrukr unci Verrsl, Xetnerei, Zsuberei unci Vergütung. Osnu Korninen

Käukig noeb «eitere Vergeben: lotscklsg, LKebrucK »nci OopveleKe, HeirnsueKe,
unreckte LeKcie, LrueK einer Lünne «cler eines gelobten ocler gebotenen Lrieclens,

NünnkslsoKung und snclere LslseKungsvergeKen, <?«ttesl«sterung.> (I, 8, 479.)
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in Altenburg als Lehen Österreichs gewisse gerichtsherrliche
Befugnisse zustanden. Da die urkundlichen Belege über den Umfang
dieser Entfremdung alle der bernischen Zeit angehören, werden
wir uns erst in der folgenden Periode des Näheren damit befassen;
man vergi, unten S. 101 ff.

2. Wir haben bei der Abklärung der Frage, warum Scherz
im habsburgischen Urbar nicht erscheint, festgestellt, daß den
Rittern von Wolon niedergerichtliche Kompetenzen zukamen. In der
vorliegenden Epoche beschränkten sich die Rechte des Geschlechtes

nicht auf dieses Dorf. Zunächst ein paar Worte über die
territoriale Grundlage der Exemtion: Die von Wolon, habsburgische
Ministerialen, waren Inhaber des Burglehens zu Habsburg.121 Am
27. Oktober 1315122 verpfändeten ihnen die Herzoge umfangreichen
Besitz in Habsburg, Birrenlauf, Scherz und Lupfig. Die Güter in
Lupfig wurden 1319 von der Königin Agnes zu Gunsten von
Königsfelden eingelöst.123 Ebenso kaufte diese von ihnen am 10. Mai
1327 zwei Mark Geld «in dem dorf ze Husen».124 1351 verkaufte
Konrad an Rudi von Scherntz sieben Güter in Scherz, die
österreichisches Lehen waren und in deren Besitz die von Wolon schon

vor der Urbaraufnahme gewesen sein müssen (man vergi, oben
S. 41 f.). Der Lehenrodel von 1361 erwähnt außer dem Burglehen
Güter in Birr, eine Trotte und Reben am Eitenberg und einzelne
Äcker auf dem Birrfeld.125 Der Besitz in Birr wurde 1369 und
1373 an Königsfelden veräußert.120 1420 vermachte der kinderlose
Henmann v. Wolon sein ganzes Besitztum der verschwägerten
Familie von Griffensee.127 Zusammenfassend ist festzustellen: Der
Grundbesitz derer v. Wolon im Eigen war sehr bedeutend, zum
großen Teil handelte es sich um Lehen, zum kleinern um Verpfän-

121 Schon Wernher IL (1296—1339) oder bereits sein Vater, Wernher I.
erwarben von den Habsburgern oder von den Herren von Wülpelsberg das
vordere Lehen. In der 2. Hälfte des 14. Jahrh. kauften die v. Wolon von den Truch-

sessen von Habsburg-Wildegg auch das hintere Lehen (vergi. Merz, Die Habsburg,

S. 16 ff. u. ders. BWA II, S. 586 ff.).
i« STAA Kgsf. U.

w STAA Kgsf.U. v. 11. XL 1319.

i« STAA Kgsf. U.
i« QSG 15 I, S. 542 f.

i" STAA Kgsf. U. v. 12. VI. 1369 u. v. 3. IL 1373.

i« Merz, Die Habsburg, S. 36 f.
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iu ^itenburg «ls LeKen Österreichs gewisse geriektskerrlieke Le-
fugnisse zustanden. Os clie urkundlieken Leiege über clen Orntsng
dieser Lntfremdung slle der KerniseKen Zeit sngekören, werden
wir uns erst in der folgenden Periode des IXäKereN dsmit Keksssen:

man vergi, unten 8. IUI kk.

2. Vir Kaken bei der Abklärung der Lrsge, wsrurn 8cKerz
im Ksbsburgiscben Orbsr nicbt ersckeint, festgestellt, dsü den Lit-
tern von Volon niedergeriebtliebe Kompetenzen zukamen. In der
vorliegenden LpoeKe KescKrsnKten sieK die Leckte des OescKIeeK-

tes nickt suk dieses Dort". ZunäcKst ein pssr Vorte üker die terri-
torisle Orundlsge der Lxemtion: Oie von Volon, KsKsburgiseKe
Mnisterislen, wsren InKsKer des LurgleKens zu OsKsKurg.^m
27. Oktober 1315^- verpfändeten iknen die Oerzoge umksngreicben
Lesitz in OsKsKurg, Lirrenisuk, 8eKerz und Lupfig. Oie Oüter in
Lupkig wurden 1319 von der Königin ^gnes zu Ounsten von Kö-
nigskeiden eingelöst.'^ LKenso Ksukte diese von iknen am 1l). IVIsi

1327 zwei lVlsrK Oeld «in dem dork ze Ousen».^^^ 1351 verksukte
Konrsd sn Ludi von 8eKerntz sieKen Oüter in 8cKerz, die öster-
reiekisekes LeKen wsren und in deren Lesitz die von Volon sekon

vor der Orbsrsuknsbme gewesen sein müssen (msn vergi, oben
8. 41 k.). Oer LeKenrodei von 1361 erwäknt suöer dem LurgleKen
Oüter in Lirr, eine Lrotte und Reken sm LitenKerg und einzelne
Gelier suk dem Lirrkeid.'^ Oer Lesitz in Lirr wurde 1369 und
1373 sn Königskeiden veräußert.^ 1420 vermsekte der Kinderlose
Oenmsnn v. Volon sein gsnzes Besitztum der versekwägerten Ls-
inilie von Orikkensee.'^7 Zusammenfassend ist kestzusteiien: Oer
OrundKesitZ derer v. Volon im Ligen war sekr bedeutend, zum
groüen Lei! bandelte es sieb nm LeKen, zum Kleinern um Verpfän-

>'2l 8cbon Vernber II. (1296—1339) oclcr bereits sein Vster, XVernKer I.
ervsrben von clen Usbsburgern «cier von clen Herren von ^Vülpelsberg clss vor-
clere Leben. In cier 2. Uslkte cles 14. Isbrb. Ksukten clie v. w^Ion von clen Irucb
»essen von HsbsburgVilclegg sucb clss bintere LeKen (vergi, ^lern. Oie Ilsbs
burg. 8. 16 tt. u. clers. LV^V II, S. 586 tt.).

'« 81^ Xgsk. LI.
>2« 81'^^ Xgsk. LI. v. II. XI. 1319.

>« Ll'Xä Xgsk. II.
t)8(; 15 I, 8. 542 k.

'« 81"^^ Xgsk. LI. v. 12. VI. 1369 u. v. 3. II. 1373.

Zvlern. Oie HsKsburg, 8. 361.
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düngen. Es bestand eine fortwährende Veräußerungstendenz vor
allem zu Gunsten des Klosters Königsfelden. Dies bewirkte auch
eine ständige Abnahme der Jurisdiktionellen Kompetenzen, deren
sachlichem Umfang wir uns nun zuwenden wollen.

Über die von den Rittern ausgeübte Gerichtsbarkeit sind
keine direkten Quellen vorhanden. Einen gewissen Anhaltspunkt
vermögen nachstehende Zitate aus einzelnen Veräußerungsurkunden

zu geben:

1327, 10. Mai:

«... die di selben geistlichen vrowen von im gekuffet habent
mit allen nutzen und rechten, alz er es gehabt hat an lüten und
an gut, also daz daz selbe kloster...»
1351, 27. Jan.:

«... und alle die rehtung und gewonheit, die wir haben zû
dem vorgen. gut und zìi den lüten, die daz selb gut buwent.»

1352, 21. Okt.:
«... daz er (Rudi v. Scherz) di selben gueter ze Schernitz und
di lewt, die dar uf sitzend, sol innhaben mit allen rechten und
gnaden, als sie der egn. Chunrat v. Wolon hat innegehabt.»

1373, 3. Febr.:
«. also daz och die lüt, die uff den vorgen. gütern sitzent
un buwent, daz die söllent den obgen. erwirdigen frowen un
irn pfrundern un ir amptlüten gehorsam sin mit dienst in aller
der wiss, als dem obgen. Juncker Henman von Wolon un sinen
vorderen untz har an alle geverd.»

Die Stellen sagen alle dasselbe, die Inhaber übten gewisse Rechte
über die Güter und die sie bebauenden Leute aus; aber der Umfang
dieser Gerechtsame geht aus ihnen nicht hervor. Immerhin dürfen
wir, was die Gerichtsbarkeit anbelangt, die in Bezug auf Scherz

festgestellten niedergerichtlichen Kompetenzen auf den ganzen
Woloner Besitz — wenigstens soweit es sich um Lehen handelte

— ausdehnen. Weiteren Aufschluß vermag uns ein im Jahre 1400

entschiedener Streit zwischen Königsfelden und den Rittern über
die diesen allgemein zustehenden Rechte zu geben. Das Kloster
hatte 1397 von den Herzogen das ganze Amt Eigen vergabt
bekommen und verlangte nun, daß die Hintersassen derer v. Wolon
mit den übrigen Amtssässen an die «reissen, schützen und an

Schätzungen» beitragen sollten. Henmann verwahrte sich gegen
¦diesen Anspruch, da er nie bestanden habe. Die österreichischen
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düngen. Ls bestand eine kortwskrende VersuLerungstendenz vor
allem zu Ounsten lies Xlosters Xönigskelden. Dies bewirkte suen
eine ständige ^KnsKme lier jurisdiktiunellen Kompetenzen, deren
sscklickem Omksng wir uns nun zuwenden wollen.

Oker die von den Rittern ausgeübte OericKtsbsrKeit sind
Keine direkten (Quellen vorksnden. Linen gewissen ^nkaltspunkt
vermögen nsckstekende Zitate sus einzelnen VersuöerungsurKnn-
den zu geken:

/327, 7«. ^ai-
«... die di selben geistiicken vrowen von im gekukket Ksbent
niit uiien nutzen und reckten, siz er es geiisbt Kst «n iüten und
»n güt, siso dsz dsz seike Kloster...»
/Z5/, 27. /««..-

«... und slle <Iie rektung und gewonkeit, die wir KsKen ZÜ

<Iem vorgen. gut und zü den iüten, die dsz seik gut Kuwent.»

/352, 2/. Okt..-

«... dsz er (Ludi v. 8eKerz) di seiken gueter ze ZcKernitz und
di iewt, die dsr uk sitzend, soi innksken mit allen reckten und
gnaden, «ls sie der egn. lükünrst v. Volon Kst innegekskt.»
ZZ7Z, Z. Lebr..
«. als« da« ock die iüt, die ukk den vorgev. glltern sitzent
un Imwent, daz die söiient den okgen. erwirdigen krowen un
irn pkrundern un ir amptillten gekorssm sin mit dienst in aller
der wiss, als dem okgen. juncker Oenmsn von Volon un sinen
vorderen untz Kar an alle geverd.»

Die 8teiien sagen alle dasselbe, die InKaKer übten gewisse KeeKte

üker die Oüter und die sie bebauenden Leute «us; aber der Omksng
dieser OereeKtssme gekt sus iknen niekt Kervor. ImmerKin dürfen
wir, wss die OericKtsbsrKeit snbeisngt, die in Lezug suk 8eKerz

festgestellten niedergeriebtlieken Kompetenzen suk den gsnze»
Voloner Besitz — wenigstens soweit es sieK um LeKen Ksndelte

— «usdeknen. Veiteren ^ukseKIuö vermag uns ein im IsKre 14UU

entsckiedener Streit zwiseken Xönigskelden und den Kittern üker
die diesen allgemein zustekenden Reckte zu geken. Oss Xloster
Kstte 1397 von den Oerzvgen dss gsnze ^mt Ligen vergskt Ke-

Kommen und verlangte nun, dsö die Hintersassen derer v. Volon
mit den übrigen ^mtsssssen sn die «reissev, sckutzen und sn
sekstzungen» beitragen sollten. Oenmann verwskrte sieK gegen
diesen ^nspruek, da er nie bestanden KsKe. Oie österreiekiscken
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Räte schützten ihn bei seinem Recht, indem sie wie folgt urteilten:

«...das alle die lut, so uff des egenanten von Wolon güetern
in dem ampt des Eygens gesessen sint, und nach der gewonheit
frigheit und gnad, so des selben von Wolen vordem und er
umb die selben sach von der obgenanten miner herschaft
herbracht und da by genossen hant, mit den obgenanten lùten in
dem ampt des Eygens an kosten und schaden mit reysen schützen

und Schätzungen nicht ze schaffen haben sûllen, noch inen
da mit nutz haft oder gebunden sin ze geben.»128

Wenn diese Leute seit jeher der allgemeinen Steuer- und Gefolgs-
pflicht der übrigen Amtssässen gegenüber der Herrschaft nicht
unterlagen, so dokumentiert dies, wie umfangreich die
Verwaltungsbefugnisse derer v. Wolon waren. Dies hatte auch seine

Auswirkungen auf die Gerichtsbarkeit. Das Niedergericht der Ritter
muß sehr bedeutend gewesen sein, möglicherweise erstreckte es

sich bis zum Blutgericht.

3. Auch die Brunegg war habsburgisches Burglehen; über die
verschiedenen Inhaber vergi. Merz, BWA I, S. 163 ff. Einer von
ihnen, Rudolf v. Trostberg, gab 1366 Herzog Albrecht seine
österreichischen Lehen auf, darunter «unser vesti Bruneg mit dem
dorffe dar under und mit lüten, gerichten, twingen und bennen
so dar zu gehorent ,»129 Es waren also mit dem Burglehen
gerichtsherrliche Kompetenzen über das Dorf Brunegg verbunden.
Der Versuch einer Abgrenzung des sachlichen Umfanges scheitert
am Fehlen weiteren Quellenmaterials. Wir können nur annehmen,
daß es sich auch hier um niedergerichtliche Befugnisse handelte.
Es wird in der folgenden Epoche auf diese Entfremdung
zurückzukommen sein, wobei es gelingen wird, ihren sachlichen Umfang
zu präzisieren.130 Die Frage, ob er mit demjenigen der vorliegenden

Periode identisch ist, oder ob er durch nachträgliche
Verpfändung oder Belehnung eine Erweiterung erfuhr, muß
dahingestellt bleiben.

4. Als Entgelt für die Innehabung der Landvogtei verpfändeten

1369 die Herzoge Albrecht und Leopold an Heinrich Spieß

v. Tann «die under vogtey ze Baden im Ergow mit dem Boczperg

i" SSR Aarg. II 2, S. 20.

¦so Urkunde v. 17. I. 1366, abgedr. bei Thommen 1 Nr. 740.

»o Vergi, w. u. S. 105 ff.
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Räte sekützten ikn bei seinem Leckt, indem sie wie folgt urteil-
teu:

«...clss alle clie lût, so uff cles egensnten von Volon güetern
in dem smpt des Lvgens gesessen sint, unci nsck cler gewonkeit
frigkeit und gnsd, so des selben von Voten vordern und er
umk die selben ssck von der «Kgensnten miner Kersebsft ber-
KrseKt und ds Kv genossen Kant, mit den «Kgensnten Inten in
dem smpt des Lvgens sn Kosten und sckaden mit reisen sobüt-
«en und sckatzungen niebt ze sekakfen Ksben sullen, noeb inen
ds mit nut« Kskt oder gebunden sin 2« geben.»'^

Venn diese Leute seit jeker der allgemeinen 8teuer- und Oekolgs-
pklickt der übrigen ^mtssüssen gegenüber der Oerrsebakt niekt
unterlagen, so dokumentiert dies, wie umtsngreick die Verwst-
tungsketuguisse derer v. Volon wsren. Dies Kstte suek seine ^us-
Wirkungen suk die OerieKtsKarKeit. Oss IXiedergerieKt der Ritter
muü sekr bedeutend gewesen sein, möglieberweise erstreckte es

sieK bis 2UM LIutgerieKt.

3. ^uck die örunegg wsr KsKsbnrgiseKes LurgleKen; über die
versekiedenen InKsKer vergi. Alerz, LV^ I, 8. 163 55. Liner von
iknen, Rudoik v. Lrostberg, gsb 1366 Oer20g ^IbrecKt seine öster-
reiekiseken LeKen suk, darunter «unser vesti öruneg mit dem
dorff« dsr under und mit lüteu, geriekten, twingen und Kennen

so dar 2U gekörent. .»^ waren also mit dem LurgleKen ge-
riektskerrlieke Kompetenzen üker das Dorf örunegg verKunden.
Oer VersueK einer Abgrenzung des saekticken Omksnges sekeitert
am LeKIen weiteren t)uellenmsterials. Vir Können nur snnekmen,
d»ö es sieK suek Kier um niedergeriektlieke Lefugnisse Ksndelte.
Ls wird in der folgenden LpoeKe suk diese Lntfremdung 2urücK-
2uK«mnien sein, wobei es gelingen wird, ibren sscklieken Omkang

zu präzisieren.'^" Oie Lrgge, ob er mit demjenigen der vorliegen-
den Leriode identiseb ist, oder ob er durek nsekträglieke Ver-
pfändung «der LeleKnung eine Lrweiterung erfukr, muk dskin-
gestellt KleiKen.

4. ^ls Lntgelt für die InneKsbung der Lsndvvgtei verpfände
ten 1369 die Oerzoge ^IbreeKt und Leopold sn OeinrieK 8pieL

v. Lsnn «die under vogtev ze Lsden im Lrgow mit dem Loczperg

88K ^srg. II 2, 8. 20.

>2» Hricul>6e v. 17. I. 1366, sbgeclr. ue! 1"Kciiiiii>en I iXr. 740.
> >° Vergi. «. u. 8. 105 II.
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und mit dem Aigen».131 Von 1369-—71132 wurde in unserem
Gebiet, anstatt von österreichischen Beamten, namens des
Pfandinhabers Gericht gehalten. Spieß erhielt von den Gefällen nur.
«waz von clainen buzzen und pezzrungen gevellet», während er
der Herrschaft oder deren Landvogt «inpringen sol, waz gevellet
von totsiegen und dem plute». Interessanterweise sind fiskalischer
und tatsächlicher Inhaber des Blutgerichtes in der Vogtei Baden
nicht identisch; das Nähere hierüber vergi, weiter unten Anm. 157.

Im übrigen galt im Eigenamt, das hier als Pertinenz der Vogtei
erscheint, in dieser Hinsicht eine Sonderregelung, indem die
Einnahmen aus dem Blutgericht dem Kloster zugewiesen waren.

5. Gegen Ende des 14. Jahrhunderts waren die Geßler Herren

im Eigen; denn am 14. Dezember 1397 vergabten die Herzoge
das Amt, welches bisher «Heinrich der Gessler in pflegs wis»

innegehabt hatte, an das Kloster Königsfelden (vergi. Ziff. 6).
Was haben wir nun unter der pflegeweisen Innehabung zu
verstehen? Der Ausdruck kann nichts anderes bedeuten, als daß -—

soweit Habsburg noch darüber verfügen konnte — die gesamte
Verwaltung, also Einzug der verschiedenen Abgaben und Ausübung
der Gerichtsbarkeit mit Einschluß des Blutgerichtes, in den Händen

Geßlers lag. Es geht dies expressiv verbis aus einer Urkunde
vom 29. April 1394 hervor, nach der er in einem Streit mit Königsfelden

vor dem Schiedsgericht der österreichischen Räte aussagte,
«das er umb solich sach in der gebiett des amptes in dem Eigen
über den lip richten sollt»,133 ohne daß ihm widersprochen worden

wäre. Wann die Geßler in den Besitz dieser umfassenden
Rechte gelangten, läßt sich nicht mehr feststellen. Sicher ist nur,
daß es nach dem 28. September 1391 war;134 ihre Regierung
endigte am 14. Dezember 1397.

«i Urkunde v. 18. IV. 1369, abgedr. bei Thommen I Nr. 782. Was die
Beziehungen der Ämter Eigen und Bözberg zu einander und zur Vogtei Baden

anbelangt, so verweisen wir auf die Ausführungen unten S. 67 ff.

i" In diesem Jahre erfolgte die Lösung der Pfandschaft, indem Heinrich
Spieß andere Einkünfte versetzt wurden (W. Meyer, Verwaltungsorganisation,
S. 49).

¦3S STAA Kgsf. U. Mit dem Anspruch selbst, der auf Zusprechung eines

Gutes ging, vermochte er allerdings nicht durchzudringen, da nach den Freiheitsbriefen

die Einnahmen aus dem Blutgericht dem Kloster zustanden.

'M An diesem Tage amtete Cunrad Tegervelt, sonst Vogt Heinrich Geßlers
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und rail dern ^igen».'^ Von —7O^ wurde in unserem Oe-

biet, anstatt von «sterreickiseben Beamten, namens des Lksnd-
inbabers OericKt gebslien. Spieö erkielt von den OeksIIen nur,
«WSZ von elsinen Kursen und pezzrungen geveliet», wskrend er
der OerrseKskt oder deren Lsndvogt «inpringen sol, ws« izevellet
von totsiegen und dem plute». Interesssnterweise sind fisksiiseker
und tstssckiicker InKsKer des LiutgericKtes in der Vogtei Laden
nickt identisck; das IXsKere KierüKer vergi, weiter unten ^nin. 157.

Im übrigen galt im Ligenamt, das Kier als Lektinen« der Vogtei
ersekeint, in dieser OinsieKt eine Sonderregelung, indem die Lin»
nakmen aus dem LIutgerieKt dem Kloster zugewiesen waren.

5. Oegen Lnde des 14. IsKrKunderts wsren die Oeöler Oer-
ren im Ligen; denn sm 14. Dezember 1397 vergsbten die Herzoge
dss ^mt, welekes disker «OeinricK der Oessler in pklegs wis»

innegekskt Kstte, an das Xloster Xonigskelden (vergi. Ziff. 6).
Vas Kaken wir nun unter der pklegeweisen InneKabung zu ver-
sieben? Der Ausdruck Kann nickts anderes bedeuten, als dal! —
soweit Usbsburg nocb darüber verfügen Konnte — die gesamte
Verwaltung, siso Linzug der versekiedenen ^KgsKen und Ausübung
der OericKtsKsrKeit mit LinscKIuö des LIutgerieKt««, in den Osn
den Oeölers Isg. Ls gekt dies expressiv verkis sus einer Urkunde
vom 29. ^pril 1394 Kervor, nsck der er in einem Streit mit Xövigs-
feiden vor dem SeKiedsgerieKt der österreiekiscken Lste aussagte,
«dss er umk soliek ssek in der gekielt des smptes in dem Ligen
über den lip rickten sollt»,^ obne dsö ikm widersprocken wor-
den wsre. Vsnn die Oeöler in den Besitz dieser umfassenden
Leckte gelängten, lsöt sieK nickt mekr feststellen. Sieker ist nur,
dsö es riseli dem 28. September 1391 war;^ jKre Legierung
endigte am 14. Dezember 1397.

Urkunde v. 18. IV. 1369. sbgedr. bei ^Kommen I Nr. 782. Vss die Se-

niebungen cler Xmter Ligen unci Lönberg nu einander unci nur Vogtei Lsden sn-
Kelsngt, so verweisen wir suk clie ^Vuslübruvgen unten 8.67 kk.

In cliesern Isbre erkolgte clie Lösung cler LksndsoKskt, inciein HeinricK

8piel» snclere Linlciinkte verselnt wurden (V. !vle>er, Verwsltungsorgsnisstion,
8. 49).

>»s 81'^^ Xgsk. II. Mt dein ^vnspruck selbst, cler suk ZusprecKung eines

Dütes ging, verrnoclite er sllerdings niebt durcknudringen, ds nseb den LreiKeits-
brieken die Linvsbinen sus dein LIutgerieKt dern Kloster nustsnden.

^n diesem 1"sge smtete Ounrsd l'egervelt, sonst Vogt HeinricK Leüler»
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6. Mit dem obigen Datum ging das Eigenamt durch
Vergabung an Königsfelden selbst über:

«...und habent denselben closterfrouwen das vorgenannt unser
ampt in dem Ergouw mit allen rechten und zugehorungen, als das
von alterhar komen ist, und alss das der Gessler inne gehept und
verwest hatt, empfolen und in pflegs wis ingegeben »135

Das Kloster folgte also dem Geßler in seine umfassenden
Rechte nach, es wurde Inhaber des Blutgerichtes. Es ist auffallend,
daß diese wichtige Kompetenzerweiterung ihren Niederschlag
nicht in einem besonderen Schirmbrief der Herzoge gefunden hat.
Aber zu der Zeit war unter den Gliedern des Herzogshauses ein
heftiger Streit um die Teilung ihrer Länder entbrannt,136 der
ihre Interessen so sehr in Anspruch nahm, daß sie sich der
Verwaltung ihrer Länder nicht mehr in genügendem Maße widmen
konnten.

Bei der Vergabung hatten sich die Herzoge den Widerruf
vorbehalten; von diesem Recht machten sie vor dem 4. Oktober 1403
Gebrauch.137 Während einigen Jahren bestanden nun wieder die
alten Zustände in Bezug auf die Kompetenzverteilung zwischen
Herrschaft und Kloster, wie sie durch das Privilegium von 1314

geschaffen worden waren. Doch bereits am 26. Juli 1411 kam es

zu einer zweiten Schenkung, diesmal ohne Widerrufsvorbehalt.
Jetzt erlangte das Kloster endgültig die ausschließliche Herrschaft
über unser Gebiet. Wiederum wurde ihm das Blutgericht nicht
ausdrücklich eingeräumt, es heißt in der Urkunde nur:

«... und haben das amt im Aygen mit siner zugehörung ge-
aygnet und ze rechtem aygen gegeben.»138

im Eigen (STAA Kgsf. U. v. 1. IV. 1395), noch als Vogt der Herrschaft Österreich

(STAA Kgsf.U.).
"s STAA Nr. 433 (Kgsf. Kopialbuch VI) fol. 334 b f.
¦s» Über die seit Jahrzehnten dauernden Zwistigkeiten vergi. Al. Huber.

Geschichte Österreichs, Bd. 2, Kap. 14, 16 u. 19.

i" An diesem Tage hielt Ulrich Brisi von Windisch anstatt seines

Vorgesetzten, Hofmeisters Achatzius Esel, vor dem Obertor zu Brugg Gericht «ze

handen der hochgebornen, durchluchtigen fürsten, siner gnedigen herschaft der

herzogen von Österlich» (STAA Gnadentaler U.). Bis jetzt wurde diese Urkunde
auf Grund eines ungenauen Regestes in Argovia 2, S. 200,01, von der Forschung
als letztes Zeugnis für die Klosterherrschaft angeführt (man vergi. Th. v. Liebenau.
Geschichte des Klosters Königsfelden, S. 86).

»s STAA Kgsf.U.
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6. iVlit liei» obigen Datum ging dss Ligensmt durcb Ver-
gsbung an Xönigskelden selbst über:

«...und bsbent denselben closterkrouwen dss vorgenannt u»ser
ampt ïn dem Lrgouw mit alien reebten nncl zugeborungen, sls das
von alternar Komen ist, und slss clss der (Kessler inne gebept noci
verwest bstt, empkolen nncl i» pklegs wis ingegeben.

Dss Xloster folgte also clem Oeöler in seine umfassenden
Leckte nscb, es wurcle Inbaber des LIutgeriebtes. Ls ist sukksllend.
daö cliese wiebtige Xompetenzerweiterung ibren IXiederseKIsg
niebt in einem besoncleren öebirmbriek der Oerzoge gefunden bat.
^ber «u der Zeit war uuter den (Gliedern des OerzogsKsuses ei»
bektiger Ztreit um die Leilung ikrer Länder entbrannt,^" der
ibre Interessen so sebr in ^nspruck nabm, dsö sie sieb der Ver-
wslturig ibrer Länder niebt mebr in genügendem lVIaöe widmen
Konnten.

Lei der Vergabung batten sieb die Herzoge den Viderruf vor
bebalten; von diesem Leckt macbten sie vor dem 4. Oktober 1403
OeKraucK.^' Vabrend einigen Jakren bestanden nun wieder die
alten Zustände in Lezug suk die Xompetenzverteilung zwiseben
OerrseKskt und Xloster, wie sie dureb das Privilegium von 1314

gesekskken worden wsren. Doeb bereits sm 26. Juli 1411 Ksm es

zu einer zweiten LcKenKung, diesmal obne Viderruksvorbebslt.
Jetzt erlangte dss Kloster endgültig die snsseblieKIiebe Oerrsebskt
Uber unser Oebiet. wiederum wurde ibm dss LIutgeriebt niebt
siisdrücKIicb eingeräumt, es beiöt in der OrKunde nnr:

«... und bsben dss smt im ^vgen mit siner «ugebörung ge-
svgnet und ze reebtem avgen gegeben.»'^

im Ligen (81^>v Xgsk, I.!. V, 1. IV, 1395), Nock sls Vogt lier Herrseiiskt öster
reicii (81^ Xgsk. Ii.).

'«s 8?^^ Nr. 433 (Xgsk. XopisIbucK VI) koi. 334 b I.

>s» Dber ciie seit IsKrüeKnten lisuerncien Zwistiglceilen vergi, ^l. Huber.

OeseKicKle Üslerreicbs, L6,2, Xsp. 14, 16 u. 19,

>«7 ^n ciiesem 1"sge bielt OIricK Lrisi von V/inlliscK snslstt seines Vor-

gesetzten, Hokmeisters ^VcKstnius Lsel, vor ciem Obertor 211 Lrugg Oericbt «e
Ksvlien cier Kocbgebornen, ciuroblucktigen kiirsten, siner gnecligen KerseKskt <ier

Kernogen von österrick» (81"^,^ Onsdentsler Ii.). Lis zet2t wurcle cliese OrKuncle

sul Ormili eines ungensuen Legestes in ^rgovis 2, 8. 200/01, von cler LorsoKung
sls ietntes Zeugnis kür ciie XlosterKerrscKskl sngekükrt (msn vergl. I'K, v, Liebensn,
OescbicKte cles Xlosters Xönigskelcien, 8.86).

"s 8?^^ Xgsk.I'.
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Die Formel läßt keinen Zweifel über den völligen Übergang
der Gerichtshoheit an Königsfelden aufkommen.

2. Kapitel

Die Gerichtsorganisation
Entgegen der Systematik von Kapitel 1 behandeln wir hier

zuerst die habsburgische und daran anschließend die klösterliche
Gerichtsorganisation. Es geschieht dies aus nachfolgender Erwägung:

In unsern bisherigen Untersuchungen konnten wir wegen
der Dürftigkeit des zur Verfügung stehenden Materials in
organisatorischen Fragen nur selten zu befriedigenden Resultaten
gelangen. In der Regel waren wir gezwungen, auf spätere Ausführungen

zu verweisen. Wir erachten es als selbstverständlich,
anhand der relativ reichhaltigen Quellen der vorliegenden Epoche
zunächst an die aufgeschobenen Probleme heranzutreten und uns
erst hierauf neuen zuzuwenden.

§ 17. Die habsburgischen Cerichtsbeamten
I. Wir gaben oben S. 50 eine knappe Übersicht der habsburgischen

Gerichtsbeamten und ihrer Kompetenzen, soweit sie sich

feststellen ließen. Auch im vorliegenden Zeitabschnitt sind die

Quellen, wenn auch unendlich reicher, so doch teilweise äußerst

unergiebig. Es wird sich daher auch jetzt die Gerichtsorganisation
nicht überall mit der wünschenswerten Klarheit herausarbeiten
lassen. — Bevor wir nun des Näheren auf die normale
Beamtenorganisation eintreten, möchten wir die Frage prüfen, wie sich die

zeitweilige völlige Entfremdung des ganzen Amtes in der
Gerichtsorganisation auswirkte:

1. Die Verpfändung an Heinrich Spieß v. Tann war zeitlich
von zu kurzer Dauer, als daß sie tiefgreifende Änderungen in der

Verwaltung hätte hervorrufen können. Sicherlich verblieben die

untern Beamten (Meier, Vogt im Eigen) in ihren Stellungen, nur
amteten sie nun namens des Pfandinhabers.

2. Auch die Verpfändung an die Geßler brachte keine
personellen Veränderungen. Der bisherige Amtsvogt, Cunrad Teger-
velt, hielt am 1. April 1395 als «vogt in dem Eigen in namen und

5 Werder, Eigenamt

65

Oie Lormel läöt Keinen Zweifel über cle« völligen l^Kerggng
cler OerieKtsKoKeit sn Königskelden sukkommen.

2. Kapitel

Die (^ericktsurgsnisati»»
Lntgegen cler Sistematili von Kapitel 1 belisndeln wir Iiier

zuerst clie KsKsKurgiscKe unci clgrsn snseklieöend die KlösterlieKe

OericKtsorgsnisstion. Ls gesekiekt dies aus nsekkolgender Lrwä-

gung: In unsern bisberigen OntersueKungen Konnten wir wegen
der Dürftigkeit des zur Verfügung stellenden IVlsterials in orgs-
uisatorisclien Lrsgen nur selten zu befriedigenden Resultaten ge-
Isngen. In der Kegel waren wir gezwungen, auf spätere ÄusküK-

rungen ZU verweisen. Vir eracbten es als selbstverständlieb, an-
band der relativ reicbbsltigen Quellen der vorliegenden Lpoebe
zunsebst sn die aufgesebobenen Probleme beranzutreten und uns
erst biersuf neuen zuzuwenden.

§ L?. Die na«»»urKÌSlnen <^eri<«ts«e»rr>itell

I. Vir gsben oben 8. 50 eine Knappe ObersicKt der bsbsbur-

giseben Oeriebtsbeamten und ikrer Kompetenzen, soweit sie sieb

feststellen lieöen. ÄucK im vorliegenden ZeitabseKnitt sind die

Quellen, wenn sueb unendlieb reieber, so docb teilweise Luöerst

unergiebig. Ls wird sieb dsber sucb jetzt die Oeriebtsorgsnisstion
niebt UKersII mit der wünsebenswerten Klsrbeit bersussrbeiten
Isssen. — Bevor wir nun des IVäberen suk die normale Beamten-

organisation eintreten, möebten wir die Lrsge prüken, wie sieb die

zeitweilige völlige Lntkremdung des gsnzen Vintes in der Oeriebts-

organisation auswirkte:
1. Oie Verpfändung an Oeinrieb 8pieö v. Lsnn wsr zeitlieb

von Zu Kurzer Osuer, sls dsö sie tiefgreifende Änderungen in der

Verwaltung Kätte Kervorruken Können. 8ieberlieb verblieben die

untern Beamten lMeier, Vogt im Ligen) in ibren 8teIIungen, nur
smteten sie nun namens des Lkandinbsbers.

2. ÄueK die Verpfändung sn die Oeöler braebte Keine per-
sonellen Veränderungen. Oer Kisberige Ämtsvogt, lüunrsd Leger-
velt. Kielt sm 1. Äpril 1Z95 sls «vogt in dem Ligen in nsmen und
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an statt des frommen, vesten ritters» Gericht.139 In dieser Urkunde
erscheint unter den Zeugen «Jeni Widmer, des jares undervogt in
dem Eygen, von Bira». Wir haben also neben dem Amtsvogt noch
einen Amtsuntervogt. Koprio sieht hierin den Ursprung eines

neuen Amtes, das erst 1798 abgeschafft wurde.140 Dem ist aber
nicht so. Auch die bernische Zeit kennt neben dem Hofmeister
nur einen zentralen Beamten. Es ist dies der Nachfolger des alten
österreichischen «advocatus in dem Aigen». Sein Titel ist lange
Zeit schwankend, bald Vogt, bald Untervogt; dieses wird erst im
18. Jahrhundert zur ausschließlichen Bezeichnung. Der erwähnte
Fall des Nebeneinanderbestehens von Vogt und Untervogt ist eine
Besonderheit der geßlerischen Verwaltung. Die späteren Quellen
kennen kein Analogon hiezu.141

3. Die zweimalige Vergabung des Amtes an Königsfelden
bewirkte, daß von 1397—1403 und von 1411—1415 die Habsburg
noch zustehenden Befugnisse an die Organe des Klosters
übergingen. Es vollzog sich dies ohne Schwierigkeiten, da das Stift zu
der Zeit bereits eine eigene, feste Beamtenorganisation geschaffen
hatte. Die Alleinherrschaft Königsfeldens scheint keine Veränderungen

im Aufbau der Verwaltung bewirkt zu haben. Die Dauer
der beiden Schenkungen war allerdings zu kurz, als daß sich

etwaige Abweichungen in dem erhaltenen Quellenmaterial unbedingt

hätten abzeichnen müssen. — Nicht so leicht scheint 1403

der Wechsel vom Kloster zurück an die Habsburger vor sich

gegangen zu sein. In der bereits mehrfach erwähnten Gnadenthaler
Urkunde vom 4. Oktober 1403, an welchem Tage der Widerruf
der Schenkung bereits erfolgt war, steht Ulrich Brisi im Namen

"o STAA Kgsf. U.
»o Koprio, S. 136 f.
in Der von Koprio a. o. erwähnte zweite Untervogt Uli Brisi v. Windisch

legt sich dieses Prädikat in der Originalurkunde gar nicht zu. Es heißt da nur:
«Ich Ulrich Brisi tun kunt, dz ich innamen und anstatt mines gnedigen

junckerren Achatzius Esel, ze disen ziten hofmeister ze Kiingsfelt, öffentlich ze

gerichte sass» (STAA Gnadentaler U. v. 4. X. 1403). Die Urkunde stammt aus
der Zeit unmittelbar nach dem Widerruf der Schenkung von 1397. Die neue
habsburgische Beamtenorganisation war noch nicht geschaffen (vergi, oben Ziff. 3);
daher übertrug der die Amtsvogtstelle verwesende Hofmeister den Gerichtsvorsitz

an einen angesehenen — Brisi fungiert auch am 29. I. 1404 (STAA Gnadentaler

U.) als Zeuge — Amtssässen. Solche Delegationen — ohne daß der Beauftragte

einen besonderen Titel erhielte — kommen auch in bernischer Zeit vor.
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SN ststt lies fromme», vesten ritters» Oeriebt.^" In dieser Urkunde
erscbeint unter den Zeugen «Jeni Vidmer, des jsres undervogt in
dein Lvgen, von Lirs». Vir Ksben sls« neben dein Ämtsvogt noeb
einen Ämtsuntervogt. Kopri« siebt bieriu den Orsprung eines

neuen Ämtes, dss erst 1798 sbgescbskkt wurde."" Dein ist sber
niebt so. Äueb die bernisebe Zeit Kennt neben dem Hofmeister
nur einen Zentralen öesmten. Ls ist dies der IXsebfolger des siten
österreiebiseben «sdvocstus in dem Äigen». 8ein Litel ist lange
Zeit sebwsnkend, bald Vogt, bald Ontervogt; dieses wird erst im
18. Jabrbundert zur susscKIieölieben Lezeicbnung. Oer erwäbnte
Lall des IVebeneinanderbestebens von Vogt und Ontervogt ist eine
Lesonderbeit der geöieriseben Verwaltung. Oie späteren (Quellen
Kennen Kein Änsiogon biezu.'^'

3. Oie zweimalige Vergabung des Ämtes an Königskelden be-

wirkte, dsö von 1397—1403 und von 1411—1415 die Usbsburg
noeb zustebevden Lekugnisse sn die Orgsne des Klosters über-
gingen. Ls vollzog sieb dies obne LebwierigKeiten, ds das ötikt zu
der Zeit bereits eine eigene, feste Leamtenorganisation gesebskken
batte. Oie Älleinberrsebakt Königskeidens sebeint Keine Verände-

rungen im Äukbsu der Verwaltung bewirkt Zu baben. Oie Oauer
der beiden 8cbenKungen wsr allerdings Zu Kurz, sls dsö sieb

etwsige Äbweicbungen in dem erbsltenen <)uellenmsterial unbe-

dingt bätten sbzeiebnen müssen. — ?ficbt so leicbt sebeint 1403

der Veebsel vom Kloster zurück sn die Osbsburger vor sieb ge-

gsngen Zu sein. In der bereits mebrkscb erwäbnten Onadentbsler
OrKunde vom 4. Oktober 1403, sn welebem Lsge der Viderruk
der 8ebenKung bereits erkoigt wsr, stebt OIricb Lrisi im Rainen

81^^, Xgsk. Ii.
"« Xoprio, 8. 136 k.

Oer von Xoprio s. «. erv/äbnle nweile lintervogt tili örisi v. XVindiscb

legt sien dieses örüdikst in der Originalurkunde gsr niebt nu, Ls Keillt ds nnri
«1er, OIricK örisi tun Kirnt, dn icb innsmen una snststt mines gnedigen

zunckerren ^cbstnius Lsel, ne disen niten bokmeister ne Xiingskelt, ökkentiiek ne

gericbte ssss» (8?^^ Onsdentsler Ii, v, 4, X. 1403). Oie Urkunde stsmint sus
der Zeit unmittelbar nseb dem Viderruk der 8cbenKung von 1397. Oie neue

bsbsburgiscbe Lesmtenvrgsnisstion v>sr noeb niebt gesebskken (vergi, oben Zikk. 3);
dsber übertrug der die ^intsvogtstelle verwesende Holineister den Oeriebtsvorsitn

sn einen angegebenen — örisi fungiert sucb sm 29. I. 14(14 (81^^ Onsden-

tsler II.) sls Zeuge — ^mtssässen. 8olcbe Oelegationen — obne dsö der öesuk-

lrsgte einen desonderen l'ilei erkielte — Kommen sucb in berniscber Zeit vor.
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des Hofmeisters dem herrschaftlichen Gericht vor. Noch am 29.

Januar 1404 urkundet Hofmeister Achatzius Esel selbst, daß er «in-
namen und anstat der hochgebornen, durchluchtigen fürsten, siner
gnedigen herschaft der herzogen von Ósterrich ze gerichte sass».142

Die Klosterbeamten haben also noch eine gewisse Zeit bis zur
Neubestellung des herrschaftlichen Amtsvogtes dem habsburgischen
Gerichte vorgestanden.

4. Während längerer Zeit war das Eigen zusammen mit dem

Amt auf dem Bözberg und zeitweise auch mit der Stadt Brugg
von den übrigen Vorlanden abgetrennt und einem Glied des Hauses

Habsburg persönlich unterstellt. Seit der Erbauung des Klosters
wohnte die verwitwete Königin Agnes von Ungarn, eine Tochter
des ermordeten Albrechts, fast ununterbrochen in Königsfelden,
ohne jedoch in den Konvent einzutreten. Sie waltete hier in einer
äußerst wichtigen Doppelstellung. Neben ihrer großen Fürsorge
für das Stift, war sie die geschickte Vertreterin und Verfechterin
der österreichischen Politik. Sie schloß Bündnisse und Verträge
ab, oft ohne Mitwirkung der hohen vorländischen Beamten. Ohne
daß ihr ausdrücklich irgend welche Befugnisse übertragen worden
wären, war sie mit einer Machtfülle ausgestattet, wie sie sonst nur
den männlichen Angehörigen des Herzogshauses zukam, wenn diese

den vordem Landen persönlich vorstanden.143 Als Anweisung für
ihren Erbteil und wohl aus Dankbarkeit und als Entgelt für ihre
wertvollen Dienste überließ ihr Herzog Albrecht die Ämter Eigen
und Bözberg. Der genaue Zeitpunkt der Übertragung ist nicht
bekannt; doch dürfen wir hiefür, ohne fehl zu gehen, den Beginn
des Jahres 1348 annehmen.144 Die Königin verblieb bis zu ihrem

i« STAA Gnadentaler U.
H3 Über das Nähere der politischen Tätigkeit der Königin Agnes vergi.

Herrn, v. Liebenau, Lebensgeschichte der Königin Agnes, und derselbe, Hundert
Urkunden zur Geschichte der Königin Agnes.

in In einer Urkunde vom 26. Juli 1348 heißt es: «Allen künde ich
Wernher Clauses v. Brugg in ArgSw, der hochgebornen furstin vrowen Agnesen

on Ostenich amptmann und phleger uf dem Boczberg und in dem Eigen,
daz ich von derselben miner gnedigen vrowen wegen an dez hochgebornen fürsten
stat herczog Albrecht v. Ósterrich, ir brûders, der irò die herschaft und dû
gericht elli genczklich in den vorgenanten kreizzen gelazzen und empholhen hat,
ze gerichte saz...» (Thommen I Nr. 461). Am 3. Oktober 1347 (STAA Kgsf.U.)
hatte diese Übertragung noch nicht stattgefunden; denn an diesem Tage saß

Wernher, der Vogt — aus dem Siegel geht hervor, daß es sich ebenfalls um
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lies Ookineisters dem KerrseKaktlicKen OerieKt vor. IVoeK sm 29. Is-
nusr1404 urkundet Ookmeister ÄcKst«ius Lsel selbst, dsö er «in>

namen und snstst der KoeKgebornen, durcklucktigen kürzten, siner
gnedigen berscbskt der Ker«ogen von ÜsterrieK «e gericbte ssss».^^
Oie KiosterKesmten Ksben slso noeb eine gewisse Zeit bis «ur IVeu-

Kesteilung des KerrseKsktlieKen Ämtsvogtes dem KsbsburgiseKen
OericKte vorgestanden.

4. VsKrend längerer Zeit wsr dss Ligen «usummen mit dem
Ämt suk dem Löhberg und «eitweise suek mit der 8t«dt Lrugg
von den übrigen Vorlsnden abgetrennt und einem Olied des Usus«»

Usbsburg persönliek unterstellt. 8eit der LrKauung des Klosters
woknte die verwitwete Königin Ägnes von Ongsrn, eine LoeKter
des ermordeten ÄlKreeKts, ksst ununterbrocben in Kônigskeîden,
okne jedoek in den Konvent einzutreten. 8ie waltete Kier in einer
äuöerst wiektigen Ooppelstellung. IVeKen ikrer groöen Lürsorge
kür das 8tikt, wsr sie die gesekiekte Vertreterin und VerkeeKterin
der österreiekiscken Politik. 8ie seKIoö Bündnisse und Verträge
sk, okt okne NitwirKung der Koken vorländiseken Beamten. Okne
daö ikr ausdrüeklick irgend welcke öekugnisse übertragen worden
wären, wsr sie mit einer UscKtklllle susgeststtet, wie sie sonst nur
den männlicken ÄngeKörigen des Oer«ogsKauses «uksm, wenn diese

den vordern Landen persönliek vorstanden.^ Anweisung kür
ikren LrKteil und woKI aus OanKKsrKeit und als Lntgelt kür ikre
wertvollen Dienste ükerlieö ikr Herzog ÄlbreeKt die Ämter Ligen
und Löhberg. Oer genaue Zeitpunkt der Obertragung ist niebt be>

Ksnnt; doeb dürfen wir Kiekllr, «Kve feKI «u geken, den Leginn
des IsKres 1348 annekmen."^ Oie Königin verkliek Kis «u ikrem

Sl^ä. Onsdenlsler Ii.
l<l> Dber dss NsKere 6er poiitiscken IsligKeit cler Königin ^gnes vergi.

Herrn, v, Lienens», LebensgescKicKte cier Königin ^gnes, unci derselbe, Hundert
lirkunden nur OescKicKls cier Königin ^gnes.

In einer lirkunde vorn 26. luli 1343 Keiöt es: «Flierl Kunde ick
XVernKer misuses v. Lrugg in ^rgöw, cier KoeKgebornen lurstin vrowen Xgnesen

on ÜsteriicK smptmsnn unci pKIeger uk dern Locnberg und in dern Ligen,
dsn icii von derselben ininer gnedigen vrowen wegen sn den bocbgebornen lürsten
slst Kercnog ^lkreckt v. Üsterricb, ir brüders, der ir« die KerseKskt und dû
gericbt eiii gencnkiick in den vorgensnten Kreinnen gelsnnen und emvkolken Kst,
ne geriekte ssn...» (IKommen I Nr. 461). ^m 3. Oktober 1347 81'^ Kgsl. II.)
Kstte diese Dberrrsgung noeb nickt slsttgekunden; denn sn diesem l^sge ssü

XVernKer, der Vogt — sus dein 8iegel gekt Kervor, dsü es sick ebentslls um
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Tode (1364) bei der ungestörten Nutznießung dieser Besitzungen.
Während ihrer Regierungszeit ergeben sich in Bezug auf die
Gerichtsorganisation unseres Gebietes einige Besonderheiten, auf die
wir hier kurz eintreten müssen.

Die beiden Ämter bildeten fortan in der Regel145 eine
Verwaltungseinheit mit einem gemeinsamen Vogt. Die Quellen
erwähnen als Verwalter146 der Königin auf dem Bözberg und in dem

Eigen:
Wernher Clauses 1348—1356/57.147

Wernher Clauses handelte — «ze gerichte ze Brugg vor der statt», wobei der

Zusatz, daß dies im Namen der Königin geschehen sei, fehlt. Clauses amtete
also noch namens der Herrschaft. Wir sehen, auch der Übergang der Verwaltung
von der Herrschaft an die Ungarnkönigin zog keinen Wechsel der Beamten nach
sich. — Acht Jahre später ist Agnes auch im Besitz der Stadt Brugg. Am
12. März 1356 urkundet sie, «dz uns unser lieber brûder hertzog Albrecht
die stat ze Brugg mit lùten und mit gut gegeben hat» (SSR Aarg. I 2-,
S. 19).

us Wahrscheinlich trat nach der Amtsniederlegung von Wernher Clauses,
des ersten Vogtes auf dem Bözberg und im Eigen, vorübergehend ein Rückfall
in die alten Zustände ein: Am 10. Sept. 1358 (STAA Kgsf. U.) urkundete Ru-

dine v. Windisch, Vogt der Königin Agnes. Die Urkunde bringt keine Umschreibung

seines Amtsbezirkes; höchst wahrscheinlich war er aber nur Verwalter des

Eigens. Er scheint keine sehr bedeutende Persönlichkeit gewesen zu sein; denn

er begegnet uns in den Quellen nur dieses eine Mal. Er verfügte auch nicht über

ein eigenes Siegel, an seiner Stelle siegelte Gerung v. Altwis, der bereits zwei

Tage später als Vogt auf dem Bözberg und in dem Eigen auftrat (vergi. Anm.
148). Es darf daher mit guten Gründen angenommen werden, es habe der Königin

momentan an der richtigen Persönlichkeit für die Verwaltung der Doppel-

vogtei gefehlt, sodaß sie zu einer dezentralisierten Besetzung der Stellen gezwungen

war.
>«• Die Terminologie ist schwankend. Bald heißt es Vogt und Amtmann,

bald Vogt und Pfleger, dann wieder nur Vogt. Man vergi, die in den Anmerkungen
147/48 zitierten Urkunden.

i« Ausdrücklich erwähnt wird er in dieser Funktion nur am 26. Juli 1348

(Thommen I Nr. 461) und am 11. Juli 1354 (STAA Kgsf. U.). Er war jedoch
vom Übergang der beiden Ämter an Agnes bis zu seiner Wahl zum Schultheiß

von Brugg — diese fällt zwischen den 14. Okt. 1356 (letztes Amten Joh. Blums
als Schultheiß, AU Brugg Nr. 15) und den 22. Juni 1357 (erstes urkundl. Auftreten
Wernhers als Schultheiß, STAA Kgsf. U.) — Verwalter der Doppelvogtei. So

erscheint am 27. Jan. 1351 und am 12. Febr. 1355 (STAA Kgsf. U.) als Zeuge

«Wernher der vogt»; aus dem Siegel der zweiten Urkunde folgt, daß es sich um
Wernher Clauses handelte. — Am 14. Nov. 1349 (STAA Kgsf. U.) erscheint vor
einem Schiedsgericht in Zurzach «Wernherus, dictus Glusing, advocatus in
Bözberg et in dem Eigen», als Anwalt des Klosters Königsfelden. Offenbar ist Glusing

6«

l'ode (1364) bei der ungestörten IXutZinieöung dieser Lesitnungen.
VsKrend ikrer Regierungszeit ergeben sieb in ö«2Ug »uk die Oe-

riektsorganisation unseres (Gebietes einige Lesonderbeiten, auk die
wir Kier Kur« eintreten müsse».

Die Keiden Ämter bildeten kortsn in der Regel"^ gi^g Ver-
waltungseinkeit mit einem gemeinsamen Vogt. Die <)uellen er-
wsknen «ls Verwalter'^" der Königin snk dem Löhberg und in dem

Ligen:
VernKer Clauses 1348—1356/57."'

Wernber disuses bsndelte — «ne geriebte ne Brugg vor der stall», wobei der

Zussln, dslZ dies im Namen der Xönigin gescbeben sei, keblt. disuses smtete
also noeb namens der Herrscbskt. Vir seben, suck der Dbergsng der Verwaltung
von der Herrscbskt sn die IlngsrnKönigin nog Keinen Vecbsel der Beamten nseb
sieb. — ^cbt Isbre später ist ^gnes aneli im Lesiln der Ltsdt Lrugg. ^m
12. Nsrn 1356 urkundet sie, «dn uns unser lieber brüder Kerlnog ^Ibreebt...
die stst ne Lrugg mit lüten und mit güt gegeben bal» (88L ^srg. I 2-,
8. 19).

"5 VsbrscKeinlicK Irst nseb der Amtsniederlegung von Vernber disuses,
des ersten Vogtes suk dem öünberg und im Ligen, voriibergebend ein LücKksII
in die sllen Zustände ein: ^Vm 10. 8ept. 1358 (81"^^ Xgsk. 11.) urkundete Lu-
dine v. VilldiscK, Vogt der Königin ^Vgnes. Die Urkunde bringt Keine HinseKrej-

bung seines ^mtsbenirkes; bockst wskrsckeinlicb wsr er sber nur Verwalter des

Ligens. Lr sebeint Keine sebr bedeutende LersönlicKKeit gewesen nu sein; denn

er begegnet uns in den (Quellen nur dieses eine iVIsI, Lr verkiigle sueb niebt iiber
ein eigenes 8iegel, sn seiner Llelle siegelte derung v. ^Itwis, der bereits nwei

1"sge später sls Vogt suk dem Lönberg und in dem Ligen suktrst (vergl. ^mn.
143). Ls dsrk dsber mit guten dründen sngenommen werden, es bsbe der Koni-
gin momentan sn der ricbtigen LersönlicKKeit kür die Verwsltung der Doppel-

vogtei gekeblt, sodsll sie nu einer denentrslisierten Lesetnung der Stellen genwun-

gen war.
"« Die Terminologie ist sebwsnkend. Lsld beiöt es Vogt und Amtmann,

bald Vogt und Lkleger, dsnn wieder nur Vogt, ^Isn vergl. die in den Anmerkungen
147/43 nilierten Urkunden.

^usdrücKIicb erwäbnt wird er in dieser LnnKtion nur sm 26. luli 1348

Crbommen I Nr. 461) und sm II. luli 1354 (81^ Xgsk. v.). Lr wsr jedoeb

vom Dbergsng der beiden Xmter SN ^gnes bis NU seiner Vsbl NUIN 8eKuItbeiL

von Lrugg — diese källt nwiscben den 14. Okt. 1356 (letntes ^mten lob. LIums
sls 8eKultbeilZ, ^11 Lrugg Nr. 15) und den 22. luni 1357 (erstes urkundl. ^ultrelen
Vernbers sls LeKuItbeiü, 81"^^ Xgsk, II.) — Verwalter der Doppelvoglei. 8o er-
sebeint sm 27. Isn. 1351 und sm 12. Lebr. 1355 <81'^^ Xgsk. D.) als Zeuge

«Vernber der vogt»; sus dem 8iegel der nweiten Lirkunde kolgt, dsü es sieb um
Wernber disuses Ksndelte. — ^m 14. Nov. 1349 (81^^ Xgsk. Ii.) erscbeint vor
einem 8cbiedsgeriebt in Zurnscb «Vernberus, dictus dlusing, sdvocstus in Lön-

berg et in dem Ligen», sls Anwalt des Xlosters Xönigskelden. Okkenbsr ist dlusing
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Gerung von Altwis 1358—1363.148

Als Agnes 1364 starb, kamen die von ihr verwalteten
Gebiete wieder an das Herzogshaus zurück und wurden von neuem
der ordentlichen Verwaltung der Vorlande eingeordnet. Die von
der Königin eingeführte Kumulation der Vogteien Bözberg und
Eigen in einer Hand, fiel jedoch damit nicht ohne weiteres
dahin, sondern sie bestand noch einige Zeit fort. So sitzt am 3.
Februar 1373, nachdem kurz vorher die Ämter zusammen mit der

Vogtei Baden verpfändet gewesen waren, an der Dingstatt des

Eigenamtes Ulrich Koler von Horneskon, Untervogt im Eigen und
auf dem Bözberg, zu Gerichte.149 In späterer Zeit hören wir nichts
mehr von einer Vereinigung.

IL Nach dieser vorgängigen Betrachtung der Zustände, da

die Verwaltung des Amtes der Herrschaft entfremdet war, wenden

wir uns nun der habsburgischen Gerichtsorganisation im
Normalfalle zu.

1. Über den 1316 dem Kloster vergabten Hof Windisch hatten
sich bekanntlich die Herzoge die gesamte Gerichtsbarkeit
vorbehalten. Hier übten weiterhin die Meier ihre niedergerichtlichen
Befugnisse aus. Da sich in unserem Quellenmaterial wegen der
Mündlichkeit des Verfahrens keine Spuren dieser Tätigkeit erhalten

haben, ist es unmöglich, eine Abgrenzung des Kompetenzbe-

eine Verschreibung für Clauses. Eine generelle Identifikation der beiden Wernher,
wie dies Koprio S. 116 tun möchte, dürfen wir jedoch nicht vornehmen; denn
beide erscheinen später mit verschiedenen Siegeln als Schultheißen von Brugg:
Clauses v. 22. VI. 1357—12. X. 1358 drei Mal (vergi, die Zusammenstellung bei

Heuberger, Gesch. d. Stadt Brugg, S. 84).
Glusing v. 28. III. 1359—8. VI. 1364 zehn Mal (vergi. Heuberger, S.84).

us Er nennt sich sehr oft auch Gerung von Vilmaringen, vereinzelt
bedient er sich beider Titel zusammen. Als Verwalter der beiden Ämter erscheint er:
1358 12. IX. (STAA Kgsf. U.)
1359 5. III. (Argovia5, S. 151); 10. III. (Welti I Nr. 79) ; 6. XII. (STAA Kgsf.U.)
1361 29.VI. (STAA Kgsf.U.)
1362 24. VI. (STAA Nr. 432 [Kgsf. Kopialbuch V] fol. 178 b.)

Am 11. Juli 1363 (Argovia 5, S. 174) erscheint als Zeuge «Gerung von
Vilmaringen, vogt uff dem Bözberg». Es scheint hier, ein Teil seines langen
Titels weggelassen worden zu sein; denn er muß auch jetzt noch Vogt im Eigen

gewesen sein, nachdem er den beiden Ämtern seit Jahren vorstand und lange
vorher schon das Vertrauen der Königin genoß; man vergi, unten S. 76 f.

i« STAA Kgsf.U.
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Oerung von Ältwis 1358—1363."»

ÄIs Ägnes 1364 stsrk, Kamen die voll ikr verwalteten Oe»

biete wieder sn dss IlerziogsKsus «urüek und wurden von neuern
der «rdentlicken Verwaltung der Vorlands eingeordnet. Die von
der Königin eingeführte Kumulation der Vogteien Löhberg und
Ligen in einer Hand, fiel jedoek dsniit niekt oline weiteres ds-

Kin, sondern sie l>estsnd nocK einige Zeit fort. 8« sit2t srn 3. Le»

Kruar 1373, nsekdem Kur2 vorlier die Ämter zusammen mit der

Vogtei Laden verpfändet gewesen wsren, an der Oingststt des

Ligensmtes LlrieK Koler von OornesKon, lintervogt im Ligen und
«uk dem Löhberg, 2u OerieKte.'^" In späterer Zeit Kören wir niekts
mekr von einer Vereinigung.

II. IVseK dieser vorgängigen LetrseKtung der Zustände, ds
die Verwaltung des Ämtes der HerrscKskt entfremdet war, wen-
den wir uns nnn der KsKsKurgiseKen OericKtsorgsnisstion im IXor-
mslkslle 2u.

1. Oker den 1316 dem Kloster vergskten Ilok VindiseK Kstten
sieK KeKsnntlicK die Herzoge die gesamte OerieKtsKarKeit vorke-
Kalten. Hier Ukten weiterkin die iVleier ikre niedergeriektliekev
Lekugnisse aus. Da sieK in unserem ()uellenmaterial wegen der
iVlündlieKIieit des VerksKrens lisine 8puren dieser LLtigKeit erksl-
ten KsKen, ist es unmögliek, eine ÄKgrenTung des Kompetenz»«-

eine Verscbreibung kür disuses. Line generelle IdentiliKstion cler beiden VernKer,
wie dies Koprio 8. 116 tun möckte, dürken wir zedock nickt vornekmen; denn
beide ersckeinen später rnit versckiedenen 8iegeln sls 8cKultKeil.en von Lrugg:
disuses v. 22. VI, 1357—12. X. 135L drei >IsI (vergi, die Zusammenstellung bei

Hellberger, descb. d. 3tsdt Lrugg, 8. 84).
dlusing v. 23. III. 1359—8. VI. 1364 -ebn Usi (vergi. Hellberger, 8.84).

"s Lr nennt sieb sebr «kt sucb derung von Vilinsringen, vereinzelt be-

dient er sieb beider l'ilei nussmmen. ^Is Verwalter der beiden Xrnter erscbeint er:
1358 12. IX. (81^ Kgsk. Ii.)
1359 5. III. (Argovia 5. 8.151); 10. III. (Velli I Nr. 79); 6. XII. (8?^ Kgsk. II.)
1361 29. VI. (31^ Kgsk. Ii.)
1362 24. VI. (81^ Nr. 432 ^Kgsk. KopislbuoK VI loi. 17« b.)

^m II. iuli 1363 (Argovia 5, 8. 174) erscbeint sls Zeuge «derung von
Vilinsringen, vogt ulk dem Lüsberg». Ls sebeint Kier, ein leil seines Isngen
l'itels weggelassen worden su sein; denn er muH suck zet?l nocb Vogt im Ligen
gewesen sein, nscbdem er den beiden Xmtern seit IsKren vorslsnd »nd Isnge
vorber sebon dss Verlrsuen der Königin genoö; msn vergi, unten 8. 76 k,

"° 81^ Kgsk. Ii.
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reiches des Meiers von demjenigen der übrigen Gerichtsbeamten
in Bezug auf die auf der Curia sitzenden Herrschaftsangehörigen
vorzunehmen. Wir wissen nur, daß das Meieramt untrennbar mit
dem Hofe und der Familie verbunden war und sich von Generation

auf Generation vererbte.150

2. Hauptsächlichster Gerichtsbeamter war auch in der
vorliegenden Periode der Vogt des Amtes im Eigen. Bis 1348. d. h.
bis zum Übergang des Gebietes an Agnes, läßt sich einzig Wernher
Claus in dieser Stellung nachweisen.151 Die Ursachen hiefür sind

folgende: Da sich alle Prozesse im mündlichen Verfahren
abwickelten, sind keine eigentlichen Gerichtsakten vorhanden. Hiezu
kommt, daß die ständige Anwesenheit der Königin Agnes die
außergerichtliche Tätigkeit der ordentlichen Beamten in der
allgemeinen Verwaltung des Eigens, der Landvogtei Aargau, ja selbst
der ganzen Vorlande stark einschränkte, wobei die Geschäfte,
welche Agnes aus irgendwelchem Grunde nicht selbst erledigen
konnte, sehr oft nicht den zuständigen Beamten, d. h. den
Herrschaftsorganen, sondern eigenen Vertrauten oder dann klösterlichen

Instanzen übertragen wurden.152 Nach 1364 erscheinen als

Amtsvögte noch Ulrich Koler von Horneskon, der zugleich auch

Vogt auf dem Bözberg war,153 und Cunrad Tegervelt.154

Bei dem Fehlen von eigentlichen Gerichtsakten bietet es

etwelche Schwierigkeiten, den Kompetenzbereich des Vogtes zu
bestimmen. Außer in Zivilsachen, soweit hier nicht schiedsgerichtliche

Regelung Platz griff, stand ihm auch der Vorsitz in
Strafsachen — jedoch mit Ausnahme des Blutgerichtes — zu. Diese

letztere Befugnis kann ihm nicht übertragen worden sein, sie hätte
ihm eine zu unabhängige Stellung verliehen. Der Vogt war reiner
Beamter. Die Entschädigung für seine Jurisdiktionelle Tätigkeit
bestand nicht in einem Anteil an den Gefällen; er hatte diese

150 Über die bis 1352 lückenlose Reihe der Windischer Meier vergi. Koprio
S. 123; über die späteren Vertreter des Geschlechtes vergi, ebenda S. 145 f.

"i STAA Kgsf. U. v. 3. X. 1347; vergi, auch oben Anm. 144.

u* Es würde zu weit führen, alle Personen, die im Dienste der Königin
standen, zu erwähnen. Wir verweisen auf Herrn, v. Liebenau, «Lebensgeschichte
der Königin Agnes».

im STAA Kgsf. U. v. 3. IL 1373.

im STAA Kgsf. U. v. 28. IX. 1391.
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reiebes cles iVleiers von demjenigen der übrigen OericbtsKeamten
in Leung auk die suk der Curia sitzenden Derrsebaktsangebörigen
vor«unekmen. Vir wissen nur, dal! dss iVleieramt untrennbar mit
dem Hoke und der Lamiiie verbunden war und sieb von Oeners-
tion »uk Oenerstion vererbte.^"

2. Dsuptsäebliebster Oeriebtsbesmter wsr sueb in der vor-
liegenden Leriode der Vogt des Ämtes im Ligen. Lis 1348, d. K.

bis «um Übergang des (Gebietes sn Ägnes, Isöt sieb einzig Vernber
Claus in dieser Lteliung nsebw eisen.Die Lrsseben biekür sind

folgende: Ds sieb slle processe im mündiieben Verksbren sb-

wiegelten, sind Keine eigentlieben CsriebtssKten vorbanden. Dis«u
Kommt, ds8 die ständige Änwesenbeit der Königin Ägnes die
«uLergeriebtiiebe LätigKeit der ordentiieben Lesmten in der gli-
gemeinen Verwaltung des Ligens, der Lsndvogtei Äargsu, js selbst
der gsn2en Vorland« stark einscbränkte, wobei die Cesebäkte,
welebe Ägnes aus irgendweisbem Crunde niebt selbst erledigen
Konnte, sebr «kt niebt den «»ständigen Leamten, d. b. den Herr-
seksktsorganen, sondern eigenen Vertrauten oder dann Klöster-
lieben Instsn«en übertragen wurden.^- IXseb 1364 ersebeinen als

Ämtsvögte nocb Llirieb Koler von DornesKon, der «ugleieb sueb

Vogt »uk dem Rösberg w«r,'^^ und Cunrsd Legervelt.
Lei dem Lebien von eigentlieben CeriebtssKten bietet es et-

welebe öebwierigkeiten, den Kompeten«bereieb des Vogtes «u be-

stimmen. Äuöer in Ziviisscben, soweit bier niebt sebiedsgericbt-
liebe Legeiung List« grikk, stsnd ibm sucb der Vorsit« in ötrsk-
sseben — jedoeb mit Äusnsbme des LIutgericbtes — «u. Diese
iet«tere Lekugnis Kann ibm niebt übertragen worden sein, sie bätte
ibm eine «u unskbängige Lteiiung verlieben. Der Vogt war reiner
Lesmter. Die Lntsebädigung kür seine jurisdiktionelle LätigKeit
bestand niebt in einem Änteii «n den Ceksiien; er batte diese

>5° Über clie bis 1352 lückenlose Heibe cler VincliscKer IVleier vergi. Koprio
3.123; über clie späteren Vertreter cles LescKIecbtes vergi, ebencis 3.1451,

81'^^, Kgsk. LI. v. 3. X. 1347; vergi, sucb oben ^nin. 144.

-s- Ls würcle ?u weit kübren, slle Personen, clie iin Dienste cier Königin
stsnclen, 2u erwsbnen. Vir verweisen suk Herrn, v. Liebenau, «Lebensgescbiclite
cler Xönigin ^gnes».

-°' 8?^^ Xgsk. 11. v, 3. II. 1373.

81^ Kgsk. v. v. 28. IX. 1391.
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vielmehr seinem Vorgesetzten, dem Vogt von Baden abzuliefern.155
Der Amtsvogt stand also in formeller Hinsicht unter der Kontrolle
des «Advocatus» von Baden.

3. Von besonderem Interesse ist die Rechtsstellung des

Eigenamtes innerhalb der Vorlande, insbesondere zur Landvogtei
Aargau und zur Vogtei Baden. Voraussetzung für eine restlose
Klarheit in diesen Fragen wäre die Erhaltung der Verwaltungsakten

des Badener Archives, die leider 1415 zum großen Teil
verloren gingen. Nur so würde es gelingen, die vielen Abweichungen

vom Normalstatus herauszuarbeiten und zu verstehen. Wir
dürfen nämlich nicht annehmen, die Administration der vordem
Lande wäre eine starre, allzeit unabänderliche gewesen. Stabil
war nur das Grundelement, die Einteilung in Ämter; doch bereits
deren Zusammensetzung und Zusammenlegung war mannigfaltigen
Schwankungen und Änderungen unterworfen. Wir können uns
hier raumeshalber nicht des Näheren mit den zahlreichen Faktoren

auseinandersetzen, die der habsburgischen Verwaltung den

Stempel steter Permutation aufdrückten.150
Wie wir bereits wissen, war der Advocatus von Baden der

Vorgesetzte des Amtsvogtes. Es bedingte dies die Zugehörigkeit
unseres Gebietes zur Vogtei. W. Meyer, Verwaltungsorganisation,
bringt S. 70 ff. eine territoriale Beschreibung dieses Gebildes; das

Eigenamt findet aber hiebei keine Berücksichtigung, da sich die
Arbeit auf den Raum östlich der Reuß beschränkt. Das Pertinenz-
verhältnis ergibt sich aber ausdrücklich aus dem bekannten Pfandbrief

von 1369, wo die Herzoge an Spieß «die under vogtey ze

Baden in Ergow mit dem Boczperg und mit dem Aigen» übertrugen.

Die namentliche Anführung der beiden Ämter beweist, daß

ihnen nicht die gleiche Rechtsstellung zukam wie den übrigen
Teilen der Vogtei. Der Vogt von Baden hatte hier geringere Ver¬

ls5 In der Verpfändungsurkunde zu Gunsten Heinrich Spieß von 1369 heißt

es: «Waz von clainen bfizzen und pezzrungen gevellet und sunderlich ander dienst

nucz und veil, die von alter gewonheit ainem undervogt angehöret habent in dem

ampte ze Baden und in den gebietten und kreissen, die darzu gehSrent, das ist

uf dem Bôczperg, in dem Aigen und anderswa in dem Lande». (Thommen I,
Nr. 782.)

is6 Solche Faktoren waren beispielsweise: Die persönliche Stellung der

Herzoge zu den Vorlanden; die politische Lage, vor allem das Verhältnis
Österreichs zu den Eidgenossen; die wirtschaftliche Lage; sowie die Fähigkeiten und

Eignung der zur Verfügung stehenden Beamten.
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vielmehr seinem Vorgesetzten, clern Vogt von Lsden sk2uliekern.'^
Oer Ämtsvogt stand als« in formeller OinsieKt unter cler Kontrolle
des «Ädvocatus» von ösclen.

3. Von besonderem Interesse ist clie LecKtsstellung cles Li-
gensmtes innerKsIK der Vorlande, insbesondere zur Lsndvogtei
Äsrgsu und 2ur Vogtei Laden. V«rsusset2ung kür eine restlose
Klarheit in diesen Lrsgen wäre die LrKsltung der Verwaltung«-
«Kten des ösdener ÄreKives, die leider 1413 2um großen Lei! ver-
loren gingen. IVur so würde es gelingen, die vielen ÄkweicKun-

gen vom IVorinalststus beraussusrheiten und 2U verstehen. Vir
dürfen nämlich nieht annehmen, die Administration der vordern
Lande wäre eine starre, sll2eit unsbänderlieke gewesen, ötsbil
war nur dss Orundelement, die Linteilung in Ämter; docb bereits
deren Zusammenset2ung und Zusammenlegung wsr mannigkaltigen
öcbwsnkungen und Änderungen unterworfen. Vir Können uns
hier rsumeshslher nicht des IVäKeren mit den zahlreichen LaKto-

ren auseinanderset2en, die der KsKsKurgiscKen Verwaltung den

Ltempel steter Lermutstion aufdrückten.^"
Vie wir bereits wissen, war der Ädvocatus von Laden der

Vorgeset2te des Ämtsvogtes. Ls bedingte dies die Zugehörigkeit
unseres Oebietes 2ur Vogtei. V. iVIever, Verwsltungsorgsnisstion,
bringt 3. 70 ff. eine territoriale LeseKreibung dieses Oebildes; dss

Ligensmt findet sber KieKei Keine Berücksichtigung, ds sich die
Ärbeit suk den Ksum östlich der Leuö beschränkt. Oss Lertinen2-
Verhältnis ergibt sich sber susdrlleklich sus dem bekannten Lksnd-
briek von 1369, wo die Herzoge sn Lpieö «die under vogtev 2e

Lsden in Lrgow mit dem Lo«2perg und mit dem Äigen» Ubertru-

gen. Oie nsmentliebe ÄnküKrung der beiden Ämter beweist, dsö
ibnen niekt die gleiche Rechtsstellung 2uKsm wie den ührigen
Leilen der Vogtei. Oer Vogt von Lsden Kstte Kier geringere Ver-

l2s In cier VerpliinclungsurKuncle 2u dunsten Heinrieb LpielZ von 1369 beiüt

es: «Vs2 von clsioen bÜ2?en unci pe^nrungen gevellet unci sunclerlick sncler dienst

nu«2 unci veli, liie von slter gewonbeit sinein unclervogt sngeböret bsbent in liein

smpte 2e ösclen unci in lien gedielten unci Kreissen, ciie clsrnu gebörent, 6ss ist
uk ciem ööenperg, in lievi ^igen und snciersws in clem Lsncle», (IKommen I,
IVr. 782.)

>5« Zolcbe LsKtoren wsren beispielsweise: Die persöniiebe Ltellung cier

Herzoge 2n cien Vorlsn6en; ciie poiitisebe Lsge, vor sileni ciss Verbsltvis Üster-

reicbs 2u clen Li6gen«ssen; clie wirtscksitlicbe Lsge; sowie ciie IssKigKeiten uvcl

Lignung cler nur Verkiigung stebencien öesmten.
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waltungsbefugnisse als in seinem übrigen Amtsbezirk. Der
Bözberg und unser Gebiet hatten eigene Vögte, welche, abgesehen

von der erwähnten formellen Beaufsichtigung, die Gerichtsbarkeit
selbständig ausübten. Einzig das Blutgericht war ihnen völlig
entzogen. Diese Funktion kann allein dem Untervogt zugestanden
haben; denn er ist der ordentliche Gerichtsbeamte der Vogtei.
während dem Landvogt richterliche Kompetenzen nur zukamen,
soweit solche bei der Vereinigung der Landgrafschaft Aargau mit
der Landvogtei auf ihn übergegangen waren.157 Für die Exemtion
des Eigenamtes von der landgerichtlichen Jurisdiktion verweisen
wir auf die Ausführungen oben S. 35 36.

Über die Tätigkeit des Vogtes von Baden als Blutrichter in
unserem Gebiet vermögen wir keine direkten quellenmäßigen
Belege anzuführen. Nachstehende Tatsache ist jedoch als
schwerwiegendes Indiz hiefür zu betrachten: Am 9. Februar 1367 saß

«Hans von Sehen, ritter, vogt ze Baden, öffentlich ze gericht an
offener strass vor dem oberen tor ze Brugg an siner gnedigen
herren stat von Ósterrich».158 Vor ihm verkaufte nun Konrad
von Wolon gewisse Güter an Königsfelden. Dies ist in verschiedener

Hinsicht merkwürdig: Der Vogt von Baden war nicht die
ordentliche Fertigungsinstanz des Eigenamtes; diese Geschäfte
wurden vor dem Amtsvogt, vor dem Schultheißengericht zu Brugg
oder auch vor Klosterbeamten vorgenommen. Im übrigen wäre
der Ritter von Wolon kraft seiner Stellung durchaus in der Lage

gewesen, den Verkauf selbständig vorzunehmen, wie er solches
schon früher tat.159 Hier begnügte er sich, die Urkunde zusammen
mit dem Vorsitzenden Richter zu besiegeln. Besonderes Interesse
erheischt die Zeugenreihe:

••" Man vergi, die umfangreichen Untersuchungen über den Kompetenzbereich

der beiden Beamten bei Meyer, S. 144 ff. — Mit der obigen Ansicht scheint

ein Passus der Verpfändungsurkunde von 1369 im Widerspruch zu stehen. Es

heißt da: «Waz aber gevellet von totsiegen und dem piate,... und von andern

grozzen nuczen, die von alter gewonheit ain lantvogt ze Ergow ingenomen und

uns verrait hat, die sol er uns oder unserm landvogt inpringen und antworten».
Der Text spricht aber nicht davon, daß der Landvogt das Blutgericht ausgeübt
habe, nur die Einnahmen daraus flössen ihm zu. Tatsächlicher und fiskalischer
Inhaber des Blutgerichtes waren in der Vogtei nicht identisch.

»s STAA Kgsf. U.

is» So am 27. Jan. 1351 (STAA Kgsf. U.).

72

wsltungsbekugnisse «I» in seinem übrigen Ämtsbezirk. Oer Lo?-
berg nini unser Oebiet Karten eigene Vögte, welebe, abgeseken

von der erwähnten formellen LesuksieKtigung, clie OerieKtsKsrKeit
selkstsndig susllkten. Linzig «las LIutgerieKt wsr iknen völlig ent-

zogen. Oiese LunKtion Kann sllein clem Ontervogt zugestanden
Kaken; clenn er ist cler orclentlieke OericKlsKesmte cler Vogtei.
wäkrend clem Lsndvogt rickterlicke Kompetenzen nur zukamen,
soweit solcke Kei cler Vereinigung cler LsndgrskseKskt Äsrgsu mit
cler Lsndvogtei suk ikn übergegangen waren.Lür «lie Lxemtion
«les Ligenamtes von «1er IsnrlgerieKtlicKen Jurisdiktion verweisen
wir suk clie ÄuskUKrungen oken 8. 35 36.

Oker clie LätigKeit cles Vogtes von Lsclen als LlutrieKter in
unserem OeKiet vermögen wir Keine direkten ciuelienmäLigen Le-
lege »nzukUKren. iXscKsteKende LstsscKe ist jedoek sls sekwer-
wiegendes Indiz Kiekür zu KetrscKten: ^m 9. LeKrusr 1367 ssl!
«Osns von 8eKen, ritter, vogt Ze Laden, ökkentiiek ze gerickt an
okkener strass vor dem okeren tor ze Lrugg sn siner gnedigen
Kerren stst von t)sterrick».^» Vor ikm verkaufte nun Konrad
von Volon gewisse Oüter an Künigskeiden. Oies ist in versckivde-

ner OinsieKt merkwürdig: Oer Vogt von Laden war niekt die
urdentliebe Lertigungsinstsnz «les Ligenamtes; diese OescKskte

wurden vor dem Ämtsvogt, vor dem 8cKuItKeil!engericKt zu Lrugg
oder suek vor KlosterKeamten vorgenommen. Im übrigen wäre
der Litter von Volon Krskt seiner 8teilung dureksus in der Lsge

gewesen, den VerKsuk selbständig vorzunekmen, wie er solekes
sckon krüber tst.'^" Oier begnügte er sieb, die OrKunde zusammen
mit dem Vorsitzenden LicKter zu Kesiegeln. Besonderes Interesse
erkeisekt die ZeugenreiKe:

>" I^lsn vergi, ciie nmksngreicben lintersucbungen über den Xompetennbc-
reicb cier beiden Lesmten bei Clever, 8. 144 lk. — ^lit cier obigen .^nsicbt sebeint

ein ?sssus cier VerpkündungsurKunde von 1369 im Vidersprucb 2» sieben. Ls
beiÜt ds: «Vss sber geveilet von totsiegen und ciem vlüte,... unci von sndern

großen nucnen, ciie von slter gewonkeit sin Isnlvogt üe Lrgow ingenomen unci

uns verrsit bst, ciie soi er üns «der ünserm Isndvogt inpringen und »ntworten».
Oer lext spriebt sber nickt dsvon, dsL der Lsndvogt dss LIutgerieKt susgeübt
Ksbe, nur die Linnsbmen dsrsus klossen ikm su. IstsiiebiieKer und lisksiiseker
InKsber des LIntgericKtes wsren in der Vogtei nickt identisck,

"« 8?^^ Xgsk. v.
>°» 80 sm 27. Isn. 1351 <81^ Xgsk. Ii.).



73

Egebrecht von Mülinen, ritter,
Ulman Truchsess von Wildegg,
Heinrich Vinsler, schultheiss ze Brugg,
Johns Kamrer, Johns Tegervelt, Johns Stülli (alle 3 von Brugg),
Rudi Zimerman von Biren,
Hans an den Sinder von Lupfen und ander erber lut vil.

Es fällt auf, daß neben dem benachbarten Adel und angesehenen
Brugger Bürgern auch zwei Amtssässen angeführt sind. Zu dieser
Zeit erscheinen die Bewohner des Eigens nur in ganz seltenen
Ausnahmefällen als Zeugen, selbst dann wenn der Amtsvogt eine
Fertigung vornimmt. Alle diese Umstände sprechen dafür, daß das

Kaufgeschäft nicht die Ursache für die Anwesenheit des Untervogtes

gewesen sein kann, sondern daß vorgängig eine Verhandlung

des Hochgerichtes stattfand. Die Vögte von Baden amteten
auch sonst vereinzelt als Gerichtsvorsitzende bei Fertigungen, ohne
daß der Grund ihrer Anwesenheit ersichtlich wäre; höchst
wahrscheinlich war sie jeweils durch die Erledigung eines Blutfalles
bedingt.

§ 18. Gerichtsstätte; Teilnahme und Mitwirkung der
Amtssässen an der Rechtsprechung

I. Anläßlich eines Streites zwischen Brugg und dem Amte
Schenkenberg von 1466 erklärten die Vertreter der Stadt in Bezug
auf die Abgrenzung des gegenseitigen Gerichtsbezirkes:

«... sust hab ouch nyeman dehein gerechtikeit der gerichten
halb da, dann sovil: nachdem beyde empter uff Botzberg und
im Aigen zu der statt vereint nach lut ir vidimus, syent sy als
nachgeburen und gewandten in guter fruntschaft also harkomen,
das das nyder ampt in der nydern vorstatt, und das ober ampt
vor dem obern tor, wann sy wollten, umb ir gericht Sachen hoch
und nider gericht.»180

Das Vidimus bezieht sich auf die Vereinigung des militärischen
Auszuges der beiden Ämter durch Herzog Rudolf vom 21. Juli 1364

(SSR Aarg. I 22, S. 19 f.). Der angegebene Ort erscheint jedoch
schon vorher als Gerichtsstätte des «officiums im Aigen». Bereits
am 3. Oktober 1347 urkundete Wernher Claus, daß er «ze gerihte
sass ze Brugg vor der statt»161 und am 26. Juli 1348 amtete er

i«o SSR Aarg. I 22, S. 51.

im STAA Kgsf. U.
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LgebrecKt von UUlinen, ritter,
Olmsn LrucKsess von Vildegg,
OeinrieK Vinsler, sekultkeiss ze Brugg,
JoKns Kamrer, JoKns Legervelt, JoKns 8tüIIi (alle 3 von Lrugg),
Ludi Zimerman von Liren,
Oans sn clen 8inder von Lupken nncl sncler erker lut vil.
rsllt suk, daö neben dein benaekbarten Ädel nnd «ngesekenen

Lrugger Bürgern sueb zwei Ämtsssssen sngekükrt sind. Zu dieser
Zeit ersebeinen die LewoKner des Ligens nur in gsnz seltenen Äus-
nsbnieksllen sls Zeugen, selbst dsnn wenn der Ämtsvogt eine Ler-
tigung vornimmt. Älle diese Umstände Spreeben dskür, dsö dss

XsukgescKükt niebt die OrsscKe kür die ÄnwesenKeit des Onter-

vogtes gewesen sein Ksnn, sondern dsö vorgängig eine Verband-

lung des OoeKgerieKtes ststtksnd. Die Vögte von Lsden smteten
sueb sonst vereinzelt als OerieKtsvorsitzende bei Lertigungen, obne
dsö der Orund ibrer ÄnwesenKeit ersiebtlieb wäre; böebst wsbr-
scbeinlieb wsr sie jeweils dureb die Lrledigung eines ölutkslles
bedingt.

F 18. (?eri<nt8»tätte; ^eilnsnrne unci iV^itwirliunzz cler
^intssässen «n cler liecntsprecnuniz

I. ÄnIäölicK eines 8treites zwiseben Lrugg und dem Ämte
8eKenKenberg von 1466 erklärten die Vertreter der 8tsdt in Lezug
suk die Abgrenzung des gegenseitigen OerieKtsbezirKes:

«... sust bsb «ueb nvemsn debein gerecbtikeit der geriebten
KsIK ds, dsnn sovil: nscbdem Kevde empier ukk Lotzberg und
im Äigen zu der statt vereint nseb Int ir vidimus, svent sv als
nsebgeburen und gewandten in guter kruntsckskt also KsrKomen,
dss das nvder smpt in der nvdern vorststt, und dss ober smpt
vor dem obern tor, wann sv wollten, umb ir geriebt sacben boeb
und nider geriebt.»'""

Das Vidimus beziebt sieb auk die Vereinigung des militäriseben
Äuszuges der beiden Ämter dureb Herzog Kudolk vom 21. Juli 1364

(88L Äarg. I 2^, 3.19 k.). Oer angegebene Ort ersebeint jedoek
sebon vorker sls OerieKtsstätte des «okkieiums im Äigen». Bereits
sm 3. Oktober 1347 urkundete VernKer Claus, dsö er «ze gerikte
ssss ze Brugg vor der statt»'"' und sm 26. Juli 1348 smtete er

>°° 88«. äsrg. I 22. 8.51.
>°> 81-^ Kgsk. v.
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«vor dem obera tor der stat ze Brugge uf dem lande an der stat,
da ich von recht siezen solte».162 Aus diesem Verweis auf das

Gewohnheitsrecht geht hervor, daß beim Obertor (man vergi, die
nähere Umschreibung der örtlichkeit u. S. 118) schon vor der
Vereinigung der beiden Ämter durch Königin Agnes, wofür die
vorliegende Urkunde das erste Zeugnis ist, die Gerichtsstätte unseres
Gebietes lag. Möglicherweise waren die Bewohner von Brugg
ehedem selbst hieher dinggenössig und erlangten erst im Zusammenhang

mit Stadt- und Marktrecht die Befugnis, innerhalb der in dieser

Zeit entstandenen Mauern ein eigenes Gericht abzuhalten. Die
ursprüngliche Zugehörigkeit des späteren städtischen Territoriums
zum Eigenamt steht außer Zweifel (man vergi, auch das Vorwort).
Tatsache ist, daß während der ganzen vorliegenden Epoche die

Dingstatt unseres Gebietes außerhalb dessen Grenzen lag.
IL Über die Teilnahme und Mitwirkung der Amtssässen an der

Rechtsprechung äußern sich die Quellen nicht direkt; doch ergibt
sich aus ihrem allgemeinen Charakter und aus dem historischen
Schicksal des Gebietes folgendes: Das Eigenamt, ursprünglich freies
alamannisches Siedlungsgebiet, ward im Laufe der Zeit zur
habsburgischen Grundherrschaft, wobei allerdings einzelne freie Bauern

ihre unabhängige Stellung zu wahren vermochten. Parallel dazu

entstand ein Hofrecht, das sich ebenfalls entsprechend dem

fortlaufenden Erwerb an Grund und Boden, sowie an Rechten
und Befugnissen, ständig erweiterte. Es ist uns nicht überliefert,
da es nie aufgezeichnet wurde. Seine Existenz dokumentiert jedoch
die in zahlreichen Urkunden sich vorfindende Wendung: «alles
nach recht, sitt und gewonheit des ampts im Eygen».163

Die Angehörigen der Herrschaft Habsburg waren verpflichtet, das

grundherrliche Gericht zu besuchen; es ergibt sich das aus dem
Wesen des Hofrechtes. Einzig die Leibeigenen mögen von der aktiven

Teilnahme ausgeschlossen gewesen sein. — Für die Freien
bestand vorerst weiterhin die alt alamannische Dingpflicht vor das

staatliche, d. h. vor das Landgericht. Mit Erwerb der Landgrafschaft

Aargau erlangten die Habsburger die völlige Gerichtshoheit
über unser Gebiet. Damit wurden alle Bewohner des Eigenamtes
der ausschließlichen Jurisdiktion der herrschaftlichen Gerichte

i»= Thommen I Nr. 461.
163 Als Beispiel erwähnen wir: STAA Kgsf. Urk. v. 18. IL 1447 und

6. XII. 1448.
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«vor dem obera tor cler stst 2e Lrugge uk dern Isnde sn der stst,
ds ick von reckt sic2en soite»."' Äus diesem Verweis suk dss Oe-

woknkeitsreekt gekt hervor, dsö Keim Okertor (rasa vergi, die
näkere OmseKreiKung der OrtiicKKeit u. 8. 118) schon vor der Ver-
einigung der Heiden Ämter durch Königin Ägnes, wokllr die vor»
liegende Urkunde dss erste Zeugnis ist, die OerieKtsststte unseres
OeKietes isg. NögiieKerweise wsren die LewoKner von Lrugg ehe-

dem selbst Hieher dinggenössig und erlangten erst im Zusammen-

hsng mit 8tadt- und IVIsrKtrecKt die Lekugnis, innerhalb der in die-

ser Zeit entstandenen ^lauern ein eigenes OericKt sh2uhaiten. Die
ursprüngliche Zugehörigkeit des späteren städtischen Territoriums
2UM Ligensmt steht «uöer Zweikel (man vergl. auch dss Vorwort).
LatsscKe ist, dsö während der ganzen vorliegenden LpoeKe die

Dingststt unseres OeKietes suöerkalk dessen (Grenzen lag.
II. Oker die LeiinsKme und Mitwirkung der Ämtsssssen sn der

Rechtsprechung äuöern sich die Quellen nicht direkt; doch ergibt
sieb sus ihrem allgemeinen Charakter und sus dem Historisehen
8cKicKssl des OeKietes folgendes: Das Ligenamt, ursprünglich freies
»iamannisehes 8iedlungsgehiet, ward im Laufe der Zeit zur Habs-

burgiseben OrundKerrseKakt, wobei allerdings ein2elne freie Lau-
ern ihre unabhängige 8teIIung 2U wahren vermochten. Larsilel ds-

zu entstand ein Hokrecht, dss sich ehenksiis entsprechend dem

kortisukenden Lrwerb sn Orund und Loden, sowie sn Rechten
und Befugnissen, ständig erweiterte. Ls ist uns nickt Uberliefert,
da es nie aufge2eicbnet wurde. 8eine Lxisten2 dokumentiert jedoch
die in 2«KIreicKen Urkunden sieK vorfindende Vendung: «alles
naek recht, sitt und gewonkeit des ampts im Lvgen »."^
Die ÄngeKörigen der Herrschaft UsbsKurg waren verpflichtet, das

grundherrliehe Oeriebt 2U besuchen; es ergiht sich das aus dem

Vesen des Hofreehtes. Linzig die Leibeigenen mögen von der skti-
ven LeiinsKme ausgeschlossen gewesen sein. — LUr die Lreien be-

stsnd vorerst weiterhin die slt slsmsnniscke Oingpkiicbt vor das

staatliche, d. K. vor das Landgericht. Mt Lrwerh der Lsndgrgf-
sckskt Äsrgsu erlangten die OsKsKurger die völlige OerieKtsKoKeit

üker unser Oebiet. Osmil wurden alle LewoKner des Ligensmtes
der susscklieüiieken Jurisdiktion der KerrscKsktlicKen OerieKte

>«- I'Kc.rnmen I Nr. 461.

lss ^Is Leispiei er«äknen «ir: L?^^ Xgsk. Uric. v. 18. II. 1447 unci

6. XII. 1448.
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unterstellt, und sie waren verpflichtet, deren Dingtage zu
besuchen. Eine neue Exemtion von diesem Prinzip wurde durch die
Übertragung einer gewissen Gerichtsbarkeit an das Kloster Königsfelden

geschaffen. Es wird unten in § 20 hievon näher die Rede

sein.
Die habsburgischen Beamten hatten in ihren Jurisdiktionsbefugnissen

keine völlig autonome Stellung; wir müssen vielmehr
auch den Amtssässen eine gewisse Mitwirkung an der Rechtsprechung

zubilligen. Eine Anzahl von Gerichtsgenossen bildete eine

Art Urteilerkollegium, das im Zusammenwirken mit dem
Vorsitzenden Beamten das Urteil fällte. Sehr aufschlußreich dafür ist
die Bestimmung in den §§ 4, 5, 6 und 8 des Strafrechtes der Königin

Elisabeth,164 wonach die Bußen an das «gericht» zu bezahlen
sind. Wenn die Jurisdiktion selbständig durch die Vögte ausgeübt
worden wäre, so würden die Gefälle zweifellos diesen zugewiesen
worden sein. Mit diesen Erörterungen müssen wir uns hier
begnügen; irgendwelche Regeln über die Kompetenzverteilung sowie
über die Zusammensetzung des «gerichtes» vermögen wir bei der

Dürftigkeit unserer Quellen nicht zu geben.

§ 19. Die klösterlichen Gerichtsbeamten
1. Der Freiheitsbrief von 1314 bestimmt ausdrücklich den

Pfleger zum Gerichtsbeamten des Klosters:
«...und swaz sache auf dem selben gut auf erstent, di sullen
des chlosters phlegaer hören und rihten ...»

In den ersten Jahrzehnten seit Bestehen des Stiftes begegnen uns
in bunter Abwechslung Pfleger, Schaffner und Amtmann als

Beamte von Königsfelden. Es hält schwer, in dem Wirrwarr von
Bezeichnungen und Personen sich einigermaßen zurecht zu finden.160

Uns interessieren die Klosterbeamten hier nur insoweit, als sie

gerichtliche Funktionen ausübten. Leider schweigen sich die Quellen
gerade über diese Tätigkeit völlig aus. Die Beamten treten uns

nur in andern Verwaltungshandlungen entgegen, wobei eben die

i»« SSR Aarg. II 2 S. 8 9.
165 Einzelne Beamte führen als Titel nicht nur eine Bezeichnung, sondern

bedienen sich einer Kombination aus den drei angeführten. Was Herkunft und

Amtsdauer anbelangt, so verweisen wir auf die allerdings nicht in allen Punkten
übereinstimmenden Zusammenstellungen bei Koprio, S. 110 f. und S. 135; Th. v.

Liebenau, Das Kloster Königsfelden, S. 28 29 und C. Brunner, Königsfeldens
Schicksale aus seinem Urkundenschatze, S. 36/37.
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unterstellt, unci sie wsren verpflichtet, cleren Dingtage ZU be-

sucnen. Line neue Lxemtion von diesem Lrinzip wurde durek die
Okertragung einer gewissen OericbtsKsrKeit sn dss Kloster Königs-
felden gesekskken. Ls wird unten in H 20 Kievon nsker die Rede

sein.
Die KabsburgiscKen Leamten Kstten in ikren Jurisdiktion«-

Kekugnissen Keine völlig autonome ötellung; wir müssen vielmekr
guck den Ämtsssssen eine gewisse iVlitwirKung an der RecKtspre-
ekung zubilligen. Line ÄnZgKI von OerieKtsgenossen bildete eine

Ärt LrteilerKollegium, das im Zusammenwirken mit dem vor-
sitzenden Beamten dss Lrteil källte. 8eKr guksekluöreiek dskür ist
die Bestimmung in den HH 4, 5, 6 und 3 des LtrskrecKtes der Köni-
gin Llisabetb,"^ wonscb die Luöen an das «geriebt» zu bezablen
sind. Venn die Jurisdiktion selbständig dureb die Vögte susgeübt
worden wäre, so würden die Oekälle zweifellos diesen zugewiesen
worden sein. iVl.it diesen Lrörterungen müssen wir uns Kier Ke-

gnügen; irgendwelcke Regeln über die Kompetenzverteilung sowie
über die Zusammensetzung des «gericbte«» vermögen wir Kei der

Dürftigkeit unserer (Quellen nickt zu geben.

§ 19. Die lilösterlicnerl (^ericntsoesmteli
1. Der LreibeitsKriek von 1314 bestimmt snsdrückliek den

Lkleger zum OerieKtsKesmten des Klosters:
«...und swsz sseke suk dem selben güt suk erstent, di sullen
des «Klosters pKIegaer Koren und rikten ...»

In den ersten IsKrzeKnten seit Bestellen des ötiktes begegnen uns
in bunter ÄbwecKslung Lkleger, Lcbskkner und Ämtmann als Le-
smte von Königskelden. Ls Kalt sekwer, in dem Virrwsrr von Le-
zeicknungen uud Lersonen sieK einigermaßen zureckt zu kinden.^^
Uns interessieren die KlosterKeamten Kier nur insoweit, als sie ge-
ricktlicke LunKtionen ausübten. Leider sekweigen sieK die Quellen
gersde üker diese LätigKeit völlig aus. Die Lesmten treten uns

nur in sndern VerwsltungsKandlnngen entgegen, wobei eben die

>°< LS« ^srg. II 2 8.8 9.
>°5 Linneine Lesinle Innren sls l'ite! nient nur eine öeneicbnuniz, sonclern

bedienen sieb einer Koinbinstion sus clen drei snZekübrten. Vss HerKunkt unci

^intsdsner snbelsnZt, so verweisen wir suk ciie sllerdings nickt in sllen Punkten
übereinstimmenden ZussmmenstellunAen bei Koprio, 8. Ilö k. unci 8.135; l"K. v.

Liebensu, Oss Kloster Königskelclen, 8.28 29 uncl O. örunner, Königskeldens
8ebieKssle sus seinein LlrKundensobstne, 8.36/37.
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großen Schwankungen in der Terminologie herrschen. Angesichts
dieser Umstände müssen wir uns mit der Feststellung begnügen, daß

die dem Kloster überlassene Gerichtsbarkeit prinzipiell von seinen

Pflegern ausgeübt wurde. Die Frage, ob diese Funktion auch dem
Schaffner und Amtmann zustehen konnte, muß dahingestellt
bleiben; ebenso ob der Pfleger neben seiner Jurisdiktionellen Tätigkeit
noch in der übrigen Verwaltung mitwirken konnte.

2. Die unübersichtlichen Verhältnisse erfuhren durch die
Öffnung der Gotteshausleute von 1351 wenigstens theoretisch eine

Vereinfachung. Königin Agnes gab dem Kloster einen Kastvogt
und übertrug ihm die gesamte dem Stift zustehende Gerichtsbarkeit,

ausgenommen die Bestrafung der Übertretung des Eheverbotes

für Ungenossen. Dieses Vergehen war ausdrücklich dem
Gotteshaus vorbehalten. Die einschlägigen Stellen lauten:166

§ 1. «Umb dez gotzhus eigen und erb sol nieman richten wan
ein kastvogt.»

§ 2. «Die buzzen, du in den gedingen gebessert werdent, der
sint zwen teil des gotzhus ze Küngesfelt, der drit teil eines
vogts, und sol [si] des gotzhus botte in gewinnen; widerstand

si dem hotten, so sol ihm der vogt helfen.»
§ 9. «Dez gotzhus eigen man sol nieman züchtigen umb sin

ungenosse wan das gotzhus; widerstat er aber dem gotz-
huse, so sol im ein vogt helfen.»

Die Öffnung galt für das gesamte Klostergut, nicht nur für das im

Eigenamt gelegene. Gerade der externe Besitz muß der Hauptgrund

für ihre Entstehung gewesen sein; denn nicht überall konnte
das Gotteshaus seine Jurisdiktionellen Befugnisse so unangefochten
ausüben wie im Eigenamt, wo durch die ständige Anwesenheit der

Königin Agnes von vorneherein jegliche Übergriffe der habsburgischen

Beamten ausgeschlossen waren. Die Quellen erwähnen die

unter dem Vorsitz des Kastvogtes abgehaltenen Dingverhandlungen

mit keinem Wort. Das Verfahren war auch hier, wie vor
dem habsburgischen Amtsgericht, mündlich. Auch über die jeweilige
Besetzung der Kastvogtei sind wir schlecht unterrichtet: Expressis
verbis ist uns keiner der Inhaber überliefert. In diesem Zusammenhang

müssen wir etwas näher auf die Person Gerungs von Altwis
eintreten, von dem wir oben S. 69 feststellten, daß er von 1358—63

Vogt der Königin Agnes auf dem Bözberg und im Eigen war. Er

166 SSR Aarg. II 2 S. 13 f.
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groöen 8cbwsnKungen in lier Terminologie KerrscKen. Ängesiebts
dieser Umstände müssen wir uns mit cler Leststeilung begnügen, dsö
clie clem Kloster überlsssene OerieKtsbsrKeit prinzipiell von seinen

Pflegern ausgeübt wurde. Die Lrsge, ob cliese LunKtion suck clem

8cKskkner uncl Ämtmsnn zustellen Konnte, mulj dskingesteiit Klei-
Ken; ebenso «K cler Pfleger neben seiner jurisdiktioneiien LätigKeit
noeb in cler übrigen Verwaltung mitwirken Konnte.

2. Die unükersicktlicken Verbältnisse erkukren clureb clie Okk-

nung cler OottesKsusleute von 1331 wenigstens tbeoretiscb eine

VereinkscKung. Königin Ägnes gab clem Kloster einen Ksstvogt
unci übertrug ibm ciie gesamte ciem 8tikt zustebencle OericKtsKar-
Keit, ausgenommen clie Bestrafung cler Übertretung lies LKever-
botes für Ungenossen. Dieses Vergeben war susllrüeKIieb ciem

OottesKsus vorbehalten. Die einschlägigen 8teiien lauten:"^
§ 1. «Lmb riez gotzbus eigen unli erb sol nieman richten wsn

ein Ksstvogt.»
§ 2. «Die Kuzzen, llu in lien gelingen gebessert werlient, cier

sint zwen teil lies gotzhus ze Küngeskelt, lier cirit teii eines
vogts, unci sol ^sii, lies gotzbus botte in gewinnen; wider-
stsnci si clem bottev, so sol ikm cier vogt Heiken.»

H 9. «Dez gotzhus eigen msn soi niemsn züchtigen umb sin

ungenosse wsn liss gotzhus; wiclerstst er aber dem gotz-
buse, so sol im ein vogt Heiken.»

Die Okknung galt kür ciss gesamte Klostergut, nickt nur kür clss im

Ligensmt gelegene. Oersde cier externe Besitz muij cier Haupt-
grunci kür ikre LntsteKung gewesen sein; denn nickt UKeruII Konnte
dss OottesKgus seine jurisdiktionellen Lekugnisse so unsngekocbten
ausüben wie im Ligenamt, wo durch die ständige ÄnwesenKeit der

Königin Ägnes von vornekerein jegiicke Obergrikke der KsbsKurgi-
scken Leamten ausgeschlossen wsren. Die Zueilen erwähnen die

unter dem Vorsitz des Ksstvogtes skgeksltenen DingverKand-
iungen mit Keinem Vort. Dss VerksKren war suck Kier, wie vor
dem Kabsburgiseben Ämtsgericbt, mündlich. ÄucK über die jeweilige
Besetzung der Ksstvogtei sind wir sckleckt unterrielitet: Lxpressis
verbis ist uns Keiner der InKsber llberliekert. In diesem Zusammen-

bang müssen wir etwas näker suk die Person (Gerungs von Äitwis
eintreten, von dem wir «Ken 8. 69 keststeiiten, dal! er von 1333—63

Vogt der Königin Ägnes suk dem LözKerg und im Ligen wsr. Lr

>°« SSIì >vsrg. II 2 8.13 I.
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hatte in diesem Zeitpunkt bereits eine erfolgreiche Laufbahn als

habsburgischer Beamter hinter sich. Von 1341—49 war er Schultheiß

von Lenzburg;167 am 4. Februar und am 14. August 1357

nennt er sich Untervogt von Baden;168 doch bezieht sich seine

Tätigkeit nicht auf dieses Amt, sondern er vertrat Königin Agnes
und das Kloster vor Gericht. Dies tat er auch am 9. März und am
27. April 1358, aber jetzt legt er sich nicht mehr den Titel «Vogt
von Baden», sondern «der kungin von Ungern vogt ze Brugg»
zu.109 Diese Terminologie ist äußerst merkwürdig. Der Vogt im
Eigen kann damit nicht gemeint sein, noch fünf Monate später
erscheint Rudine von Windisch in dieser Stellung (man vergi, oben
Anm. 145). Ebensowenig darf darunter das Schultheißenamt
verstanden werden; zu der Zeit hatte sich die Bezeichnung «schult-
heiss» endgültig durchgesetzt.170 Im übrigen amtete noch am 12.

Oktober 1358 Wernher Clauses in dieser Stellung (man vergi. Anm.
147). Es bleibt somit nur folgende Erklärung: Gerung hatte seine

Stelle als Untervogt von Baden aufgegeben und war nach Brugg
übergesiedelt und versah von hier aus die Kastvogtei Königsfelden.
Es ist unsicher, ob er dieses Amt beibehalten hat, als er noch im
gleichen Jahre Vogt auf dem Bözberg und im Eigen wurde. Über
die späteren Kastvögte finden sich in dem relativ reichhaltigen
Quellenmaterial keine weiteren Anhaltspunkte mehr,171 es erscheinen

nur die Amtmänner, Schaffner und Pfleger als klösterliche
Verwaltungsbeamte. Unter diesen Umständen dürfen wir annehmen,

daß trotz der Bestimmung der Öffnung nicht fortwährend
ein Kastvogt als besonderer Gerichtsbeamter bestellt worden sei,

sondern daß die dem Kloster zustehenden Jurisdiktionellen Befugnisse

mehrheitlich von den ordentlichen Verwaltungsorganen
ausgeübt wurden.

i«' Merz, BWA H, S.536.
»s STAA Kgsf. Urk.
16» Welti I Nr. 65 und 67.

i™ Noch 1338 hieß es: «Schultheis und pfleger zu Brugg» (STAA Nr. 431,

Kgsf. Kopialbuch III, fol. 123 b.).
i'i Die Annahme Liebenaus, Lebensgeschichte der Königin Agnes, S. 342 f.,

daß der Schultheiß von Brugg in Stellvertretung des abwesenden Kastvogtes der

Kastvogtei vorstand, ist hinfällig geworden durch die Auffindung der Urkunde
von 1356 (SSR Aarg. I 2, S. 19), wonach Herzog Albrecht der Königin die Stadt

Brugg übertrug. Dadurch wird erklärlich, warum die Schultheißen im Namen von

Agnes amteten.
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Kstte in diesem Zeitpunkt bereits eine erkolgreicke LsufKsKn sis

KsKsKurgiscKer Beamter Kinter sieb. Von 1341—49 war er ZcKuit-
KeiL von Lenuburg;"^ sm 4. Lebruar und sm 14. August 1357

nellnt er sieb Lntervogt von Lsden;"» doeb beliebt sieb seine

LätigKeit niebt sus dieses Ämt, sondern er vertrat Königin Ägnes
und das Kioster vor OerieKt. Dies tat er sucb «m 9. IVIsr« und am
27. Äprii 1358, sber jet2t legt er sieb niebt mebr den l'ilei «Vogt
von Lsden», sondern «der Kungin von Ungern vogt 2« Lrugg»
2U."6 Diese Terminologie ist suöerst merkwürdig. Der Vogt im
Ligen Kann dsmit nickt gemeint sein, noeb künf IVlonate später er-
sebeint Ludine von VindiscK in dieser Lteliung (insu vergi. »Ken

Änm. 145). Lbensowenig darf darunter dss LcKuitbeiLensmt ver-
stsnden werden; 2u der Zeit Kstte »ick die LeneicKnung «sckuit-
Keiss» endgültig durckgeset2t.'" Im übrigen amtete nocK am 12.

Oktober 1358 VernKer Oisuses in dieser öteiiung (man vergi. Änm.
147). Ls bleibt somit nur folgende LrKIärung: Oerung batte seine

öteiie als Lntervogt von Laden aufgegeben und war nseb Lrugg
Ubergesiedelt und verssb von bier sus die Kastvogtei Königsfeiden.
Ls ist unsieber, ob er dieses Ämt beibebsiten bst, sls er noeb im
gieieben JaKre Vogt auf dem LöuKerg und im Ligen wurde. Oker
die späteren Ksstvögte finden sieK in dem relativ reicKKailigen
Ouelienmaterial Keine weiteren ÄnKaltspunKte mekr,'^ es ersekei-

nen nur die Ämtmänner, öcksffner und Lkieger als KlösterlieKe
Verwsitungsbesmte. Lnter diesen Ilmständen dUrfen wir snnek-

men, dsö tr«t2 der Bestimmung der Öffnung nickt fortwäkrend
ein Ksstvogt sls besonderer OericKtsbesrnter bestellt worden sei,

sondern dsö die dem Kloster 2usteKenden jurisdiktionellen öekug-
nisse mebrkeitlick von den ordentiicken Verwaltungsorganen sus-

geUkt wurden.

îvlern. LV^, II, 8.536.
l°« 81'^^, Xgsk. UrK.
l°» Velli I Nr. 65 unci 67.

"° Noci, 1338 KielZ es: «sckuitkeis unci pkleger nu Lrugg» (Sl^ä, Nr. 431,

Xgsk. XopisIbucK III, loi. 123 b.).
Die ^nnsbine Liebenaus, Lebensgescbicbte cier Xönigin ^gnes, 8.342 k.,

cislZ cier 8cKuItKeiÜ von Lrugg in Ltelivertretung lies sbvvesevclen Xsstvogtes cier

Xsstvogtei vorstsnci, ist Kinkiiliig gev/orden ciurck ciie ^ukkinciung cier Urkunde
von 1356 (83L ^srg. I 2, 8. 19), v/onsck Herzog ^Ibrecbt cier Xönigin ciie 8tscit

Lrugg übertrug. OsclurcK «irci erKIärlicK, «sruin ciie 8cKuItKeiöen im Nsmen von

^gnes smteten.
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3. Gegen Ende des 14. Jahrhunderts begegnet uns unter den
Beamten Königsfeldens ein neuer Name: der Hofmeister. Damit
verschwand zwar die bunte Reihe der Amtmänner, Schaffner und
Pfleger mit ihren variierenden und unbestimmbaren Kompetenzbereichen

keineswegs, aber sie wurden zu bloßen Unterbeamten,
und über ihnen stand nun ein Mann mit umfassenden Befugnissen
auf dem ganzen Gebiet der Verwaltung. Beim Hofmeister lag jetzt
die Leitung der gesamten klösterlichen Rechtsprechung. Zu
seiner Entlastung konnte er gewisse Kompetenzen an untere Instanzen

delegieren. Irgendwelche bestimmte Normen hierüber sind
nicht erhalten. Wahrscheinlich standen solche Übertragungen in
Bezug auf ihren Umfang völlig im freien Ermessen des Hofmeisters.

Praktisch wurden sie vor allem gegen das Ende unserer
Periode, als das Kloster die völlige Gerichtshoheit, einschließlich
das Blutgericht, über das ganze Amt erhielt.

Der Zeitpunkt, an dem das Hofmeisteramt geschaffen wurde,
läßt sich nicht mehr feststellen. Sein ältester quellenmäßig
nachweisbarer Inhaber ist Johann Schultheß von Griffensee am 23.

Mai 1379.172 Die neue Bezeichnung vermochte sich nur allmählich

durchzusetzen; denn noch sechs Jahre später nannte sich
Schultheß wieder «ze den ziten pf leger der erwirdigen geistlichen
frowen».173 Immerhin trat bis 1415 in den Verhältnissen eine
solche Konsolidierung ein, daß das Hofmeisteramt auch unter
bernischer Oberherrschaft eine ständige Einrichtung wurde.

4. Nach der Öffnung stand die Aburteilung von Übertretungen

des Eheverbotes für Ungenossen dem Gotteshaus, d. h. der
Äbtissin und dem Konvent zu.174 Diese müssen außerdem im Laufe
der Zeit als Begnadigungs- und Appellationsinstanz umfangreiche
Rechte erlangt haben. Für unsere Epoche sind uns jedoch keine

w« AU Brugg Nr. 32. — Über die weiteren Hofmeister bis 1415 vergi, man
die Zusammenstellungen bei C. Brunner, Königsfeldens Schicksale aus seinem

Urkundenschatze, S. 34; Th. v. Liebenau, Geschichte des Klosters Königsfelden, S. 85,

und Koprio, S. 135.

i« STAA Kgsf.U. v. 7. IL 1385.

i'4 Im Gegensatz zum Frauenklostcr standen den Organen des Franziskanerkonventes

keine richterlichen Befugnisse zu. Die Herzoge erteilten ihre Begünstigungen

und Privilegien ausschließlich den Clarissinnen. Die Franziskaner waren
dem Nonnenkloster in jeder Beziehung untergeordnet.
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frowen».'^^ ImmerKin trst Kis 1415 in den Verkältnissen eine
soleke Konsolidierung ein, dsö dss Dokmeistersmt suek unter ber-
niseker OKerKerrseKsft eine ständige LinrieKtung wurde.

4. IXscK der Öffnung stsnd die ÄKurteilung von OKertretun-

gen des LKeverbotes für Lngenossen dem OottesKsus, d. K. der
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^11 Brugg Nr. 32, — Oker die «eiteren Hokmeister bis 1415 vergi, man
die Zusammenstellungen bei <ü, Lrnnner, Königsleldens 8eKicKsale sus seinein lir-
Kundenscbatne, 8,34; 1"K, v, Liebenau, OescKicKte àes Klosters Königskelden, 8.85,
und Koprio, 8.135.

8?^ Kgsk. II. v. 7. II. 1385.

>" Iin Oegensatn nuin LrsuenKIostcr standen den Organen des LrannisKaner-

Konventes Keine ricklerlicken Bekugnisse nu. Die Herzoge erteilten ikre Begünsti-

gungen und Privilegien sussoKIieülicK den dlsrissinnen. Die ?rsn?isksner waren
dem Nonnenkloster in jeder Beniebung untergeordnet.
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konkreten Fälle bekannt; denn die ältesten, uns erhalten gebliebenen

Aufzeichnungen von Strafsachen stammen aus dem Beginn
des 16. Jahrhunderts. Infolgedessen verweisen wir, was die
Rechtsprechungstätigkeit von Äbtissin und Konvent anbelangt, auf die

Ausführungen w. u. S. 115/116.

§ 20. Gerichtsstätte; Teilnahme und Mitwirkung
der Klosterleute an der Rechtsprechung

I. Seitdem das Stift im Eigenamt teilweise zum Niedergerichtsherrn

geworden war, verfügte es über eine eigene Gerichtsstätte.
Sie befand sich in Königsfelden vor dem Kloster.175

IL Hier fanden die Dingtage der klösterlichen Beamten statt.
Neben den Gotteshausleuten waren auch alle diejenigen, welche

vom Stift Grund und Boden zur Bebauung erhalten hatten, drei
Mal im Jahre zum Erscheinen verpflichtet. So steht es ausdrücklich

in § 1 der Öffnung von 1351:

«Wer erb oder lehen hat von dem gotzhuse und her gedinghöfig
ist, der sol in drien gedingen sin».

Diese drei Dingtage genügten wohl kaum. Es fanden daneben noch
weitere statt, an denen nur die Gotteshausleute anwesend sein

mußten. Der obige Text läßt eine solche Interpretation ohne
weiteres zu. Nach dem gleichen Paragraphen hatte die Ankündigung
sieben Nächte vorher zu erfolgen. Wer nicht kam, verfiel einer
Buße von drei Schillingen; es wäre denn, daß ihn wirkliche Not
verhindert hätte:

«Du selbe gedinge sol man vor siben nachten künden, und wer
nit dar kunt, der sol dri schilling bessern, er zihe denne für,
daz in ehafte not geirt hab.»

Wie im habsburgischen Amtsgericht vollzog sich auch hier die

Urteilsgestaltung in Zusammenwirkung von Vorsitzendem Richter

"5 Ihr ältester urkundlicher Nachweis datiert von 1333 (STAA Nr. 430,

Kgsf. Kopialbuch I, siehe unter Iberg). Am 29. Jan. 1404 sitzt Hofmeister Achat-
zius Esel «ze Küngsfelt vor dem closter under den linden an offner frigen strasse

ze gerichte» (STAA Gnadentaler U.). Allerdings amtete er hier im Namen der
Herrschaft Österreich, da noch kein neuer Amtsvogt bestellt worden war; man
vergi. S. 67. Die Linde, unter der das Gericht tagte, stand unmittelbar beim

Westeingang zum Kloster (man vergi, die Karte und S. 142).
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Konkreten Lälle bekannt; denn clie ältesten, uns erkalten geklieke»

nen ÄukzeieKnungen von 8trgksaeKen stammen aus clem Beginn
des 16. JaKrKunderts. Infolgedessen verweisen wir, was die BeeKt-

spreekungstätigkeit von Äbtissin und Konvent anbelangt, auf die

ÄuskllKrungen w. u. 8. 113/116.

§ (^ericntsstätte; ^eilnsnme unci iVlitvirlcunK
cl^r Klosterleute »n ller liecntsprecnunsz

I. 8eitdem das 8tikt im Ligenamt teilweise zum IViedergerieKts-
berrn geworden war, verfügte es Uber eine eigene OerieKtsstätte.
8ie befand sieb in Königskelden vor dem Kloster.'^

II. Hier fanden die Dingtage der Klösterlieben Beamten statt.
IVeben den OottesKausleuten wsren sueb «Ile diejenigen, welebe

vom 8tift Orund und Boden zur Bebauung erkalten batten, drei
IVIal im IsKre zum LrseKeinen verpkliektet. 8o stekt es susdrUeK-

liek in § 1 der Öffnung von 1351:

«Ver erb oder leben Kst von dem gotzkuse und Ker gedingköfig
ist, der sol in drien gedingen sin».

Diese drei Dingtsge genUgten woKI Kaum. Ls fanden daneben noek
weitere statt, an denen nur die OottesKsusleute anwesend sein

muöten. Der okige Lext läöt eine soleke Interpretation «Kne wei-
teres zu. IVacK dem gleicken LaragrapKen Katte die Ankündigung
sieben IVLeKte vorker zu erfolgen. Ver nickt Kam, verfiel einer
BuLe von drei 8eKi!Iingen; es wäre denn, daö ikn wirklicke IVot

verkindert Kälte:

«Du selbe gedinge sol man vor siben näebien Künden, und wer
nil dar Kunt, der sol dri sckilling bessern, er zibe denn« kür,
daz in ekskte not geirt KsK.»

Vie im KsKsKurgiseKen ÄmtsgerieKt vollzog sieK «uek Kier die

Lrteilsgestaltung in Zusammenwirkung von Vorsitzendem KieKter

IKr ältester urkundlicker NscKweis dsliert von 1333 (81^^V Nr. 430,

Xgsk. XopislKucK I, sieke unter Iberg). ^rn 29. Isn. 1494 sitnt Hokmeister ^ckst-
nius Lsei «ne Xiingskelt vor ciern closter »ncier cien linden sn «kkner Irigen strssse
ne gericbte» (81'^^V Onsdentsler Ii.). Allerdings sintete er Kier ira Nsinen cler

HerrseKskt ÖsterreicK, lis noek Kein neuer ^mtsvogt bestellt worden wsr; insn
vergi. 8. 67, Die Linde, unter der dss OericKt tsgte, stsnd uninittelbsr beim

Vesteingsng num Xioster (msn vergi, die Xsrte und 8.142).
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mit einer Art Urteilerkollegium. Es folgt dies sehr schön aus
nachstehenden zwei Stellen einer Königsfelder Fertigungsurkunde:176

«. harumb fragt ich obgeschribner richter rechtes; do gab ge-
samnet urteil einhellenklich uff den eide, dz .»

«. dz ales do nach miner urfrage einhellenklich uff den cide
urteilet ward, dz diser käffe .»

Eine Kompetenzausscheidung scheitert am Mangel einschlägiger
Quellen.

"6 STAA Gnadentaler U. v. 4. X. 1403.
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mil einer Ärt OrteilerlioIIegium. Ü8 folgt ciies seiir seirön au8 nscii-
sreirenilen zwei ötellen einer rvönigsfelcier LertigungsurKuncle:''^

«. Karumb fragt ick okge»eiirilzner rickter reeiites; ciò gai, ge-
gamnet urteil einnellenliiieii uff clen eicle, ciz. .»

«. ciz aies cio naen miner urfrage einnellenlilicii uff clen eicle
urteilet ward, clz ciiser iiäffe. .»

Line Xomr,etenzau88eneic1ung 8oi>eitert sm IVlsngei ein8eilläg!ger
Quellen.

"« S?^^, Onscienisler t.', v, 4, X. 140Z.



II. Teil

Das Eigenamt
unter bernischer Oberherrschaft I415-I798

1. Abschnitt

Die Doppelherrschaft Berns und des Klosters
Königsfelden; Bern als Kastvogt des Stiftes

§ 21. Die Eroberung des Aargaus;
Königsfelden kommt unter bernische Oberhoheit

I. Der deutsche König Sigismund stand zu Beginn des 15.
Jahrhunderts zu den Herzogen Friedrich und Ernst von Österreich
hauptsächlich wegen deren Vormundschaft über ihren Neffen
Albrecht in gespannten Verhältnissen. Als nun Friedrich, der
Regent der Vorlande, auf dem Konzil zu Konstanz dem
zurückgetretenen Papst Johann XXIII. zur Flucht behilflich war,
benutzte der König die Gelegenheit, den mächtigen Herzog zu demütigen

und ließ am 30. März 1415 über ihn die Reichsacht
aussprechen.177 Schon vorher war er in Unterhandlungen mit den

Eidgenossen — vor allem mit Bern — getreten. Nun forderte er
sie formell zum Reichskrieg gegen Friedrich auf.

Die Berner leisteten der königlichen Aufforderung zuerst
Folge und sicherten sich infolgedessen den Großteil der dem Herzog

weggenommenen Besitzungen. Innerhalb weniger Tage eroberten

sie, ohne nennenswerten Widerstand zu finden, die Städte:
Zofingen, Aarburg, Aarau, Lenzburg und Brugg, nebst der
umliegenden Landschaft. An der Nordostecke des Eigenamtes, am
Zusammenfluß von Aare und Reuß kam ihr Eroberungszug zum
Abschluß. Bereits wieder auf dem Heimzuge begriffen, wollten sie

i" Über sein Verhältnis zu den Herzogen vergi, man AI. Huber, Geschichte
Österreichs, Bd. 2 S. 504 ff.

6 Werder, Eigenamt

II. Leil

Das ^ißSnamt
unter oerniscner OKernerrscnast I^IZ^l/Y^

1. ÄKscKnitt

Die DappelKerrsckstt Lern» unci cle» Klosters
Kurlilzskellten; Kern als Kastvußt <ie» 8tiktes

§ 21. Die Lrooerunzz cle» ^sr>z»u»;
Künilzsselclen licunint unter «erniscne DnerKulieit

I. Der devisene König Sigismund stsnd zu Beginn des 15. IsKr-
Kunderts zu den Herzogen LriedricK und Lrnst von OsterreicK
KsuptsäeKIicK wegen deren VormundscKskt üker ikren IVekken

ÄlKreeKt in gespannten Verkältnissen. ÄIs nun LriedricK, der Be-

gent der Vorland«, suk dem Konzil zu Konstanz dem zurück-

getretenen Lapst JoKsnn XXIII. zur LIueKt KeKilklicK wsr, Ke-

nutzte der König die OelegenKeit, den mäektigen Herzog zu demü-

tigen und liest sm 30. IVlärz 1415 UKer ikn die BeieKsseKt sus-

Spreeken.ZoKon vorder wsr er in LnterKsndlungen mit den

Lidgenossen — vor sllem mit Bern — getreten. IVun forderte er
sie kormell zum KeicKsKrieg gegen LriedricK suk.

Die Lerner leisteten der KöniglicKen Äukkorderung zuerst
Lolge und sickerten sieK infolgedessen den (?rol!teil der dem Her-

zog weggenommenen Besitzungen. InnerKsIK weniger Lage eroker-
ten sie, «Kne nennenswerten Widerstand zu finden, die Städte:
Zokingen, ÄsrKurg, Äarsu, LenzKurg und Lrugg, nekst der um-
liegenden LsndscKskt. Än der IVordostecKe des Ligenamtes, am
ZusammenkluL von Äare und LeuL Kam ikr Lrokerungszug zum
ÄKseKIuü. Lereits wieder suk dem Heimzuge Kegrikken, wollten sie

Ober sein Verbültnis nu clen Herzogen vergi, insn ^1, rluber, OesebicKre

Üsterreiebs, Sci. 2 S. 504tt.
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eben vor Wildegg ziehen, das bis jetzt noch nicht gehuldigt hatte,
als sie von den übrigen Eidgenossen, deren vereinigte Heerhaufen
vor dem gutbefestigten Baden lagen, um Hilfe angegangen wurden.
Das schwere, neuartige Belagerungsgeschütz Berns tat auch hier
seine Wirkung. Die österreichische Besatzung mußte um einen
Waffenstillstand nachsuchen. Inzwischen hatte sich Sigismund mit
dem Herzog wieder ausgesöhnt. Die Bemühungen des Königs auf
Herausgabe der eroberten Gebiete zu Händen des Reiches schlugen

jedoch fehl. Nach Ablauf der Waffenstillstandsfrist wurde der
Stein zu Baden geschleift und niedergebrannt, womit die Eroberung

des Aargaus faktisch abgeschlossen war.178

Nach längeren Verhandlungen kam es schließlich auch zu
einer rechtlichen Lösung der Angelegenheit. So erhielt Bern die
eroberten Ländereien vom König als Reichspfandschaft gegen die
Summe von 5000 Gulden. Die Wiedereinlösungsklausel war bei
der ständigen Geldverlegenheit der Krone praktisch bedeutungslos.

Die Herzoge unternahmen zur Wiedererlangung der
Herrschaft über den Aargau keine militärischen Schritte; trotzdem
betrachteten sie sich noch längere Zeit als dessen rechtmäßige
Landesherren. Noch 1421 erließ beispielsweise Friedrich eine Bestätigung

der Vergabung des Amts im Eigen an das Kloster
Königsfelden.179 Irgendwelche Folgen und rechtliche Wirkungen hatte
das allerdings nicht; die Eidgenossen verblieben ungestört bei
ihren Erwerbungen; aber erst die ewige Richtung von 1474 brachte
den endgültigen Verzicht Österreichs auf den Aargau.

IL Es bleibt noch einiges über den Übergang des Klosters
Königsfelden an die neuen Landesherren zu sagen. Das genaue
Datum, an dem es und das Eigen Bern huldigten, ist nicht
bekannt. Als Anhaltspunkt hiefür haben wir jedoch die Kapitulation

der Stadt Brugg vom 20. April, nachdem vergeblich eine
Botschaft um Entsetzung an den Herzog gesandt worden war. In
Anbetracht der völligen Unmöglichkeit der Verteidigung des Stiftes
dürfen wir seine Übergabe eher vor derjenigen der Stadt ansetzen.

Nach Ansicht der Krone wurde auch das Kloster mit seinem
im okkupierten Gebiet gelegenen Besitze — vor allem dem Eigenamte

— Reichsgut. Zusammen mit den übrigen Eroberungen wurde

178 Weiteres über die Eroberung des Aargaus vergi. Merz, Wie der Aargau

an die Eidgenossen kam.
i"» Thommen III Nr. 114.
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eben vor Viidegg sieben, dss bis jetst noeb niebt gekuldigt batte,
als sie von clen übrigen Lidgenossen, cleren vereinigte DeerKauken

vor clern gutbekestigten Laden lagen, um Hilfe angegangen wurden.
Das sebwere, neuartige LelagerungsgescKüts Berns tat sueb bier
seine Virlcung. Die österreicbisebe Lesatsung rnuöte um einen
Vsffenstillstand nsebsucben. InswiscKen bstte sieb Sigismund mit
dem Dersog wieder susgesöbnt. Die LemüKungen des Königs suf
DersusgsKe der eroberten (Gebiete su Danden des LeicKes scKIu-

gen jedoeb febl. IXseb Äblsuf der Vgffenstillstandsfrist wurde der
Stein su Laden gescbleift und niedergebrannt, womit die Lrobe-

rung des Äargaus fslctisck abgeseblossen war.
IVscK Isngeren Verbsndlungen lcsm es scKIieöiicK sueb su

einer recbtlicben Lösung der Ängelegenbeit. So erbielt Lern die
eroberten Ländereien vom König als LeicKspfandscKsft gegen die
Summe von 5000 (Luiden. Die Viedereinlösungslilsusel wsr bei
der ständigen Oeldverlegenbeit der Krone pralitiscb bedeutungs-
los. Die Hersoge unternsbmen sur Wiedererlangung der Herr-
scbsft Uber den Äsrgsu Iceine miiitäriscben ScKritte; trotsdem be-
trsebteten sie sieb noeb längere Zeit sls dessen recbtmästige Lsn-
desberren. ZVocK 1421 erliel! beispielsweise LriedricK eine Destati-

gung der Vergabung des Ämts im Ligen an das Kloster Königs-
felden.'^ IrgendwelcKe Lolgen und recktlicke Birkungen Kstte
das allerdings nickt; die Lidgenossen verklieken ungestört Kei

ikren Lrwerbungen; aber erst die ewige LieKtnng von 1474 Krackte
<Ien endgültigen VersicKt OsterreieKs auf den Äsrgsu.

II. Ls bleibt novk einiges llker den Obergsng des Klosters
Königskelden sn die neuen LsndesKerren su sagen. Dss gensue
Dstum, sn dem es und dss Ligen Lern Kuldigten, ist nickt be-

Könnt. Äls ÄnKaltspunIvt biekUr Kaken wir jedocb die Kspituls-
tion der Stadt Lrugg vom 20. Äprii, naekdem vergeKIicK eine Lot-
scbakt um Lntsetsung an den Dersog gesandt worden war. In Än-
Ketrscbt der völligen LnmöglicKKeit der Verteidigung des Stiftes
dürfen wir seine OKergaKe eker vor derjenigen der Stadt ansetsen.

IXacK ÄnsicKt der Krone wurde suek dss Kloster mit seinem
im «liliupierten OeKiet gelegenen Lesitse — vor sileni ciem Ligen-
smte — LeicKsgut. Zusammen mit den übrigen Lroberungen wurde

weiteres üiier ciie Eroberung cles ^srgsus vergi, ^lern, Vie cier .^srgsn

si, ciie Licigenossen Ksm.
>'« l'iinrnrnen III Nr. 114.
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es den Bernern verpfändet. Am 18. Februar 1417 nahm Kaiser
Sigismund das Stift in des Heiligen Römischen Reiches Schirm und
gelobte, es bei allen Freiheiten, Privilegien und Rechten, die es von
der Herrschaft Österreich hatte, zu schützen. Bei Strafe von 50

Mark Gold befahl er allen Untertanen, das Kloster bei seinen
herkömmlichen Rechten zu belassen.180 Es brachte dies jedoch Königsfelden

keine Vorteile; denn das Reich verfügte nicht über die
Machtmittel, um nötigenfalls die Unversehrtheit des Gotteshauses

zu gewährleisten. Mit Recht schreibt Th. v. Liebenau, Geschichte
des Klosters Königsfelden, S. 92:

«Des Reiches Schutz insbesondere war mehr eine Last, denn eine
Wohltat, weil gerade bei der Eroberung des Aargaus sich die
Machtlosigkeit des Kaisers mehr denn je offen gezeigt hatte. Nur
beim Bezüge von Steuern und Abgaben erfuhren fortan Äbtissin
und Convent von Königsfelden, daß auch das Oberhaupt des
römischen Reiches sie nicht vergessen habe.»

Als in der Folge die Kaiserwürde wieder an die Habsburger
überging, erlangte das Stift nicht nur eine mehrmalige Bestätigung
seiner Freiheiten, sondern sogar eine Vermehrung seiner Rechte

überhaupt. Es erübrigt sich jedoch, näher darauf einzutreten; denn

für die Ausübung der Jurisdiktionellen Kompetenzen im Eigenamt
ist das ohne Bedeutung. Hiefür ist allein das Verhältnis des Gotteshauses

zürn neuen Landesherrn maßgebend.

1. Kapitel

Die Kompetenzverteilung zwischen Bern und
Königsfelden

§ 22. Das Rechtsverhältnis zwischen Landesherrn
und Kloster

Walter Merz sagt in seiner Schrift, Wie der Aargau an die

Eidgenossen kam, S. 17:

«Das Rechtsverhältnis zwischen Eroberern und Eroberten
bestimmte sich im allgemeinen nach dem Grundsatze, daß die
Eroberer Rechtsnachfolger der Herrschaft Österreich wurden.»

180 Urkunde v. 18. Februar 1417 (STAA Nr. 429, Kgsf. Kopialbuch H, fol.
72 f.).

«3

es cleri Lernern verpfändet. Ära 18. LeKrusr 1417 nskm Ksiser Litzis-
mund dss Stift in des Heiligen LömiseKen LeicKes ScKirm und ge-
lobte, es Kei sllen LreiKeiten, Privilegien und Leckten, die es von
der Derrscbskt OsterreicK Kstte, su sckütsen. Lei Strafe von 50
iVlsrK Cold riekslil er allen Lntertsnen, dss Kloster Kei seinen Ker-
KömmlicKen Leckten su Kelsssen.'»^ Ls Krackte dies jedoek Königs-
seiden Keine Vorteile; denn das LeicK versüßte nickt üker die

NscKtmittel, um nötigenfalls die LnverseKrtKeit des CottesKsuse»

su gewäkrleisten. IVlit Leckt sckreikt 1K. v. Liebenau, CescKicKte
des Klosters Königskeiden, 8.92:

«Des LeicKes ScKuts inskesondere war mekr eine Last, denn eine
VoKItat, weil gerade Kei der LroKerung des ^argsus sieK die
IVlacKtlosigKeit des Kaisers mekr denn je offen geseigt Katte. iXur
Keim Lesuge von Steuern und ÄKgaKen erfukren fortan ÄKtissin
und Convent von Königsfeiden, da8 suck dss Cberbsupt des
römiscken LeicKes sie nickt vergessen KsKe.»

Äls in der Loige die Kaiserwürde wieder an die DsbsKurger
überging, erlangte das Stift nickt nur eine mekrmsiige Bestätigung
seiner LreiKeiten, sondern sogar eine VermeKrung seiner Leckte
ükerksupt. Ls erübrigt sieK jedoek, näber darauf einsutreten; denn

für die ÄusüKung der jurisdiktioneiien Kompetensen im Ligenamt
ist das okne Lecieutung. Diefiir ist allein das VerKäitnis des Cottes-
Ksuses sum neuen LandesKerrn maLgeKend.

1. Kspitel

Die Kumpeten?verteiIunS ^iscken Lern unci

Könißstelcieu

§ 22. Da» Kecntsvernältni» xviscnen I^anclesnerrn
unci Kloster

Valter IVlers ssgt in seiner ScKrikt, Vie der Äsrgau an die Lid-
genossen Ksm, S. 17:

«Dss LecKtsverKäitnis swiscken LroKerern und Lroberten be-
stimmte sieK im allgemeinen nsck dem Crundsatse, dsö die Lr-
okerer KecKtsnacKfolger der DerrseKskt OsterreicK wurden.»

'S« vrkuncl« V. 18. lebrnsr 1417 (81"^^ Nr. 429, Kgsk. KopisibucK II, toi.
721.).
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Wenn dieses Prinzip, das im Hinblick auf das Verhältnis der
aargauischen Munizipalstädte und Twingherren zum neuen Landesherrn

aufgestellt wurde, auch für Königsfelden Geltung hat, so
bedeutet das, daß das Kloster nach 1415 weiterhin die ausschließliche

Gerichtshoheit über das Amt im Eigen besaß. In diesem Falle
hätte Bern den Status übernommen, wie er durch die Schenkung
von 1411 geschaffen worden war; man vergi, w. o. S. 64 f.

In den Darstellungen über das Kloster Königsfelden wird sein
Verhältnis zu Bern eingehend erörtert. Was speziell die Ausübung
der Gerichtsbarkeit im Eigen, die bis anhin allein beim Gotteshaus
stand, anbetrifft, so zitieren wir folgende Stellen:

H. Ammann, Das Kloster Königsfelden, S. 21:
«Der Übergang Königsfeldens an Bern bedeutete einen gewaltigen

Eingriff in das Schicksal des Klosters. Bern zögerte nicht,
seinen Einfluß nachhaltig zur Geltung zu bringen. Es stellte von
nun an selbst den Hofmeister und sicherte sich damit die Leitung
und Überwachung der Klosterwirtschaft.»

Th. v. Liebenau, Geschichte des Klosters Königsfelden, S. 93:
«Was Königsfelden bei diesen Umwälzungen am meisten bedauern

mußte, das ist der Verlust der eigenen Gerichtsbarkeit,
beziehungsweise die freie Wahl des Hofmeisters.»

Koprio, S. 151 f.:
«Aber dieser Schutz war von den Nonnen teuer erkauft worden:
Die eigene Gerichtsbarkeit wurde ihnen entzogen, — Die
schlimmste Neuerung aber, die den Nonnen als Unrecht und
gerade als schändliche Verletzung der Freiheiten vorkommen
mußte, war der Entzug des Hofmeisterwahlrechtes. Bern wußte
zwar diesen Verlust dadurch etwas zu lindern, daß es dem
Kloster nicht eigene Stadtburger sandte, sondern die Hofmeister
den nahen kleinen Städten, sogar österreichischen entnahm:
immerhin hatten sich diese Herren nach den Befehlen des Schultheißen

und Rates zu Bern zu richten.»
Wir sehen, die Forschung ist zu übereinstimmenden Ergebnissen

gelangt, die allerdings in diametralem Gegensatz stehen zur
generellen These von Merz. Eine durchgehende Heranziehung des

Quellenmaterials ist von keiner Seite erfolgt. Infolgedessen können
die vorliegenden Resultate für uns nicht grundlegende sein; wir
müssen vielmehr versuchen, anhand der Quellen das Rechtsverhältnis

zwischen Bern und Königsfelden von Grund auf abzuklären.

Was die Jurisdiktion über das Eigenamt anbelangt, so werden

wir uns in den nachfolgenden Paragraphen eingehend mit der
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Venn dieses Lriusip, dss ir» DinKIieK suk dss VerKsltnis lier ss»
gsuiseken iVIunisipsIstsdte unci LwingKerren sum neuen Landes-
Kerrn ausgestellt wurde, suoli kür Königskeiden (Geltung list, s«
bedeutet das, daö das Kloster nacK 1413 weiterhin die aussokliel!-
liebe OerioKtsKoKeit Uber das Ärnt im Ligen KesaK. In diesem Lalle
batte Lern den Status übernommen, wie er dureb die 8eKenKung

von 1411 gescbskken worden war; man vergi, w. o. 8.64 f.
In den Darstellungen über dss Kloster Königskeiden wird sein

Verbältnis su Lern eingebend erörtert. Vss spesiell die Ausübung
der OerieKtsKarKeit im Ligen, die bis snbin sllein Keim OottesKsus
stsnd, snketrikkt, so silieren wir folgende Stellen:

IL Ämmsnn, Dss Klosler Königskeiden, 8.21:
«Der OKergsng Königskeiden« sn Lern Kedeutete einen gewsiti-
gen Lingriff in dss 8eKieKssi des Klosters. Lern sögerte niekt,
seinen Linklul! nsoKKaitig sur (Leitung su bringen. Ls stellte von
nun an selbst den Dokmeister nnd sieberte sieK damit die Leitung
und OkerwseKung der KlosterwirtsoKskt.»

LK. v. Liebenau, OescKieKte des Klosters Königskeiden, 8. 93:
«Vas Königskeiden Kei diesen Lmwsisungen sm meisten Kedsu-
ern mußte, das ist der Verlust der eigenen OerieKtsKsrKeit, be-
sieKungsweise die kreie VsKI des Dokmeisters.»

Koprio, 8.131 f.:
«Äber dieser 8cbuts wsr von den IVonnen teuer erksukt worden:
Die eigene OeriobtsbarKeit wurde iknen entsogen, — Die
soklimmste Neuerung aker, die den Tonnen als LnrecKt und
gerade «ls sebsndiiebe Verletsung der LreiKeiten vorkommen
mußte, war der Lntsug des DokmeisterwaKIrecKtes. Lern wußte
swsr diesen Verlust dsdurek etwss su lindern, dsö es dem
Kloster niekt eigene 8tsdtburger sandte, sondern die Dokmeister
den naben Kleinen 8tsdten, sogar österreiokiseken entnskm:
immerkin Kstten sieb diese Herren nsek den LekeKIen des 8oKuit-
beißen und Lstes su Lern su rickten.»

Vir seken, die LorseKung ist su Übereinstimmenden Lrgebnissen
gelangt, die allerdings in diametralem Oegenssts steken sur gene-
reiten LKese von IVlers. Line durekgekende DersnsieKung de»

i)uellenmsterials ist von Keiner 8eite erkolgt. Inkolgedessen Können
die vorliegenden Resultate kür uns niekt grundlegende sein; wir
müssen vielmekr versuoken, snksnd der Quellen das ReeKtsver-

Ksltnis swisoken Lern und Königskeiden von Orund auk sbsukls-

ren. Vss die Jurisdiktion Uber das Ligensmt snbeisngt, so werden

wir uns in den nsekkolgenden LsragrspKen eingekend mit der
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Kompetenzausscheidung befassen. Hier noch einiges über die
allgemeine Rechtsstellung des Stiftes.

Die Städte und Twingherren des eroberten Aargaus vermochten

sich in den Kapitulationsbriefen mit dem neuen Landesherrn
im wesentlichen die von der Herrschaft Österreich erlangten Rechte

zu wahren. Sehr wahrscheinlich schloß Bern mit Königsfelden weder
eine Kapitulation ab, noch bestätigte es dem Kloster unmittelbar
nach 1415 dessen Rechte und Freiheiten. Sonst hätte sich in dem

reichhaltigen Archiv des Gotteshauses, das seine Freiheitsbriefe
und Bestätigungen besonders sorgfältig aufbewahrte und mehrfach
abschreiben ließ, sicherlich eine Spur davon erhalten. Diese
Unterlassung scheint eher für starke Eingriffe Berns in die Rechte des

Stiftes zu sprechen. Dem ist aber, was die Jurisdiktion anbelangt,
nicht so. Der quellenmäßige Beweis für diese Behauptung wird
sich aus dem in den §§ 23/24 zusammengetragenen Material
ergeben.

Nachdem für die Übergangszeit ein Akt, der das Rechtsverhältnis

zwischen Bern und Königsfelden normierte, fehlt, bleibt zu
untersuchen, ob sich aus andern Quellen hierüber etwas Positives

ergibt: Am 24. April 1480 bestätigten Schultheiß und Rat «als

landsherren und wältlichen castvogt»181 dem Kloster die von der
Herrschaft Österreich erhaltenen Privilegien. Zwei Jahre später
rief in einem Weidgangsstreit mit Brugg die Vertretung des Gotteshauses

den Rat in Bern als «castvogt und schirmer»182 an. Als
Nachfolger der Herrschaft Österreich übte Bern die Kastvogtei über

Königsfelden aus. Es war erster Anwalt des Stiftes in dessen
weltlichen Angelegenheiten. In mannigfaltigen Prozessen mit seinen

Untertanen, sowie mit den aargauischen Städten und Twingherren
wegen streitigen Abgaben, Holzfahrten, Weidgängen, Tavernen,
Wildbännen, Twingmarchen und Gerichtsbarkeiten suchte das

Gotteshaus in Bern Recht. In solchen Fällen zögerten Äbtissin und
Konvent nicht, ihre Kastvögte als oberste Richter anzurufen. Es

würde zu weit führen, alle derartigen Fälle zu erwähnen. Wir
verweisen auf das reichhaltige gedruckte Material in den Bänden der
SSR, Abteilung Aargau, sowie in den Aargauer Urkunden.

isi Das Original ist nicht mehr erhalten. Abschriften: STAA Nr. 435
(Registerband zu den Kgsf. Gewahrsamebüchern) letzter Eintrag des nicht paginierten
Bandes; STAB OSPB H S.451.

i«! AU Brugg, Nr. 218.
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r^ompetenzsussebeidung belassen. Hier noeb einiges über die sllge-
meine Lecbtsstellung des Stiktes.

Die Städte und Lwingberren des eroberten Äsrgsus vermoek-
ten sieb in den Xapitulationsbrieken mit dem neuen Landesberrn
im wesentlieken die von der DerrseKakt Osterreieb erlangten KeeKte

su wskren. SeKr wakrsekeinliek seKIoü Lern mit Xonigskelden weder
eine Xspitulstion sk, noeb bestätigte es dem Xloster unmittelbar
nseb 1415 dessen KeeKte und LreiKeiten. Sonst Kälte sieb in dem

reicKKgltigen ÄreKiv des CottesKsuses, dss seine LreiKeitsKrieke
und Bestätigungen Kesonders sorgfältig aukkewakrte und mekrkseb
sbsebreiben lieö, sieberliek eine Spur dsvon erkalten. Diese Lnter-
Isssung sckeint eker für starile Lingrikke Lern« in die KeeKte des

Stiktes zu sprecken. Dem ist sker, was die Jurisdiktion snkelsngt,
niekt so. Der lluellenmäLige Leweis für diese LeKauptung wird
sieK aus dem in den HH 23/24 zusammengetragenen KlsterisI er-
geken.

IVseKdem für die OKergsngszeit ein ÄKt, der das KecKtsver-
Kältnis zwiseken Lern und Königskeiden normierte, feKIt, bleibt zu
untersueken, ok sieK aus andern Quellen KierüKer etwas positives
ergikt: Ärn 24. Äpril 1430 bestätigten SeKuItKeiö und Lst «als

landskerren und wältlieken eastvogt»'»' dem Xloster die von der
DerrseKakt OsterreicK erksltenen Privilegien. Zwei JaKre später
riek in einem Veidgangsstreit mit Lrugg die Vertretung des Cottes-
Ksuses den Kst in Lern als «eastvögt und sekirmer»^ I>sgeK-

kolger der DerrseKakt OsterreieK Ukte Lern die Xastvogtei über

königskeiden aus. Ls wsr erster Änwsit des Stiktes in dessen weit-
lieben Ängeiegenbeiten. In msnnigksltigen Prozessen mit seinen

Untertanen, sowie mit den ssrgsuiseben Städten und LwingKerren
wegen streitigen ÄbgsKen, Dolzksbrten, Veidgängen, Lsvernen,
Vildbännen, Lwingmsreben und CeriebtsbsrKeiten suebte das

Cottesbsus in Lern Keebt. In soleben LsIIen zögerten Äbtissin und
Xonvent niekt, ikre Xsstvögte sls «berste KieKter snzuruken. Ls
würde Zu weit kükren, slle derartigen Lälle Zu erwäknen. Vir ver-
weisen suk das reieKKsItige gedruckte Nsterial in den Länden der
SSL, Äbteilnng Äsrgsu, sowie in den Äsrgsuer Urkunden.

>«> Oss Original ist nickt niekr erkslten. ^KscKrikten: 81°^,.^ Nr. 435 <Kegi

sterbsn6 nu 6en Xgsk. OewsKrssinebiicKern) letzter Lintrsg oes nickt paginierten
Ssnäes; 8?^S 08?L N 8.451.

>sü Brugg, Nr. 21«.
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§ 23. Gerichtsherrliche Befugnisse Berns

Über die Jurisdiktionstätigkeit des Kastvogtes im Eigenamt
nennen die Quellen nachfolgende drei Fälle:

Zunächst der sehr instruktive Handel zwischen Peter
Ackerknecht und Heini Hofer, beide seßhaft im Eigen:183 Ackerknecht
hatte auf der Gant das Gut des Uli Hofers gekauft. Heini Hofer
war seinem Bruder Uli für Schulden an verschiedenen Orten
gutgestanden, zudem hatte er noch eine Forderung an ihn, herrührend
aus dem väterlichen Erbe; daher erkannte das Amtsgericht am
16. Nov. 1436, daß ihm erlaubt sein sollte, auf die Güter seines

Bruders zu greifen. Wie er nun vom Käufer Ackerknecht den

Kaufpreis forderte, wurde ihm dieser verweigert mit der Begründung,

daß nach Auslösung der auf den Gütern haftenden Schulden
und nach Bezahlung der verfallenen Zinsen nichts mehr übrig
bleibe. Die Parteien erschienen zunächst vor einem Schiedsgericht,
hierauf wurde mehrmals vor dem Amtsgericht verhandelt. Ackerknecht

fühlte sich jedoch benachteiligt, und er «luffe darumb für
min heren schulthn. und rate ze Bern, eröffnete denen sin not in

massen, das im die einen fürschlag geben. Als Hofer nu dz ver-
margkte, luffe er ouch für ir gnad wurd aber im der fürschlag
kurtz ein ander tag gesetzet». Leider läßt sich nicht mit Bestimmtheit

feststellen, was wir unter «Fürschlag» zu verstehen haben. Aus
dem weiteren Inhalt der Urkunde geht nichts darüber hervor. Auch
scheint der Terminus sonst nicht gebräuchlich gewesen zu sein.

Sicher ist damit nicht die Appellation gemeint, zu dieser kommt es

in concreto erst in einem späteren Zeitpunkt. Es handelt sich eher

— soweit der oft unklare und schwer interpretierbare Text Schlüsse

zuläßt — um eine Art «Fürsprache», d. h. um ein Weistum an das

einheimische Gericht. Diese Annahme gründet sich auf
nachstehende Erkenntnis des Rates:

«Daruff im ouch sin ansprach zu bekent und am lesten urteil
geben wurd, das der twing her ime uss des agkerknechtes gut
gnug tun solt, als das ouch ein urteil brieff under dem benemp-

i83 Der Prozeß ist uns auch in seinen Vorstadien überliefert im bernischen

Endurteil vom 26. Dez. 1439 (im Text steht 1440, da man zu dieser Zeit in Bern

noch mit dem 25. Dezember (Weihnachtstag) als Jahresanfang rechnete. Das

Original befindet sich im STAA (Kgsf.U.), da es teilweise äußerst schwer leserlich

ist, wurde für die Zitate auch das sich im STAB befindende Konzept (OSPB

B, 98) herangezogen.
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§ 23. (^ericntsnerrlicne öesulzrii»»« Verri»

Ober die Jurisdiktionstätigkeit lies lisstvogtes im Oigensuit
nennen liie (Quellen nsekkoigende lirei pälie:

ZunäcKst lier sekr instruktive Osndei swiscken Beter Äcker-
KnecKt unii Oeini Ooker, Keide seKKakt im Oigen:'»^ ÄcKerKneciit
Külte suk lier Oant clss Out lies Oli Ookers geksukt. Oeini Ooker

wsr seinem Lruder Oli kür 8eKulden sn versekiecieneu Orlen gut»
gestanden, sudem Kstte er noek eine Portierung sn ikn, IierrüKrenli
»us liem vsterlieken OrKe; clsker erkannte riss ÄmtsgerieKt sni
16. lVov. 1436, lisi! ikm erisukt sein sollte, suk «iie Oüter seines

Lruders su greiken. Vie er nun vom Xsuker ÄeKerKnecKt ,Ien

Ksukpreis korllerte, wurde ikm liieser verweigert mit lier Begrün-
dung, dsö n«ek Auslösung ller suk lien Oütern Ksktencie» 8cKii>den
un<i nsck LessKIung lier verkslienen Zinsen nickts mekr ükrig
KleiKe. Oie Parteien ersckienen sunäekst vor einem 8cKiedsgericKt,
Kiersuk wurlie mekrmsis vor liem ÄmtsgericKt verksnrielt. Äcker-
KneeKt küKIte sieK jedoek KenscKteiiigt, unci er «lükke lisrumk kür
min Keren sekuitkn. unci rste se Lern, erokknete lienen sin not in

msssen, r!»s im liie einen kürsckisg geken. ÄIs Ooker nu lis ver-
msrgkte, iukke er ouek kür ir gnsd. wurci sker im lier kürsckisg
Kurts ein snlier tag gesetset». Oeider Isöt sieK niekt mit Bestimmt-
Keit keststeiien, was wir unter «pürsckiag» su versteken Kaken. Äus
riem weiteren Inkalt lier OrKunde gekt niekts liarüker Kervor. ÄucK
sekeint lier Lerminus sonst niekt gekräuckiick gewesen su sein.

LieKer ist liamit nickt «iie Appellation gemeint, su liieser Kommt es

in concreto erst in einem späteren Zeitpunkt. Os Ksnlieit sieK eker

— soweit lier okt unklare unci sckwer interpretierksre lext LeKIüsse

suläöt — um eine Ärt «pürspracke », li. K. um ein Veistum »n lias

einkeimiseke OericKt. Oiese ÄnnaKme gründet sick auk nacK-

stekenlle OrKenntnis lies Rates:

«Oarukk im ouek sin snsprack su KeKent unci am lesten urteil
geben wurll, ciss lier twing Ker ime uss lies sgkerkneektes gut
gnüg tun soit, sls clss ouek ein urteil briekk under dem Kenemp-

>s« Oer ?ronelZ ist uns sucli in seinen Vorstsclien iilierlielert iin beiniscnen

Lnäurteil vorn 26. Den. 1439 (iin lext stekt 1449, 6s rnsn nu ciieser Zeit in Lern
noek mit clern 25. Dezember VeiKnscbtslsg) sis IsKressnksng recknete, Oss

Origins! Kekinclet sick im 81"^^ (Xgsk. Ii,), cis es teilweise sulZerst sckwer leser-

lick ist, wuräe tiir clie Zilste sucli clss siel, im 8?^L bekinàencle Xonnept (O8LL
L, 98) liersnizenogeo.
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ten Widmern (der Amtsvogt) uff (22. Okt. 1439) geben in-
halt.»

In der Folge hielt sich Ackerknecht nicht nur nicht an dieses

Urteil, sondern er schmähte es sogar, was ihm einen Strafprozeß
eintrug. Der Hofmeister klagte gegen ihn vor dem Amtsgericht,
welches, «wz des amptes recht wer», urteilte. Nun fühlte sich
Ackerknecht erst recht benachteiligt, und er appellierte in Bern:

«. das er die (Angelegenheit) für min heren und rate ze Bern
als die obresten herschafft bringen wolt. Wer also oft und digk
für die komen, sich umb söliche unglichheit, so im in der
vergangnen Sachen beschechen wer, ze erclagen, beide vo dem hof-
meister, von dem richter, den rechtsprechern und ouch denen,
so den Spruch zwüschent inen geben hetten; und an si begeren,
im umb sinen wider Sachen tag ze setzen, die urteilen und der
sach glegenheit ze verhören.»

Wirklich wurde nun in Bern ein Rechtstag angesetzt; Ackerknecht
erschien jedoch nicht! Auf Ansuchen Heini Hofers und des
Hofmeisters erfolgte die Ansetzung eines neuen Termines. An diesem
schwuren die erschienenen Parteien, den Spruch zu halten, worauf
man die Sache zum Einholen von Kundschaften vertagte. Diese

wurden nach Bern gesandt, und endlich am 26. Dez. 1439 urteilte
der Rat, wobei er die bereits ergangenen Sprüche bestätigte.

Nun ein weiterer Fall aus dem Jahre 1483: Mit Missiv vom
18. April befahl der Rat dem Hofmeister, bei den Kirchmeiern von
Windisch vorstellig zu werden, daß sie eine ihnen von Rudin Torner

anvertraute Geldsumme dem Hinterleger wieder
herausgeben.184 Woher Torner stammte, warum er das Geld zur
Aufbewahrung gab, und ob er seinen Handel vorerst auch vor das

Amtsgericht brachte, ist nicht ersichtlich. Wichtig ist für uns
jedoch die Tatsache, daß er in Bern erscheinen konnte.
Wahrscheinlich hoffte er, in der entfernten Hauptstadt würden ihm
eher unberechtigte Ansprüche zugesprochen. Auf alle Fälle muß

es ihm gelungen sein, den Rat zu täuschen. Anders können wir das

erwähnte Missiv nicht verstehen; denn am 21. April erging ein
Spruch, wonach den Kirchmeiern eine besiegelte Urkunde
auszustellen sei, daß sie Torner nichts schulden, da sie eine Quittung,
worin er den Wiederempfang seines Geldes bescheinigt hatte,
vorzuweisen vermochten!185

184 STAB DMis. E S. 147.

¦ss STAB OSPB J S.85.
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ten Vidmern (der Ämtsvogt) ukk. (22. Okt. 1439) geken in-
K«It.»

In cler Lolge Kielt sien ÄcKerKneeKt nickt nur nickt sn dieses

Orteil, sondern er sekmäkte es sogsr, wss ikni einen 8trskpr«seL
eintrug. Oer Ookmeister Klagte gegen ikn vor dem ÄmtsgerieKt,
welekes, «ws des sniptes reckt wer», urteilte. IVun küKIte sieK

ÄcKerKneeKt erst reckt KenscKteiiigt, und er appellierte in Lern:

«. dss er die (ÄngelegenKeit) kür min Keren und rste se Lern
sls die «Kresten KerseKakkt bringen wölt. Ver also «kt und digli
für die Körnen, sick umk sölicke unglicKKeit, so im in der ver-
gsngnen sscken KescKecKen wer, se erelsgen, Keide vo dem Kok-
insister, von dem rickter, den reektspreckern und ouek denen,
so den sprueb swüsckent inen geken Ketten; und su si begeren,
im umk sinen wider sseKen tag se setsen, die urteilen und der
ssck glegenkeit se verKören.»

VirKIicK wurde nun in Lern ein LecKtstsg angesetst; ÄcKerKnecKt
ersckien jedoeb nickt! Äuk ÄnsucKen Oeini Ookers und des Hok-

meisters erkolgte die Änsetsung eines neuen termines. Än diesem
sckwuren die ersekienenen Parteien, den 8prucK su Kalten, worsuk

man die 8«cKe sum OinKolen von XundscKskten vertagte. Oiese

wurden nsck Lern gesandt, und endlick am 26. Oes. 1439 urteilte
der Lst, wobei er die bereits ergangenen 8prücKe bestätigte.

IVnn ein weiterer P»II aus dem Jabre 1483: IVlit Nissiv vom
18. Äpril KeksKI der Lat dem Ookmeister, Kei den üirckmeiern von
VindiscK vorstellig su werden, ds8 sie eine iknen von Ludin l'or-
ner anvertraute Oeldsumme dem Ointerleger wieder Kerans-

geken."^ VoKer l'orner stammte, warum er dss Oeld sur Äuk-

KewsKrung gsk, und ok er seinen Handel vorerst suek vor das

ÄmtsgericKt KrseKte, ist nickt ersicktlick. VieKtig ist kür uns
jedoek die IstsseKe, dsL er in Lern ersekeinen Konnte. VsKr-
sckeinliek Kokkte er, in der entkernten Osuptstsdt würden ikm
eker unbereektigte ÄnsprlleKe sugesprocken. Äuk slle Lälle muö

es ikm gelungen sein, den Lst su täuseken. Änders Können wir dss

erwäknte iVlissiv niekt versteken; denn am 21. Äpril erging ei»
8prucK, w«»sck den XireKmeiern eine Kesiegelte OrKunde sussu-
stellen sei, dsl! sie l'orner niekts sekulden, ds sie eine O^ittung,
worin er den Viederempksng seines Oeldes KeseKeinigt Kstte, vor-
suweisen vermoekten!"^

>«< 81"^« 0Ms. L 8.147.
>s° 8^S «8?S 1 8.85.
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Der dritte Handel: Der Barfüßerkonvent zu Königsfelden, der
hier durchaus Parteistellung hat,186 war 1504 mit den Amtssässen
in Streit geraten wegen des Rechtes, seine Schweine zur Eichelmast
ins Amt zu treiben. Die Parteien erschienen vor dem Rat; dieser
schickte eine Abordnung nach Königsfelden, die einen Vergleich
zustande brachte, der von der Obrigkeit gutgeheißen wurde.187

Dies ist alles, was sich aus den Quellen über die jurisdiktioneile

Tätigkeit bernischer Organe ergibt. Es geht daraus hervor,
daß die Amtssässen die Möglichkeit hatten, Schultheiß und Rat
in Bern zur Beurteilung ihrer Zivilstreitigkeiten anzurufen. Es

handelt sich hier um eine Art Appellation, wobei jedoch dieser
Terminus nicht in seinem rein technischen Sinne angewendet werden

darf; denn die vorgängige Behandlung der Rechtshändel war
keine einheitliche. Es war durchaus möglich, daß eine in der

Hauptstadt vorgebrachte Sache vorher gar nicht vor dem
Amtsgericht verhandelt wurde. Entweder können die Parteien direkt
in Bern erschienen sein, oder dann übertrugen sie den Handel
einem Schiedsgericht. Diese spielten zu der Zeit für die Beilegung
von Streitigkeiten in Zivilsachen noch eine große Rolle. Mit
Vorliebe wurden der Hofmeister, der Schultheiß von Brugg, die Twingherren

auf Habsburg und Wildegg, sowie angesehene Brugger Bürger

und Bewohner des Amtes mit einer solchen Aufgabe betraut.
Das «Appellationsrecht» muß den Amtssässen stillschweigend
eingeräumt worden sein. Es bedeutete dies aber keinen Eingriff in
die Hoheitsrechte des Stiftes; denn die Zivilgerichtsbarkeit ist
nicht als ein solches anzusprechen. Den Parteien war durchaus
freigestellt, wie sie ihre Händel erledigen wollten. Da das Zivilgericht
keine oder nur geringe Einkünfte brachte, unternahm das Gotteshaus

nichts, um das Schiedsgerichtsverfahren zu Gunsten einer
Erledigung vor den klösterlichen Organen zurückzudämmen. Der
integrierende Bestandteil seiner Jurisdiktion war die Strafgerichtsbarkeit.

Diese allein brachte die wichtigen Einnahmen, weshalb sie

sich Königsfelden zu wahren versuchte, und dies mit Erfolg. Denn

¦se Bekanntlich kam den Minoriten im Gegensatz zum Frauenkonvent keine

öffentlichrechtliche Stellung zu. Sie führten wohl einen eigenen Haushalt, aber

Rechte über Gut und Leute hatten sie keine. In dem Prozesse mit den
Amtssässen sind sie daher als Privatpartei wie jeder andere Bewohner des Eigens zu

betrachten.
¦s? SSR Aarg. II 2, S. 44.
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Oer dritte Osndel: Oer LsrkUöerKonvent su Xönigskelden, cler

nier dureksus Lsrteistellung Kst,"^ war 1504 mit cien Ämtssässen
in Streit geraten wegen lies LeeKtes, seine ScKweine sur LieKelmsst
ins Ämt su treiben. Oie Karteien ersckienen vor riern Kst; liieser
sekickte eine ÄKordnung nsck Königskeiden, die einen Vergleich
sustancie brachte, der von der Obrigkeit gutgeheißen wurde.

Oies ist alles, was sich «us den t)ueiien üher die jurisdiktio-
nelle Tätigkeit KerniseKer Organe ergibt. Ls gebt daraus Kervor,
dal! die Ämtssässen die IVlöglicKKeit Kstten, ScKuitKeil! und Kst
in Lern sur Beurteilung ikrer Zivilstreitigkeiten snsuruken. Ls
Ksndelt sieK Kier urn eine Ärt Äppeilstion, wokei jedoek dieser
Lerminus nickt in seinem rein teekniscken Sinne angewendet wer-
den dsrk; denn die vorgsngige LeKsndiung der KeeKtsKsndel war
Keine einkeitiicke. Ls wsr durckaus rnögliek, dsl! eine in der

Osuptstsdt vorgekraekte Sacke vorker gar nickt vor dem Ämts-
gerickt verksndeit wurde. Lntweder Können die Lsrteien direkt
in Lern ersckienen sein, oder dann «vertrugen sie den Handel
einem Schiedsgericht. Oiese spielten su der Zeit kür die Beilegung
von Streitigkeiten in Zivilsachen noch eine groöe Lolle. Mt Vor-
liebe wurden der Ookmeister, der Schultheis! von Lrugg, die Lwing-
Herren suk Usbsburg und Viidegg, sowie angesehene Lrugger LUr-

ger und Lewohner des Ämtes mit einer solchen Äukgsbe hetrsut.
Das «ÄppellstionsrecKt» mul! den Ämtsssssen stillschweigend ein-

geräumt worden sein. Ls bedeutete dies sber Keinen Lingriff in
die Oobeitsrechte des Stiktes; denn die ZivilgericKtsKsrKeit ist
nickt sls ein soleke« snsuspreeken. Oen Lsrteien wsr dureksus krei-

gestellt, wie sie ikre Oändel erledigen wollten. O« dss ZivilgericKt
Keine oder nur geringe LinKünkte KrscKte, unternskm das Oottes-
Kaus nickt«, um das SeKiedsgericKtsverkaKren sn Ounsten einer Lr-
iedigung vor den KlösteriicKen Organen surllcksudämmen. Oer

integrierende Lestandteil seiner Jurisdiktion war die StrgkgerieKts-
KsrKeit. Oiese siiein brsebte die wicktigen LinnsKmen, wesksib sie

sieK Xönigskelden su wakren verzückte, und dies mit Lrkolg. Oenn

ISS LeKsnntlicK Ksm clen Uinoriten im Oegenssln ZUM LrsuenKonvent Keine

ükkentlickrecktlicke Ltellung nu. Lie kiikrlen ««KI einen eigenen UsusKsIt, aber

Leckte iiber Out unci Leute Kälten sie Keine. In clem Prozesse mit clen ^ints-
süssen sincl sie clsker sls Lrivstpsrtei wie jecler snclere LewoKner cles Ligens 2U

KetrscKten.
>°? 8LL ^srg. II 2, S. 44.
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bis ins zweite Jahrzehnt des 16. Jahrhunderts gelang es ihm, nicht
nur jede Appellation in Strafsachen zu verhindern, sondern sich in
deren Beurteilung überhaupt eine völlig autonome Stellung zu
behaupten. Den quellenmäßigen Beweis hiefür wird der folgende
Paragraph erbringen. Das Resultat der vorliegenden Untersuchungen

ist eigentlich ein negatives: Abgesehen von der nicht besonders
bedeutenden Zivilgerichtsbarkeit standen Bern keine Jurisdiktionellen

Befugnisse zu. Auf die Ursachen dieser Regelung wird
unten S. 100 f. zurück zu kommen sein.

§ 24. Gerichtsherrliche Befugnisse Königsfeldens
Das Ziel des vorliegenden Paragraphen ist mehrfach

vorgezeichnet: Wir haben den Beweis für die durchaus selbständige
Ausübung der Jurisdiktion im Eigenamt durch das Kloster Königsfelden

zu erbringen. Aus der Epoche von 1415 bis zum Beginn
des 16. Jahrhunderts fehlen jegliche direkte Strafgerichtsquellen,
da das Verfahren sowohl vor Nieder- als auch vor Hochgericht
ausschließlich mündlich war; aber es sind uns eine größere
Anzahl sogenannter «Gerichtsurkunden» erhalten. Außer einigen
wenigen Zivilprozessen haben sie Fertigungssachen zum Inhalt, wobei

größtenteils das Kloster als Partei beteiligt ist. Diese Akte der

freiwilligen Gerichtsbarkeit erfolgten vor «offen verbannen
gericht». In der Regel führte der Amtsvogt «anstatt der erwirdigen
geistlichen, siner gnedigen frowen, der eptissin und convents zu

Kungsfeld und von sunder empfelhens wegen des fromen,
wisen X, daselbs ze Kungsfeld hofmeister»188 den Vorsitz. Vereinzelt

urkundete der Hofmeister selbst. In allen Fällen leitet der
amtierende Richter seine Spruchgewalt expressis verbis aus

erfolgter Übertragung seitens Äbtissin und Konvent ab. Der Landesherr

Bern wird in der Delegationsformel nie erwähnt. Da die

primäre Aufgabe des Amtsgerichtes nicht die Vornahme von
Fertigungen189 — diese erfolgten hier nur anhangsweise aus Gründen

¦ss Als Vorlage diente die Urkunde v. 21.11.1440 (STAA Kgsf.).
18» Beim Erwerb von Grundeigentum im Eigen war die gerichtliche Fertigung

vor dem Amtsgericht zwar üblich, aber doch nicht obligatorisch. So wurde

am 17. Nov. 1435 zwischen Rudi im Graben von Windisch und Cuntzmann Wirt
von Brugg ein Kauf abgeschlossen ohne Mitwirkung des Gerichtes (STAA
Kgsf. U.). Was die Tätigkeit von andern Fertigungsinstanzen in unserem Gebiet
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bis ins sweir« JaKrzeKnt cles 16. IsKrKunderts gelang es ikm, nickt
nur jede Appellation in StrsksscKen Zu verkindern, sonclern sieK in
cleren Leurteilung UkerKaupt eine völlig autonome Stellung zu de-

Ksupten. Den quellenmäLigen Beweis Kiekür wircl cler folgende
LsrsgrspK erbringen. Oss Resultat cler vorliegenclen OntersucKun-

g«n ist eigentlick ein negatives: ÄKgeseKen von cler nielit besonders
bedeutenden ZivilgeriebtsbsrKeit stsnclen Lern Keine jnrisdiktio-
nellen Lekugnisse zu. Äuk o!i« OrsseKen liieser Regelung wircl
unten 8. 1UO k. zurück zu Kommen sein.

§ 24. (^ericntsnerrlicne öeku>zni»se Künizz»felcl«n»

Oss Ziel des vorliegenden LsrsgrspKen ist mekrksck vor»

gezeieknet: Vir Ksben den Leweis kür die dureksus selkstsndige
Ausübung der Jurisdiktion im Ligensmt durek dss Kloster Königs
keiden zu erbringen. Äus der LpoeKe von 1415 Kis zum Leginn
des 16. IsKrKunderts keklen jeglieke direkte StrakgerieKtsquellen,
ds dss VerksKren sowoKI vor wieder- «ls suck vor OocKgericKt
sussekliekliek mündlick wsr; sker es sind uns eine gröLere Än-
zskl sogenannter «OericKtsurKunden» erkslt«n. ÄnKer einigen
wenigen Zivilprozessen Kaken sie LertigungssscKen zum IvKslt, wo-
bei gröötenteils dss Kloster als Lsrtei beteiligt ist. Oiese ÄKte der

kreiwilligen OericKtsKsrKeit erfolgten vor «okken verKannen ge-
riekt». In der Regel kükrte der Ämtsvogt «snststt der erwirdigen
geistlicken, siner gnedigen krowen, der eptissin und convents zn
Kungskeld und von sunder empkelkens wegen des krome»,
wisen X, dsselks ze Küngskeld Kokmeister»'»» den Vorsitz. Verein-
zeit urkundete der Ookmeister selbst. In sllen Lsllen leitet der
amtierende RicKter seine SprucKgewalt expressis verkis sus er-
kolgter Obertrsgung seitens ÄKtissi» und Konvent sk. Oer Lsndes-
Kerr Lern wird in der Oelegstionskormel nie erwsknt. Os die

primäre ÄukgsKe des ÄmtsgericKtes nickt die VornsKme von Ler-
tigungeni^ — diese erkulgten Kier nur snksngsweise sus Oründen

lss ^Is Vorläge giente ciie Urkunde V. 21. II. 1440 (31'^ Xgsk.).
>ss Leirn Lrverb vor, Oruncleigentuin im Ligen v,sr ciie gericbtlicke Lerti-

gung vor clern ^intsgerickt zwsr iibliek, sber clock niebt obligstoriscb. Lo wurcle

sin 17. Nov. 143Z zwiscken Lucli iin t?rsben von VinciiscK unci dunlzinsnn Virt
von Lrugg ein Xsuk sbgescblossen obne IVlitwirKung cles Oericbtes (81'^^,
Xgsk. Ii,). Vss clie IstigKeit von snclern Lertigungsinstsnzen in misererò t?ebiet
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des öffentlichen Glaubens —, sondern die Pflege der niedern
Jurisdiktion war, folgt aus den erwähnten «Gerichtsurkunden», daß
das Kloster in Bezug auf das Niedergericht uneingeschränkt bei
seinen erworbenen Befugnissen verblieb.

Im weiteren verfügen wir in Bezug auf die Hoch- und
Niedergerichtsbarkeit im Eigenamt über eine Anzahl außergerichtlicher
Quellen. Bei der großen Verschiedenartigkeit ihres Charakters
bleibt als einziges Einteilungsprinzip die chronologische Anführung:

1. Im ältesten Zinsbuch Königsfeldens von 1432 heißt es:

«Item das ampt im Eygen mit aller zügehörung und rehten, mit
lüten und gut ist des gotzhusz, als dz die herschafft gehept
hat.»190

Es besteht kein Zweifel, daß unter diese Umschreibung der
Machtbefugnisse des Gotteshauses auch die Gerichtsbarkeit fällt. Fast
zwei Jahrzehnte nach Eroberung des Aargaus legt sich das Stift
die Rechtstellung zu, welche die Herrschaft Österreich vor der
Vergabung des Amtes innehatte. Wenn seitens Berns irgendwelche
Eingriffe in die Verwaltungshoheit des Klosters vorgenommen
worden wären, so hätte dies sicherlich im obigen Text seinen
Niederschlag gefunden, und es würde dann auf keinen Fall auf die
Zustände verwiesen, wie sie durch die Nachfolge Königsfeldens
in die Rechtsstellung der Herzoge geschaffen wurden

2. Aus der Brugger Stadtchronik ersehen wir, daß zwischen
der Stadt und dem Kloster um die Mitte des 15. Jahrhunderts ein
Streit über Umfang und Ausdehnung der beidseitigen Hoheitsrechte

bestand. Der Handel wurde vor Schultheiß und Rat in Bern
gebracht, jedoch letzten Endes durch ein Schiedsgericht in Brugg
selbst unter dem Vorsitz des Schultheißen Rudolf von Ringoltingen
entschieden. Den äußern Anlaß zum Ausbruch der Streitigkeiten
hatte folgendes gegeben: Hermann Waldmann, Fehr zu Windisch,
hatte am Fahr eine Taverne errichtet. Die Stadt erhob auf Grund
ihrer Privilegien dagegen Einspruch. Waldmann kümmerte sich

jedoch nicht darum; wahrscheinlich wurde er durch das Gotteshaus

irgendwie in seinem rechtswidrigen Verhalten bestärkt. Als er

anbelangt, so verweisen wir auf o. S. 72; über die gerichtliche Fertigung speziell
auf Eugen Huber, System und Geschichte, IV S. 703 ff.

i3» STAA Nr. 464 fol. 1.

9«

des «kkentlieben Olaubons —, sondern die Lklege der niedern Iu-
risdiktion war, kolgt sus den erwäbnten «OericbtsurKunden», dai!
das Kloster in Lesug auk dss IXiedergericbt uneingescbränkt bei
seinen erworbenen Lekugnisse» verblieb.

Irn weiteren verkügen wir in Lesug suk die Doeb- und IVieder

gericbtsbarkeit irn Ligenamt über eine Änsabl sußergeriebtlieber
Quellen. Lei der großen VerscbiedensrtigKeit ibres CbaraKters
bleibt sis einsiges Linteilungsprinsip die ebronologisebe Änküb-

rung:
1. Ini ältesten Zinsbneb Königskeiden« von 1432 beißt es:

«Item das smpt im Lvgen mit aller sugebörung und rebten, mit
lüten und güt ist des gotsbuss, »ls ds die bersebskkt gebept
Kst.»'«°

Ls bestebt Kein Zweikel, dsl! unter diese Lmsebreibung der IVIsobt-

bekugnisse des Oottesbauses aueb die OeriebtsbsrKeit ksllt. Last
swei Jabrsebnte naeb Lroberung des Äsrgsus legt sieb das 8tikt
die Lecbtstellung su, welebe die Derrsebskt üsterreiob vor der
Vergabung des Ämtes innebstte. Venn seitens Lerns irgendwelebe
Lingrikke in die Verwsltungsbobeit des Klosters vorgenomrnen
worden wären, so bätte dies sieberlieb im obigen Lext seinen IXie-

derseblsg gefunden, und es würde dann suk Keinen Lall suk die
Zustände verwiesen, wie sie dureb die IVsebkolge Königskeldens
in die Leebtsstellung der Dersoge gesebskken wurden

2. Äus der Lrugger 8tsdtcbroniK erseben wir, dal! swiscben
der 8tadt und dem Kloster um die IVlitte des 15. Isbrbunderts ein
Streit über Lmksng und Äusdebnung der beidseitigen Hobeits-
reebte bestand. Der Dande! wurde vor Scbultbeil! und Rat in Dern
gebrsebt, jedoeb letsten Lndes dureb ein Sebiedsgeriebt in Drugg
selbst unter dem Vorsits des 8cbultbeißen Ludolk von Lingoltingen
entsebiedev. Den äußern Änlsß sum Äusbrueb der Streitigkeiten
bstte kolgendes gegeben: Hermann Vsldmsnn, Lebr su Vindiscb,
batte sm Lsbr eine Lsverne erriebtet. Die 8tsdt erbob suk Orund
ikrer Privilegien dagegen Linsprueb. Valdmsnn Kümmerte sieb

jedoeb niebt darum; wabrsebeinlicb wurde er dureb das Oottesbaus

irgendwie in seinem recbtswidrigen Verbalten bestärkt. Äls er

anbelangt, sc> verweisen wir suk c>. 8.72; über clie geriebtliebe Fertigung speziell
suk Lugen kluber, 8vstein »nci desebicbte, IV 8.7l)3 kk,

>°° 8?^,^ Nr, 464 loi. 1,
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nun einmal nach Brugg kam, wurde er gefangen genommen und
erst auf geschworenen Eid hin wieder freigelassen. In dem nun
folgenden Prozeß verwahrten sich die Frauen in Bern über das

Vorgehen der Stadt, vor allem wegen der Gefangennahme
Waldmanns, wie folgt:

«. daß wir (die von Brugg) unbillich than und kein recht
darzii hetent, sonders so muchtens sy (Äbtissin und Konvent) in
irn hochen und niederen gerichten tafernen und anders, so inen
komlich were, haben und machen nach irem gefallen, darin wir
inen nutzit ze reden hetend.»191

Mit diesem speziellen Fa.ll wurde auch noch eine generelle Frage
entschieden. Brugg beanspruchte nämlich seit längerer Zeit die
Marktgerichtsbarkeit für die Ausdehnung seines sogenannten großen

Friedkreises,192 der sich mit dem Gerichtsbezirk Königsfeldens
im Eigenamt überschnitt, weshalb das Stift folgendermaßen Klage
führte:

«. zu dem andern understûndent wir von Brugg, die frefen
und Unzucht, so an unssern jarmerckten usswendig unsser stat
und gerichten in irn gerichten beschehen, ze straffen und darumb
ze richten; dess in wir nit gwalt hetent, sonders, wass in iren
gerichten beschehe, ghorte inen und nit unss ze strafen.»193

Gegen diesen Anspruch berief sich die Stadt vergebens auf ihre
Privilegien; das Schiedsgericht entschied im wesentlichen zu Gunsten

des Gotteshauses:

«Der frefen halb, so uf unsern jarmerkten usserthalb unssern
grichten aber in unssern marcktkreissen begangen werden: Wer
in unssern fridkreissen frefnet und unzucht begat, dem sollend
wir nit usser unssern grichten nachylen; kumpt ein semlicher
aber mer in unsser stat und gericht, den mögend wir strafen
nach sinem verdinen.»194

In diesen Zitaten ist ausdrücklich von «hochen und nideren
gerichten» des Klosters die Rede. Diese Worte wurden vom Anwalt

«i Stadtarchiv Brugg Nr. 6, fol. 109 a unten.
192 Man vergi, darüber die Einleitung zum Stadtrecht von Brugg v. W. Merz

in SSR Aarg. I 22, S. 1 ff. Der fragliche Handel ergänzt die Forschungen von
Merz insofern, als die Stadt versuchte, in dem interpolierten Friedkreis nicht nur
das Weidgangsrecht, sondern sogar die Marktgerichtsbarkeit auszuüben, allerdings
ohne Erfolg, wie aus dem Zitat zu Anm. 194 hervorgeht.

193 Stadtarchiv Brugg Nr. 6, fol. 109 b.

i« Stadtarchiv Brugg Nr. 6, fol. 110 b.
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nun einmsl nsck Lrugg Kam, wurde er gekangen genommen und
erst suk gesckworenen Lid Kin wieder kreigeisssen. In dern nun
folgenden Lrosel! verwskrten sieb die Lrsuen in Lern über dss

Vorgenen der 8tsdt, vor allern wegen der OekangennsKme Vaid-
msnns, wie folgt:

«. dsl! wir (die von Lrugg) unbiiiick tkan und Kein reckt
dsrsü Ketent, sonders so mücktens sv (Äbtissin und Konvent) in
irn bocken und niederen gerickten tskernen und anders, so inen
KomlicK were, Ksben und inaeben nsck irern gefallen, darin wir
inen nutsit 2e reden Ketend.»"'

lVlit dieserò spesieiien La,II wurde suek noek eine generelle Lrage
entsekieden. Lrugg KesnsprueKte nsmlick seit längerer Zeit die
iVlsriitgerieKtsKsrKeit für die ÄusdeKnung seines sogenannten gro-
Ken LriedKreises,"' der sieK mit dem OericKtsKesirli Königsfeldens
im Ligensmt übersebnitt, wesKsIK dss 8tikt folgendermaßen Klage
fllkrte:

«. 2U dem sndern understündent wir von Brugg, die kreken
und un2uckt, so sn unssern jsrmerekten usswendig unsser stst
und gerickten in irn gerickten KescKeKen, 2e strakken und dsrumk
2e rickten; des« in wir nit gwslt Ketent, sonders, wsss in iren ge-
rickten KescKeKe, gkorte inen und nit uns» 2« Straten.»"^

Oegen diesen ÄnsprueK Keriek sieK die 8tsdt vergebens suk ikre
Privilegien; dss 8cbiedsgericKt entsckied im wesentiieken su Oun-
sten des OottesKauses:

«Oer kreken Kalk, so uk unsern jarmerkten ussertkslb unssern
gricbten sker in unssern msrcktkreissen Kegsngen werden: Ver
in unssern kridicreissen kreknet und unsuckt Kegst, dem söiiend
wir nit usser unssern grickten nsekvlen; Kumpt ein semiicker
sker mer in unsser stat und gerickt, den mögend wir Straten
nacK sinem verdinen.»"^

In diesen Zitaten ist susdrücKIicK von «KocKen und nideren ge-
riekten» des Klosters die Lede. Oiese Vorte wurden vom Änwsit

l°l LtsdtsrcKiv Lrugg Nr. 6, toi. 109 s unten.
>«- Ivlsn vergi, clsriiker clie Linleilung zum Ltscltreclit von Lrugg v. V. ivlerz

in 83L ^Vsrg. I 22, Z. 1 kk. Oer krsgliciis Hsnclel ergänzt clie korscnungen von
ivlerz insokern, »ls clie Ltsclt versuclile, in clem interpolierten krieclkreis nickt nur
clss Veiugsngsreont, sonclern sogsr clie iVisrKtgericntsbsrKeit suszuüben, sllerclings
oline Lrkolg, «ie sus clem Zitst zu ^nm. 194 nervorgelit.

l»s Ltscltsrclriv Lrugg Nr. 6, kol. 109 b.
l»< 8tscllsreniv Lrugg Nr. 6, k«I. 110 b.
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Königsfeldens bei Vertretung dessen Sache vor dem Rat zu Bern
gebraucht, ohne daß seitens der Obrigkeit, der nach der bisherigen
Literatur mindestens das Hochgericht zustand, irgend ein
Einspruch erfolgte. Zwar ist uns nicht der ganze Prozeßverlauf
überliefert, aber der Chronist würde sicherlich eine erfolgte Zurechtweisung

des Gotteshauses erwähnen; denn als Schreiber der
Geschichte Bruggs hatte er bei der Schilderung von Prozessen in
erster Linie diejenigen Momente, welche der Stadt zum Vorteil
und ihrer jeweiligen Gegenpartei zum Nachteil gereichten, in den

Vordergrund zu stellen. Auf keinen Fall kann er hier dem Stift
mehr Rechte zuschreiben, als ihm in Wirklichkeit zustanden. Die
Chronik ist also in dieser Beziehung in vermehrtem Maße als das

sub. Ziff. 1 erwähnte Zinsbuch als unabhängige, keineswegs beeinflußte

Quelle anzusprechen.

3. Aus einem Missiv Berns vom 27. April 1450 an Königsfelden

geht folgendes hervor: Giglian Spilmann, Vogt auf Lenzburg,

hatte der Obrigkeit berichtet, wie unlängst in Brugg einer
mit dem Rad gerichtet worden sei, wobei der Hofmeister «das

rössli, so in nach söliches richtens recht an die richtstatt gezogen
hat,» bezahlt habe. Bern erblickte in diesem Vorgehen eine
Beeinträchtigung in seinen Rechten zu Gunsten des Klosters,195 und
es ersuchte den Hofmeister, den verausgabten Betrag wieder zu
vereinnahmen und normierte für die Zukunft sein Verhalten, wie
folgt:

«...und uns von hin als da har sölicher richtens halb beliben
und dar inn unersüchet lassest. Uns beliben bi unserm harkomen;
denn wir nit anders vernement, erfinden noch erfaren konnent.
denn das ein herschaft (Königsfelden) ie weltent sölicher
gerichten herlichkeit harbracht, die genutzet und semlich straffbar

lüt an Hb und gut gestrafft und die gewalsami in iren han-
den, und die frowen noch dhein ir hoffmeister semliche herlichkeit

nie da harbracht noch gebruchet habent».

Man war also auch in Bern der Ansicht, daß die Ausübung des

Blutgerichtes dem Kloster zustehe; doch verwahrte man sich gegen

195 STAB DMis. A S. 187: «...als wir verstandent, das du lichter den

frowen da durch hie nach ettwas herlichkeit und rechtung zû zihen und den

also und da mit in kuntschafft und gewerde si da mit bringen wollest. Das uns

nu etwas unbillichen nimpt, das iemant also nach unsern herlikeiten stellen und

uns dar inn ersuchen und begeren sol, abzebrechen, das wir da har in gütlicher
gewerde bracht hant.»
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Königskeiden« Kei Vertretung dessen 8seKe vor dem Rat su Lern
gekrsuckt, «Kne dsö seitens cier Obrigkeit, cler nseb cier Kiskerigen
Literatur mindestens dg« OoeKgericKt sustand, irgend ein Lin-
spruck erfolgte. Zwar ist uns niebt der ganse Lroseöverisuk über-
liefert, sber der CKronist würde sieberiicb eine erfolgte ZureeKt-
Weisung des OottesKauses erwsknen; denn als 8eKreiber der Oe-

sebickte Lruggs batte er bei der 8cKiiderung von Lrosessen in
erster Linie diejenigen IVlomente, welebe der 8tadt sum Vorteil
und ibrer jeweiligen Oegenpartei sum IXseKteii gereicbten, in den

Vordergrund su steilen. Äuk Keinen Lall Kann er Kier dem 8tikt
mebr LeeKte susekreiken, sls ikm in VirKIicKKeit sustsnden. Oie
CKroniK ist sls« in dieser LesieKung in vermekrtem Nsöe sls dss
suk. Ziff. 1 erwsknte ZinsKueK sls unsKKsngige, Keineswegs Keein-
fiuöte t)uelle snsuspreeken.

3. Äus einem iVlissiv Lern« vom 27. Äprii 1450 sn Königs-
keiden gekt folgendes Kervor: Oiglisn 8piimsnn, Vogt suk Lens-
Kurg, Kstte der OKrigKeit KerieKtet, wie unisngst in Lrugg einer
mit dem Ksd geriektet worden sei, wokei der Ookmeister «dss

rössii, s« in nsck söiickes riektens reckt sn die ricktststt gesogen
Kst,» KessKIt KsKe. Lern erklickte in diesem VorgeKen eine Le-
eintrscktigung in seinen Leckten su Ounsten des Klosters,^ und
es ersuckte den Ookmeister, den versusgskten Letrsg wieder su
vereinnskmen und normierte kür die ZuKunkt sein VerKsiten, wie
folgt-

«...und uns von Kin sis ds Ksr söiicker ricktens Kslb KeliKen
und dsr inn unersücket lassest. Ons KeliKen Ki unserm KsrKomen:
denn wir nit anders vernement, erfinden noek erfsren Konnent,
denn dss ein KerseKskt (Königskeiden) ie weitent solieber ge-
rickten KerlicKKeit KsrKrscKt, die gcnutset und semiick strskk-
bsr iüt an lib und gut gestrskkt und die gewalssmi in iren Ksn-
den, und die krowen noek dkein ir Kokkmeister semiieke KeriicK-
Keit nie ds KsrKrscKt nocK gekrucket KsKent».

iVlsn war also auck in Lern der ÄnsicKt, dsö die ÄusüKuug des

LIutgericKtes dem Kloster susteke; dock verwskrte msn sick gegen

>«> 81^8 O>lis. 8.187: «...sls vir verstsnuent, 6ss clu lickter «en
fröwen cis clurck Kie nsek etlwss KerlieKKeit un6 recktung ?ü niken unci lien

siso »nci lis mit in KunlscKsikt unci gewercle si lis mit bringen wollest. Oss uns

nu etwss unbillieken nimpt, clss iemsnt siso nsek unsern Kerlilceiten stellen unci

uns liar inn ersücken unci begeren sol, sbnebrecken, liss wir cls Ksr in gütlicker
gewercle KrseKt Ksnt.z>
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die Zumutung, die Richtkosten bezahlen zu dürfen! Diese Quelle
allein würde für den Beweis der Richtigkeit der von uns vertretenen

These genügen. Was die Stellung des Hofmeisters, sowie des

Landvogtes von Lenzburg anbelangt, so verweisen wir auf spätere
Ausführungen.196

4. Im Jahre 1458 ließ Peter von Griffensee, Inhaber des

Burglehens zu Wildegg, seinen Koch Hans Brun, «der understand
hatt, mir und den minen schand und schmach zu zefügen», im

Hiltenspühl innerhalb des Eigenamtes gefangen nehmen. Das Kloster

muß sich wegen dieses Eingriffes in seine Hoheitsrechte
beschwert haben. Trotzdem der Handel vor dem klösterlichen
Gericht erledigt und Brun auf Urfede hin freigelassen wurde, hatte
P. v. Griffensee dem Gotteshaus Satisfaktion zu erteilen und ur-
kundete am 27. Oktober, wie folgt:

«Bekenn ich das sölich vachen handel und alles das, so min
und der minen halb darinn beschechen ist, denselben minen
gnedigen frowen, irem gotzhus und nachkomen an den genemp-
ten iren hochen und nideren gerichten, darinn sölichs beschechen,

und an allen ir und derselben ir gerichten, herrlikeiten,
recht, gewonheit, harkomen, und in allweg jetz und zû künftigen

ziten allenklich gar und gantz sol unvergriffen an schaden
sunder sin und bliben, als ob sölich vachen und händel durch
ir amptlüt und mitt irem gewalt der gericht halb allencklich
gehandelt wer».197

Dieser Text läßt in der Interpretation keinen Zweifel aufkommen:
Die Gerichtshoheit über das Eigenamt stand ausschließlich beim
Kloster. Wenn die hohe Jurisdiktion wirklich an Bern übergegangen

wäre, so würde der von Griffensee mit dem neuen Landesherrn
und nicht mit dem Stift in Konflikt geraten sein. Die Tatsache,
daß die Originalurkunde nicht erhalten ist, vermag den Wert der
Quelle nicht herabzusetzen. Das fragliche Kopialbuch entstand

um 1540, als Bern auf Grund der Reformation die Verwaltung
des Gotteshauses schon längere Zeit an sich gezogen hatte (man
vergi, u. S. 123). Diese Entstehungszeit schließt die Möglichkeit

19« Über den Hofmeister vergi, man u. S. 97; über den Vogt auf Lenzburg

u. Anm. 232.

i»' STAA (Kgsf. Kopialbuch III) Nr. 430 im letzten Drittel des nicht
paginierten Bandes unter dem Titel: «Von wegen das der von Griffensee einen im

Hiltenspftl gevangen>.
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dio Zumutung, die LicKtKosten KessKIen SU dürken! Diese Quelle
allein würde kür den Leweis der LicKtigKeit der von uns vertrete-
nen LKese genügen. Vss die 8tellung des Dokmeisters, sowie des

Lsndvogtes von LensKurg snkelsngt, so verweisen wir snk spätere
ÄusküKrungen.'^

4. Im IsKre 1458 lieö Beter von Crikkensee, InKsber des Lurg-
lekens su Vildegg, seinen Kock Dans Brun, «der understand
Katt, mir und den minen sckgnd und sckmsck su sekügen >, im

DiltenspUKI innerkalk des Ligensmtes geksngen nekmen. Das XI«-
ster muü sien wegen dieses Lingrikkes in seine DoKeitsrecKte Ke>

sckwert Ksben. Lrotsdem der Handel vor dem KlösterlicKen Ce-

rickt erledigt und Lrun suk Lrkede bin freigelassen wurde, Kstte
B. v. Crikkensee dem CottesKsus 8stisksKti«n su erteilen und ur-
Kündete sm 27. DKtoKer, wie kolgt:

«Bekenn iek dss soliek vseken Ksndel und slle« dss, so min
und der minen Kalk darinn KeseKeeKen ist, denselben minen
gnedigen krowen, irem gotsbus und nseKKomen sn den genemp-
ten iren KoeKen und nideren geriekten, dsrinn sölicks KeseKe-

«Ken, und sn sllen ir und derselken ir gerickten, KerrliKeiten,
reekt, gewonkeit, KsrKomen, und in sllweg jets und sü Künkti-
gen siten sllenKIicK gsr und gants sol unvergrikken sn scksden
sunder sin und KliKen, sls ok sölick vseken und Kändel durek
ir smptlüt und mitt irem gewslt der gerickt KsIK sllencKIicK
geksndelt wer»."7

Dieser Lext IsLt in der Interpretation Keinen Zweikel sukkommen:
Die CerieKtsKoKeit üker dss Ligensmt stsnd susseKIieLIicK beim
Xloster. Venn die Koke Jurisdiktion wirKIieK sn Bern llkergegsn-

gen wäre, so würde der von Crikkensee mit dem neuen LsndesKerrn
und nickt mit dem 8tikt in Konflikt geraten sein. Die LstsacKe,
daü die Originalurkunde nickt erkslten ist, vermag den Vert der

()uelle nickt KeraKsusetsen. Das krsglieke XopialKueK entstand

um 1540, sls Bern suk Crund der Lekormstion die Verwaltung
des CuttesKauses sekon längere Zeit an sick gesogen Kstte (man
vergi, u. 8. 123). Diese LntsteKungsseit seKIieöt die iVIoglicKKeit

>»» Dber clen Hokineister vergi, rnsn u. L. 97; über clen Vogt suk Lenzburg

u. ^nrn. 232.

>«7 Sl'^ (Xgsk. Xopislbucb III) Nr. 430 irn letzten Drittel cles niebt psgi-
nierten ösncles unter clern litel: «Von wegen clss cler von Orikkensee einen iin

Hiltsnspul gevsogen».
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einer Fälschung von vorneherein aus; dem Kopist, Eberhart von
Rümlang, muß das Original vorgelegen haben.

5. Aus einer Notiz im Ratsmanual vom 12. August 1479 über
die Ausfertigung eines nicht mehr erhaltenen Missives ersehen wir,
wie auf Befehl der Obrigkeit der Vogt von Lenzburg einige aus

Burgund heimgekehrte Knechte, die «kilchensmächer, sacraments-
verwürcker und priestersleger» waren, in der Kirche von Königsfelden

gefangen nehmen und wegführen ließ; Auf die Beschwerde
des Gotteshauses antwortete der Rat:

«... wo die also erfunden, so weren si (die Knechte) durch kein
fryheit wirdig zu beschirmen; und us grund der ding und nit
anders sye gehandeilt. Das geben si inen im besten zu erkennen
mitt bitt, sôliches also ze mercken und minen herren zu getruwen,
das si ungern inen ir fryheiten wollten letzen, irren noch
brechen.»198

Wir haben es hier mit einem doppelten Eingriff Berns in die
Rechte des Stiftes zu tun. Neben der Beeinträchtigung in seinen

Jurisdiktionsbefugnissen liegt noch eine Verletzung der kirchlichen
Freistätte vor. Bern schrieb daher gleichzeitig an den Bischof
von Konstanz, er möge sich «darzufugen, die kilchen zu reconci-
lieren». Ebenso wichtig wie die neuerliche Weihung der Kirche
war dem Kloster die unversehrte Belassung bei seinen Rechten.
Zwar ist uns über die vorliegende Angelegenheit weiter nichts
überliefert; doch werden Äbtissin und Convent von der Art und
Weise ihrer Beilegung kaum völlig befriedigt gewesen sein. Die
in einem gewöhnlichen Missiv enthaltene Zusicherung, das Gotteshaus

bei seinen Freiheiten und Rechten zu bewahren, gewährte
ihm kaum Satisfaktion für erfolgte Eingriffe und hinreichenden
Schutz vor neuen Verletzungen. So wurde denn der Hofmeister

wenige Monate nach dem obigen Vorfalle in der Hauptstadt
vorstellig und ersuchte um eine Bestätigung aller Freiheiten «by
den wir (Bern) sy bishar als landtsherren und ir weltlichen castvogt

gschirmt und behalten», weil das Stift «nitt disterminder
yetz etlicher maß angefochten» werde.189 Der Rat kam diesem
Wunsche nach und bestätigte am 24. April 1480:

«... all und jegklich ir fryheit, gut, gewonheit, altherkomen,
gericht, twing, bann mit irn büssen, bessrungen, zins, zechenden.

198 STAB RM Nr. 27, S. 112.

19» STAA Nr. 435 letzter Eintrag; STAB OSPB H, S. 451 (vergi. Anm. 181).
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einer LälscKung von vornekerein sus; dem Xupist, LKerKsrt von
Kümlang, muö dss Original vorgelegen Ksben.

5. Äus einer I^otis im Kstsmsnusl vom 12. Äugust 1479 über
ciie Äuskertigung eines nient mebr erhaltenen Missives erseken wir,
wie auf BekeKI cier Obrigkeit cier Vogt von Lensburg einige aus

Burgund KeimgeKeKrte XnecKte, clie «KileKensmäcKer, sacrsments-
verwürcker und priestersleger» wsren, in cler rvireke von Königs-
felclen geksngen nekmen unci weglukren lieö. Äuk clie LeseKwerde
cles OottesKsuses antwortete cler Kst:

«... wo clie also erfunden, so weren si (die XnecKte) durck Kein
frvkeit wirdig sü KescKirmen; und us grund der ding und nit
anders sve geksndellt. Oas geben si inen im besten sü erkennen
mitt bitt, solickes sls« se mercken und minen berren su getruwen,
das si ungern inen ir fr^Keiten wöilten letsen, irren noek bre-
eben.»"»

Vir Kaken es Kier mit einem doppelten Lingriff Berns in die
KeeKte des Stiftes su tun. IXeKen der KeeinträcKtigung in seinen

JurisdiKtionsKefugnissen liegt noek eine Verletzung der KireKIieKen
Lreistätte vor. Lern sckrieb daber gleickseitig an den LiseKof
von Xonstsns, er möge sieK «dsrsukugen, die KiieKen su reeonci-
iieren». Lbens« wiebtig wie die neueriicke VeiKung der KircKe
wsr dem rvloster die unversekrte öeisssnng Kei seinen LeeKten.
Zwar ist uns über die vorliegende ÄngelegenKeit weiter nickts
überliefert; dock werden Äbtissin und Convent von der Ärt und
Veise ibrer Beilegung Kaum völlig befriedigt gewesen sein. Oie
in einem gewöbnlicben IVlissiv entkgltene ZusicKerung, dss Oottes-
Ksus Kei seinen LreiKeiten und Leckten su KewsKren, gewäkrte
ikm Kaum Satisfaktion für erfolgte Lingriffe und KinreicKenden
SeKuts vor neuen Verletzungen. So wurde denn der Ookmei-

«ter wenige iVlonste nacK dem okigen Vorfalle in der Hauptstadt
vorstellig und ersuckte um eine Bestätigung aller LreiKeiten «Kv

den wir (Bern) sv KisKsr als landtskerren und ir weltlicken cast-

vogt gsckirmt und Kebalten», weil das Stift «nitt disterminder
vets etlieker mal! sngekockten» werde.Oer Kst Ksin diesem
VunseKe nacK und Kestätigte am 24. Äpril 1480:

«... sll und zegklick ir frvkeit, güt, gewonkeit, sltberkomen,
gericbt, twing, bänn mit irn büssen, Kessrungen, sins, seckenden.

81^« I1?>I Nr. 27, 8. 112.

>«« 8?^ Nr.4Z5 letter Lintrsg; 8?^L 08?« 11, 8.451 < vergi, ^nm. 131).
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vallen und gelassen und nämlich ales das, so sy in gewerd und
gerächte tittlen daher gebracht oder zethund macht haben».

Es ist ohne weiteres klar, daß diese Formel die gesamte Gerichtsbarkeit

mit umfaßt. Wenn sich der Landesherr wirklich gewisse

Jurisdiktionsbefugnisse angeeignet hätte, so würde er sich diese

im obigen Texte vorbehalten haben.

6. Am 18. Mai 1481 erging an den «vogt und gerichtslüd im
Eygen» ein Missiv, betreffend den Gerichtseid. Erhalten ist
allerdings nur noch die entsprechende Notiz im Ratsmanual.200 Es müssen

in dieser Frage irgend welche Unstimmigkeiten oder Unsicherheiten

bestanden haben; sichere Schlüsse in Bezug auf deren
Ursache und Charakter lassen sich aber aus der fragmentarischen
Aufzeichnung nicht gewinnen. Wichtig für uns ist jedoch die schließliche

Entscheidung des Rates:

«Und also in ansechen desselben so sy miner heren meynung,
gebieten in[nen] ouch vestenklich, das si zu dem gericht sweren,
nämlich dem erwirdigen gotshus Küngsfelden und irn ampt-
lüdten nutz und ere zu fürdern, schaden zu wenden, und zu
alen Sachen, gebotten und verbotten gehorsam zu sin.»

Demnach war der Gerichtseid dem Kloster und seinen Amtleuten
zu leisten; ein weiteres gewichtiges Glied in der Kette unserer
Beweisführung.

7. Der oben sub Ziff. 2 erwähnte Schiedsspruch zwischen

Königsfelden und der Stadt Brugg vermochte die bestehenden

Streitfragen nicht endgültig zu lösen. Die Parteien befanden sich

vielmehr in einem latenten Prozeßzustand wegen den verschiedenen

Hoheitsrechten. Hier interessieren uns nur die auf Veranlassung

des Gotteshauses 1484 85 aufgenommenen Kundschaften über
die Märchen der hohen Gerichte zwischen dem Eigen und der
Stadt:

a) Am 27. Juni 1485 sagte Bertschi Stalli vor Gericht des

Untervogtes von Villmergen aus:
«Er hab och nie anders gehört, denn was sich strauff handeis
us wendig dem criiz begäbe, dz stand den frowen von Küngsfelden

zìi ze rechtvertigen und nit denen von Brugg. Er hab
och gesechen usswendig dem crûtz allernäst in schultheissen
Arnolds schür die frowen von Küngsfelden über das blut lau-

200 STAB RM Nr. 32, S.91.
«öl SSR Aarg. II 2, S.36.
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vsllen unci gelassen unci namliek «les dss, so sv in gewerd unci
geräekte tittlen daker gekrackt «cier setkünd maekt Kaken».

Ls ist orine weiteres Klar, dal! ciiese Lormel ciie gesamte OerieKts-
KsrKeit mit umkal!t. Venn sieK cier LsndesKerr wirliliek gewisse

JurisdiKtionsKekugnisse angeeignet Kstte, so würcie er sieK cliese

im «Kigen Lexte vorkeksiten KsKen.

6. Äm 18. iVlsi 1481 erging sn clen «vogt unci geriektsiüd im
Lvgen» ein iVIissiv, Ketrekkend clen OericKtseid. LrKsiten ist »Her-

clings nur noek clie entspreekende IVotis im Lstsmanual.^"" Ls müs-

sen in clieser Lrsge irgenci weieiie OnstimmigKeiten «lier OnsicKer-
Kelten bestanden Kaken; sickere ZeKIüsse in Lesug suk cleren Lr-
sacke unci CKsrsiiler lassen sieK «Ker sus cler krsgmentariscken Äuk-

seicknung niekt gewinnen. VicKtig für uns ist jedoek die sckiieö-
iicke LntseKeiciung des Lates:

«Onci also in ansecken desselken so sv miner Keren mevnung,
gekieten in^nen^ ouek vesteniiliek, das si su dem geriekt sweren,
namiiek dem erwirdigen gotskus Küngskeiden und irn amnt-
Illdten nuts und ere su kllrdern, sekaden su wenden, und su
glen sacken, geKotten und verKotten gekorssm su sin.»

OemnaeK war der OerieKtseid dem Kloster und seinen Ämtleuten
su leisten; ein weiteres gewiektiges died in der Ivette unserer Le-

weiskükrung.
7. Oer oben suk Zikk. 2 erwsknte 8cKiedssprucK swiseken

Königskeiden und der 8tadt Lrugg vermoekte die KesteKenden

Streitfragen niekt endgültig su lösen. Oie Lsrteien Kekanden sieK

vieimekr in einem Istenten Lroseösustsnd wegen den versekiede-

nen OoKeitsreeKten. Oier interessleren uns nur die suk Versniss-

sung des OottesKsuses 1484 85 sukgenommenen XundseKskten üker
die ÌVlsrcKen der Koken OerieKte swiseken dem Ligen und der
8tsdt:

a) Äm 27. Juni 1485 sagte LertseKi 8tsiii vor OerieKt des

Ontervogtes von Villmergen sus:
«Lr KsK ock nie snders gekort, denn wss sieK straukk Kandels
us wendig dem erüs KegsKe, ds stsnd den krowen von Xungs-
keiden su se reektvertigen und nit denen von Lrugg. Lr KsK
öek geseeken usswendig dem erüts siiernsst in sekultkeissen
Ärnolds sekür die krowen von Xungskelden üker dss Klüt Isu-

2«c> 81^L Kl^l Nr. 32. 8. 91.

s«l 88«. ^srg. II 2, 8.36.
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b) Vor dem Untervogt von Baden erklärten am 18. November

1485 fünf Einwohner von Birmenstorf:
«. inen sie ouch wol ingedenk und wûssend, das unnser gnedig
frowen von Kungsfeld in vil vergangner jaren hinder dem
selben crütz im ampt Eygen in der schür, die jetz Schultheis Arnold
hat, über das blüt haben laussen richten.»202

Diese unter Eid vor dem öffentlichen Richter abgelegten
Kundschaften sind eine sehr zuverlässige Quelle. Um so beweiskräftiger
für unsere These ist die darin gemachte Aussage, wonach die
Frauen über das Blut richten ließen.

8. Nun zwei in Bern vor Schultheiß und Rat entschiedene
Prozesse des Klosters aus dem Jahre 1495:

a) Mit Kaspar Effinger von Wildegg bestand Streit über die
Ausübung des Wildbannes im Kestenberg, der am Südende des

Eigenamtes an die Herrschaft Wildegg grenzt. Aus dem Spruchbrief

interessiert allein folgender, von der Gerichtsbarkeit
handelnder Passus:

«Also ward zû recht erkannt und gesprochenn, das miner
frouwen von Küngsfelden küntschafft vil die besser sye
unnd si also in krafft der selbenn by irs gotshus hoch und nide-
ren gerichtenn unnd dem wildpann der selben beliben.»203

b) Mit Brugg war die Unterhaltspflicht eines Weges in Hausen

streitig, die Stadt begründete ihren in der Folge vom Rat
gebilligten Standpunkt nachstehendermaßen:

«. inen nit gebüren, sölliche wagt same zû machen dann
die selbe sye in des gotshus hochen und nidren gerichten
gelägen und berüre sy, die von Brugg gantz nützit.»204

Dies sind wiederum zwei Belege, die dem Kloster Hoch- und
Niedergerichtsbarkeit zuweisen, im ersten Fall sogar durch den
Landesherrn selbst.

9. In dem bereits bekannten Streit um die Eichelmast im
Eigen vom Jahre 1504 zwischen den Franziskanermönchen und den
Amtssässen erklärten diese vor Gericht zu Bern in Bezug auf ihr
Verhältnis zum Frauenkonvent: «dieselben haben uff si und das

ir hoch und nider zu richten».205

Dies sind die Quellenstellen, die zur vorliegenden Frage Stel-

202 SSR Aarg. II 2, S.37.
203 SSR Aarg. II 1, S. 692so ff.
204 STAB USPB E, S. 199.
2or. SSR Aarg. II 2, S. 44.
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b) Vor dem Ontervogt von Lauen erklärten «m 18. i^ovem-
Ker 1485 künk LinwoKner von Lirmenstork:

«. inen sie ouek wol ingedenk unci wûssend, das unnser gnedig
krowen von Xûngskeld in vil vergangner jsren Kinder ciem sei-
Ken erûts irn smpt Lvgen in lier sckür, ciie jets sckuitkeis Ärnoici
Kst, üker dss Klüt KsKen Isussen rickten.»-^

Oiese unter Lid vor ciern ökkentiieken LicKter abgelegten Xund-
sekskten sincl eine sekr Zuverlässige Quelle. Orn so beweiskräftiger
kür unsere LKese ist ciie darin gemackte Aussage, wonsek cii«

Lrauen üker ciss ölut rickten ließen.

8. IXun 2wei in Lern vor öekuitkeiß und Rat entsckieden«
Lro2esse des Klosters aus dein IsKre 1495:

s) Uit Xsspsr Lkkinger von Vildegg Kestsnd 8treit üker die
Ausübung des VildKsnnes im XestenKerg, der sm öüdende des

Ligensmtes an die OerrseKskt Viidegg gren2t. Äus dem 8prucK-
Kriek interessiert sllein kolgender, von der OerieKtsKsrKeit Ksn-
deinder Lsssus:

«Älso wsrd sü reekt erksnnt und gesprockenn, dss miner
krouwen von Xüngskeiden KüntscKskkt vii die Kesser sv«
unnd si siso in Krskkt der selben« Kv irs gotskus Kock und nide-
ren gericktenn unnd dein wildpsn» der selben KeliKen.»'^

K) IVlit Lrugg wsr die OnterKgltspklicKt ein«« Veges in Osn-
s«n streitig, die 8tadt Kegründete ikr«n in der Lolge vom Lst ge-
Killigten 8tandpunKt nsckstekendermsßen:

«. inen nit geKüren, söllieke wsgt ssme 2u mscken dsnn
die selbe sve in des gotsbus bocken und nidren gerickten ge-
lägen und berllre sv, die von Lrugg gants nütsit.»'^

Oies sind wiederum 2wei Lelege, die dem Xloster OocK- und
IViedergerieKtsKsrKeit 2uweisen, im ersten Lall sogar durck den
LsndesKerrn selbst.

9. In dem bereits bekannten 8treit nm die LieKelmsst im Li-
gen vom JaKre 1504 swiseken den Lransi«Kanerin«ncKen und den
Ämtssässen erklärten diese vor OericKt su Lern in Lesug suk ikr
Verbältnis sum LrauenKonvent: «dieselken Ksben ukk si und das

ir KoeK und nider su riekten».^
Oies sind die t)uellenstellen, die sur vorliegenden Lrsge 8tel-

88«. ^sriz. II 2, 8.37.
2°s LS« ^srg. II I, 8.692«° II.
s<" 81^S V8?S L, 8.199.
s"" 88« ^srg. II 2, 3.44.
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lung nehmen. Eine längere Würdigung der sich ergebenden
Resultate erübrigt sich. Die Streitfrage ist eindeutig zu Gunsten der

von Merz vertretenen generellen Nachfolgungsthese Berns in die
Rechte der Herrschaft Österreich entschieden. Königsfelden
verblieb bei seinen erworbenen Rechten. Um jedoch alle Zweifel und
Einwendungen zu beseitigen, ist in diesem Zusammenhang noch
die Frage der Hofmeisterwahl abzuklären. Denn es wäre denkbar,
daß der Landesherr zwar das Gotteshaus nominell bei seinen Rechten

beließ, sich aber dadurch, daß er ihm eigene Hofmeister gab,
einen nachhaltigen Einfluß auf die Verwaltung zu verschaffen
wußte. Dies ist auch ein Punkt, auf den von der Forschung
speziell hingewiesen wurde.

Aus dem oben zusammengetragenen Material, sowie aus dem

Wenigen, was vom gegenseitigen Verkehr zwischen Bern und
Königsfelden sonst erhalten geblieben ist, lassen sich keine sichern
Schlüsse ziehen. Der Tatsache, daß einzelne Missive an «unsern
getrüwen Hofmeister» gerichtet sind, darf keine Bedeutung
zugemessen werden; denn dieser stand zu Bern, dem Kastvogt des

Stiftes, auf alle Fälle in einem Rechts- und Abhängigkeitsverhältnis.
Über gewisse Abschnitte seiner Verwaltungstätigkeit —

beispielsweise das Kriegswesen — war er der Obrigkeit direkt
verantwortlich. Es kann nicht unsere Aufgabe sein, die Stellung des

Hofmeisters nach allen Seiten hin abzuklären; uns interessiert
prinzipiell nur seine Tätigkeit als Gerichtsbeamter. Festzuhalten
ist aber hier, daß sich in seinen Funktionen bernischer und
klösterlicher Herrschaftskreis überschnitten. Unter diesen Umständen

erscheint das subjektive Wahlrecht als ein eigenartiges
Problem.

Betrachten wir vorerst einmal die Reihe der das Amt im
vorliegenden Zeitraum versehenden Personen. Die nachfolgende Liste
erhebt nicht Anspruch auf Vollständigkeit; im wesentlichen basiert
sie nur auf demjenigen Material, das wir sonst für unsere Arbeit
heranziehen mußten. Die Daten hinter den Namen beziehen sich

auf das quellenmäßig erwiesene erste und letzte Auftreten.
Einzelne Magistraten sind nur einmal bezeugt, sie werden durchwegs
in der ersten Kolonne angeführt. Wo auf den Fundort nicht
speziell verwiesen wird, sind die entsprechenden Königsfelder
Urkunden im Staatsarchiv Aarau gemeint. Es bekleideten die
Hofmeisterwürde:

7 Werder, Eigenamt
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lung nehmen. Line längere Vürdigung lier sicli ergekende» Re-

sultste erübrigt sien. Die ötreitkrsge ist eindeutig 2u Ounsten der

von IVlerü vertretenen generellen lVseKkolgungstKese Berns in die
KeeKte der OerrseKskt Österreich entschieden. Xönigskelden ver-
blieb bei seinen erworbene» Deckten. Dm jedoek alle Zweike! und
Linwendungen 2u beseitigen, ist in diesem ZussmmenKsng noek
die Lrsge der DokrneisterwsKI sb2uKIsren. Denn es wäre denKKsr,
dsö der LsndesKerr 2wsr dss OottesKsus nomineii Kei seinen ReeK-

ten Keiieö, sieK sber dsdurck, dsÜ er ikm eigene Hofmeister ggk,
einen nseKKsitigen Linkiuö «uk die Verwaltung 2u versckskken
wuöte. Dies ist suek ein LunKt, suk den von der LorscKung spe-
2ÌeII Kingewiesen wurde.

Äus dem »Ken 2ussmmengetrsgenen iVisterisl, sowie sus dem

Venigen, wss vom gegenseitigen VerKeKr 2wiscKen Dern und Xö-
nigskeiden sonst erksiten gekiieken ist, Isssen sieK Keine siekern
öekiüsse 2ieKen. Der LstsscKe, dsö ein2eine lVlissive sn «unsern
getrüwen Ookmeister» geriektet sind, dsrk Keine Bedeutung 2U-

gemessen werden; den» dieser stsnd 2U Der», dem Xsstvogt des

ötiktes, suk slle Läiie i» einem ReeKts- und ÄKKängigKeitsverKäit-
nis. Oker gewisse ÄbscKnitte seiner VerwsitungstätigKeit — bei-

spielsweise dss Kriegswesen — wsr er der Obrigkeit direkt ver-
sntwurtiicb. Ls Ksnn niebt unsere ÄukgsKe sein, die Lteilung des

Dokrneisters nsck allen Zeiten Kin sk2uKIären; uns interessiert
prinzipiell »ur seine LätigKeit sls OericKtsKesmter. Lest2uKslten
ist sker Kier, dsö sieK in »einen LunKtionen KerniseKer und Klö-

sterlicker DerrscKsktsKreis ükerscknitten. Onter diesen Ornstän-
den ersekeint dss »nkjektive VsKIreeKt sls ein eigenartiges Lro-
Klem.

DetrseKten wir vorerst einmsi die ReiKe der dss Ämt im vor-
liegenden Zeitraum versekenden Personen. Die nsekkolgende Liste
erkekt nickt ÄnsprueK suk Vollständigkeit; im wesentlicken bssiert
sie nur suk demjenigen iVlsterisl, dss wir sonst kür unsere Ärbeit
Kersn2ieKen muüten. Die Osten Kinter den legmen K«2ieKen sieK

auk dss lzueiienmäöig erwiesene erste und Iet2te Äuktreten. Lin-
2eine IVlggistrsten sind nur einmsi K«2eugt, sie werden durekwegs
in der ersten Xolonne sngekükrt. Vo suk den Lundort niekt
speziell verwiesen wird, sind die entspreekenden Xönigskelder
OrKunden im 8tsstssreKiv Äsrsu gemeint. Ls KeKIeideten die Dok-

Meisterwürde:
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Rutschmann,
Landammann von Bremgarten

Ulrich Klingelfuß von Baden
Johann Nägeli von Klingnau
Ulrich Münz von Arbon
Hemmann Meier von Klingnau
Johann Bernold [von ?]
Ulrich am Buel von Waldshut
Rudolf Kim [von ?]
Nikiaus Fricker von Brugg
Heinrich Sager von Bremgarten
Rudolf Niessli von Zürich
Rudolf Messerli [von ?]
Nikiaus Fricker von Brugg
Ulrich am Buel von Waldshut
Hans Christan von Bremgarten
Heinrich Suter [von ?]
Caspar von Memmerswil
Nikiaus Meyer von Dießenhofen
Cunrat Ragor von Brugg
Ulrich Jäger [von ?]
Hans Bürrer von Brugg
Burkart Ragor von Klingnau

Wir sehen, die Hofmeister waren —

ist — Städtebürger. Es fällt auf, daß kein Stadtberner darunter
ist; aus dem bernischen Staatsgebiet stammten überhaupt nur drei:
Fricker, C. Ragor und Bürrer, alle von Brugg. Rudolf Nießli
stammte aus Zürich, die übrigen kamen aus ehemals österreichischen,

1415 resp. 1460 gemein eidgenössisch gewordenen Städten der
näheren und weiteren Umgebung. Der von 1443—48 und 1465—68
offiziell amtierende, jedoch auch in der Zwischenperiode und nach
1468 als Althofmeister des öfteren das Gotteshaus vertretende
Ulrich am Buel war aus dem österreichischen Waldshut! Diese
Umstände sprechen gegen eine Wahl durch den Landesherrn. Wenn
dieser schon eigene Beamte nach Königsfelden geschickt hätte, so

würde er zweifelsohne vornehmlich bernische Staatsbürger dazu

verwendet haben. Sonst hätte der angeblich angestrebte Zweck auf
Geltendmachung des obrigkeitlichen Einflusses gar nicht erreicht

1416 IL 18. 1418 VI. 11.
1420 XL 25. 1420 XII. 10.
1423 X. 14. 1427 1.18.
1427 X. 16. 1435 VII. 28.
1437 VII. 26. 1437 X. 25.
1439 IL 5. 1440 11.21.
1443 VII. 27. 1448X11. 6.
1450 IV. 27.£!0(i

1450 X. 11. 1453 X. 15.
1454 IV. 22.
1455 VI. 26. 1456 X. 20.
1457 IV. 3. 20 7

1461 1.26. 1465 1.25.
1465 X. 14. 1468 VI. 9.
1470 VII. 20. 1479 V. 26.
1480 III. 3. 1486 VI. 18.
1491 X. 27.'!08

1491 X.27. 1506 IL 6.
1509 1.27. 1510 VII. 12.
1512 IL 9.
1512 VIII. 11. 1522X11. 21.
1524 IL 25.

soweit ihre Hei•kunft bekannt

so» STAB DMis. A, S. 187.

so' STAB Hallwylarchiv.
208 Über die Tätigkeit dieses Hofmeisters ist uns kein direktes Zeugnis

erhalten; er wird nur anläßlich der ersten Erwähnung seines Nachfolgers überliefert.
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LutseKmsnn,
Dsndsmmsnn von öremgsrten

DIrieK rvlingelkul! von ösclen
FoKsnn iVsgeli von liiingnsu
DIrieK Nun« von ÄrKon
Demmsnn IVleier von Xiingnsu
JoKsnn Lernold ^von ?^

DIrieK sm Lue! von VsidsKut
Rudoik Xim ^von ?^

lXiKIsus LricKer von Lrugg
DeinrieK 8sger von Lremgsrten
Rudoik IViessii von ZllrieK
Rudoik Nesserli ^von ?^

IViKIsus Lricicer von Lrugg
DIrieK sm Lue! von VsidsKut
Usus CKristsn von öremgsrten
DeinrieK 8uter svo» ?^

lüsspsr von iVlemmerswil
IViKIsus IVIe^er von DieLenKoken
tüunrst Lsgor von Lrugg
DIrieK Jäger ^von ?^

Dsns öürrer von Lrugg
LurKsrt Ksgor von Xiingnsu

Vir seken, die Dokmeister wsren — soweit ikre DerKunkt KeKsnnt
ist — 8tädteKürger. Ds kslit suk, dsö Kein 8tsdtKerner darunter
i8t; SU8 dem KerniseKen 8tsstsgeKiet 8tsmmten llkerksupt nur drei:
LrieKer, <I. Lsgor und Lürrer, slle von Lrugg. Ludolk IXieKii

stammte sus ZUricK, die übrigen Ksmen su8 ekemsis österreieki-
seken, 1415 resp. 1460 gemein eidgenössisck gewordenen 8tsdten der

nsneren und weiteren Umgebung. Der von 1443—48 und 1465—63
okkisieii amtierende, jedoek suek in der ZwiseKenperiode und nsek
1468 sl8 ÄitKokmeister d«8 ökteren ds8 OottesKsus vertretende
DIrieK «m Lue! wsr sus dem «sterreiekiscken VsidsKut! Diese lini
stände spreeKen gegen eine VsKI durek den DsndesKerrn. Venn
dieser 8eKon eigene Lesmte nsek Königskeiden gesekickt Kälte, so

würde er «weikeisokne vornekmiiek KerniseKe 8tsstsKürger dssu

verwendet KsKen. 8onst Kälte der sngekiick sngestrekte ZweeK suk

OeltendmseKung des okrigkeiliieken Dinklusses gsr niekt erreiebt

1416 II. 18. 1418 VI. 11.
1420 XI. 25. 1420 XII. 10.
1423 X. 14. 1427 1.18.
1427 X. 16. 1435 VII. 28.
1437 VII. 26. 1437 X. 25.
1439 II. 5. 1440 II. 21.
1443 VII. 27. 1443X11. 6.
1450 IV. 27.2 gl!

1450 X.II. 1453 X. 15.
1454 IV. 22.
1455 VI. 26. 1456 X. 2«.
1457 IV. 3. SU 7

1461 1.26. 1465 I. 25.
1465 X. 14. 1463 VI. 9.
1470 VII. 20. 1479 V. 26.
1430 III. 3. 1486 VI. 18.
1491 X. 27.^°»
1491 X. 27. 1506 II. 6.
1509 1.27. 151« VII. 12.
1512 II. 9.
1512 VIII. 11. 1522 XII. 21.
1524 II. 25.

s<» 81^« DNis. 8.137.
2»? 81^L NsllvvIsrcKiv.
2»s Ober ciie lAtigKeit clieses Hokrneisters ist uns Kein clirektes Zeugnis er-

Kalten; er virä nur snIälZIicK 6er ersten LrväKnung seines IVseKkolgers iiberliekert.
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werden können. Hiezu kommt noch eine große Verschiedenheit in
der Amtsdauer, wobei vor allem die lange Tätigkeit von Christan
(9 Jahre), Niki. Meyer (15 Jahre) und Bürrer (12 Jahre) auffällt.
Auch die jeweilige zweite Amtsperiode von am Buel, Fricker und
Nießli entspricht nicht den Prinzipien bernischer Verwaltung. Das

alles sind Indizien, die für eine Bestellung der Hofmeister durch
das Kloster sprechen.

Wirklich liefern uns auch zwei Missive Berns aus der
sogenannten «Übergangszeit»209 den ausdrücklichen Beweis hiefür. Am
10. Febr. 1524 schrieben Schultheiß und Rat an die Stadt Klingnau:

«Wir werden bericht, wie ir den hoffmeister dess gotzhus Küngs-
fälden wider zu uch zu ziechen erfordert und das ouch derselb
sölicher uwer begär statt zethûnd fürgenomen habe. Das aber
den geistlichen frowen ettwas swär und widrig sin wil, danne
der genant hoffmeister hatt sich an irem dienst und in ver-
sächung sins ampts also gehalten, das si inn fürrer by inen zu
beliben begären und uns ouch darumb anrüffen, inen gegen uch
beholffen und fürderlich zu sind. Und so nu den berürten
geistlichen frouwen unkomlich und nit wol möglich sin wil, sich
also schnell mit einem andern hoffmeister zu besorgen, ist an
uch unser fruntlich bitt, uch wolle gefallen, gunst und willen zu
geben und den genanten hoffmeister güttlich züvermogen, noch
ein jar an dem ampt zu beliben Hie zwuschen werden si umb
ein andern nachfrag haben und in danathin güttlichen ab und
heim ziehen lassen.»210

Elf Tage später heißt es in einem Brief an den Hofmeister Burkart
Ragor selbst:

«Uns langet an, wie du in willen syest, din ampt uff zu geben
und dich wider gan Diessenhoffen211 zu fügen. Und söllich uss
erfordern und berüffen diner herren und obern daselbs zu Diessenhoffen.

Das aber den geistlichen frowen ettwas schwär und
widrig sin wil; dann du hast inen in massen gedienet, das si
begären, dich fürer by inen zu behalten, besunder in disen wider-
wertigen wäsen, dar inn si ettliche zyt gestanden sind und noch
zum teil stand. Und haben uns gebätten, darum den genanten

so» Ungefähr von 1510 an mußte sich das Kloster in gewissen Fällen Eingriffe
in seine Selbständigkeit gefallen lassen. Das Nähere hierüber vergi. § 26.

aio STAB DMis P, S. 225.
211 Dießenhofen muß eine Verschreibung für Klingnau sein. In der

Überschrift zum 1. Missiv wurde der gleiche Fehler korrigiert; aus Versehen wurde das

hier unterlassen. Hofmeister Ragor nennt sich am 31. V. 1525 Bürger von Klingnau
(AU Brugg Nr. 359).
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verde» Ii«»»«». Oiezu Kommt noek eine groöe VerscKiedevKeit i»
der Ämtsdauer, wobei vor allem die lange Tätigkeit vo» Corista»
(9 IsKre), IViKI. iVlever (15 IsKre) u»d LUrrer (12 IsKre) auffüllt.
ÄucK die jeweilige «weite Ämtsperiode vo» sm Luel, LrieKer uud
IVieöli entsprickt nickt de» Lrinzipien KerniscKer Verwaltung. Das

alles sind Indizien, die kür eine Bestellung der Hofmeister dure»
dss Xloster spreeKen.

VirKIicK liefern uns aucn zwei iVlissive öerns »us der söge-
nannten «Obergangszeit»^ den ausdrüeklieken Leweis Kiekür. Äm
10. Lebr. 1524 sekrieken LcKultKeiö und Lst «n die Ltsdt Xlingnsu:

«Vir werden KerieKt, wie ir den Kokkmeister des« gotzkus Küngs»
fslden wider zu uen zu zieenen erfordert und dss ouek derselk
solicker uwer begsr statt zetkünd kürgenomen KsKe. Oss aber
den geistlichen krowen ettwas swär und widrig sin wil, danne
der genant Kokkmeister Kstt sieK sn irem dienst und in ver-
ssckung sins smpts sls« gekslten, das si inn kllrrer Kv inen zü
KeliKen Kegären und uns ouek darum» «nrüffen, inen gegen neb
KeKolkken und kürderliek zu sind. Ond so nu den berürten geist»
lieben krouwen unkomlick und nit wol moglick sin wil, sieb
also seknell mit einem sndern Kokkmeister zn Kesorgen, ist sn
uek unser kruntliek Kitt, uek wolle geksllen, gunst und willen zu
geken und den gensnten Kokkmeister güttlick züvermogen, noek
ein jsr sn dem smpt zu KeliKen Oie zwuseken werden si umk
ein sndern nsekkrsg KsKen und in danstkin güttlicken sk und
Keim zieken lassen.»^^

LIk Lage später Keiüt es in einem Lriek an den Ookmeister öurlcsrt
Lsgor selkst:

«Ons langet sn, wie du in willen svest, din smpt ukk zü geken
und dick wider gsn OiessenKokken^" zü kügen. Ond sölliek uss er»
kordern und berükken diner Kerren und «Kern dsselks zü Oiessen»
Kokken. Oss sber den geistlicken krowen ettwss sckwsr und
widrig sin wil; dsnn du Ksst inen in msssen gedienet, dss si Ke»

gären, dick kürer Kv inen zu bekslten, Kesunder in disen wider»
wertigen wäsen, dar inn si ettlicke zvt gestanden sind und nocK
zum teil stand. Ond Kaken uns gekätten, darum den gensnten

z«» IlngeliiKr von 1510 SN muüte sieK ciss Kloster in gewissen LsIIen Lingrikke
in seine 8eIbstsncligKeit gelsllen Isssen. Oss NsKere Kierüber vergi. Z 26.

»>° 81'^S vlvlis 8.225.
»>> OieLenKolen rnulZ eine VerscKreibung kür Klingnsu sein. In cler Dber-

sekrilt Tum 1. IVIissiv wurcle cier gieicke Lenler Korrigiert; sus Verseken wurcle clss

Kier unterisssen. Holmeister Hsgor nennt sick um 31. V. 1525 öürger von Xlingnsu
Lrugg Nr.359>.
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von Diessenhoffen zû schriben und inen gegen denselben beholf-
fen und furderlich zu sind, dich fürer an irem dienst verharren
zu lassen. Und so wir der gûtten neygung sind, den obbemelten
geistlichen frowen zu erschiessen, und daby ouch inen nit kömlich

sin wil, sich jetz angentz mit einem andern hofmeister zû
versächen, haben wir sölliche begärte schrifft an die genanten
von Diessenhofen ergan lassen, Und begären daruff an dich
fruntlich, du wellist der frowen notdurfft und neygung, so si zû
dir für ander tragen, ansächen und in irem dienst und an dem
bishar gehapten ampt noch ein jar belyben und inen In mittler

zytt warden si umb einen andern nachfrag haben, und ob si
dich lenger nit mögen behalten und erbitten, alldann sich
besorgen und versächen, wie das ir notdurft vordert.»212

Diese Schritte des Kastvogtes verliefen allerdings resultatlos.
Um den unhaltbaren Zuständen ein Ende zu bereiten, sah sich

Bern veranlaßt, selbst den Nachfolger zu bestimmen. Im
Ratsmanual vom 1. April 1524 findet sich darüber der lapidare Satz:

«Zu 'einem hoffmeister gan Kunigsfälden ist Mattstetter
erweit.»213

Er eröffnet die bis 1798 ununterbrochene Reihe der stadtberni-
schen Hofmeister. Ein paar Jahre früher hätten die Frauen diese

Wahl als schweren Eingriff in ihre Rechte empfunden und sicherlich

dagegen gehörig protestiert. Am Vorabend der Reformation
mochten sie es — wenn nicht selbst verlangt — widerspruchslos
hingenommen haben, so sehr waren sie von den Problemen und
Ideen der neuen Lehre in Anspruch genommen. Über die Stellung
Mattstetters vergi. S. 122 f.

Abschließend ergibt sich aus dem zusammengetragenen Material,

daß Königsfelden auch nach 1415 in Bezug auf die Gerichtsbarkeit

über das Eigenamt in seiner von den Herzogen von Österreich

erlangten autonomen Stellung verblieb. Den zahlreichen, in
dieser Hinsicht positiven Belegen steht nicht eine einzige Quellenstelle

gegenüber, die für konstante Eingriffe Berns spricht. Es ist

merkwürdig, daß die historische Forschung bei dieser Sachlage

zum entgegengesetzten, in § 22 erwähnten Ergebnis gelangen
konnte. Unseres Erachtens kann der Grund hiefür nur nachstehender

sein: Man folgerte, daß Königsfelden durch den Zusammenbruch

der habsburgischen Machtstellung im Aargau seiner natür-

212 STAB DMis. P, S.226.
213 STAB RM Nr. 201, S. 119.
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von DiessenKokken sü sckriken unci inen gegen denselben bekolf.
ken und kurderlick sä sind, dick kürer sn irern dienst verksrren
«ü lassen. Und s« wir der gütten nevgung sind, den oKKemelten
geistlichen krowen sü ersekiessen, und dskv oueli inen nit Köm-
lick sin wil, siclr jets sngents mit einem andern Kokrneister sü
versacken, Kaken wir söllicke Kegärte sckrikkt sn die genanten
von DiessenKoken ergsn lassen, lind Kegaren darukk an dick
kruntlick, du wellist der krowen notdurkkt und nevgung, so si sü
dir kür ander tragen, ansseken und in irem dienst und an dem
KisKsr gekspten smpt nocK ein jsr KelvKen und inen In mitt-
ler svtt wsrden si umk einen sndern nsckkrsg KsKen, und ok si
dick lenger nit mögen KeKslten und erKitten, slldsun sick Ke-

sorgen und versscken, wie das ir notdurkt vordert.»^^
Diese 8cKritte des Xsstvogtes verliefen allerdings resuitatios.
Dm den unksitbsren Zuständen ein Onde su bereiten, ssk sieK

Lern versnisöt, selbst den IXaeKkolger su bestimmen. Im Dsts
manual vom 1. Äprii 1524 kindet sieb dsrUKer der Ispidsre 8ats:

«Zü einem Kokkmeister gsn Xunigskäiden ist Nsttstetter er-
weit.»«'«

Dr erökknet die Kis 1793 ununterkroekene DeiKe der stsdtkerni-
seken Dokmeister. Din pssr IsKre krüker Kälten die krauen diese

VsKI sls sekweren Dingrikk in ikre Deckte empfunden und Sieker-
lick dsgegen gekörig protestiert. Äm VorsKend der Deformation
moekten sie es — wenn niekt selbst verlangt — widersprucksios
Kingenommen Kaken, so sekr waren sie von den DroKIemen und
Ideen der neuen DeKre in ÄnsprucK genommen. Oker die ötellung
l>lsttstetters vergi. 8. 122 f.

ÄKseKIieöend ergibt sieK sus dem sussmmengetrsgenen IVlste-

risi, dsö Königskeiden suek nsek 1415 in Desug suk die OericKts-
KarKeit Uber dss Digensmt in seiner von den Dersogen von Oster-
reiek erlangten autonomen 8tellung verkliek. Den sgklreieken, in
dieser DinsieKt positiven Delegen stekt nickt eine einsige (Quellen-
stelle gegenüker, die kür Konstante Dingrikke Derns spriekt. Ds ist

merkwürdig, daö die KistoriscKe DorseKung Kei dieser 8aeKIsge

sum entgegengesetsten, in H 22 erwäknten LrgeKnis gelangen
Konnte. Onseres DrseKtens Ksnn der Orund Kiekür nur nseksteken-
der sein: IVlsn folgerte, dsö Königskeiden dnrck den Zusammen-
Krück der KaKsKurgiseKen iVIaeKtsteliung im Äsrgsu seiner nstür-

2>s 81^8 OIvli8. s. 226.

81^S IZIvl Nr. 201. 8. IIS.
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liehen Schirmer und Beschützer beraubt wurde und dem bernischen

Eroberungsdrang und Annektierungswillen machtlos gegenüber

stand. Das ist richtig, aber ein solches Vorgehen hätte
zweifellos zu Protesten des Konventes bei kirchlichen (Bischof von
Konstanz, Papst) und weltlichen (seit 1417 genoß das Stift
Reichsschirm) Instanzen geführt. Zudem würde sich in der Eidgenossenschaft

und auch innerhalb des eigenen Staates ein starker Widerstand

erhoben haben; denn weite Kreise hätten sich in ihren
religiösen Empfindungen verletzt gefühlt. Außerdem waren durch die
außerordentlichen Kriegsausgaben (Aargauerzug, alter Zürichkrieg)
die Staatsfinanzen ziemlich erschöpft, sodaß 1448 sogar zu einer
vorübergehenden Verpfändung des Aargaus an die übrigen
Eidgenossen geschritten werden mußte.214 Unter diesen Umständen

war es ein Akt staatspolitischer Klugheit, daß die Regierung sich
auf keine Experimente einließ, die möglicherweise zu Komplikationen

führen konnten, welche die Kräfte des Staates hätten
übersteigen können.

§ 25. Gerichtsherrliche Befugnisse anderer Herrschaften

In § 16 haben wir gesehen, wie im 14. Jahrhundert den
Inhabern der Herrschaften Brunegg, Habsburg und Wildegg im Eigenamt

gewisse Jurisdiktionelle Befugnisse zustanden. Es handelte sich
dabei ausschließlich um originär habsburgische Rechte, die größten
Teils durch Belehnung, teilweise auch durch Verpfändung den

Herzogen entfremdet worden waren. Diese Verhältnisse bestanden
während der ganzen Dauer der österreichischen Regierung und
wurden 1411 endgültig von Königsfelden übernommen. Wir haben

nun zu untersuchen, wie es sich mit diesen Exemtionen in der
vorliegenden Periode verhält.

1. Wildegg:
Aus quellentechnischen Gründen versparten wir die Analysierung

der der Herrschaft Wildegg in Altenburg zustehenden Befugnisse

auf diesen Zeitpunkt. Wir haben zunächst die Entstehung
dieser Exemtion darzutun: Am 11. Mai 1380 bestätigte Herzog
Leopold den Herren von Hallwyl alle ihre Lehen, darunter «Wildegg

2» Tillier, Geschichte des Freistaates Bern, II S. 132.
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lieben 8eKirmer unci ReseKütser KersuKt wurde und clem Kerni-
seken LroKerungsdrsng und ÄnneKtierungswillen msektlos gegen-
über stsnd. Dss ist riektig, sber ein solebes Vorgeben Kälte uvei-
fellos su Lrotesten des Konventes bei KireKIieKen (DiseKof von
Konstsns, Lspst) und weltlicken (seit 1417 genoö dss 8tikt ReieKs-

sebirm) Instsnsen gekübrt. Zudem würde sieb in der Lidgenossen-
seksft und sueb innerbslb des eigenen 8tsstes ein starker Vider-
stsnd erboben bsben; denn weite Kreise Kstten sieb in ibren reli-
giösen Lmpfindungen verletzt geküKIt. ÄuLerdem wsren durek die
suLerordentlieKen KriegssusgsKen (Äsrgsuersug, «Iter ZürieKKrieg)
die 8ta«tskin»n2en siemliek erseköpft, sodaL 1443 sogar 2U einer
vorükergekenden Verpfandung des Äsrgaus an die übrigen Lid-
genossen gesebritten werden muöte.^" Dnter diesen Dmständen

wsr es ein ÄKt stsstspolitiseker Klugkeit, dsö die Regierung sieK

suk Keine Experimente einlieü, die mögliekerweise su KompIiKs-
tionen fükren Konnten, weleke die Kräfte des Staates Kätten üker-

steigen Können.

§ 23. (^ericvtslierrlicke LekiiAnisse «ncìerer Herrscnssten

In H 16 KsKen wir geseken, wie im 14. IsKrKundert den In-
Ksbern der DerrseKsktev Drunegg, HsKsKurg und Vildegg im Ligen-
smt gewisse jurisdiktionelle Dekugnisse Zustanden. Ls bändelte sieK

dskei »usseKIieölicK um originär KsKsKurgiseKe ReeKte, die gröüten
Leils durek DeleKnung, teilweise suek durek Verpfändung den

Herzogen entfremdet worden waren. Diese VerKLItnisse bestanden
wäbrend der ganzen Dauer der österreiebiseben Regierung und
wurden 1411 endgültig von Königskeiden übernommen. Vir KsKen

nun «n untersueken, wie es sieK mit diesen Lxemtionen in der vor-
liegenden Leriode Verkält.

Äus czuellenteckniscken (Gründen verspsrten wir die Änsl^sie-
rung der der DerrseKakt Vildegg in ÄltenKurg sustekenden Defug-
nisse suk diesen Zeitpunkt. Vir Kaken «unsebst die LntsteKung
dieser Lxemtion dsrsutun: Äm 11. iVIsi 1380 bestätigte Herzog
Leopold den Derren von DsIIwzd alle ibre Leben, darunter «Vildegg

Silber, OescKioKte cie» kreistsste. Lern, II 8,132.
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die vesten», Holderbank das dorf Möriken und Altenburg,
die dörffer mit lütten und guttern und mit aller zugehôrung».215
Der Anlaß zur Erteilung dieses sogenannten «diploma restauratio-
nis» war ein Brand des Schlosses Hallwyl, wobei sämtliche
Dokumente und Briefe, welche die Hallwyl von Österreich hatten,
vernichtet worden waren. Der Übergang der Wildegg erfolgte also vor
1380. Nach Merz muß die Burg durch Kauf von Johann I. von Hallwyl,

der 1348 starb, erworben worden sein; seine Rechtsvorgänger
waren die Schenken und Truchsessen von Habsburg und Wildegg,
zwei habsburgische Dienstmannengeschlechter, die bereits im 13.

Jahrhundert das Burglehen Wildegg innehatten.215a Damit geht die
lückenlose Reihe der Inhaber weit über die Entstehungszeit des

Urbars hinaus zurück. Den Zeitpunkt, in dem gewisse Rechte in
Altenburg mit dem Burglehen zu Wildegg verbunden wurden,
nennt kein urkundlicher Beleg. Expressis verbis stammt die älteste
Kunde hierüber aus dem Jahre 1380 in der oben angeführten Form.
Es ergibt sich aber bereits aus dem Charakter des diploma restau-
rationis, daß die Verbindung älter ist. Dazu kommt folgendes: Am
10. Juni 1372 belehnte Herzog Albrecht von Österreich Thüring I.
von Hallwyl «mit der Veste (Wildegg) und Gericht, Twing und
Bann und Wildbann, wie es ihm von seinem Vater sei. (Johann L.
der Erwerber der Wildegg von den Truchsessen) zugefallen».2151'
Es wird also 1372 in Bezug auf den Umfang der mit der Burg
verbundenen Rechte auf den Zustand von 1348 verwiesen, daraus

folgt, daß diese Rechte von 1348—1372 keine Erweiterung erfuhren.

Johann I. selbst scheint nicht lange im Besitz der Wildegg
gewesen zu sein, er muß diese vielmehr kurz vor seinem Tode
gekauft haben.215c Es ist darum höchst unwahrscheinlich, daß er
selbst die Rechte in Altenburg hinzu erworben hat, diese müssen

vielmehr bereits unter den Truchsessen mit dem Burglehen
verbunden gewesen sein. Immer noch stellt sich die Frage, wann denn

diese Verbindung tatsächlich erfolgte. Eine absolut sichere Ant-

21; SSR Aarg. II 1, S. 608.

2i5a Betr. den Kauf Johann I. vergi. BWA II S. 564; betr. die Schenken und

Truchsessen von Habsburg-Wildegg vergi. BWA I S. 199 ff.
»«b BWA II S.564.
«5c Ebenda. Leider erwähnen die zahlreichen Einnahmen- und Ausgaben-

rödel des Hallwylarchives (STAB) Altenburg mit keinem Wort, da sie nur Bezug

haben auf die Pertinenzen der Stammburg Hallwyl.
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clie vesten», OolderbsnK ciss dork iVIöriKen unci Ältenburg,
ciie dörkker mit lütten unci güttern unci mit »Her sugekörung».^^^
Oer Änlsö sur Lrteiiung dieses sogenannten «dipioms restsurstio-
nis» wsr ein örsnd des 8cKIosses OsIIwvl, wobei ssintlicke OoKu-

mente unci Briefe, welebe ciie OsIIwvl von Österreich hatten, ver-
niektet worcien wsren. Oer Okergang cier Vildegg erkolgte slso vor
1380. IVsch lVlers muö ciie Burg ciureh Xsuk von JoKann I. von Osii-
wvi, der 1348 stsrb, erworhen worcien sein; seine LeeKtsvorgänger
wsren ciie 8cKenKen unci LrucKsessen von OsKsKurg unci Vildegg,
swei KsKsKurgiscKe OienstmannengeseKleeKter, ciie bereits im 13.

JaKrKundert ciss LurgleKen Vildegg innekstten.^^^ Osmil gebt ciie

lückenlose Heike cier Inbsber weil über ciie LntsteKungsseit cles

Orbgrs Kinsus surüek. Oen Zeitpunkt, in ciem gewisse ReeKte in
ÄitenKurg mit «lem Lurgieben su Vildegg verbunlien wurden,
nennt Kein urkunliiicker Beleg. Lxpressis verkis stammt clie älteste
Xuncle KierUKer sus ciem IsKre 1380 in «1er »Ken sngekükrten Dorm.
Ls ergikt sieK sker bereits sus «lem CKsrsKter «les diploma restsu-
rstionis, dsl! die Verbindung siter ist. Ossu Kommt kolgendes: Äm
Ii). Juni 1372 beieknte Oersog ÄlKreeKt von OsterreieK LKüring I.
von OsIIwvl «mit der Veste (Vildegg) nnd OerieKt, Lwing und
Lsnn und ViidKsnn, wie es ikm von seinem Vater sei. (JoKsnn
der LrwerKer der Vildegg von den LrucKsessen) sugeksllen»."^''
Ls wird slso 1372 in Lesug suk den Omksng der mit der Lurg ver-
Kundenen Leckte suk den Zustand von 1348 verwiesen, daraus

koigt, daö diese Leckte von 1348—1372 Keine Lrweiterung erkuk-

ren. JoKann I. seikst sckeint niekt lange im Resits der Vildegg ge-

wesen su sein, er mut! diese vieimekr Kurs vor seinem Lode ge-
Kaukt KsKen.2^c jzz darum KöcKst unwakrsekeiniick, dsl! er
selbst die Leckte in ÄltenKurg Kinsu erworben Kat, diese müssen

vieimekr bereits unter den LrucKsessen mit dem LurgieKen ver-
Kunden gewesen sein. Immer noek stellt sieK die Lrage, wann denn

diese Verbindung tatsscKIicK erkolgte. Line sksoiut siekere Änt-

SS«, äsrg. II 1. S.608.
->'â Letr, clen Xsuk loksnn I, vergi. SV^ II 8,564; betr. ciie ScKenKen unci

Iruelisessen von Ilsosburg-Vii^egg vergi, LV^ I S, 19? kk.

-.°K SVX II 8.564.
ilsc Lbencis. Leicier er>vslinen 6ie z^nlreicben LinnsKmen- unci Ausgaben-

ro6el 6es UsIIwylsrcKives (Sl'^ö) Xltenburg mit Keinem Von, lis sie nur Se2Ug

Ksben suk clie ?ertinen?.en cier Stsmmburg UsIIvcvl.
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wort läßt sich nicht geben, aber nach Abwägen aller Umstände
erscheint doch die Schlußziehung gerechtfertigt, diese Befugnisse
seien bereits vor der Urbaraufnahme den Truchsessen zugestanden,
und sie wären der Grund dafür, daß das Urbar in Altenburg nur
Dieb und Frevel erwähnt, man vergi, auch oben S. 43 ff. Die Hallwyl

verkauften 1437 die Herrschaft Wildegg an Griffensee, von
welchen sie an Baimoos, dann an Bern und schließlich an die Effinger

gelangte (Merz BWA II, S. 564 ff.). Neben den Hallwyl erscheinen

in den Quellen auch die Griffensee und Baimoos als Gerichtsherren

zu Altenburg.
Welches war nun der sachliche Umfang dieser Jurisdiktion?

Eine besondere Öffnung oder Gerichtsmanuale des Twinges Altenburg

sind nicht erhalten. Einzige Quelle bilden vier Urkunden,
nach denen der jeweilige Untervogt von Wildegg-Möriken namens
des Schloßherrn in Altenburg Gericht hielt.216 Ihr Inhalt ist:
Bestellung einer Nutznießung für eine Geldschuld, zwei Fertigungen
und eine Kundschaftsaufnahme. Aus nachfolgenden Erwägungen
muß dem Twingherren zudem eine gewisse Strafgerichtsbarkeit
zugestanden haben: Die Umschreibung im Diplom von 1380 «Altenburg

mit Leuten und Gütern und aller Zugehörde» ist sehr allgemein

gehalten. Hierunter können ohne weiteres auch Hoheitsrechte
fallen, ja diese müssen bei Altenburg — im Gegensatz zu dem
miterwähnten Möriken — in erster Linie gemeint sein; denn seit 1314

hatte Königsfelden hier umfangreichen Besitz, den es um die hohe
Summe von 250 Mark Silbers erworben hatte (vergi, o. S. 44). Eine

Wiederveräußerung fand nicht statt, das Kloster verblieb bei diesen

Gütern. Da Altenburg ein sehr kleines Gebilde war, blieben
als Objekt für eine Belehnung durch die Habsburger in erster
Linie Rechte und nicht Grundbesitz. Die aus den Quellen sich
ergebende freiwillige Gerichtsbarkeit kann nicht hauptsächlichster
Gegenstand des Lehens gewesen sein. Als seinen integrierenden
Bestandteil haben wir vielmehr eine gewisse Jurisdiktion in
Strafsachen zu betrachten. Erst diese war in der Lage, ein eigentliches

2i« Es amteten in dieser Stellung:
1419 IL 9. und 1421 III. 9. Rudi im Bach namens Walter v. Hallwyl.
1452 V. 25. Hans Greser für Peter von Griffensee.
1481 XL 5. Rudi Fischer anstatt Thürings von Baimoos.

Alle vier Urkunden im STAA; die drei ersten als Kgsf. Originale, die letzte in
Nr. 449 (Kgsf. Aktenbuch A), S.947.
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wort IsLt sick niekt geken, sker nsek Äkwsgen slier Dmslsnde er-
sekeint doek ciie 8cKIuLsieKung gereektkertigt, cliese Lekugnisse
seien Kereits vor cler DrKarsukngKme clen LrucKsessen zugestanden,
uncl sie wsren cler Orund dskür, dsö clss OrKsr in ÄitenKurg nur
Dieb unci Lrevel erwsknt, rusn vergi, suck «Ken 8. 43 kk. Die DsII-
wvi verkauften 1437 clie DerrseKakt Vildegg sn Orikkensee, von
weicken sie s» Lsimoos, clsnn sn Lern unci scKlieLIieK «n clie Lkkin-

ger gelangte <Mers LVÄ II, 8. 564 kk.). IVeKen clen DsIIwvl ersekei-

nen in clen (Zueilen suek clie Orikkensee uncl Lsimoos sls OericKts-
Kerren su ÄitenKurg.

VeicKes wsr nun cier ssekiicke Omksng «lieser Jurisdiktion?
Line besondere Okknung «cier Oericbtsmsnusie lies Lwinges Älteu
Kurg sinci niekt erksiten. Linsige ()uelle biiclen vier OrKunden,
nsell clenen cler jeweilige Ontervogt von Vildegg-UöriKen nsmens
cles 8cKI«8Kerrn in ÄltenKurg OericKt Kieit.'^^ IKr InKsit ist: Le-
Stellung einer IXutsnieöung kür eine OeidscKuid, swei Lertigungeu
unci eine KundscKsktssuknsKme. Äus nsckkolgenclen Lrwsguugen
muö dem LwingKerren sudem eine gewisse 8trskgericKtsKsrKeit su-

gestsncien KsKen: Die OmseKreiKung im Diplom von 1380 «Älten-
Kurg mit Leuten unci Oütern unci slier ZugeKörde» ist sekr sllge-
mein gekslten. Dierunter Können «Kne weiteres suck DoKeitsreeKte
ksllen, js cliese müssen Kei ÄitenKurg — im Oegenssts su «lem mit-
erwsknten UöriKen — in erster Linie gemeint sein; denn seit 1314

Kstte Königskeiden Kier umksngreieken Lesits, «len es um «lie Koke
8umme von 250 iVIsrK 8iIKers erworben Kstte (vergi, o. 8. 44). Line
Viederveräuüerung ksnll nickt ststt, clss Kloster verkliek bei «iie-

sen Oütern. Ds Ältenburg ein sekr Kleines OeKiide wsr, KiieKen
sls OKjeKt kür eine DeieKnung durek «lie DsKsKurger in erster
Linie Leckte unci nickt Orundbesits. Die sus clen Quellen sieK er-
gebende kreiwillige OerieKtsKsrKeit Kann nickt KsuptsscKIieKster
Oegenstsnd cles Lebens gewesen sein. Äls seinen integrierenden
Bestandteil KsKen wir vieimekr eine gewisse Jurisdiktion in 8trsk-
sacken su KetrscKten. Lrst diese wsr in der Lsge, ein eigentlickes

->« Ds »mieten in clieser 8teilung:
1419 II. 9. unci 1421 III. 9. Kucii im SseK nsmens Vslter v. NsII«vI.
1462 V. 25. Hsns Oreser liir Peter von Orikkensee.
1431 XI. 5. Rucii LiscKer snststt l'Kürings von Lsimoos.
^Ile vier Oricuncien im 81'^: clie cirei ersten sls Xgsk. Originile, clie letale in
Nr. 449 <Xgsk. äktevbueli ^.), 8.947.
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Gericht mit der dazu notwendigen Zwangsgewalt zu schaffen. Es

ist dies eine allgemeine Erscheinung. Was speziell unsere Quellen
anbetrifft, so ergibt sich aus ihnen auch hiefür ein sicheres Indiz:
1452 sitzt Hans Greser öffentlich zu Gericht «ze Altemburg in dem

dorff in offner, frygen strass und gewenlicher richtstatt». Die
gleiche Formel wird 1481 gebraucht. Es wird also auf die ordentliche

Dingstätte verwiesen; die Ausbildung einer solchen war aber

nur bei regelmäßiger Abhaltung des Gerichtes möglich. Diese

Kontinuität wurde durch die freiwillige Gerichtsbarkeit allein
nicht gewährleistet, sondern es mußte zu dieser noch eine Beurteilung

von Strafsachen kommen. Ein weiterer Beweis für unsere
Annahme ist die Entstehung eines eigenen Gewohnheitsrechtes; die

Fertigung von 1452 geschieht «alles nach recht, sitt und geweuheit
des gerichtes und twinges ze Altemburg». So unzweifelhaft es ist,
daß unsere Exemtion eine bestimmte Strafgerichtsbarkeit umfaßte,
so ungleich schwerer ist es, deren sachlichen Umfang festzustellen.
Sicher verblieb den Habsburgern respektive dem Kloster das

Blutgericht. Jede weitere Abgrenzung scheitert am Fehlen einschlägiger

Quellen. So müssen wir uns mit der Feststellung begnügen,
daß dem Twingherrn von Wildegg in Altenburg kraft Lehen eine
bestimmte, sachlich jedoch nicht umschreibbare, niedergerichtliche
Kognition zukam.

Das Gericht zu Altenburg verschwand im Laufe der
vorliegenden Epoche. Die Baimoos verkauften die Herrschaft Wildegg.
Es ging aber mehrere Jahre bis es zu einem endgültigen Abschluß
kam; denn der Käufer, Albin von Silenen, war Bern nicht genehm,
weshalb es — wenn auch höchst widerwillig, wie aus verschiedenen
Ratsbeschlüssen hervorgeht — die Herrschaft um die gleiche
Kaufsumme von 3600 Gulden an sich zog. Die Stadt suchte das wenig
einträgliche Objekt bald los zu werden und trat deswegen in
Verhandlungen mit Kaspar Effinger von Brugg. Um die Summe von
1730 Gulden kam es am 21. November 1483 zum Abschluß,
endgültig verbrieft wurde der Kauf erst am 26. November 1484. Das

Nähere hierüber vergi, man Merz BWA II, S. 566 f. Die
Kaufurkunde217 bringt eine sehr genaue Umschreibung der Pertinenzen
der Herrschaft. Altenburg ist aber darin nicht mehr erwähnt; auch
findet sich in der Folge in den Quellen nicht die geringste Spur,

«" STAA Lenzburgcr U.; Druck: Th. v. Liebenau, Burg Wildegg, S. 168 ff.
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OerieKt mit lier «issu notwendigen Zwsngsgewslt sekskken.
ist liies eine sllg«m«ine LrseKeinung. Vas speziell unsere Quellen
snbetrikkt, s« ergibt sieb sus iknen suen Kiekür ein siekeres Indis:
1432 sitst Osns Oreser ökkentiiek su OerieKt «se ÄltemKurg in liera
durkk in okkner, krvgen strsss unii gewenlieker riektststt». Die
gleieke Lormel wird 1481 gekrsuekt. Ls wird slso suk die orcient
iieke Oingststte verwiesen; die ÄusKildung einer soieken wsr sker
nur bei regelmskiger ÄKKsltung des OerieKtes mögliek. Oiese

Kontinuität wurde durek die kreiwillige OerieKtsbsrKeit «Hein
nickt gewährleistet, sondern es muLte su dieser noek eine öeurtei-
lung von StrsksseKen Kommen. Lin weiterer Leweis kür unser«
ÄnnsKme ist die LntsteKung eines eigenen OewoKnKeitsrecKtes; die

Lertigung von 1432 gesekivkt «slies nseb reekt, sitt und gewenkeit
des geriektes und twinges se ÄitemKurg». 8o unsweikeikskt es ist,
dsö unsere Lxemtion eine Kestinnnte StrskgerieKtsKsrKeit umksöte.
so ungieiek s«Kw«r«r ist es, deren ssekiieken Ornksng kestsusteiien.
Sieker verKIieK den OsbsKurgern respektive dein Kloster dss Lint-
gerickt. Jede weitere ÄKgrensung sekeitert sin LeKIen einsekiägi-

ger Quellen. So niüssen wir uns mit der Leststeiiung begnügen,
dsö den, LwingKerrn von Vildegg in ÄitenKurg Krskt LeKen «ine
bestimmte, sscbiick jedoek niekt umsckreibbsre, niederg«riektiieke
Kognition suksm.

Oss OericKt su Ältenburg versebwsnd im Lsuke d«r vurlie-
gend«n LpoeKe. Oie Lsimoos verksukten die OerrseKskt Vildegg.
Ls ging sker mekrere IsKre Kis es su einem endgültigen ÄKseKIuö

Ksm; denn der Ksuker, Äibin von Siienen, wsr Lern niekt genekm,
wesksib es — wenn sueb KöeKst widerwillig, wie sus versckiedenen
LstsKeseKIllssen KervorgeKt — die OerrseKskt um die gieieke Ksuk-

summe von 36öl) Oulden sn sieK sog. Oie Stsdt suekte dss wenig
eintrggiieke OKjeKt Ksid los su werden und trst deswegen in Ver-
Ksndiungen mit Ksspsr Lkkinger von Lrugg. Om die Summe von
1730 Oulden Kam es sm 21. IVovemKer 1483 sum ÄkscKIuIZ, end-

gültig verkriekt wurde der Ksuk erst sm 26. IVovemKer 1484. Os»

IVsKere Kierüber vergi, msn iVlers LVÄ II, S. 366 k. Oie Ksuk-
Urkunde^ Kringt eine sekr genaue OmseKreiKung der Lertinense»
der OerrseKskt. ÄltenKurg ist »der dsrin niekt mekr erwsknt; suek
kindet sieK in der Loige in den Quellen niekt die geringste Spur,

»" 8?^X Leii-biireer v.; vriiclc: "IK. v. Lisberiail, Siire Vilaeee, 8.168«.
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daß die Effinger hier irgendwelche Rechte ausgeübt hätten. Die
Nichteinbeziehung dieser Gerechtigkeit in den Kauf ist nicht
besonders auffallend. Auch andere ursprünglich zur Herrschaft
gehörende Teile, wie die Twinge Dintikon, Ammerswil und Othmar-
singen, machten den Übergang nicht mit, daher auch die große
Differenz in den Kaufsummen Balmoos/Bern und Bern/Effinger.
Das Schicksal der Gerechtigkeit zu Altenburg ist nun folgendes:
Entweder wurde sie von Bern zurückbehalten und nachträglich
Königsfelden — ob schenkungsweise oder entgeltlich muß mangels
Belegen dahingestellt bleiben — abgetreten, oder dann verkaufte
sie Thüring von Baimoos noch direkt an das Kloster. Auf alle
Fälle kehrte das Dorf in seine angestammte Umgebung, das Eigenamt,

zurück. Für die gesamte Rechtsprechung waren hier fortan
die klösterlichen und nach der Reformation die bernischen Instanzen

zuständig.

2. Brunegg.
Zum Beginn der vorliegenden Epoche befand sich dieses Burglehen

im Besitze der Geßler. Sein weiteres Schicksal ist nach Merz
BWA I, S. 164 ff. nachstehendes: Die Eroberung des Aargaus
brachte keinen Wechsel der Inhaber. Als jedoch Wilhelm Geßler

vor 1440 starb, entbrannte um sein Erbe ein heftiger Streit, in
dessen Verlauf Bern die Burg an sich zog. Die Stadt verblieb
längere Zeit in ihrem Besitze. Ein Versuch, die Ringoltingen damit
zu belehnen, schlug fehl. Am 1. März 1470 Urkunden Schultheiß
und Rat, daß sie Heinrich Rot von Aarau mit der Herrschaft
belehnt hätten; doch schon zwei Jahre später erfolgte die
Wiederaufgabe. Am 4. Mai 1473 ging Brunegg an die Segesser über. Während

der Reformation kam es zu Anstößen mit Bern, sodaß dieses

die Herrschaft an sich zog. Auf Intervention der Eidgenossen hin
wurden die Segesser wieder damit belehnt. 1538 erwarb jedoch
Bern die Burg endgültig und unterstellte sie dem Vogt von Lenzburg.

Oben S. 62 angestellte Untersuchungen vermochten infolge
Mangel an einschlägigen Quellen keine Klarheit zu schaffen über
die dem Twingherren im Dorfe Brunegg zustehende Gerichtsbarkeit.

Aus der vorliegenden Epoche verfügen wir über nachstehende,
in dieser Hinsicht positive Belege:

a) 1430 wurde in Bern ein Streit zwischen den Geßlern, als
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dsö die Lkkinger Kier irgendwelcke KeeKte susgeükt Kstten. Die
iVieKteinKesieKung dieser OerecKtigKeit in den Xauk ist niekt Ke-

sonders sukksllend. ÄueK andere ursprüngliek sur OerrseKskt ge-
Körende Leile, wie die Lwinge OintiKon, Ämmerswii und OtKmsr-
singen, msekten den Okergsng niekt mit, daker «uek die groöe
Oikkerens in den Xsuksummen Lsimoos/Lern und Lern/Lkkinger.
Das LeKieKssl der OereeKtigKeit su ÄitenKurg ist nun folgendes:
Entweder wurde sie von Lern surüeKKeKsiten und nsekträgliek
Königskeiden — ok sekenkungsweise oder entgeitiiek muö mangels
Belegen dskiogestelit KieiKen — skgetreten, oder dsnn verkaufte
sie LKüring von Lsimoos noek direkt sn dss Ivioster. Änk slle
Löiie KeKrte dss Dorf in seine angestammte OmgeKung, dss Ligen-
smt, surück. Lür die gesamte LeeKtspreeKnng wsren Kier fortsn
die KlösterlieKen und nsek der Reformation die KerniseKen Instan-
sen sustsndig.

örnniZAK.

Zum öeginn der vorliegenden LpoeKe Kefsnd sieK dieses Lurg-
leken im Lesitse der Oeöler. Lein weiteres LeKieKssi ist nsek iVIers

LVÄ. I, 8. 164 ff. nsckstekendes: Die LroKerung des Äsrgsu»
KrseKte Keinen VeeKsei der InKsKer. Äls jedoek ViiKeim Oeöler

vor 1440 stsrk, entbrannte um sein LrKe ein Kektiger 8treit, in
dessen Verlauf Lern die Lurg sn sieb sog. Oie 8tadt verblieb lsn-

gere Zeit in ibrem Lesitse. Lin VersueK, die Lingoltingen damit
su KeieKnen, seKIug feKI. Äm 1. IVlärs 1470 Urkunden 8eKultKeiö
und Lst, daü sie OeinrieK Rot von Äsrau mit der OerrseKskt Ke-

ieknt Kstten; doek sekon swei IsKre später erfolgte die Vieder-
sukgake. Äm 4. iVlsi 1473 ging Lrunegg an die 8egesser üker. VäK-
rend der Reformation Kam es su Änstööen mit Lern, sodsö dieses

die OerrseKskt an sieK sog. Äuk Intervention der Lidgenossen Kin
wurden die 8egesser wieder damit KeieKnt. 1533 erwsrb jedoek
Lern die Lurg endgültig und unterstellte sie dem Vogt von Lens-

Kurg.
OKen 8. 62 angestellte OntersueKungen vermoekten infolge

IVtsngei an einsekiägigen (Zueilen Keine XIarKeit su sekskken üker
die dem LwiogKerren im Oorke Lrunegg sustekende OerjeKtsKsr-
Keit. Äus der vorliegenden LpoeKe verfugen wir üker nsckstekende,
in dieser OinsieKt positive Belege:

a^i 1430 wurde in Lern ein Ltreit swiseken den Oeölerv, als
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damaligen Inhabern der Herrschaft, und den Segessern wegen des

Dorfes Tägerig entschieden. Die Segesser hatten das Streitobjekt
von der Gegenpartei gekauft und klagten, sie würden von ihr in
der Ausübung der erworbenen Rechte beeinträchtigt. Der Standpunkt

der Verkäufer, dem sich auch Schultheiß und Rat anschlössen,

gründete sich auf folgendes:

«Aber vormalen bi langen zit so weren die von Wolon und ouch
her Heinrich Gessler, sin vatter, einer genossami sament und
mit einander überkomen als von der lüten wegen ze Tegri und
ze Brunegg und darumb so denn jetwedem zugehört.»218

Der Prozeß ist ziemlich verwickelt.219 Hier interessiert uns allein
die Tatsache, daß der Schloßherr über die Leute von Brunegg
irgendwelche Abmachungen treffen konnte. Folglich waren seine
Rechte sehr umfangreich und mußten auch eine gewisse Jurisdiktion

umfassen. Diese ergibt sich auch aus nachstehenden zwei
«Gerichtsurkunden».

b) Am 25. Januar 1490 urkundet Rudolf Segesser, daß er «im
hus zû Mellingen zû glycher wys, als ob ich im twing zû Brunnegg
mit verbannem gericht» an Stelle seines Bruders, seines Vetters
und seiner selbst zu Gericht saß.220 Am 9. Februar 1521 tut Ulrich
Segesser kund, daß er «öffentlich zu Brunegg mit verbannem
gericht mit den rechtsprechern zû gericht» gesessen ist.221 Beide
Urkunden haben Fertigungssachen zum Inhalt. Wir haben es hier
mit einer analogen Erscheinung von Altenburg zu tun. Integrierender

Bestandteil des Gerichtes zu Brunegg war eine gewisse
Jurisdiktion in Strafsachen; überliefert wird uns seine Existenz jedoch
nur durch die vor ihm zwecks Erlangung des öffentlichen Glaubens

vorgenommenen Akte der freiwilligen Gerichtsbarkeit.

c) Für den sachlichen Umfang der Rechtsprechung verfügen
wir über eine weitere Quelle. Ums Jahr 1536 wurde die
sogenannte «Beredung umb das hus Brunegg» aufgenommen. Es han-

218 STAB OSPB B, S. 245.
219 Tägerig war ursprünglich österreichisches Lehen derer von Reußegg, es

gelangte dann als Unterlehen an die von Wolon, von diesen durch Verpfändung an

die Geßler. Schon vorher war zwischen diesen und denen von Wolon eine
Verabredung über die gemeinsame Verwaltung ihrer Güter (einschließlich Brunegg)
getroffen worden.

220 STAA Lenzburger U.
221 STAA Nr. 754 (Lenzburger Dokumentenbuch I), S. 337.
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dsmsligen InKsKern lier DerrseKskt, unci den öegessern wegen lies
Dories Lsgerig entsekieden. Die 8egesser Kstten dss 8treitobjeKt
von lier Cegenpsrtei gekauft unii KIsgten, sie würden von ikr in
der Ausübung der erworbenen Deebte KeeintrscKtigt. Der 8tsnd-
Punkt der Verkäufer, dern sieb sucb 8eKuItKeiö und Dst snseKIos-

sen, gründete sieb suk folgendes:

«Äber vormsien Ki Isngen sit so weren die von Volon und ouek
ber Deinrieb Cessler, sin vstter, einer genosssmi ssrnent und
mit einander ükerkomen sls von der Illten wegen se legri und
se Drunegg und dsrumb so denn jetwedem sugebört.»^»

Der Drosel! ist siemiieb verwiekeit.'^ ZZjgr interessiert uns »Hein
die LstsscKe, dsl! der öcKIoöberr über die Deute von Drunegg
irgendwelebe ÄKmseKungen trekken Konnte. DolglieK wsren seine
Deckte sebr umksngreieb und mußten sueb eine gewisse JurisdiK-
lion umksssen. Diese ergibt sieb sucb sus nscbstebenden swei «Ce-

ricktsurkunden ».

Äm 25. Isnusr 149U urkundet Dudolk 8egesser, dsl! er «in,
bus sü IVIellingen sü gl^cber wvs, sls ob icb im twing sü Drunnegst
mit verbsnnem gericbt» sn Stelle seines Druders, seines Vetter»
und seiner selbst su Ceriebt ssk.^ Äm 9. LeKrusr 1521 tut DIricb
8egesser Kund, dsl! er «okkentiicb su Drunegg mit verbsnnem ge-
riebt mit den reektspreckern sü gericbt» gesessen ist.^- Deide Dr-
Kunden bsben DertigungssscKen sum Inbslt. Vir Ksben es Kier
mit einer snsiogen DrscKeinung von ÄitenKurg su tun. Integrieren-
der Destsndteii des CerieKtes su Drunegg wsr eine gewisse Juris-
diktion in ötrsksseken; Ukerliekert wird uns seine Dxistens jedoek
nur durek die vor ikm sweeks Drisngung des ökkentiicken Clsubens

vorgenommenen ÄKte der freiwilligen CeriebtsbsrKeit.

Lür den sscblicben Dmksng der Decbtsprecbung verfügen
wir Uber eine weitere l)uelle. Dms Isbr 1536 wurde die söge-
nsnnte «Deredung umb dss bus Drunegg » aufgenommen. Ds Ksn-

-'S SI^S 08?» L. 8.245.
-» l's'gerig vsr ursprüngliel, österreickiscbes Leben üerer von Leuljegg, es

gelsngle clsnn sls Llnterleben sn clie von Volon, von cliese» clurck Vernksnclung sn
clie OeLIer. 3cbon vorber wsr swiseken cliesen unci clenen von Volon eine Versb-

reclung über 6ie geineinssnie Verwsllung ikrer Oüter leivseKIielilicK Lrunegg) ge-

trollen wvrclev.

81^^ Lensburger U.
»> 8?^^ Nr. 754 (Lensburger DoKuinevtenbucK I). 8. ZZ7.
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deh sich um ein Vorbereitungsschriftstück zu dem 1538 folgenden
Verkauf der Herrschaft. Es beginnt mit einer Zusammenstellung
der auf ihr stehenden Schulden; für eine eventuelle weitere
Belastung will Segesser in Bern Bürgen stellen, hierauf folgt nach
einer Beschreibung des Umschwunges der Burg folgendes:

«Frefel

Item 1 herd vali 27 lib 8 lib.
Item ein blût rûnss 9 lib 5 lib.
Item gewaffnete hand 1 lib.
So eyner eim gericht zu redtte, das sol er besseren mitt 8 lib».222

Es handelt sich hier unzweifelhaft um Fragmente der
Bußenordnung von Brunegg. Die angeführten Delikte unterstanden der
Kognition des Twingherren. Eine abschließende Begrenzung
seiner Jurisdiktion ergibt sich hieraus nicht; aber wir sehen doch,
daß seine Befugnisse ziemlich bedeutend gewesen sein müssen.

Blutruns und Körperverletzung sind als schwere Delikte zu
taxieren.223

Das verbleibende Hochgericht stand nicht dem Kloster zu,
sondern war Pertinenz der Grafschaft Lenzburg. Dieses Ergebnis
ist vorerst überraschend, nachdem wir bis jetzt Brunegg — vor
allem auch auf Grund des habsburgischen Urbares — immer zum
Eigenamt zählten. Bis 1415 hat es damit auch seine Richtigkeit,
dann scheint jedoch eine Änderung eingetreten zu sein. Einen
Beleg, wo dies expressis verbis ausgesprochen wäre, haben wir zwar
nicht, aber die Tatsache geht doch aus den Quellen eindeutig hervor.

Wir führen hievon die drei folgenden an:

a) 1435 fand zu Lenzburg ein Landtag statt zur Feststellung
der Rechte Berns in der Grafschaft. Neben den Twingherren waren
Vertreter der einzelnen Gemeinden anwesend, unter ihnen Clewi

Tegervuelt und Peter Renolt von Brunegg.224

b) 1473 gab Bern den Segessern «das hus Bruneck in unser
grafschaft» Lenzburg zu Lehen.225

c) Aus einer Notiz im bernischen Ratsmanual vom 9. Januar

222 STAA Nr. 816 (Lenzburger Aktenbuch X), Nr. 2.

22' Man vergi. Osenbrüggen, S. 231 ff.
22« SSR Aarg. II 1, S. 182.

225 A. Ph. von Segesser, Die Segesser zu Mellingen, Nr. 215.
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delt sick urn ein VorKereitungsseKriktstüeK su dem 1333 folgenden
VerKsuk der OerrseKskt. Ls beginnt mit einer Zusammenstellung
der suk ibr «lebenden Lebulden; kür eine eventuelle weitere Le-
Isstung will öegesser in Lern Bürgen stellen, Kiersuk kolgt nseb
einer Lesebreibung des OmseKwunges der Burg kolgendes:

«Lrekel

Item 1 Kerd vsll 27 lib 3 lib.
Item ein Klüt rünss 9 lib 3 lib.
Item gewakknete bsnd 1 lib.
8« evner eim geriebt su redtte, dss sol er besseren mitt 8 lib».^

Ls Ksndelt sieb bier unsweikelbakt um Lrsgmente der LuLen-
«rdnung von Lrunegg. Die sngekükrten Delikte unterstanden der
Kognition des Lwingberren. Line skseklieöende öegrensung sei-

ner Jurisdiktion ergikt sieK Kiersus niekt; sker wir seken doek,
dsö seine Lekugnisse siemliek bedeutend gewesen sein müssen.

LIutruns und Körperverletzung sind sls sekwere Delikte su tsxie-
ren.222

Dss verkleidende HoeKgerieKt stsnd niekt dem Kloster sn,
sondern wsr Lertinens der OrskscKskt Lensburg. Dieses LrgeKnis
ist vorerst überrssekend, nsekdem wir Kis jetst Lrunegg — vor
allem suek suk Orund des KsKsKurgiscKen OrKsres — immer sum
Ligensmt säKIten. Lis 1413 Kst es dsmit suek seine RicKtigKeit,
dsnn sekeint jedoek eine Änderung eingetreten su sein. Linen Le-
leg, wo dies expressis verbis susgesproeken wsre, KsKen wir swsr
niekt, aber die LstssvKe gekt doek sus den Quellen eindeutig Ker-

vor. Vir kükren Kievon die drei folgenden sn:
a^) 1433 ksnd su LensKurg ein Lsndtsg ststt sur Leststellung

der Leckte Lerns in der OrskscKskt. NeKen den LwingKerren waren
Vertreter der einselnen (Gemeinden anwesend, unter iknen Clewi

l'egervuelt und Beter Kenolt von Lrunegg.^
ö^) 1473 gak Lern den Legessern «dss Kus LrunecK in unser

grsksckskt» LensKurg su LeKen.^
Äus einer iXotis im KerniscKen Kstsmsnnsl vom 9. Isnnsr

--- L'r^^ Nr. 816 (Lensburger ^KtenbucK X), Nr. 2.

Klsn vergi. Osenbrüggen, 3.231 kk.

38«. äsrg. II 1, 3.182.
?n, von 8egesser, Oie 8egesser s» Mellingen, Nr. 215.
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1509 geht hervor, daß die von Brunegg am Schloßbau zu Lenzburg
mithelfen mußten.226

Als Bern 1538 das Niedergericht erwarb, teilte es Brunegg
dem Gericht Othmarsingen zu. Da die Bewohner weiterhin nach
Birr kirchgenössig blieben, unterstanden sie in Consistorialsachen
dem dortigen Chorgericht.227 Für unsere Arbeit fällt jedoch das

Dorf für die nachfolgenden Untersuchungen außer Betracht.

3. Habsburg.

Bereits im 13. Jahrhundert wurde auch die Stammburg der
Habsburger an Dienstmannengeschlechter verliehen. Über ihre
verschiedenen Inhaber vergi. Merz, Die Habsburg, S. 16 ff. Ursprünglich

scheinen mit dem Burglehen keine gerichtsherrlichen Rechte
im Eigenamt verbunden gewesen zu sein. Im Gegensatz zu Brunegg
und Altenburg (Wildegg) gibt es weder ein Gericht zu Habsburg
noch ein solches des Twingherren auf Habsburg.

Wir haben jedoch oben S. 60 ff. gesehen, daß die Herren von
Wolon im Eigen bedeutenden Grundbesitz hatten. Damit verbunden

war eine ziemlich umfangreiche Jurisdiktion über Gut und
Leute. Die Ausübung dieser Rechte erfolgte von ihrem Sitze, der
Habsburg, aus. Im Laufe der Zeit entledigten sie sich aber ihres

226 STAB RM Nr. 141, S. 17.

227 Im Anschluß an die Reformation wurde in jeder Kirchgemeinde ein
Chorgericht geschaffen. Im Eigenamt gab es deren zwei: in Windisch für die Dörfer

Altenburg, Habsburg, Hausen, Mülligen, Oberburg und Windisch; und in Birr (seil
1586 eine eigene Pfarrei) für Birr, Birrenlauf, Birrhard, Brunegg, Lupf ig und
Scherz. Der Vorsitz stand an beiden Orten dem Hofmeister zu; doch präsidierte in
der Regel in Windisch der Untervogt und in Birr der Pfarrer (zugleich auch
Aktuar). Nach dem bernischen Regionenbuch (STAB) betrug die Zahl der
Chorrichter an beiden Orten acht. Aus den Manualen folgt, daß es in Windisch nur
deren sieben (der Untervogt mitgerechnet) gab. Seit 1638 resp. 1640 sind über die
Verhandlungen Manuale vorhanden; je drei Bände für jede Kirchgemeinde (Pfarrarchiv

Windisch und Birr). — Leider läßt sich keine Kompetenzabgrenzung gegenüber

dem weltlichen Gericht geben. Der Inhalt der Manuale entspricht nicht genau
den Chorgerichtssatzungen; er ist weiter (z.B. Schlag- und Schelthändel vergi,
unten S. 156 f.). Im weiteren verweisen wir auf die einschlägige Literatur: Th. de

Quervain: Kirchliche und soziale Zustände in Bern unmittelbar nach der Einführung

der Reformation 1528—1536. Bern 1906. W. Köhler: Zürcher Ehegericht und
Genfer Konsistorium. Quellen und Abhandlungen zur Schweiz. Reformationsgeschichte,

Bd. 7. Leipzig 1932. Ferner sei auf die Dissertation von W. Pfister, Da"
Chorgericht des bern. Aargaus im 17. Jahrhundert, aufmerksam gemacht.
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1509 gebt Kervor, d»L die von Lrunegg »in 8cKI«ÜKsu 2u Len2burg
mitkelken muüten.^^^

ÄIs Lern 1538 dss IViedergericKt erwark, teilte es Lrunegg
devi OerieKt OtKmarsingen 2u. O» die LewoKner weiterhin nscn
Lirr KireKgenössig KlieKen, unterstanden sie in 0«n«l«t«rtc./«ac/ic>n
dein dortigen CKorgerieKt.^ I^ür unsere ÄrKeit ksllt jedoek dss
Dork für die nsckkolgenden OntersueKungen guöer LetrgeKt.

3. //ad«burK.

Lereits im 13. Isnrnundert wurde auek die 8t»mmburg der
OsbsKurger »n OienstmsnnengeseKIecKter verlieken. Oker ikre ver-
»ckiedenen InKsKer vergi. IVlers, Die OsKsKurg, 8. 16 kk. Orsprüng-
KeK sckeinen mit dem LurgleKen Keine geriektskerrlieken LeeKte
im Ligensmt verKunden gewesen 2u sein. Im 0egens»t2 2u Lrunegg
und ÄltenKurg (Vildegg) gikt es weder ein OerieKt 2U OsKsKurg
noek ein solekes des LwingKerren suk OsKsKurg.

Vir KsKen jedoek »Ken 8. 60 kk. geseken, dsö die Oerren von
Volon im Ligen bedeutenden 0rundKesit2 Kstten. Osmit verkun-
den wsr eine 2ÌemIieK umksngreieke Jurisdiktion üker Out und
Leute. Oie Ausübung dieser LeeKte erkolgte von ikrem 8it2«, der
OsKsKurg, aus. Im Lsuke der Zeit entledigten sie sicli »Ker ikres

«s 8?^L KK1 Nr. 141. S. 17.

Irn ^nscKIull sn 6ie Lekormslion wurcle in jecler KircKgeineinile ein lükoi

gerickt gesckskken. Im Ligensmt gsb es cleren nwei: in Vimbseb kür 6ie Oorker

Orenburg, Usbsburg, Ilsusen, I^lüIIigen, Oberburg unci Vincliscb; unci in Lirr (seil
15L6 eine eigene Llsrrei) Iiir Lirr, Lirrenisuk, Lirrbsrcl, Lrunegg, Lupkig unii
öcbern. Oer Vorsit?, stsncl sn beicien Orten 6em Hokmeister su; clock prssi6ierte in
cier Regel in VincliscK cier Liniervogt »n6 in öiri cier ?ksrrer (nugleick sucb ^K-
tusr). Nseb ciem berniscben Legionenbucb (öl'^L) betrug ciie ZsKI 6er Ober-

ricbter sn beicien Orten scbt. ^us clen ^lsnnsien tolgt, 6slZ es in Vincliscb nur
6eren sieben (6er Ilnlervogt mitgereebnet) gsb. Zeit 1633 resp, 164g sinci über clie

Verbsncllungen iVIsnusle vorbsnäen; je clrei Lsncie kür je6e KircKgemeincle (Lksrr
srcbiv Vin6iscb unà Lirr). — Leicler liiLt sieb Keine Kompetennsbgrenüung gegen
über clem weltlicken OericKt geben. Oer Inbslt cier ^Isnusle entsprickt nickt gens,,
clen OKorgericKtssstnungen; er ist weiter ö. LcKIsg- unci LcKeltKsnclel vergi,
unten 8.156 k,). Im weiteren verweisen wir suk clie einscKIsgige Literatur: 1K. cle

Ouervsin: KircKIicKe un6 sonisle Zustände in Lern unmittelbsr nsek cler LinkiiK-

rung cier Lekormslion I52L—1536. Lern 1996. V. KöKIer: ZllreKer LKegericKt >>n<I

Oenker Konsistorium. OueL^u un6 ^KKsnclluvgen nur Lcbwein. Relormstionsge-
scbicbte, öcl. 7. Leipzig 1932. Lerner sei suk clie Dissertation von V, Lkister, Os->

LKorgericKt cles Kern, ^.srgsus im 17, IsKrKunclert, sukmerkssm gemsckt.
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Besitztums, und als um 1420 die Griffensee ihr Erbe antraten,
gehörte innerhalb des Amtes kaum mehr als das Burglehen mit
einigen Äckern und etwas Wald zur Herrschaft Habsburg. Deren
hauptsächlichste Komponenten lagen außerhalb unseres Territoriums,

alles Besitzungen des einst mächtigen habsburgischen
Ministerialengeschlechtes, der Ritter von Wolon. Nun erklärt sich

auch, wie es im Kaufbrief von 1462 zwischen Bern und Hans

Segesser heißen kann:

«... das hus und sloss Habsburg in unsern landen und hohen
herlicheiten in Ergôu gelegen mit allen desselben huses zû-
gehôrden, mit allen gerichten untz an das blût und die hohe
herlicheit, darzû mit vôgtyen, mit lüten, mit gutern und allen
nutzen .228

Diese umfassende Gerichtsbarkeit bezog sich auf die außerhalb
des Amtes liegenden Bestandteile der Herrschaft und beschäftigt
uns daher nicht weiter. Wir brauchen also auch nicht näher auf
den Erwerb der Herrschaft Habsburg durch Königsfelden (Merz,
Die Habsburg, S. 39 ff.) einzutreten.

§ 26. Eingriffe Berns in die Jurisdiktionsgewalt des Klosters
zu Beginn des 16. Jahrhunderts

In § 24 haben wir ein umfangreiches Material dafür, daß

Königsfelden auch nach 1415 unangetastet bei seinen umfassenden

Jurisdiktionsbefugnissen verblieb, zusammengetragen. Rechtlich

ging die Herrschaft des Gotteshauses zu Ende, da Bern 1528
als Folge der Reformation die Klöster aufhob. Schon früher
erfolgten vereinzelt Eingriffe in seine autonome Stellung. Ein
solcher war beispielsweise die Wegnahme der Gefangenen aus der
Kirche durch den Vogt von Lenzburg im Jahre 1479; doch
handelte es sich bei den der klösterlichen Rechtsprechung entzogenen
Personen nicht um Amtsangehörige, sondern um durchziehende
Söldner. Umgekehrt haben wir noch für das Jahr 1514 einen
ausdrücklichen Beleg für die selbständige Ausübung der Gerichtsbarkeit

durch das Stift. Am 24. Oktober kam wegen verschiedenen
Diebstählen und eines Sittlichkeitsverbrechens Hans Puff von
Windisch «in miner gnädigen frowen vangnus» und wurde bereits

228 Merz, Die Habsburg, S. 38.
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Besitztums, uuei sis um 1420 ciie Orikkensee ikr DrKe sntrsten, ge-
Körte innerksik lies Ämtes Ksum mekr sls ciss DurgleKen mit
einigen Äckern unci etwss Vslci sur OerrseKskt OsKsKurg. Deren
KsuptsäcKIicKste Komponenten Isgen suöerksib unseres Lerrito-
riums, siies Desitzungen lies einst mäektigen KsKsKurgiseKen Mni
sterisiengesekiecktes, cier Ditter von Volon. IVun erklärt sieii

suek, wie es im KsukKriek von 1462 zwiscken Dern unci Dsns 8e-

gesser Keiöen Ksnn:

«... clss Kus unci sioss OsKsKurg in unsern Isncien unci Koken
KeriicKeiten in Drgöu gelegen mit siien ciesselken Kuses Zu-
gekorcien, mit siien gerickten untz sn ciss Klüt unci ciie Koke
KeriicKeit, cisrsü mit vögtven, mit iüten, mit gütern unci siien
nützen .2"»

Diese umksssencie OerieKtsKsrKeit bezog sien suk clie suöerksib
cles Ärntes iiegencien Destsnciteile cier OerrseKskt unci KeseKäktigt

uns cisker niekt weiter. Vir KrsueKen slso suen niekt näker suk
cien DrwerK cier OerrseKskt OsKsKurg ciurek Königskeiden (iViers,
Die OsKsKurg, 8. Z9 kk.) einzutreten.

§ 26. Lin^rine liern» in àie ^uri»cliIcti«n»LsevaIt cle» Kloster»
«n Le^inn cle» l b. ^»nrnunclerts

In § 24 KsKen wir ein umksngreickes iVlsterisi liskür, dsö

Königskeiden »uck nsek 1413 nnsngetsstet bei seinen umksssen
clen JurisdiKtionsKekugnissen verblieb, zusammengetragen. Deckt-
lick ging clie DerrseKskt lies OottesKsuses su Dulie, cis Dern 1628
sis Doige lier Dekormstion <iie Klöster sukkok. 8eKon krüker
erfolgten vereinzelt Dingrikke in seine autonome 8teIIu»g. Din
soicker wsr beispielsweise clie VegnaKme cier Oeksngenen sus lier
KircKe liurek lien Vogt von DenzKurg im IsKre 1479; lioek Ksn-
clelte es sieK Kei clen cier KlösterlicKen DeeKtsprecKung entzogenen
Dersonen nickt um ÄmtssngeKörige, sonciern um ciurckziekencie
8öiciner. OmgeKeKrt KsKen wir noek kür ciss IsKr 1514 einen sus-
«IrücKIicKen Deieg kür clie seikstänciige ÄusüKung cler OericKtsKar-
Keit ciurek clss 8tikt. Äm 24. OKtoKer Kam wegen versekiecienen
DieKstäKIen unci eines 8ittiieKKeitsverKreeKens Dans Dukk von
VincliseK «in miner gnädigen krowen vsngnus» unci wurcle bereits

2SS I^ern, vie Nsbsburg, 8,38.
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am 26. Oktober «mit dem für gericht».229 Diese kurze Frist von
zwei Tagen zwischen Gefangennahme und Hinrichtung schließt

von vorneherein jede Möglichkeit einer Einmischung Berns aus.
Kurz hierauf muß die Stadt jedoch eine ständige Einwirkung auf
die Jurisdiktion über die Amtssässen erlangt haben. Es gilt nun
deren Umfang festzustellen.

Hiezu vorerst ein sehr aufschlußreicher Prozeß aus den Jahren

1514/15230 mit nachstehendem Tatbestand: Heini Zimmermann
und Hans Zulauf, beide von Lupfig, hatten an Claus Widmer von
Birr einen Totschlag begangen. Das Verfahren gegen sie wickelte
sich wie folgt ab: Am 13. Dezember 1514 fand an der ordentlichen
Gerichtsstätte des Eigens, vor dem Obertor zu Brugg, der erste
und zweite Landtag statt. Den Vorsitz führte Jakob vom Stein,
Vogt zu Lenzburg, infolge «sundrem übergaben miner wirdigen
fröw Kathrina Truchsässin von Waldtpurg, aepptissin, convents
und dess frommen, wysen Hansen Bürrers irs hoffmeisters zû

Küngsfelden, in dero gerichten und gebietten sölich nachgemeldt
mishandlung und todschlag ergangen ist». Die Betrauung des

Landvogtes mit dein Richteramt hing ausschließlich vom Willen
des Gotteshauses ab; die Gründe, welche zu dieser Delegation führten,

sind nicht ersichtlich. Die beiden Täter waren geflohen. Um
den formalen Erfordernissen zu genügen, mußten ihnen drei
ehrbare Männer an drei Straßen dreimal rufen, daß sie sich den

Klägern zur Verantwortung stellen sollen.231 Als dies erfolglos blieb,
wurde die gleiche Procedur vor dem zweiten Landtag wiederholt,
dann vertagte sich das Gericht. Am 18. Dezember folgte der dritte
Landtag. Für den wegen Amtsgeschäften verhinderten Jakob vom
Stein führte der Untervogt der Grafschaft Lenzburg den Vorsitz.
Als auch jetzt die Beklagten wieder nicht erschienen, wurde
nachstehendes Urteil gefällt:

22» STAA Nr. 460 (Kgsf. Vergichtbuch) im 1. Drittel des nicht paginierten
Bandes.

230 Der ganze Handel ist uns zum größten Teil ziemlich ausführlich, in
einzelnen Partien nur fragmentarisch überliefert im Kgsf. Vergichtbuch (STAA Nr.
460), erster Eintrag des nicht paginierten Bandes. Wo nichts Besonderes vermerkt

ist, beziehen sich alle Zitate auf diese Quelle.
251 Der Handel gewährt uns sehr interessante Einblicke in das Verfahren:

leider liegt ein näheres Eintreten hierauf nicht im Rahmen dieser Arbeit. Das

gleiche gilt für materiell strafrechtliche Details, z. B. die Anklänge an die
altgermanische Institution der Blutrache (man vergi, das zit. Urteil v. 18. Dez.).

11«

sm 26. Oktober «mit «lern für geriekt».'^ Oiese Kurse Lrist von
swei Lsgen swiseken OeksngennsKme und OivricKtung scKIieüt

vou vornekerein jede IVlöglieKKeit einer LinmiscKung Lerns sus.
Kurs Kiersuk muü die Stsdt jedoek eine ständige LinwirKung suk
die Jurisdiktion üker die Ämtssässen erlangt KsKen. Os gilt nun
deren Omfsng festsustellen.

Oiesu vorerst ein sekr auksckluöreieker Lroseü sus den IsK-
ren 1514/15^ mit nsckstekendein LatKestsnd: Oeini Zimmermann
und Osns Zulauf, Keide von Lunkig, Kstten sn Claus Vidmer von
Lirr einen LotscKIsg Kegsngen. Oss VerfsKren gegen sie wickelte
sieK wie folgt sk: Äm 13. OesemKer 1514 fand sn der «rdentlieken
OerieKtsstätte des Ligen», vor dem Okertor sn Lrugg, der erste
und sweite Osndtsg ststt. Den Vorsits fükrte IsKoK vom Stein,
Vogt su LensKurg, infolge «sundrem Übergaben miner wirdigen
fröw XstKrins LrueKsLssin von Valdtpurg, sepptissin, convents
und dess frommen, wvsen Osnsen Lürrers irs Koffmeisters sü

Xüngskelden, in dero gerickten und gekielten söliek nsckgemeldt
misksndlung und lodseKIsg ergangen ist». Oie Letrsuung des

Lsndvogtes mit dem LieKteramt King susseKIieölieK vom Villen
des OottesKsuses ab; die Oründe, welebe su dieser Oelegstion fUKr>

ten, sind nickt ersicktlick. Oie Keiden Lster wsren gekloken. Om
den formalen Lrfordernissen su genügen, muöten iknen drei ekr-
Kare iVlsnner sn drei Straßen dreimal rufen, dal! sie sick den XIs-

gern sur Verantwortung stellen sollen.Äls dies erfolglos KlieK,
wurde die gieieke Lrocedur vor dem sweiten Lsndtsg wiederkolt,
dsnn vertagte sieK das OericKt. Äm 18. OesemKer folgte der dritte
Landtag. Lür den wegen ÄmtsgeseKsften verkinderten JaKoK vom
Stein fükrte der Ontervogt der OrskseKskt LensKurg den Vorsits.
ÄIs suck jetst die LeKIsgten wieder nickt ersckienen, wurde nsck-
»tekendes Orteil gefällt:

SS» 81'^,^ Nr, 460 (Kgsk. VergicKtKucK) im I. Drittel cles nickt psginierten
ösncles.

ss« Der gsn/,e Hsnclel ist uns sum grölZlen l'eli siemlick suskükrlick, in ein-
seinen ?srtien nur krsgmentsrisck iiberliekert im Kgsk. Vergicbtbucb (81^^ Nr.
460), erster Lintrsg cles nickt psginierten Lsncies, XV« nickts öesoncleres vermerkt

ist, KesieKen sick «Ile Zitste suk cliese t)uelle,
s?» Der Ilsnclel gevvskrt uns sekr interesssnle LinblicKe in clss VerksKren:

leicler liegt ein näkeres Eintreten Kiersuk nickt im HsKmen 6ieser Arbeit. Dss

gleicke gilt kür msteriell strskreektlicke Detsils, s. ö. clie Anklänge sn clie sltger
msniscke Institution cler IZIutrscKe smsn vergi, ciss sit. lirteil v. 13. Des,i,
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«. dass ir beder, lib sampt und sunders inen des be-
mäldten Clausens seligen befründten vervallen sien. In gestalten,

wo sy sampt oder sunders die vielgenampten tätter in miner
gnädigen frowen von Küngsfelden gerichten, da diser misshandel
begangen ist, beträtten, dass sy mit inen mögend handien nach
irem frygen willen mitt zetod schlachen oder stächen und sollen
hiemit nit gefräfeldt haben und inen gantz dheini räch darnach
gan Des glichen sol ir beder hab und gûtt, wievil dess über
uss richtung dess gericht costens und bezalung der schulden
nach vorstat, minen gnädigen frowen von Küngsfelden vervallen
sin.»

Bis jetzt wickelte sich der Prozeß in normalen Bahnen ab. Mit
dem Urteil wäre die Angelegenheit eigentlich materiell erledigt
gewesen. Inwieweit der Spruch vollstreckt werden sollte, hing von
einer eventuellen Begnadigung durch die Äbtissin ab. Doch nun
kommt es zu schweren Eingriffen Berns; vorerst erläßt der Rat
am 30. Dezember folgendes Missiv an den Vogt von Lenzburg:

«Wir haben gehörtt den rächts handell so dess todschlags halb
an Clausen Widmern begangen, gebrucht ist und wüssen in den
gäbnen urteyln dhein endrung zetund, dann dass wir dir beväl-
chend, dich gen Küngsfelden zefügen und allda oder ze Brugg
mit hilff erbrer lütten, so du zu dir magst nämmen, zu under-
stan, den handel und partygen in guttikeit und also zu betragen,
damit verrer kumber und unruw belibe gemitten. Ob aber sölichs
nit erfunden möchte werden, so wellest die getätter und verrüff-
ten bescheiden, sich usserthalb dem gotzhuss Küngsfelden und
dess selben gerichten, von wölichen sy verrüfft sind, zuent-
haltten».

Veranlassung zu diesem Schreiben scheint ein Bericht des

Landvogtes gegeben zu haben.232 Schon das ist merkwürdig, daß ein
außerhalb des klösterlichen Territoriums amtierender bernischer
Beamter über die Rechtsprechung im Eigenamt rapportierte. Die
Tatsache, daß er selbst den Vorsitz führte, legitimierte ihn noch

lange nicht dazu; seine Mitwirkung am Prozeß ergab sich nicht
aus seiner Stellung als bernischer Magistrat, sondern beruhte
ausschließlich auf freiwilliger Übertragung durch das Kloster. Im
übrigen maßte sich der Landesherr in Bezug auf die Jurisdiktion

2»2 Es macht geradezu den Anschein, als ob es zu den Amtspflichten des

Landvogtes von Lenzburg gehört hätte, auf die Vorgänge im benachbarten Königsfelden
ein wachsames Auge zu haben und außergewöhnliche Vorkommnisse getreulich
nach Bern zu melden. Wir erinnern an die oben S. 92 erwähnte Berichterstattung
betr. Bezahlung des Richtlohnes durch den Hofmeister.

Ill
«. dsss ir beder, lid ssmpt und sunder8 irren des de»
msldten Clausens seligen Kekründten vervsllen 8ien. In gestsl-
ten, wo 8? sampt «cler sunders die vielgenampten tätter in miner
gnädigen krowen von Xüngskelden geriekten, ci» diser misskandel
begangen ist, beträtten, d»ss sv mit inen mögend Ksndlen nsek
irem krvgen willen mitt zetod seklseken oder stäeken unci 8ollen
Kiemit nit gekräkeldt Ksben unci inen gsntz dbeini rsek dsrnsek
gan Des glieken 8ol ir becler Kab und gütt, wievil d«88 über
U88 riektung de88 geriekt e«8ten8 und Kezslung der sekulden
nsek vorstst, minen gnädigen krowen von Xüngskelden vervsllen
8ÌN.»

Lis jetut wiegelte sieK der Brozeß in normalen BsKnen sk. iVlit
dem Orteil wäre die ÄngelegenKeit eigentliek materiell erledigt
gewesen. Inwieweit der Spruen vollstreckt werden sollte, Kiug von
einer eventuellen Begnadigung durek die Äbtissin ab. Doek nun
Kommt es 2U sebweren Dingrikken Berns; vorerst erläßt der Lat
sm 3l). Dezember folgendes iVlissiv sn den Vogt von Lenzburg:

«Vir bsben gebörtt den räcbts bandell so dess todscblags Kalb
an Clausen Vidmern begangen, gebruebt ist und wüssen in den
gsknen urtevln dbein endrung zetund, dann dass wir dir beväl-
ekend, dieb gen Xüngskelden zekügen und sllds oder ze Brugg
mit Kilff erbrer lütten, so du Zu dir magst nämmen, zu under»
stsn, den Kandel und psrtvgen in güttikeit und also zu betragen,
damit verrer Kumber und unruw belike gemitten. OK sker sölieks
nit erfunden möekte werden, so wellest die getätter und verrüff-
ten KeseKeiden, sieK ussertKsIK dem gotzkuss Xüngsfelde» und
dess selken gerickten, von wölieken sv verrükft sind, zuent-
Kaltten».

Veranlassung zu diesem SeKreiKen sekeint ein LerieKt des Land»

vogtes gegeben zu KsKen.^ SeKon das ist merkwürdig, dsö ein
suLerKalb des KlösterlieKen Territoriums amtierender KerniseKer
Beamter üker die ReeKtspreeKung im Digensmt rapportierte. Die
LstsseKe, dsü er selbst den Vorsitz fükrte, legitimierte ikn noek

lange niekt dazu; seine Mitwirkung gm BrozeL ergab sieK niekt
aus seiner Stellung sls KerniseKer iVlsgistrst, sondern KeruKte sus-
seklieöliek suk freiwilliger Okertrggung durek ds8 KIo8ter. Im
übrigen maßte 8ieK der DsndesKerr in Bezug suk die Jurisdiktion

-»2 inselli gerscles» clen ^nsekein, sis ob es su clen ^intsvkliekten cles Lsncl-

vogtes von LensKurg gekört Kstte, sur clie Vorgänge ini KenseKbsrten Xönigskelclen
ein wsekssines ^uge su Ksben unci sulZergewöKnIicKe Vorlcomninisse getreuliok
nseb Lern su ineluev. Vir erinnern sn clie oben 8. 92 erv/sbnte öericbterststtung
betr. öessblung 6es IticKtloKnes clurek clen Hokineister,
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im Eigen plötzlich ziemlich umfassende Rechte an, wie aus den

Verhaltungsmaßregeln an den Vogt hervorgeht. Es ist fraglich, ob

überhaupt ein Versuch zur gütlichen Beilegung des Handels
unternommen wurde, auf alle Fälle kam keine Einigung zustande. Denn
Zimmermann und seine Verwandten erschienen in Bern und
erklärten, «dass mit sölicher rächtsvertigung geiltt und ir glimpff
und notturfft nit sye verstanden. Mit bitt und anrüffen, inen zu
nüwer rechtsfertigung zu hälffen.» Es ist dies eine eigentliche
Appellation in Strafsachen. Faktisch ermöglicht wurde sie durch
die Flucht der Täter; denn wären diese gefaßt worden, so würden
sie — falls nicht Begnadigung eingetreten wäre •— mit dem Tode
bestraft worden sein. Wichtig ist für uns hier, daß Bern überhaupt
eine Berufung zuließ. Die Gründe des Rates müssen vor allem
politischer Natur gewesen sein. Die Totschläger waren angesehene
Männer, die es zu bedeutendem Wohlstand gebracht hatten.
Dadurch daß sie gerichtet oder mindestens auf Lebenszeit des Landes
verwiesen wurden und ihr Besitz an das Kloster fiel, war den
Interessen des Staates nicht gedient. Es berührte die Obrigkeit wenig,
daß diese Interessen denjenigen des Stiftes, die vor allem auf Wahrung

und Vermehrung der aus Ausübung seiner Jurisdiktion
fließenden Gefälle gingen, diametral gegenüber standen. Man nahm
sich also der Sache an und betraute Dr. Fricker, den ehemaligen
Stadtschreiber, mit der Ausarbeitung eines Vertrages. Als das

Projekt nicht die Billigung der Parteien fand, wurde eine Modifikation

ausgearbeitet. Mit Missiv vom 12. Februar 1515 wird dem

Vogt von Lenzburg aufgetragen, den Parteien die Annahme der

abgeänderten Fassung zu empfehlen. Falls keine Einigung
zustande kommt, so soll er einen neuen Landtag mit nachfolgender
Besetzung einberufen: Aus dem Eygen 8 Mann, von Aarau 4,
Stadt und Grafschaft Lenzburg je 4, von Brugg 2 und ebenfalls 2

aus der Herrschaft Schenkenberg; zusammen also ein Kollegium
von 24 Richtern. Im Vergleich mit dem 1. Missiv ist es

überraschend, welche Vermehrung seiner Kompetenzen sich Bern im
Verlauf weniger Wochen anmaßte. Die Stadt hatte den Handel

völlig in ihre Hände gerissen. Das Kloster protestierte gegen
solche Eingriffe und schickte eine Botschaft nach Bern, es findet
sich hierüber nachstehende Aufzeichnung im Vergichtbuch:

«Uff diss obbeschriben missiff zu verantwurtten, die ergangnen
gerichtshändel, die an yll und mit formlichen statlichen räch-
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im Ligen plötZÜeK ziemliek umfassende KeeKte so, wie sus den

VerKsltungsmsöregeln »n den Vogt KervorgeKt. Ls ist krsgliok, ok

ükerksupt ein VersueK sur gütlieken Beilegung des Handels unter-
nommen wurde, suf slle Lslle Ksm Keine Linigung zustande. Denn
Zimmermann und seine Verwandten ersekienen in Lern und er
Klärten, «dsss mit sölieker räektsvertigung geiltt und ir glimpff
und notturkkt nit sve verstanden. iVIit Kitt und anrükken, inen zu
nüwer recktskertigung zu Kälkken.» Ls ist dies eine eigentlieke
Appellation in StrsksseKen. LsKtiseK ermögliekt wurde sie durek
die LIueKt der Läter; denn wären diese gefaßt worden, so würden
sie — falls niekt Begnadigung eingetreten wäre — mit dem Lode
bestraft worden sein. VieKtig ist für uns Kier, dsö Lern ükerksupt
eine Lerufung zuließ. Die (gründe des Kstes müssen vor sllem poli-
tiseker IVstur gewesen sein. Die Lotsekläger waren sngesekene
Nänner, die es zu Kedeutendem VoKIstsnd gekrsekt Kstten. Ds-
durek dsö sie geriektet «der mindestens suf Lebenszeit des Lsndes
verwiesen wurden und ibr Lesitz sn dss Kloster fiel, wsr den In-
teressen des Stsstes niekt gedient. Ls KerüKrte die Obrigkeit wenig,
dsö diese Interessen denjenigen des Stiftes, die vor sllem suf VsK
rung und VermeKrung der sus ÄusllKung seiner Jurisdiktion Die-
ßenden (Gefälle gingen, dismetrsl gegenüber stsnden. iVlsn nskm
sieK slso der Sseke an und Ketraute Dr. LrieKer, den ekemsligen
StsdtseKreiber, mit der Ausarbeitung eines Vertrages. Äls dss

LrojeKt niebt die Liliigung der Lsrteien fsnd, wurde eine iVlodiki-
Kstion «usgesrkeitet. IVIit iVIissiv vom 12. LeKrusr 1615 wird den,

Vogt von LenzKurg aufgetragen, den Lsrteien die ÄnvsKme der

abgeänderten Lsssung zu empfeKIen. Lslls Keine Linigung zu-
stände Kommt, so soll er eioeo neuen Landtag mit nsekkolgender
Besetzung einkeruken: Äus dem Lvgen 8 iVlsnn, von Äsrsu 4,
Stsdt und OrskseKskt Lenzburg je 4, von Brugg 2 und ebenkslls 2

sus der DerrseKskt SeKenKenKerg; zusammen slso ein Kollegium
vo» 24 LieKtern. Im VergleieK mit dem 1. iVIissiv ist es üker-
rssekend, welcke VermeKrung seiner Kompetenzen sieK Lern im
Verlauf weniger VocKen snmsüte. Die Stsdt Kstte den Dsndel

völlig in ikre Dande gerissen. Das Kloster protestierte gegen
soleke Lingriffe und sekiekte eine LotseKskt nsek Lern, es findet
sieK KierUKer nsekstekende ÄufzeieKnung im VergieKtKucK:

«OO diss oKKeseKriben missiff zu versntwurtten, die ergsngnen
geriebtsbändel, die sn vii und mit formlieken ststlicken räck
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ten ergangen sind, ouch dass sölicher handel an rächte ursach
von miner gnädigen frowen gerichten söltte gezogen werden, und
alss Heiny Späny, genampt Zimberman und Hanns Zulouff über
die vorgeschribnen und ergangnen grichthändel har gen Küngsfelden

in unser frygheit sich gelegt, habend mine gnädigen
frowen ir bottschafft, nämlich Wernnan Müller, undervogt der
Graffschafft Lentzburg, alss richter vorgemeldter sach, für mine
gnädigen herren geschickt, sölichs von iro und irs gerichts wägen
ze verantwurten.»

Auf die schließliche Erledigung des Handels blieb das ohne
Einfluß; Bern wußte eine gütliche Einigung zu erzwingen. Hieran
scheint Dr. Fricker maßgebend beteiligt gewesen zu sein. Am
23. Februar schrieb ihm der Rat u. a.:233

«... und sovil wir mercken, denselben span und handel befridet
und zû gütigem vertrag gefürdrett sin, daran [wir] sunder gut
gevallen gehabt, .»

Das Stift mußte sich an Stelle des ihm ursprünglich zugesprochenen

gesamten Gutes der Täter mit ein paar Gulden zufrieden
geben. Es konnte sich nur schwer mit dieser Lösung abfinden und

war daher durch seinen Hofmeister in Bern vorstellig geworden,
weshalb Thüring Fricker im gleichen Missiv nachstehenden Auftrag

erhielt:

«. so haben wir doch inen (Zimmermann/Zulauf) ein par gul-
din dem berürtten gotshus umb für den ergangnen frävel
zugäben uffgelegt und begeren daruff an dich fründlich, die er-
wirdigen geistlichen frowen, abtissin und conuent daselbs zfl
Küngsfelden ds zûberichten und si mit bitt zu vermögen, sölicher
sum benügig zu sindt und die in ansächen unser und irem gotshus

unabbrüchig und an schaden ze nämen.»

Den Schlußstein in der Angelegenheit setzte Bern am 7. März 1515,
indem es dem Gotteshaus eine besiegelte Urkunde ausstellte, worin
es heißt:

«So wollen ouch wir, das söllichs daby bestandten und doch
dem vermeldten gotshus Küngsfelden dahär an desselben gericht
und herlikeit dehein abbruch, letzung oder intrag jetz und hie-
nach solle begegnen noch zästan, sunder sölichs gotshus by dem
allen und den brieff und gewarsamen, im darüber von uns und
unsern vordem geben, gerüwiget beliben, alli gevärd. und was
jemandt darwider infüren möchte, vermitten.»234

233 STAB DMis. N, S.354.
SM STAB OSPB W, S. 574.
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te» ergangen sind, ouek dsss sölieker Kandel su rsckte urssok
vou miner gnädigen krowen geriekten söltte gesogen werden, und
slss Oeinv Lpänv, gensmpt ZimKermsn uu<1 Osnns Zuloukk über
<1ie vorgesekriknen unci ergsngnen griektkändel Ksr gen Xüngs-
keiden in unser krvgkeit sieK gelegt, KsKen«, rnine gnädigen
krowen ir KottseKskkt, nsmliek Vernnsn iVlüller, undervogt lier
OrskkscKskkt LentsKurg, slss rickter vorgemeldter ssek, für inive
gnädigen Kerren gesekiekt, sölicks von irò unii irs geriekts wägen
se versntwurten.»

Äuk «!ie scklieülicke Lrledigung des Handels Klieb dss okne Lin-
kluü; Lern wußte eine gütlicke Linigung su erzwingen. Hieran
sekeint Dr. LricKer maßgebend beteiligt gewesen su sein. Äm
23. Lebrusr sckriek ibm der Kst u. s.:^^

«. und sovil wir mereken, denselben span und Ksnde! bekridet
und su gütigem vertrsg gekürdrett sin, dsrsn ^wir^ sunder gut
gevsllen gebskt,.. .»

Dss Ltikt mußte sieK an ötelle des ikm ursprüngliek sugesproeke-
nen gesamten Outes der Later mit ein paar (Gulden sukrieden

geken. Ls Konnte sieK nur sekwer mit dieser Lösung skkinden und

war dsker durek seinen Ookmeister in Lern vorstellig geworden,
wesKsIK LKüring LricKer im gleieken iVIissiv nsekstekenden Äuk

trsg erkielt:

«. so Ksben wir doek inen (Zimmermsnn/Zulsuk) ein par gui-
din dem berürtten gotskus umk kür den ergsngnen krävel sü-
gsken ukkgelegt und Kegeren dsrukk sn diek kründliek, die er-
wirdigen geistlieken krowen, sktissin und eonuent dsselks sü
Xüngskelden ds sükeriekten und si mit Kitt su vermögen, sölieker
sum benügig sü sindt und die in snsseken unser und irem gots-
Kus unsKKrüeKig und an seksden se nämen.»

Den LcKIußstein in der ÄngelegenKeit setste Lern sm 7. iVlsrs 1515,
indem es dem OottesKsus eine Kesiegelte OrKunde ausstellte, worin
es Keißt:

«8o wollen «uek wir, dss söllieks dsb^ bestsndten und doek
dem vermeldten gotskus Xllngskelden dsksr sn desselben geriebt
und KerliKeit dekein sKKrucK, letsung «der intrsg jets und Kie-
nsek sölle Kegegnen n«ck süstsn, sunder sölicks gotskus Kv dem
allen und den Kriekk und gewsrssmen, im dsrüker von uns und
nnsern vordern geken, gerüwiget KeliKen, sili gevsrd, und wss
jemsndt dsrwider inküren möekte, vermitten.»^^

-Z' ST^S viVIis. N, 8.354.
2»^ 81^S 08?« V, 8.574.
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Das abschließende Ergebnis des Handels ist demnach: Der Landesherr

beläßt formell das Gotteshaus weiterhin bei seinen erworbenen

Rechten, denn mehrfach ist die Rede von seinen hohen und
niederen Gerichten, und schließlich werden ihm alle seine
Privilegien bestätigt. Tatsächlich ist es jedoch ein sehr einschneidender
Eingriff in die bisher autonome Stellung des Klosters. Ein
Vergleich des landgerichtlichen Urteils mit der endlich gütlichen
Beilegung zeigt dies in augenfälliger Weise.

So aufschlußreich dieser Prozeß auch ist, so dürfen wir doch
daraus noch nicht den Schluß ziehen, Bern hätte sich von Ende
des Jahres 1514 an ganz allgemein solch schwerwiegende Eingriffe
erlaubt und sie dann durch das Versprechen, das Gotteshaus bei
seinen Freiheiten unangetastet zu belassen, wieder aus der Welt
zu schaffen gesucht. Wenn dies zutreffen würde, so hätte die Obrigkeit

mit der Entsendung eines eigenen Hofmeisters nicht
zugewartet bis sie hiezu gezwungen wurde, infolge der durch die
Parteinahme der Nonnen für die neue Lehre unhaltbar gewordenen

Verwaltungszustände. Wir haben nun abzuklären, ob

überhaupt eine ständige Einmischung in die Jurisdiktionsangelegenheiten

stattfand, und wenn ja, in welchem Umfange?
Die weiteren Quellen zu dieser Frage sind sehr dürftig, und

doch lassen sich die Zustände einigermaßen rekonstruieren: Als
Folge des geschilderten Prozesses gegen Zimmermann/Zulauf muß
sich der Landesherr das Recht gesichert haben, daß ihm alle
todeswürdigen Verbrechen vorgängig ihrer Aburteilung zur eigenen
Stellungnahme berichtet wurden. Zum Beweis hiefür führen wir
folgendes an: Im Ratsmanual vom 1. Februar 1516 steht die Notiz:

«An hoffmeister von Küngsfelden. Die für recht zustellen und
die landtlüt das darum!) lassen erkennen.»235

Der Hofmeister hatte also in Bern angefragt, wie bei der

Aburteilung eines bestimmten Falles zu verfahren sei. Daß er dies

nicht freiwillig, sondern nur kraft obrigkeitlicher Vorschrift tat,
ist klar. Bis anhin mochte der Vogt von Lenzburg ihm sonderbar
erscheinende Vorfälle im Eigenamt nach Bern rapportiert haben,

nun wurde dies dem Hofmeister zur Pflicht gemacht. Dadurch
sicherte sich Bern einen ausschlaggebenden Einfluß in Blutgerichtssachen.

Das Ausmaß der Einmischung war kein konstantes, son-

235 STAB RM Nr. 168, S. 55.
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Oss »KseKIieöende LrgeKnis <1es Osndeis ist demnsek: Oer Landes-
Korr Keläöt formell dss OottesKsus weiterhin bei seinen erworke-
nen KeeKten, clenv mekrksck ist clie Rede von seinen Koben uno!

niederen Oeriebtev, unci seKIieLIieK werden ibm slle seine Lrivi
legien bestätigt. LstsäeKIieK ist es jedoek ein sekr einsebneidender
Lingrikk in die Kisker sutonorne 8teIIung des Klosters. Din Ver-
gleiek des IsndgerieKtlieKen Orteils rnit der endlick gütlieken Lei-
legung neigt dies in sugenislliger Veise.

80 sukscKIuÜreieK dieser Lrozeö suek ist, sn dürfen wir dock
dsrsus noek nickt den 8eKIuü zieken. Lern Kälte sieK von Onde
des IsKres 1514 sn gsnz sllgemein solek sekwerwiegende Lingrikke
erlsukt und sie dsnn durck dss VerspreeKen, dss OottesKsus Kei

seinen LreiKeiten unsngetsstet zu Kelsssen, wieder sus der Veit
«u sekskken gesuckt. Venn dies zutreffen würde, so Kälte die Obrig-
Keit rnit der Lntsendung eines eigenen Ookmeister« niebt zu-

gewartet Kis sie Kiezu gezwungen wurde, infolge der durek die
LsrteinsKme der IVonnen für die neue LeKre unksitksr geworde»
nen Verwsltungszustöode. Vir KsKen nun »KzuKiären, ok üker>

Ksupt eine ständige LinmiscKung in die lurisdiktionssngelegen-
Kelten ststtksnd, und wenn js, in welckem Omksnge?

Oie weiteren (Quellen ZU dieser Lrsge sind sekr dürftig, und
dock Isssen sieK die Zustände einigermsüen rekonstruieren: Äis
Loige des ge«ekiiderten Lrozesses gegen Zimmermsnn/Zuisuk muö
sieK der LsndesKerr das ReeKt gesickert KsKen, dsö ikm slle todes-

würdigen VerKrecKen vorgängig ikrer ÄKurteiiung zur eigenen
8teIIungnsKme KerieKtet wurden. Zum Lewei« Kiekür fllkren wir
folgendes sn: Im Lstsmsnusl vom 1. LeKrusr 1516 stekt die IVotiz:

«Än Kokkmeister von Kungskeiden. Oie kür reekt zusteilen un<I

die Isndtiüt dss dsrumk Isssen erkennen.»^^
Oer Ookmeister Kstte slso in Lern sngekrsgt, wie Kei der Äb-

urteilung eines bestimmten Lslles zu verkskren sei. Osö er dies

nickt freiwillig, sondern nur Krskt okrigkeitiicker VorseKrikt tst,
ist Klar. Lis snkin moekte der Vogt von LenzKurg ikm sonderksr
ersekeinende Vorfälle im Ligensmt nsek Lern rspportiert Ksben,

nun wurde dies dem Ookmeister zur LklicKt gemsckt. OsdurcK
sickerte sick Lern einen susseklsggekenden Linkiuö in LIutgericKts-
»seken. Oss Äusmsö der LinmiscKung wsr Kein Konstantes, son-

»'81^« «M 16». 8.55.
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dem es richtete sich von Fall zu Fall nach den in Frage stehenden
bernischen Interessen. So wurde im Verfahren gegen
Zimmermann/Zulauf aus staatspolitischen Überlegungen eine gütliche Regelung

durchgesetzt, während man in dem am 1. Februar 1516 zur
Diskussion stehenden Handel auf eine aktive Einwirkung auf die
Urteilsgestaltung verzichtete. Leider ist das entsprechende Missiv
nicht erhalten, doch kann sich der fragliche Ratsbeschluß nur auf
den Prozeß gegen die beiden Klosterknechte Heini Rinderknecht
und Uli Zimberman beziehen, welche in diesem Jahre am 24.
Januar gefangen genommen und am 4. Februar «mit dem für
gericht» wurden.236 Hier standen keine erheblichen staatlichen
Interessen auf dem Spiel, also überließ man die Urteilsfällung völlig
den ordentlichen Instanzen. Dieses System gewährte Bern
allerdings keine absolute Sicherheit, daß es in alle einschlägigen Fälle
Einblick erhielt; denn solange der Hofmeister Klosterbeamter war,
mußte mit der Möglichkeit gerechnet werden, daß eine
Berichterstattung unterblieb. Aber dieser Zustand dauerte nur kurze Zeit,
nach wenigen Jahren schickte die Stadt einen Bürger als
Hofmeister nach Königsfelden, womit es die Kontrolle über die
gesamte Verwaltung erlangte. Das Nähere hierüber vergi, u. S. 122.

2. Kapitel

Die Ceriditsorganisation

§ 27. Äbtissin und Konvent
Wir haben gesehen, daß die auf Grund der habsburgischen

Schenkung von 1411 erlangte Stellung des Klosters als autonomer
Gerichtsherr im Eigenamt durch die Eroberung des Aargaus
unangetastet blieb. Bekanntlich richteten Äbtissin und Konvent nur die

Übertretung des Eheverbotes für Ungenossen selbst, im übrigen
übertrugen sie die Ausübung der Gerichtsbarkeit ihren Beamten:
doch kam ihnen außerdem als Begnadigungsinstanz eine aktive
Teilnahme an der Rechtssprechung zu. Wir haben nun den
Umfang dieser letzteren Tätigkeit festzustellen. Ursprünglich müssen

diese Kompetenzen nicht sehr bedeutend gewesen sein; es lag dies

2i« STAA Nr. 460 (Kgsf. Vergichtbuch) 1. Drittel des nicht paginierten Bandes.
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«lern es riektete sied von Lall 2u Lall nsek «leu in Lrsge stellenden
KerniseKen Interessen. 80 wurde irn VerksKren gegen Zimmer-
msnn/Zulsuk sus stsstspolitiseken Überlegungen eine gütlicbe Rege-

lung durekgesetzt, wökrend rnsn in dem sm 1. LeKrusr 1516 «ur
Diskussion stellenden Dsndel suk eine aktive LinwirKung suk die
Drteilsgestsltung verbelltet«. Leider ist dss entspreebende lVlissiv

niellt erbslten, docb Kann sieb der krsgliebe DstsKeseKIuL nur suk

den Dro2eü gegen die beiden XiosterKneeKte Deini DinderKneeKt
und Dli ZimKermsn bezieben, welebe in diesem IsKre sm 24. Ig
nusr geksngen genommen und sm 4. Debrusr «mit dem kür ge-
riebt» wurden.^" Dier standen Keine erkeblieben stsstlieben In-
teressen »uk dem 8piel, also überlielZ man die DrteilsksIIung völlig
den ordentlieben Instsn2en. Dieses 8vstem gewsbrte Dern aller-
dings Keine absolute 8ieberbeit, dsl! es in alle einsebisgigen Läile
DinblicK erkielt; denn solange der Dokrneister XlosterKesmter war,
muüte mit der iVIogliebKeit gerecbnet werden, dsö eine DerieKt-

erstattung unterblieb. Äker dieser Zustsnd dauerte nnr Kur2e Zeit,
nseb wenigen Isbren sebiekte die 8tsdt einen DUrger als Dok-
meister nseb Königskeiden, womit es die Xontrolle über die ge-
»smte Verwaltung erlangte. Das IVsbere hierüber vergi, u. 8. 122.

2. Xspitei

Die (^ericKtsorKanisatiun

§ 2?. Xntissin unci Konvent

Vir KsKen geseken, dsö die suk Orund der KsKsKurgiseKen

8cKenKung von 1411 erlangte 8tellung des Xlosters sls autonomer
OerieKtsKerr im Ligensmt durek die LroKerung des Äsrgsus unan-
getastet blieb. DeKsontiieb riebteten Äbtissin und Xonvent nur die

Übertretung des LKeverKotes kür Dngenossen seikst, im UKrigeu

übertrugen sie die Äusllbung der OerieKtsKsrKeit ikren Desmten;
doek Ksm iknen suüerdem sls Degnsdigungsinstsn2 eine aktive
LeilnsKme sn der DecKtsspreeKung 2u. Vir KsKeu nun den Dm-

ksng dieser Iet2teren LätigKeit kest2ustellen. DrsprünglieK müssen

diese Kompetenzen niekt sekr bedeutend gewesen sein; es lag dies

«» 81^^ Nr. 460 (Xgsk. VergicKtbucti) I. Drittel cles nickt paginierten Ssncles.
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in der ständigen Anwesenheit der Königin Agnes und deren
generellen Beaufsichtigung des Stiftes begründet. Nach ihrem Tode
gingen ihre Befugnisse an Äbtissin und Konvent über, die sie

gegenüber den von ihnen abhängigen Beamten wohl noch zu
erweitern wußten. Im Laufe der Zeit traten direkte Mißstände ein,
was zu nachfolgender Ordnung vom Jahre 1517 führte:

«Hinfür sol niemans im râchtenn mit der urteil an einer äpptis-
sinn unnd conuents gnäd an ein bestimpte buss erkanndt, als
dann vormals gwön ist gwâsenn, sunders mit der urteill umb ein
bûss nach sinem verdienenn an Hb oder gûtt veruelt werdenn.
Die salb straff statt dann hin zû einer âpptissinn unnd conuent
diss gotzhuss unnd iro amptlüttenn, darinn zû hanndlen nach
irem gûtt bedunckenn unnd gevallenn nach ergangnem handeil.
Diss Ordnung ist ergangen unnd angesachenn durch die hoch-
wirdig wolgeborenn frow frow Kathrina geborne Truchsâssinn
von Waltpurg, apptissinn diss gotzhuss, unnd min Hannssenn
Bûrrers, ir gnadenn hoffmeysters, mit wüssenn gmeiner ampt-
sassenn .»-*'

Die Übertragung ins Neuhochdeutsche lautet:
«In Zukunft soll niemand auf die Gnade der Äbtissin und des
Konventes hin ohne eine bestimmte Strafe abgeurteilt werden,
wie das bis anhin üblich gewesen ist, sondern im Strafurteil soll
entsprechend der Schuld über Leib oder Gut erkannt werden.
Nach erfolgtem Prozeß mögen Äbtissin, Konvent und ihre Amtsleute

nach Gutdünken und Billigkeit ihr Begnadigungsrecht
ausüben »238

Es muß also vorgekommen sein, daß im Hinblick auf die zu erwartende

Begnadigung eine Normierung des Strafmaßes durch die
Gerichte unterblieb.

Es fragt sich nun, ob die Änderung ausschließlich auf
freiwilliger Basis erfolgte? Trotzdem Hans Bürrer während gut zehn

Jahren amtete, vermochte er doch wohl kaum den Frauen einen

Teil ihrer erworbenen Rechte zu entreißen, auch wenn dies noch

so sehr im Interesse einer geordneten Verwaltung lag. Für eine

Intervention Berns fehlt ein ausdrücklicher Beleg; doch entstand
die Ordnung kurz nach dem Zeitpunkt, seitdem der Landesherr
eine Raportierung der todeswürdigen Delikte verlangte. Unter dic-

23? Nachtrag zum Strafrecht der Königin Elisabeth im Kgsf. Zinsbuch von

1432. Druck: SSR Aarg. II 2, S. 9 f.
238 Unrichtig die Übersetzung bei Koprio S. 161 sowohl sprachlich als auch

in Bezug auf die daraus gezogenen Schlüsse.

116

ill lier ständigen ÄnwesenKeit lier Königin Ägnes unci lteren gene-
relier, Lesuksi«Ktigung lies Stiktes begründet. IVseK ibrem l'olle
gingen ikre öekugnisse sn ÄKtissin unii Konvent üker, die sie

gegenüber den von iknen sKKängigen Beamten woKI noek zu er-
weitern wuöten. Im Oauke lier Zeit traten direkte Möstände ein,
was zu naekkolgender Ordnung vom JaKre 1517 fükrte:

«Oinkür soi niemans im räektenn mit der urteil an einer »pptis-
sinn unnd eonuents gn»d sn ein Kestimpte Küss erksnndt, sls
dsnn vormsls gwön ist gwasenn, sunders mit der urteill umk ein
Küss nsck sinem verdienen« sn iil, oder gütt verueit werdenn.
Oie ssIK strskk ststt dsnn bin zü einer gpptissinn unnd eonuent
diss gotznuss unnd iro gmptiüttenn, dgrinn zü Iisnndien nseb
irem gütt bedunekenn unnd gevsiienn nseb erggngnem ngndeii.
Oiss «rdnuug ist ergsngen unnd sngessenenn durek die KoeK-
wirdig wolgeborenn frow frow Kstlirins geborne Lrucnssssinn
von Vsltpurg, »pptissinn diss götzkuss, unnd min Osnnssenn
Oürrers, ir gnsdenn liokkmevsters, mit wüssenn gmeiner smpt-
ssssenn. .»2^7

Oie Okertrsgung ins IVeuKoeKdeutseKe Isutet:
«In Zukunft soll niemand suk die Onsde der Äbtissin und de»
Konventes bin obne eine bestimmte 8trgfe abgeurteilt werden,
wie dss bis snbin übiicb gewesen ist, sondern im 8trskurteii soll
entsprecbend der 8cKuld über I_,eib «der Out erksnnt werden.
IVseK erkolgtem BrozeL mögen Äbtissin, Konvent und ibre Ämts-
leute useb OutdünKen und Billigkeit ibr LegnsdigungsreeKt aus-
üben. »228

Os muü slso vorgekommen sein, dsL im OinblieK suk die zu erwsr
tende Begnadigung eine IVormierung des 8trakmaöes dureb die Oe-

riebt« unterblieb.
Os kragt sieb nun, ob die Änderung »usseKIieLIieb auf frei-

williger Lssis erfolgte? Lrotzdem Osns Lürrer wäbrend gut zebn

IsKren smtete, vermoebte er dock wobi Ksum den Brauen einen

leii ikrer erworkenen BeeKte zu entreißen, suek wenn dies nocK

so sekr im Interesse einer geordneten Verwaltung lag. BUr eine

Intervention Berns feKIt ein susdrüeklicker Beleg; dock entstand
die Ordnung Kurz nsek dem Zeitpunkt, seitdem der OsndesKerr

eine Kaportierung der t«d«swürdigen OeiiKte verlangte. Onter die-

Nselilrsg /„n> Llrskreclit cier Königin Llissbetb im Xgsk, Xinsbncb von

I4Z2. Druck: SSL äsrg. II 2, S. 9 k.

ss» Dnricblig 6ie Dbersetsung bei Xoprio 8, 161 sovobl sprscblieb sis sueb

in Lesug s„k ciie cisrsus gesogenen Lebliisse,
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sen Umständen ist es mehr als wahrscheinlich, daß die Obrigkeit
ganz allgemein einen normalen Verlauf des Strafverfahrens
verlangte und daher auf ihr Einwirken hin eine Beschränkung der

Befugnisse von Äbtissin und Konvent erfolgte.

§ 28. Die Gerichtsbeamten

1. Der Hofmeister war auch in der vorliegenden Epoche oberster

Verwaltungsbeamter und Vertreter des Stiftes in allen
weltlichen Angelegenheiten. Gewählt wurde er durch Äbtissin und
Konvent, wobei das nähere Verfahren unbekannt bleibt. Die Amtsdauer

war sehr großen Schwankungen unterworfen; man vergleiche
die Zusammenstellung w. o. S. 98, dort auch das nähere über Namen
und Herkunft der Magistraten. Als oberster Gerichtsbeamter
führte der Hofmeister nur selten den Vorsitz, sondern er betraute
in der Regel den Vogt mit dieser Aufgabe; es geht dies aus den
erhaltenen «Gerichtsurkunden» hervor. Trotzdem eigentliche
Gerichtsmanuale fehlen, ist diesem Schluß generelle Geltung
zuzuweisen, denn die vielseitige Beanspruchung des Hofmeisters mit
Geschäften aller Art verunmöglichte zum vorneherein, daß er dem
Gericht in ordentlicher Weise vorstand. Normalerweise dürfte er
nur das Blutgericht geleitet haben; doch kann auch hiemit eine
andere Person betraut worden sein, wie der Prozeß Zimmermann/
Zulauf von 1514 zeigt. Ein ähnlicher Fall muß 1439 vorgelegen
haben, denn in einer am 18. Jan. 1484 vor Gericht zu Säckingen
abgelegten Kundschaft heißt es:

«Er seit ouch, dz es ob sechss und fiertzig jaren, do einer von
Bûbenberg dero von Kungssfâld richter gesin wäre .»239

Es kann damit nur Heinrich von Bubenberg gemeint sein, der ~u

dieser Zeit Vogt von Aarburg war;240 sein Richteramt muß ihm —
wie später Jakob vom Stein — vom Gotteshaus in einem speziellen

Fall ausdrücklich delegiert worden sein.

2. Ordentlicher Gerichtsbeamter war der Vogt — hie und da

nennt er sich «undervogt» — im Eigen. Er ist der Nachfolger des

239 SSR Aarg. II 2, S. 36.
*40 In dieser Stellung wird er zuletzt am 20. Nov. 1437 erwähnt (Genealogisches

Handbuch zur Schweizergeschichte III, S. 14). Ob er bis 1439 im Amt
verblieb ist unsicher, möglicherweise irrt sich der Kundschaft ablegende Bürger im
Datum.
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«e» Umständen ist es mebr sis wskrsekeinliek, dsö die Obrigkeit
gsnz allgemein einen normalen Verlaus cles 8trgfverksKrens ver-
langte unel clsber suk ibr Einwirken bin eine LescKränKung cler

öekugnisse von Äbtissin unci Konvent erkolgte.

§ 28. Die (?ericnt»oe«intei!

1. Oer //«/mcZlSter war sueb in cler vorliegencien LpoeKe ober-

ster VerwsltungsKesmter uncl Vertreter cles ötiktes in siien weit-
lieben ÄngelegenKeiten. OewäKIt wurcle er clureb Äbtissin und Kon-

vent, wobei <iss nsbere Verksbren unbekannt bleibt. Oie Ämts-
cisuer war sekr groüen LebwsnKungen unterworfen; in«n vergieiebe
ciie Zusammenstellung w. «. 8. 93, ciort sueb clss nsbere über IVsinen
und OerKunkt lier iVIggistrsten. ÄIs «berster Oeriebtsbesmter
kübrte cier Ookrneister nur selten lien Vorsitz, sonciern er Ketrsute
in lier Kegel den Vogt mit dieser Äukgsbe; es gebt dies sus den
erbsltenen «OeriebtsurKunden» bervor. Lrotzdem eigentiiebe Oe-

riebtsinsnusle kebien, ist diesem 8eKIu8 generelle Oeltung zuzu-
weiseu, denn die vielseitige Lesnspruebung des Ookmeisters mit
Oescbskten siler Ärt verunmögliebte zum vorneberein, dsl! er dem
Oeriebt in «rdentiicber Veise vorstand. IXormsierweise dürkte er
nnr dss LIutgerieKt geleitet Ksben; doeb Ksnn sueb biemit eine
sndere Lerson Ketrsut worden sein, wie der Lrozeö Zimmermann/
Zulsuk von 1514 zeigt. Lin gknlieker Lall muö 1439 vorgelegen
Kaken, denn in einer sm 18. Jan. 1484 vor OerieKt zu 8seKingen
abgelegten KundseKakt KeiÜt es:

«Lr seit «uek, dz es ok seekss und Oertzig juren, d« einer von
Bökenberg dero von Kungsskâld rickter gesin ware .»^

Ls Kann damit nur OeinrieK von LuKenKerg gemeint sein, der ^u
dieser Zeit Vogt von Äsrburg wsr;^° sein KieKtersmt muö ikm —
wie später IsKoK vom 8tein — vom OottesKsus in einem spezie!-
ien LsII ausdrüeKIieK delegiert worden sein.

2. OrdentiicKer OerieKtsKesmter war der — Kie und ds

nennt er sieK «undervogt» — im Ligen. Lr ist der IVseKkolger des

«° 88« äsrg. II 2, 8.36.
In liieser 8teIIung viril er nuletnl sm 20. Nov. 1437 erwsknt (Oeneslogi-

sckes Hsnclbueb nur 8cKweisergescKicKle III, 8.14). Ob er bis 1439 im ^int ver-
blieb ist unsicker, inöelicberweise irrt sieb cler KnvclscKskt sblegencle öürger im
Ostum.
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ehemaligen österreichischen Amtsvogtes und nicht etwa des von
Königin Agnes 1351 eingesetzten Kastvogtes, der über eine
vorübergehende Bedeutung nicht herauskam. Wahlinstanz waren
Äbtissin und Konvent, möglicherweise in Verbindung mit dem
Hofmeister. Aus dem vorhandenen Quellenmaterial ergibt sich

nur eine sehr lückenhafte Reihe der das Amt bekleidenden
Personen; wir verweisen auf die diesbezügliche Liste bei Koprio
S. 159. Nur soviel ist ersichtlich, daß sie ausschließlich aus den
verschiedenen Gemeinden des Amtes stammten und daß ihre Amtsdauer

regelmäßig zwei Jahre nicht überstieg. Der Vogt war nicht
nur Gerichts-, sondern ganz allgemein Verwaltungsbeamter, so
hatte er sich beispielsweise auch mit dem Einzug von Steuern und
Abgaben zu befassen.

§ 29. Ceriditsstätten; Teilnahme und Mitwirkung der
Amtssässen an der Rechtsprechung

Als infolge der Schenkung von 1411 das ganze Eigenamt unter
einheitliche Herrschaft gelangte, verschmolzen die bis anhin
nebeneinander bestehenden Rechtskreise (habsburgischer und klösterlicher),

und es bildete sich ein einziges Gericht. Es gilt nun
festzustellen, inwieweit dies zu Modifikationen zu den in den §§ 18

und 20 geschilderten Zuständen führte.

I. Vor 1415 bestanden zwei Gerichtsstätten: die habsburgische

vor dem Obertor zu Brugg, die klösterliche zu Königsfelden
selbst. In unserer Epoche erscheinen vorerst beide nebeneinander.

Noch am 9. November 1452 heißt es: «vor dem obern tor,
uff dem graben, an offner, frigen strass».241 Dann verschwindet
diese Dingstätte in den sogenannten «Gerichtsurkunden». Die
Fertigungen, wie auch die Aburteilung der niederen Strafsachen
erfolgten nun ausschließlich beim Kloster, das bereits am 20.
September 1456 zur «gewohnlicher Richtstatt» geworden ist.242 Beim
altherkömmlichen Obertor fanden nur noch die Landtage statt,

241 STAA Kgsf. U.
2<2 STAA Kgsf. U. — Die nähere Bezeichnung «unter den Linden» (vergi.

Anm. 175) erscheint nicht mehr. Doch tagte das Gericht weiter im Freien, bei
schlechtem Wetter suchte man sich zu schützen, indem man die Verhandlung
«anderem schöpf» vornahm (STAA Kgsf. U. 17. XL 1463).
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ehemaligen österreickiseken Ämtsvogtes uni! nickt etwa lies von
Xönigin Ägnes 1331 eingesetzten Xsstvogtes, cier üker eine vor-
UKergeKende Lecieutung nickt Kersusicsm. VsKIinstsnz wsren
ÄKtissin unci Xonvent, mögiiekerweise in VerKinciung mit ciem

Hofmeister. Äus ciem vorksncienen <)uellenmsteri«i ergibt sieK

nur eine sekr lückenksfte LeiKe cier ciss Ämt bekleidenden Ler
sonen; wir verweisen suk ciie diesbezüglieke Liste Kei Xoprio
8. 139. IVur soviel ist ersiektiiek, dsö sie susseKIieölicK sus clen

versekiecienev Oemeinden lies Ämtes stammten unci dsö ikre Ämts-
cisuer regeimäüig zwei IsKre nickt ükerstieg. Oer Vogt wsr nickt
nur OericKts-, sonciern gsnz siigemein VerwsltungsKesmter, so
Kstte er sieK beispielsweise suck mit <1em Linzug von 8teuern unci

ÄKgsKen zu beksssen.

§ 29. (^ericntsstiitten; ^eilnsnine unci lVlitvirlcunLs cler
^rntssässen »n cler Kecntsprecnun^

ÄIs inkoige cler 8eKenKung von 1411 clss gsnze Ligensmt unter
einkeitlicke OerrseKskt gelangte, versekmolzen clie Kis snkin neken-
einsncler KesteKenden LecKtsKreise (KsKsKurgiscKer unci Klöster-
licker), unci es Kiiciete sieK ein einziges OerieKt. Ls gilt nun fest-
zustellen, inwieweit clies zu lVIodikiKstionen zu clen in <ien 18

unci 20 gesekiicierten Zustünden fükrte.

I. Vor 1413 Kestsncien zwei OerieKtsstütten: ciie KsKsKurgi-
seke vor ciem Okertor zu Lrugg, ciie KiösteriieKe zu Xönigskeiclen
seikst. In unserer LpoeKe ersckeiven vorerst Keicie nekeneinsn-
cier. iXoeK sm 9. IXovemKer 1432 Keiüt es: «vor ciem »Kern tor,
uff ciem grsken, sn offner, frigen strsss».^ Osnn versckwinclet
cliese Oingststte in clen sogenannten «OericKtsurKunden». Oie

Lertigungen, wie guck ciie Äkurteiiung cier niederen 8traksseKen

erfolgten nun susscKIieülicK Keim Xioster, ciss Kereits sm 20. 8ep-
temker 1436 Zur «gewokniicker LieKtststt» geworden ist.^2 Leim
sitkerkömmiieken Okertor fsnden nur noek die Landtage statt,

S" 81^^ Xgsk. II.
«s 8?^^ Xgsk. II. — Die nükere LeseieKnnng «unter clen Linclen» (vergi.

Xnrn. 175) ersvlieint nickt mekr. Dock tsgte clss OericKt veiter im Dreien, bei
scklecktem Vetter suckle msn sick su sckülsen, inclem msn clie VerKsncllung
«unclerem sek«pk> vcrnskm (81"^^ Xgsk, II, 17. XI. 1463).
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so führte hier 1514 Jakob vom Stein im Prozeß gegen
Zimmermann/Zulauf den Vorsitz. Mit dem Zurücktreten des Obertores als

ordentliche Dingstätte bildete sich eine neue im Dorf Windisch.243

Einmal wurde auch in Oberburg Gericht gehalten.244

IL Sowohl die Herrschaftsangehörigen als auch die Klosterleute

waren einer gewissen Dingpflicht unterworfen gewesen
(§ 18 II u. 20 II). Für die vorliegende Epoche haben wir hierüber
keine speziellen Quellen; wir sind auf indirekte Schlüsse
angewiesen: Die Haupterscheinung ist, daß die seit langem bestehende
Tendenz auf Lockerung der Gerichtspflicht sich weiter verschärfte.
Im übrigen haben wir drei verschiedene Stufen zu unterscheiden.

a) Von der ursprünglichen allgemeinen Dingpflicht hat sich

nur ein kleiner Rest erhalten. Einmal im Jahr, am sogenannten
Maitag, waren alle Amtssässen verpflichtet, im Ding zu erscheinen.
Es ist allerdings fraglich, ob die Fernbleibenden mit der angedrohten

Buße belegt wurden. Dennoch muß die Frequenz eine sehr

gute gewesen sein, denn die auf Kosten des Gotteshauses
erfolgende Bewirtung bildete einen starken Anreiz zur Teilnahme.
Aus diesem Brauch entstanden im Laufe der Zeit schwere
Mißstände, die Bern zur Aufhebung der Institution veranlaßten, was

nur nach Überwindung etwelchen Widerstandes gelang. Das Nähere
hierüber vergi, u. Anm. 328.

b) Gut besucht waren auch die Landtage; am Schluß des

Urteils vom 18. Dezember 1514 im Prozeß gegen Zimmermann
Zulauf heißt es: «Darzu von dem gericht [— es folgen 16 namentlich
angeführte Männer aus den einzelnen Gemeinden —] und ander
vil, die harumb dass rächt gesprochen haben». Dieser Zusatz läßt
auf eine zahlreiche Beteiligung der nicht durch ihr Richteramt
zum Erscheinen verpflichteten Amtssässen schließen. Sie bildeten
den sogenannten Umstand. Es war dies weniger die Folge eines

formell sicherlich noch bestehenden, in Praxis aber kaum mehr
gehandhabten Gebotes mit Bußandrohung, als des Interesses für
eine aus dem uniformen Alltagsleben heraustretende Sache. Denn
die Landgerichtsverhandlungen mit der Aussicht, zu ihrem Ab-

243 Ihr erstes Auftreten datiert vom 11. März 1453 (STAA Kgsf. U.). Es

erfolgte da eine Fertigung vor «offem verbannen gericht ze Windisch im dori in
offner frygen stras».

244 STAA Kgsf. U. v. 18.11.1447: «ze Obernburg im dorff».
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su kükrte Kier 1314 IsKoK vom 8tein im Lrozelj gegen Zimmer-
msnn/Zulsuk cieu Vorsitz. ÌVIit liem Zurücktreten lies Overtures sis
ordentiicke Dingststte bildete «ick eiue neue im Durs VindiscK.^
Linmsi wurde suek in OKerKurg OerieKt geksiten.^^

II. 8ow«KI liie DerrseKsktssngeKörigen sis suen liie Xloster-
ieute wsren einer gewissen DingpklieKt unterwürfen gewesen
(H 13 II u. 20 II). Lür liie vuriiegenlie LpoeKe KsKen wir KierüKer
Keine speziellen O.uellen; wir sinli suf indirekte 8eKIüsse söge-
wiesen: Die DsupterseKeinung ist, dsö liie seit Isngem KesteKenlie
Lendenz suk Lockerung lier OerieKtspkiicKt sieK weiter verscksrkte.
Im ükrige» KsKen wir lirei versekieliene Ltuken zu untersekeilien.

a^) Von lier ursprünglicken siigemeinen DingpfiicKt Kst sick

nur eiu Kleiner Dest erkalten. Linmsi im IsKr, sm sugensnnten
^faitaK, waren alle Ämtsssssen verpfliektet, im Ding zu ersckeinen.
Ls ist siierliings frsgiiek, uk liie LernKIeiKenlîen mit lier sngeliruk-
ten Duüe Kelegt wurrien. DennoeK muü liie Lrequenz eine sekr

gute gewesen sein, denn die suk Xosten des OottesKsuses erkui-

gende Dewirtung Kiidete einen starken Änreiz zur LeiinsKme.
Äus diesem DrsucK entstanden im Lsuke der Zeit sekwere iVlilZ-

stände, die Dern zur ÄukKeKung der Institution versnisüten, was

nur nsek Okerwindung etwelcken Widerstandes gelang. Dss IVsKere

KierüKer vergi, u. Änm. 328.

ö^) Out KesueKt wsren suck die Lsndtsge; um 8cKIuL des

Orteiis vom 18. DezemKer 1314 im LrozeL gegen Zimmermann Zu-
Isuk Keiüt es: «Dsrzu von dem geriekt ^— es folgen 16 nsmentiiok
sngekükrte iVIsnner sus den einzelnen Oemeinden —^ nnd snder
vil, die KsrumK dsss rsekt gesprocken KsKen». Dieser Zusstz Isöt
»uk eine zskireicke Deteiiigung der niekt durek ikr DicKtersmt
zum LrseKeinen verpkiickteten Ämtsssssen seKIieüen. 8ie bildeten
den sogenannten l/m«tanli'. Ls wsr dies weniger die Loige eines

formell sieberlieb noek KesteKenden, in Lraxis sker Ksum mekr
geksndkskten Oebotes mit DuÜsndroKung, sls des Interesses für
eine sus dem uniformen ÄlltsgsieKen Kersustretende 8seKe. Oenn
die LsndgericKtsverKsndiungen mit der ÄussieKt, zu ikrem ÄK-

IKr erstes ^uktreten cisliert vom 11. IMrn 1453 (SI'X^ Xgsk. v.). Ls
erkolsle cis eine Lertigune vor «okkem verbannen gericbt ne VivciiseK im ciork in
olkner krxgen strss>.

8?^X Xgsk. II. v. 1». II. 1447: «ne «bernburg im iiortt,.
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Schluß noch dem Vollzug eines Todesurteiles beizuwohnen, waren
ein Schauspiel, das man sich nur ungern entgehen ließ.

c) Zur Teilnahme am ordentlichen, unter dem Vorsitz des

Vogtes abgehaltenen Gericht waren nur noch gewisse hiefür
ausdrücklich bestimmte Männer verpflichtet. Es ist interessant, ihre
variierende Bezeichnung in den «Gerichtsurkunden», in denen sie

Zeugenfunktionen versehen, zu verfolgen. Ursprünglich heißt es

einfach: «und sind hieby in gericht gewesen .».245 Dann von der
Mitte des 15. Jahrhunderts an nennen sie sich in der Regel «urtcil-
sprecher».240 Ausnahmsweise ist am 20. September 1456 von «rich-
tern» und am 2. Juli 1477 von «rechtsprechern» die Rede.247 Die
uns überlieferten Namen verteilen sich auf alle Gemeinden; die
meisten erscheinen mehrmals, einzelne sogar während einer langen
Reihe von Jahren. Die Zahl der Urteilssprecher ist nicht bekannt.
Jedenfalls lag sie über zehn; denn jedes Dorf stellte mindestens
einen, die größeren aber mehrere. Namentlich werden jeweils
6—12 aufgeführt, worauf fast regelmäßig der Zusatz folgt: «und
ander erber lüt des gerichts gnug und vil». Zusammen mit dem
Vorsitzenden bildeten sie das Amtsgericht; in einer Urkunde vom
17. November 1463 heißt es nach namentlicher Anführung von
acht Gerichtssässen: «und ander erber lüt des ampts im Eigen, mit
den das gericht besetzt was».248

Was nun die Mitwirkung der Amtssässen an der
Rechtsprechung anbetrifft, so ist unter Beibehaltung obiger Dreiteilung
folgendes zu sagen:

a) Das Maiending hatte seine ursprüngliche, im Worte Ding
ausgedrückte Zweckbestimmung verloren. Im vorliegenden
Zeitraum ist darunter nicht eine Gerichtsversammlung, die irgend
welche Urteile fällte, sondern die alljährliche Zusammenkunft aller
männlichen Einwohner des Amtes zur Vornahme allgemeiner
Verwaltungsakte zu verstehen. Hievon sind, da innerhalb des Rahmens

unserer Arbeit liegend, zu erwähnen: Die Verlesung des geltenden
Rechts, soweit es aufgezeichnet war, ferner die Bekanntgabe
eventueller neuer Satzungen und sodann die Bestallung der Ämter.

245 So am 18. Febr. 1416 und 19. Sept. 1428 (STAA Kgsf. U.).
24« Das erste Vorkommen datiert vom 6. Dez. 1448 (STAA Kgsf. U.).
247 Beides Kgsf. Urk.
248 STAA Kgsf. U.
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seKIuL noek itera Vollzug eines Lodesurteiles KeizuwoKneu, wsren
ein 8cKsuspiel, dss man sieti nur ungern entgeken tieü.

Zur LeilnsKme sin ordentlieken, unter lleni Vorsitz <tes

Vogtes skgeksltenen OericKt wsren nur noeti gewisse Kiekür sus-
drüeklick Kestimmte iVIsnner verpflicktet. Ls ist interessant, iiire
vsriierenlte DezeicKnung in clen «OerieKtsurKunden», in denen sie

ZeugenkunKtionen versekev, zu verfolgen. OrsprünglieK KeiKt es

einsseti: «und sind KieKv in gerictit gewesen .».^5 Dsnn von der
iVlitte des 15. IsKrKunderts sn nennen sie sieti in der Kegel «urteil-
spreeker».^ ^usnskmsweise ist um 2«. 8er>temKer 1456 von «riell-
lern» und um 2. Juli 1477 von «rectltspreellern» die Dede.^' Die
uns LKerliekerten !Vsmen verteilen sieli sut slle Oemeinden; die
meisten ersetieinen metirmsls, einzelne sogsr wäkrend einer Isngen
Deine von Isnren. Die ZsKI der OrteitsspreeKer ist nictit KeKsnnt,
JedenksIIs lsg sie ülier zetin; denn jedes Dort stellte mindestens
einen, die größeren suer metlrere. iXsmentlicK werden jeweils
6—12 »ufgetukrt, worauf fsst regelmsLig der Zusatz folgt: «und
snder erker lüt des gericlits gnug und vil». Zusammen mit dem
Vorsitzenden bildeten sie das ÄmtsgericKt; in einer OrKunde vom
17. IXovember 1463 KeiLt es naeb namentlieber ÄntuKrung von
sebt Oeriebtsssssen: «und snder erber lüt des smpts im Ligen, mit
den dss geriebt besetzt wss».^

Vss nun die Mitwirkung der Ämtssässen sn der Deckt-
spreekung snketrifft, so ist unter DeiKeKsltung okiger Dreiteilung
folgendes zu ssgen:

Oss iVlsiending Kstte seine ursprüngtieke, im Vorte Ding
susgedrückte ZweeKKestimmung verloren. Im vorliegenden Zeit-
räum ist darunter niekt eine OerieKtsversammlung, die irgend
weleke Orteile fällte, sondern die glljäkrlicke Zusammenkunft slier
männlicken LinwoKner des Ämtes zur VornsKme allgemeiner Ver-
wsltuogsskte zu versteken. Oievon sind, ds innerkalk des DsKmens

unserer ÄrKeit liegend, ZU erwäknen: Die Verlesung des geltenden
DecKts, soweit es sukgezeicknet wsr, ferner die DeKsnntgsKe even-
tueller neuer 8stzungen und sodsnn die Destsllung der Ämter.

8o gm 1». kedr. 1416 unä 19. Sept. 1428 (Sl^ä, Xgsk. u.>.
s« Oss erste Vorkommen «stiert vom 6, Oes, 1448 (81^^ Xgsk. LI.>.

Leicies Xgsk. H>rK.

81'^^ Xgsk. v.
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Von den gerichtliche Funktionen versehenden Beamten wurden
nur die Urteilssprecher am Maitag gewählt, wahrscheinlich auf
Grund von Vorschlägen des Hofmeisters oder des Vogtes.

b) In den Aufzeichnungen des Zimmermann Zulauf-Handels
stoßen wir öfters auf Wendungen wie:

«...Also ward nach miner, des richters, umbfrag mit gemeiner
urteyl zu recht erkennt .»

oder
«...als nach miner, des richters frag, nieman wider sprächen,
ward ein einhällige urteyl .»

oder
«... uff dass ich genampter richter rächts umbfragt, ward von
den richtern einhällencklichen gesprochen .».

Am Schluß des Urteils vom 18. Dezember 1514 steht nach den
namentlich aufgeführten 16 Richtern der bereits bekannte Satz:

«... und ander vil, die harumb das rächt gesprochen haben».

Aus diesen Zeugnissen folgt eindeutig, daß den im Landgericht
anwesenden Amtssässen eine bedeutende Mitwirkung bei der
Urteilsfällung zukam. Dabei läßt sich keine Abgrenzung der Befugnisse

der eigentlichen Richter und der den Umstand bildenden
Männer geben. Die Entwicklung, die zur Bildung einer festen
Zahl von Landrichtern, denen ordentlicherweise im Zusammenwirken

mit dem Vorsitzenden die Urteilsfällung zustand (vergi.
w. u. S. 143 ff.), war noch nicht abgeschlossen. Auch eine
Kompetenzausscheidung zwischen dem Vorsitzenden und den anwesenden
Amtssässen läßt sich infolge der Dürftigkeit der Quellen nicht
ermitteln.

c) Was das Verfahren vor Amtsgericht anbetrifft, so ist die

Wendung: «. und sind hieby in gricht und darumb Urteilssprecher
gewesen»249 ein deutlicher Beweis für die aktive Mitwirkung der
Amtssässen an der Urteilsgestaltung. Das Gleiche gilt für die
Tatsache, daß die Neuordnung des Begnadigungsrechtes von Äbtissin
und Konvent (für Verurteilungen sowohl an Leib als auch an
Vermögen, d. h. durch Land- und Amtsgericht) abgeschlossen wurde
zwischen Hofmeister Bürrer und der Äbtissin «mit wüssenn gmei-
ner amptsâssenn». Eine Kompetenzabgrenzung zwischen dem
Vorsitzenden und den Gliedern des Gerichtes ist auch hier nicht
möglich.

249 STAA Kgsf. U. v. 9. XL 1452.
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Vo» de» geriektlieke DunKtiunen versekenden Desmten wurden
nur die DrteiisspreeKer sm IVIsitsg gewsKIt, wskrsekeiniiek «uk

Orund vou VorseKIsgen lies Dokmeisters «lier lies Vogtes.

In lien ÄukseieKnungen lies Zimmermann Zulsuk-Dsndels
stuLen wir ökters suk Vendungen wie:

«...Äiso wsrll nsek miner, lies riekters, umkkrsg mit gemeiner
nrtez i reekt erkennt .»

«lier
«...sis nacK miner, lies riekters krgg, niemsn wilier sprseken,
wsrll ein einksliige urteil .»

«lier
«... ukk lisss iek gensmpter rickter rsekts unibkrsgt, wsrd von
lien riebtern einbslleneklieben gesprochen...».

Äm 8eK!uö lies Urteils vom 18. December 1514 stekt nsen lien
nsmentliek sukgekükrten 16 DieKtern lier bereits bekannte 8st«:

«... unci Slllier vii, ciie Ksrumb liss rsekt gesproeben Ksben».

Äus liiesen Zeugnissen koigt eincieutig, dsö lien im DsndgerieKt
anwesenden Ämtsssssen eine Kecieutencie Mitwirkung Kei cier Dr-
teilsksiiung 2uKsm. DsKei Isüt sieK Keine ÄKgrensung lier Dekug-
uisse lier eigentiieken DieKter unci lier cien Dmstsnd Kiiclenlien
iVlsnner geken. Die DntwieKIung, liie nur Diidung einer festen
ZsKI von DsndricKtern, clenen orllentliekerweise im Zusammen-
wirken mit ciem Vorsitzenden die DrteilsksIIung «ustand (vergi,
w. u. 8. 143 kk.), wsr noek niekt skgesckiossen. ÄueK eine Xompe-
ten2»ussekeidung «wiseken dem Vorsitzenden und den anwesenden
Ämtsssssen Isüt sieK inkolge der Dürftigkeit der (Quellen niekt er-
mittein.

Vss dss VerksKren vor ÄmtsgerieKt snketrifft, so ist die

Vendung: «. und sind Kiek? in griekt und dsrumk urteiissprecker
gewesen»^ gj^r deutiieker Deweis kür die sktive Mitwirkung der
Ämtssssse» sn der Drteilsgestsitung. Dss OieicKe gilt kür die Lst-
sseke, dsö die IVeuordnung des DegnsdigungsreeKtes von Äbtissin
und Konvent (kür Verurteilungen sowoKI sn Deik sls suek sn Ver-
mögen, d. K. durek Dsnd- und ÄmtsgerieKt) skgeseklossen wurde
swiseken Dokmeister Dürrer und der ÄKtissin «mit wüssenn gmei-
ner smptssssenn». Dine Xompeten/sKgrensung «wiseken dem Vor-
sitzenden und den (Gliedern des OerieKtes ist suek Kier niekt
niögliek.

"° 8?^^ Xssk. I!, v. 9. XI. 1452.
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2. Abschnitt

Die Alleinherrschaft Berns

§ 30. Vermehrung des landesherrlichen Einflusses
seit 1524; das Eigenamt wird 1528 zur bernischen Vogtei:

Systematik des Abschnittes
Seit dem Prozeß gegen Zimmermann Zulauf (1514/15) erfolgten

Eingriffe des Landesherrn in die bis anhin autonome Stellung
des Klosters in Bezug auf die Gerichtshoheit über das Eigen. Als
mit dem 1. April 1524 Bern einen eigenen Bürger als Hofmeister
nach Königsfelden schickte, vergrößerte sich sein Einfluß, und
allmählich erlangte es die Kontrolle über die gesamte Verwaltung.
Was die Gerichtsbarkeit anbetrifft, so beschränkte sich der
Umfang der zu rapportierenden Fälle nicht mehr auf die todeswürdigen

Verbrechen, sondern er erstreckte sich auf alle bedeutenden
Strafsachen, vor allem wenn diese nicht völlig klar lagen. Es geht
dies aus nachstehender Notiz im bernischen Ratsmanual vom
5. Februar 1527 hervor:

«An hoffmeyster zu Küngsvälden. Hab diser nützit anders
gehandelt, dan dass er in schimpf gesprochen: «ein knecht sollt
by siner eefrouwen liggen», dunkt m. h., das er darumb nitt
vertriben werd. Wo aber anders, still stan, biss nechtst m. h. be-
richt.250

Bei ihrer völligen Inanspruchnahme durch die Probleme der
Glaubensänderung vermochten die Nonnen dieser Erweiterung keinen
Widerstand entgegenzusetzen. Anderseits vermied die Stadt jedes
überstürzte Vorgehen; Königsfelden wurde mit dem 1. April 1524

keineswegs zur bernischen Vogtei. Benedikt Mattstetter führte
sein Amt im Namen der Äbtissin und des Konventes, denen er
auch Rechnung stellte.251 Seine Stellung umschreibt der Rat selbst

wie folgt: «unser lieber, getrüwer burger Benedich Mattstetter,
hoffmeister zû Küngsvälden, in namen der geistlichen frowen da-

250 Steck und Tobler Nr. 1115.

251 Seine ersten Abrechnungen sind nicht erhalten. Am 27. Juli 1527 fand

die Ablage bereits vor dem Rat in Bern statt, wobei aber der Einnahmenüberschuß

als dem Gotteshaus zustehend bezeichnet ist (STAB Finanzwesen XIV. bis

XVIII. Jahrhundert Nr. 59).
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2. ÄkscKnitt

Die ^lleinnerrscnskt Lern«

§ 30. Verrnenrunß cle» l»ncle»lierrll«»eu Lintlusses
seit 1324; clss Lizzenamt vircl 1328 «ur Kerniscnen Vorrei:

8v»ter»atilc cle» ^»»cunitte»
8eit clem Brösel! geizen Zimmermann Zulsuk (1314/15) erkolg-

ten Lingrikke lies LsndesKerrn in clie vis uukin autonome 8tel!ung
îles Klosters in Lesug auf clie OericKtsKoKeit üker das Ligen. ÄI«
mit clem 1. Äpril 1524 Lern einen eigenen Bürger als Ookmeister
nsek Königskeiden sekiekte, vergröüert« sieK sein LinkluL, unci

siimsKIicK erlangte es clie Kontrolle üoer clie gesamte Verwaltung.
Vas clie OerieKtsKsrKeit snketrikkt, so KescKrsnKte sick eler Ilm-
ksng cler su rapportierenden Lalle nickt mekr suk clie todeswürdi-
gen VerKreeKen, sonclern er erstreckte sieK auk alle Kedeutenden
8trsksseKen, vor allem wenn liiese nickt völlig Klar lagen. Ls gekt
clies aus nackstekencler IVotis im KerniscKen Batsmsnusi von,
5. LeKruar 1527 Kervor:

«Än Kokkmevster sü Küngsväiden. OsK lliser nütsit snclers ge-
Kandeit, rlan «lsss er in sekimpf gesprocken: «ein KnecKt sollt
Kv siner eekrouwen iiggen», dunkt m. K., lias er llsrumk nitt
vertriken wercl. Vo aker anders, still stan. Kiss necktst m. K. Ke-
rickt.^»

Lei ikrer völligen InsnsprueKnaKme liurek liie LroKIeme lier Olau-

Kensäncleruug vermoekten riie iXounen liieser Lrweiterung Keinen
Vilierstsncl entgegensusetsen. Anderseits vermied die 8tsdt jedes
ükerstllrste VorgeKen; Königskeiden wurde mit dem 1. Äpril 1524

Keineswegs sur KerniseKen Vogtei. Benedikt iVlsttstetter kükrte
sein Ämt im iXamen der ÄKtissin und des Konventes, denen er
«uek KeeKnung stellte.^ 8eine 8teIIung umsckreibt der Bat selbst

wie koigt: «unser lieber, getrüwer Kurger Benedick iVlsttstetter,
Kokkmeister sü Küngsväiden, in nsmen der geistiicken krowen ds-

SS« Steck unci l'obier IVr. IIIS.
ssi Leine ersten ^brecbnuneen sinci nickt eriislten. ^in 27. luli 1527 lsnii

clie ^bisee bereits vor clern list in Lern slslt, wobei sber cler LinnsKinenüber-
sckuü sls clern OottesKsus sustebencl Keneicbnet ist (SI^^L Dinsn/wesen XIV. bis

XVIII. IsKrKunuert Nr.S9>.
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selbst».252 Bei der ständigen Lockerung der klösterlichen Zucht,
die fortwährend den Austritt von Nonnen zur Folge hatte, war
es allerdings durchaus natürlich, daß sich die Kompetenzen Berns
immer mehr erweiterten. So verkaufte die Stadt anfangs 1527 die
elsässischen Besitzungen Königsfeldens in seinem und des Gotteshauses

Namen, wobei die Bevollmächtigten, Hofmeister Mattstetter
und Hans Bischof, vom Rat, den Kaufpreis «zu unser statt handen

ingeantwurt, gewärt und inhändig gemacht haben».253 Es zeigt
dies deutlich, wie eigenmächtig nun bereits der Landesherr mit
ehemals rein internen Angelegenheiten des Stiftes umging.

In Bern erfolgte die Einführung der neuen Lehre nur
zögernd. Endlich erging am 7. Februar 1528 das allgemeine
Reformationsmandat, das die Säkularisation der Klöster brachte. Der
Übergang Königsfeldens unter die ausschließliche Verwaltung Berns
vollzog sich ohne Schwierigkeiten. Benedikt Mattstetter hatte hier
wertvolle Vorarbeiten geleistet. Das Eigenamt wurde zu einer
besonderen Vogtei. Die Residenz des Amtmannes, der sich weiterhin

Hofmeister nannte, befand sich zu Königsfelden in den
ehemaligen Klosterräumlichkeiten. Bereits am 13. August 1528 legte
Mattstetter zu Gunsten der bernischen Staatskasse Rechnung
ah.254 Auf diesen Zeitpunkt wurde er durch Jörg Schöni ersetzt.255

Nun noch ein paar Worte über die weiteren Untersuchungen.
Bis jetzt war immer das hauptsächlichste Ziel, eine Abgrenzung
der klösterlichen Gerichtsbarkeit von derjenigen des Landesherrn
(Herzoge von Österreich, Bern) zu geben. Mit der Aufhebung des

Gotteshauses ist dies hinfällig geworden. Seit 1528 steht die
Gerichtsbarkeit im subjektiven Sinne ausschließlich Bern zu. Die
Systematik des vorliegenden Abschnittes ist daher im Vergleich zu
den vorhergehenden eine völlig andere. — Die Rechtsprechung
erfolgte in analogem Rahmen wie im übrigen Untertanenland. Die
rechtsgeschichtliche Forschung hat hierüber die wesentlichsten,

252 STAB OSPB BB, S. 305. Im Appellationsurteil eines vom Hofmeister
nach Bern weitergezogenen Spruches des Gerichtes von Auenstein.

253 Steck und Tobler Nr. 1082.
254 STAB Finanzwesen XIV.-XVIII. Jahrhundert Nr. 60.
255 Zum 14. Aug. 1528 findet sich folgende Notiz im RM: «Hoffmeyster

Küngsfelden sins ampts halb bürgen geben. Venner von Wingarten. Soll der alt
hofmeister die schulden, so angestanden, inzüchen. Des eyds entzigen.» (Steck
und Tobler Nr. 1833.)
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Lei cier stìinltigen Lockerung tier KiösterlicKen Zuckt,
ciie f«rtw»Kren«l cieu Austritt von IVonnen sur Bolge Kstte, vsr
es »llerclings «InreKsus nstllrlick, «l»L sieK ciie Xompetensen Lerns
irurrier mekr erweiterte». 8« verksutte clie 8tsc!t snksngs 1527 «lie

eissssiseken Lesitsungen Xönigskeiciens in seinem unci «ies (Rottes-
Ksuses IVsmen, wobei «iie LevollmscKtigten, Hofmeister iVlsttstetter
unci Usus LiscKol, vom Kst, clen Xsukpreis «su unser ststt bsnclen

ingesntwurt, gewsrt unci iuksnliig gemsckt KsKen».'^^ Bs seigt
«lies «leutlieb, wie eigenmsektig nun bereits «1er BsnllesKerr mit
ebemsis reiu internen ÄogeiegeoKeiten lies 8tittes umging.

In Lern erfolgte ciie Binkübrung vier neuen LeKre nur
sögerncl. Bnlilieb erging gm 7. Bebrusr 1528 «lss »»gemeine Leto»
mstionsmsnrist, «iss «lie 8sKuisrisstioo cier Klöster brscbte. Her
OKergsng Xönigsteiclens unter «lie susscklieöiieke Verwaltung Berns
vullsog sieb obne 8cKwierigKeiten. Benedikt iVlsttstetter Kstte Kier
wertvolle Vorarbeiten geleistet. Oss Bigensmt wurcie su einer Ke>

»«ntieren Vogtei. Oie Kesiciens lies Ämtmsnoes, «ter sick weiter-
Kin Ookmeister nsoote, Ketsncl sick su Xönigskelllen io rien eke-

msiigen XlosterrsnmiieKKeiten. Bereits sm 13. Äugust 1528 legte
IVlsttstetter su Ounsten 6er KerniscKen 8tsstsKssse BecKoung
»K.'^^ Äuk liiesen Zeitpunkt wuriie er ciurck ^örg 8cKöni ersetst.^^

IVun nocK ein pssr Vorte üker liie weiteren OntersueKungen.
Bis jetst wsr immer liss KsuptsscKIieKste Ziel, eine ÄKgrensung
lier KlösteriieKen OericKtsKgrKeit von «ierjenigen lies BsnciesKerro

(Oersoge von OsterreicK, Lern) su geken. IVlit «1er ÄukKeKung «les

OottesKsuses ist liies Kintsiiig geworlien. 8eit 1528 stekt ciie Oe-

ricktsksrkeit im sukzektiven 8inne sussekiieüiick Lern su. Oie
8vstemstiK «les vorliegencien ÄKscKnittes ist llsker im VergieicK su
lieo vorkergekenllen eine völlig snclere. — Oie LecKtspreeKung
ertuigte in snsiogem KsKmen wie im ükrigen Ontertsnenisnli. Oie

recktsgesckicktiicke BorscKung Kst KierüKer «lie wesentiieksten,

SS! 08LS LL, 8. 305. Im .^pvelislionsurteil eines vom Ilokmeistei
nseb Lern «eitereesosenen 8vrucbes cle» Leriebtes von ^uenstein.

sn 8tecK unci l'obier Nr. 1082.

81'^L rinsnsvesen XIV.-XVIII. IsKrKunäert Nr. 60.
ss? Turn 14. ^ue. Iö28 Iin6et sieb toieencie Notis im LlVl: «Uokkmevsler

Xünlzslelcien sins sinpts Kslb bürgen «eben. Venner von Vingsrten. 8oII cter »It
Kokrneister ciie sebulcien, so «ngestsncien, insiieben. Oes evci» entnigen.» <8teclc

»nci l'obier Nr. 1333.)
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allgemein geltenden Grundsätze herausgearbeitet.256 Unseres Wissens

sind diese Resultate durch die Darstellung der Gerichtsverfassung

eines einzelnen Amtes anhand der lokalen Quellen bis
anhin noch nicht bestätigt und erweitert worden. Aus diesem Grunde
erscheint es uns gerechtfertigt, die vorliegende Arbeit bis zum
Zusammenbruch der bernischen Herrschaft fortzusetzen. Es
interessieren hiebei speziell zwei Fragen: Einmal inwieweit die
Jurisdiktion durch die Behörden und Tribunale in Bern ausgeübt und
inwieweit sie den örtlichen Instanzen übertragen wurde. Sodann
wollen wir uns mit der Organisation der gerichtlichen Organe des

Amtes befassen. Wir glauben am besten zu fruchtbaren Resultaten

gelangen zu können, wenn wir die verschiedenen lokalen
Institutionen, die jurisdiktioneile Befugnisse ausübten
(Landgericht, Amtsgericht und Hofmeister), in einem Längsschnitt von
1528—1798 einer gesonderten Betrachtung unterziehen. Hauptpunkte

der jeweiligen Untersuchungen werden sein:

a) Kompetenzumschreibung inklusive Verhältnis zu den Instan¬

zen der Hauptstadt.
b) Abriß über die Organisation.

1. Kapitel

Das Landgericht

§ 31. Der sachliche Umfang der Landgerichtsfälle
Aus unserem Quellenmaterial ergibt sich, daß im 16., 17. unti

18. Jahrhundert das Landgericht des Eigenamtes an der
Strafrechtspflege beteiligt war. Neben seiner äußern Organisation und

Einrichtung stellen sich hauptsächlich zwei Fragen. Erstens: mit
welchen Fällen beschäftigte sich der Landtag; und zweitens: welche
Kompetenzen hatte er hiebei in Bezug auf die Urteilsgestaltung?
Der vorliegende Paragraph hat die sachlichen Voraussetzungen,
welche für eine Erledigung durch unsere Institution vorhanden
sein mußten, zum Gegenstand.

25« Man vergi. Ant. v. Tillier, Geschichte des Freistaates Bern, die Kapitel
über die Staatsverwaltung in den Bdn. 3—5; Rennefahrt, Grundzüge der bernischen

Rechtsgeschichte, Bd. I, (S. 110 ff.) u. III.
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sllgemein gelteoclen Orunclsstse KersusgesrKeitet.^^ Onseres Vis-
sens sinà cliese Resultate 6ureK clie Osrsteliung 6er OerieKtsver-
fsssung eines einseinen Ämtes snksnci cler lokalen Quellen bis sn-
bin noeb niebt bestätigt unci erweitert worcien. Äus cliesein Oruncle
ersebeint es uns gerecktfertigt, clie vorliegencle Ärbeit bis sum
ZussmmenKrucK cler berniseben OerrseKskt fortsusetsen. Ls inter-
essieren biebei spesieii swei Lrsgen: Linmsi inwieweit clie Juris-
cliktion clureb clie LeKörcien uncl LriKunsie in Lern susgeükt unci

inwieweit sie clen örtlicben Instansen übertragen wurcle. Lociann
wollen wir uns mit cler Organisation cler gericbtlicben Organe cle»

Ämtes befassen. Vir glauben sm besten su frucktkaren Lesul-
taten gelangen su Können, wenn wir clie verscbieclenen lokalen
Institutionen, clie juriscliktioneiie Lekuguisse ausübten (Lanci-
geriebt, Ämtsgericbt unci Hofmeister), in einem LängsscKnitt von
1528—1798 einer gesoncierten Letrsebtung untersieben. Haupt-
punkte cier jeweiligen OntersueKungen werclen sein:

a) Xompetensumsebreibung inklusive VerbLItnis su clen Instsn-
sen cier Usuptstscit.

K) Äbriö über ciie Orgsnisstiov.

1. Kspitel

Da« ^»rilißeri<Kt

§ 31. Der »«lniîl»e I^russiiß lier I^anclßericntskälle
Äus unserem O.uellenmsterisl ergibt sieb, clsk im 16., 17. unci

18. labrbunciert ciss Lane/Serec/it cles Ligensmtes an cler 8trgf>

reebtspflege beteiligt war. IVeben seiner suöern Organisation unci

LinrieKtung steilen sieb bauptsäcblieb swei Lragen. Lrstens: mit
weieben Lallen bescbgftigte sieb cier Lancitsg; unci sweitens: welebe

Kompetensen Kstte er biebei in Lesug suf ciie Orteiisgestsitung?
Oer voriiegencie LsrsgrspK Kst ciie ssekiicken Vorsussetsungen,
weieke für eine Lrieciigung liurek unsere Institution vorlisncien
sein mußten, sum Oegenstsncl.

ks« IVlsn vergi. ^Vvi. V. I'illier, OescKicbte cles kreislsstes Lern, ciie Xspilel
über clie 8rsst»verv/slluns in cien öcin. Z—5; Henneksbrl, Ornncisüge cier bervi-
seken lîecbtsgesckicbte, «ci. I, (8.110 II.) u. III.
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Wir suchen im bernischen Recht vergebens nach einem Katalog

der Landgerichtsfälle, da ihm eine umfassende Normierung
sowohl des materiellen als auch des formellen Strafrechtes
überhaupt fehlt. Die Gerichtssatzungen bringen lediglich Bestimmungen

über den Totschlag. Im übrigen stellte man in Malefiz- oder
Kriminalsachen — es sind dies die beiden identischen Begriffe,
womit die peinliche Gerichtsbarkeit bezeichnet wurde — auf
Altherkommen und Übung ab.257 Ausdrücklich verweist noch die

Gerichtssatzung von 1761 hierauf.258

Es gilt nun festzustellen, wem die maßgebende Befugnis zur
Bestimmung der Delikte, die auf Grund des Gewohnheitsrechtes

vor Landgericht gehörten, zukam. Die Antwort stößt auf keine
Schwierigkeiten; zuständig war allein der tägliche Rat in Bern.
Das ergibt sich aus dem allgemeinen Gang des kriminellen Pro-

25' Die großen Nachteile dieser Regelung waren den maßgebenden Instanzen

keineswegs unbekannt. Der Erlaß eines einheitlichen, auf der Enumerationsmethode
beruhenden Kriminalgesetzes war mehrfach Gegenstand der Verhandlungen des

Rates. Unseres Wissens wurde erstmals zu Beginn des 18. Jahrhunderts anläßlich
der Schaffung der Kriminalkommission eingehender an das Problem herangetreten:

«... zu dem end auch mehreres erläuterungen und gsatz in criminalsachen
solten aufgerichtet werden, damit gleichwohlen in so wichtigen sachen, welche des

menschen laben und des richters gewüssen ansehn, behuttsamb verfahren werde.

Worüber megli, disere materi der Wichtigkeit befunden, darüber wohl zu reflec-

tieren...» (STAB RM Nr. 1, S. 444 v. 11.11.1701). Die Anstrengungen zeitigten
keinen Erfolg, aber der einmal aufgegriffene Gedanke kam nicht mehr zur Ruhe.

In den folgenden 100 Jahren bis zum Zusammenbruch des bernischen Staates

wurden mehrmals Spezialkommissionen zur eingehenden Prüfung und

Berichterstattung bestellt. Die Meinungen waren öfters geteilt, immer vermochte jedoch
diejenige, welche für Festhalten an den bisherigen Zuständen war, die Oberhand

zu gewinnen. Von den eingehenden Aufzeichnungen erwähnen wir nur nachstehenden

interessanten Passus aus einem Gutachten von 1732 über die ablehnende

Stellungnahme eines Teils der Kommission: «So wirdt man bekennen müessen,
dass eine solche constitution ab zu fassen seye ein weites und unermessliches

meer, welches ausszetrinken ohnmüglich ist. Wohl währe zwahr zu erwünschen,
dass auf jeden sich zutragenden leidigen fahl eine Satzung könnte vorhanden

seyn, die sich juste auf solchen fahl in allen seinen umbständen schiken würde;
welches aber ohnmüglich seyn kann, dann der rechte wäg und die grade richl-
schnur und linien ist nur ein, die abweg aber von der richtschnur oder geraden
linien sind, wo nicht ohnendlich, doch ohnzehlbar, hiemit also ohnmüglich in
einer mentschlichen constitution zu ermessen und zu regulieren.» (STAB Responsa

prudentum Nr. 2, S.591).
258 Rennefahrt III, S. 22 f.

125

Vir suenen ir» berniseiren Deckt vergebens nseb einem Kala-
log lier Dsniigeriebtskslle, lis ibm eine umfsssencle iXormierung
sowobi lies materiellen sls sueb lies formellen Ltrskreebtes über-

bsupt feblt. Die Oeriebtssatsungen bringen leliiglieb Destimmun-

gen über clen Lotsebiag. Im übrigen stellte man in iVlalekis- uller
Xriminsisaeben — es sinll llies liie Keilien ilientiseben Dégriffé,
womit liie peinliche CeriebtsbarKeit beseicbnet wurlie — suk Äit-
KerKummen uncl Dbung «b.^' ÄuslirUcKIieb verweist noeb liie t?e>

riebtssstsung von 1761 Kierauf.^
Ls gilt uun festzustellen, wen, liie msijgeben6e Dekugnis sur

Bestimmung lier Delikte, ciie suf OruncI lies Oewobnbeitsreebtes

vor Dsnligeriebt gekörten, sukam. Die Antwort stööt suf Keine

8ebwierigKeiten; sustsuliig wsr allein lier täglicbe Dst in Dern.
Dss ergibt sieb «ns ciem allgemeinen Oang lies Kriminellen Dro-

>S7 Die groüen IVseKteile dieser Regelung wsren clen msilgebenden Instsnsen

Keineswegs unbeksnnt. Oer Lrlsü eines einkeillicken, suk cier LnumerslionsmelKode
KeruKenden Kriminslgesetses vsr mekrksck Oegenstsnd cler VerKsndlungen cles

listes. Unseres Vissens wurde erstrnsls s» öeginn cles IL. IsKrKunderts snIslZIicK

cler 8cKskkung cler KriminsIKommission eingekcnder sn clss Problem liersvgetre-
ten: «... su clem encl sneb mebreres erlüuternngen »nd gssts in criminslsscben
sollen sukgericktet werden, clsmit gleiekwoklen in so wirbligen sscben, welebe cles

menscken Isben unci cles rieblers gewüssen snsekn, KeKuttssmb verlskren werde,

Vorüber megli, clisere insteri lier wickligkeit Kekunclen, dsrüber wobl su reliée-

tieren...» (8T^ö R^I IXr. I, 8.444 v. II. II. 1701). Oie Anstrengungen seitigten
Keinen Lrlolg, sber 6er einmsi suigegrilkene LedsnKe Ksm niebt mebr sur Itube,
In llen kolgenden 100 Isbren bis sum ZussminenKrucK des KerniseKen Ltsstes
wurden mekrmsls 8vesisIK«mrnissionen sur eingekenden prükung und LericKt-

erstsltung bestellt. Oie Meinungen wsren ökters geleilt, immer vermocbte jedoeb

diejenige, welebe kür peslbslten sn den bisberigen Zuständen wsr, die OberKsnd

su gewinnen. Von den eingebenden ^ukseicbnungen erwsbnen wir nur nseksteben-

den interesssnlen psssus s»s einem Lutscbten von 1732 über die sblebnende

Ltellungnsbine eines Teils der Kommission: «80 wirdt mun bekennen müessen,
dsss eine solcbe constitution sb s» ksssen seve ein weites und unerrnesslicbes

ineer, welebes susssetrinKen «Knmllglicb ist. VoKI wiibre swsbr sn erwünscbev,
dsss s»k jeden sieb sutrsgenden leidigen ksbl eine »stsung Könnte vorbsnden

sevn, die sieb juste suk solcben ksbl in siien seinen iimbslsnden scbiken würde;
welebes sber obnmüglicb sevn Ksnn, dsnn der recbte wsg und die grsde riebt-
scbnur und linien ist nur ein, die sbweg sber von der ricblscbnnr «der geraden
linien sind, w« nickt «bnendlicb, dock oKnseKIKsr, Kiemit sls« «KnmüglicK in
einer mentscklicken constitution s„ ermessen und su regulieren,» (8TXL Responss

vrndentuin Nr. 2, 8.591).

RenneksKrt III. 8. 22 k.
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zesses. Die Landvögte der deutschen Lande führten nämlich in
allen peinlichen Fällen nur die Untersuchung. Das Ergebnis wurde
in einem schriftlichen Bericht an den Rat weitergeleitet, der nun
die notwendigen Dispositionen traf. In seinem Antwortmissiv
übermittelte er entweder dem Amtmann das Urteil und übertrug ihm
die Exekution, oder aber er beauftragte ihn, das Landgericht zur
Mitwirkung an der Urteilsfällung heranzuziehen; das Nähere
hierüber, insbesondere die Entwicklung des Landtages von der
rechtsprechenden Instanz zum bloßen Vollstreckungsorgan, wird im
folgenden Paragraphen behandelt.

Aus den Quellen ergibt sich, daß die Schwere der begangenen
Handlung das Kriterium für die Überweisung an das Landgericht
war. Alle Delikte, auf denen nach alter Übung und Gewohnheit
die Todesstrafe stand, beschäftigten es. Der Landtag war
Blutgericht. Es sind uns für die Zeitspanne der 270 Jahre der
vorliegenden Epoche ungefähr 30 Todesurteile überliefert.259
Nachfolgende Missetaten fanden so ihre Sühne: Totschlagsdelikte,
schwere Diebstähle,2603 Sexualverbrechen, Brandstiftung und
Gotteslästerung. Diese Aufzählung umfaßt die wichtigsten
Kapitalverbrechen; es fehlen eigentlich nur Landesverrat und Schmähung
der Obrigkeit. Wenn wir diese beiden ebenfalls mit dem Tode
bedrohten Verbrechen260b mit einbeziehen, so haben wir den Katalog

der Landgerichtsfälle vor uns.

25» Wir dürfen annehmen, daß dies die Gesamtzahl der abgeurteilten
Hochgerichtsfälle ist. Diese Behauptung basiert auf folgendem: In den Kgsf.
Amtsrechnungen finden sich die Ausgaben aufgezeichnet, die aus der Exekution der

Todesurteile erwuchsen. In der Regel ist auch der Name des Verbrechers genannt.
Auf Grund dieser Angaben gelang es fast ausnahmslos in den bernischen
Ratsmanualen Näheres über die Fälle zu finden. Für die Jahre 1642—1729 existiert
zudem ein Kgsf. Turmbuch, worin einzelne Prozesse sehr ausführlich geschildert
sind (STAA Nr. 660).

2«0a Über leichtere Diebstähle vergi, unten S. 147 ff.
2oob Ein Fall des Landesverrates ist aus dem Eigenamt nicht überliefert.

Daß auf diesem Kapitalverbrechen die Todesstrafe stand, ist unbestritten. — Eine

Schmähung der hohen Obrigkeit ließ sich 1587 Hans Huber vom Fahr Windisch
zuschulden kommen. Da das Delikt in Brugg begangen wurde, klagte der
Hofmeister auf Befehl Berns vor dem dortigen Malefitzgericht, und der Handel

ist daher für unsere Arbeit prinzipiell nicht zu verwerten. Hier interessiert nur
der nachstehende Passus aus einem Ratsbeschluß vom 25. April, woraus folgt,
daß auf diesem Delikt die Todesstrafe stand: «schriben min h., die wyl er von
siner fluchen wegen sin laben verwürkt, so haben sy uff pitt sines vatters
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«esses. Oie O»n6vögte lier lieutseken Lsn6e kUkrten nsrniiek in
sllen peinlieken Lsliev nur 6ie OntersucKnng. Oss LrgeKnis wnr6e
in einern sekrjftiieken LerieKt sn lien Rat weitergeleitet, lier nun
clie notwenciigen Oispositionen trsk. In seinen, Äntwortmissiv über-
inittelte er entwe6er ciern Ärntnlsnn lias Orteil unci übertrug ikm
6ie Oxelcution, «lier sber er Kesuktrsgte ikn, riss Lsn6gerieKt «ur
tVIitwirKung sn lier OrteiisksIIung Kersn«u«ieKen; «Iss IVsKere Kier-
Uber, inskesorillere clie Entwicklung lies Osnritsges von lier reekt-
sprecken6en Instsn« «um Kioöen VoilstreeKungsorgsn, wir6 in, kol-
gen6en BsrsgrspKen KeKsn6elt.

Äus clen (Zueilen ergibt sieK, cisö riie öckwere lier Kegsngenen
Osnliiung liss Xriteriurn kUr <Iie Oberweisung sn ciss Lsncigeriebt
wsr. Älie OeiiKte, suk lieuen nsek siter Obung unii OewoKnKeit
«lie 1'o6esstrske stsnll, KescKsktigten es. Oer Osncitsg wsr ö/uk-
K<zric/lt. Os sinci uns kUr ciie Zeitspanne lier 270 IsKre cier vor-
liegenden OpoeKe ungekskr 30 1'o6esurteile überliefert.^ iXscb-

f«lgen6e iVIissetsten ksncien so ikre LüKne: LotscKIsgsdeliKte,
sekwere OieKstsKIe,^^ LexuslverbrecKen, Lrsn6stiktung unci Oot-
tesissterung. Oiese Äuf«sKIung uniksüt liie wiektigsten lispitsi-
verbreeben; es kekien eigentiick nur Lsnllesverrst unli LeKrnsKung
lier Obrigkeit. Venn wir diese beilien ekenislls rnit rlern Lo6e
KeliroKten VerKreeKen^^d ^iit einkesieken, so KsKen wir lien Xsts-
log 6er I_,sn6gerieKtsfsIIe vor uns.

ss» Vir dürken snnekmen, dsö dies ciie OessmlssKI der sbgeurleilten üoer,-

gericklskslle ist. Oiese LeKsuptung Kssiert suk folgendem: In den Xgsk. ^mts-
recknungen kinden sick die Ausgäben sukgeseicknet, die sus der LxeKution der

lodesurteile erwncksen. In der Hegel ist suen der Issine des VerbrecKers gensnvt,
^uk Orund dieser ^ngsben gelsng es ksst susnskmslos in den berniscben lists-
msnuslen iVsKeres über die Lslle su kinden, Lür die Isbre 1642—1729 existiert
sudern ein Xgsk. "Lurmbueb, worin einselne Prosesse »ebr snskülirlicb gescliildert
sind (Sl'ää Nr.660>.

sscia Ober leiciitere OiebstsKIe vergi, unten ö. 147 kk.

s««b Lin LsII des Lsndesverrstes ist sns dem Ligensmt nickt ükerliekert,
OslZ suk diesem Xspitslverbreeben die lodesstrske stsnd, isl unbestritten. — Line
ScKmsKung der Koben Obrigkeit lielZ sieK 1587 Hsns HuKer vom LsKr VindiseK
susckulden Kommen. Os dss OeliKt in Lrugg begangen wurde, KIsgte der Hol-
meisler suk öekeKI öerns vor dem dortigen ^lslekitsgerickt, und der Hsndel
ist dsker kür unsere Arbeit prinsipiell nickt su verwerten. Hier interessiert nur
der nscbstebende ?sssus sus einem UslsbescKIulZ vom 25. ^Vpril, worsus koigt,
dslZ suk diesem OeliKt die lodesstrske stsnd: «sckriben min K,, die wvl er von
siner klücben wegen sin liiben verwürkt, so Ksben sv ukk pill sines vstters
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In der Regel fand eine Heranziehung unserer Institution nur
statt, wenn der Rat auf Grund der Untersuchungsakten von der
Schuld des Täters überzeugt war. Falls sich der Angeschuldigte
aus irgend einem Grunde ganz oder teilweise exculpieren konnte,
sodaß er — wenn er nicht überhaupt straflos blieb — nicht der
Todesstrafe verfiel, wurde das Urteil ausschließlich in Bern
gefällt. Zum Beweis hiefür erwähnen wir folgende zwei Fälle:

a) Im Jahre 1639 wurde Joachim Briner, von Möriken, in
eine Schlägerei im Wirtshaus zu Stilli verwickelt. Gleichen Tags
kam es bei Göttishausen zwischen den Parteien zu weiteren
tätlichen Auseinandersetzungen. Briner erlitt verschiedene Verletzungen,

die die angebliche Ursache seines bald nachher erfolgten
Todes waren. Die übrigen Teilnehmer am Schlaghandel wurden

nun des Totschlages beschuldigt. Auf Grund der von den
Amtleuten von Königsfelden und Schenkenberg durchgeführten
Untersuchung entschied der Rat:

«... massen wir nit finden könnend, das dess ohrts etwas
Vorsatzes by den jenigen gsin, die mit im in das gestüchel geritateli,
das harum ein landttag gehalten werden sölte. Sonders müssend
diss ime selbs zum unfahl, den er im wirtshus zum theil selbst
verursachet, zurechnen und also Gott dem herren befelchen.»261

b) 1643 beging Hans Schmid, der Sohn des alten Profosen von
Oberburg, mit einer in Abwesenheit seines Vaters aus dem Hause

genommenen Muskete eine fahrlässige Tötung an Anna Coprio.
Das Endurteil des Rates lautete:

«Dieweil dann der leidige todtschuss unversechnen und
unersetzlicher weiss, welcher für ein unfahl und straff gottes zerech-
nen, beschechen, so wellind megh. es für ein unfahl halten und
den thäter deswegen uff abtrag costens ledig und dann, weilen
er ein müssiggänger sein soll, inne ins schallenwerk erkennt
haben».262

ime sin verwürkt laben uss gnaden geschenkt...» (STAB RM Nr. 413, S. 315).
Weiteres über den Fall vergi. Brugger Stadtbuch I fol. 58 ff. (Stadtarchiv Brugg
Nr. 1). Weitere Fälle von Schmähung der Obrigkeit sind aus dem 17. Jahrhundert
überliefert. Auch jetzt stand hierauf noch prinzipiell die Todesstrafe. Soweit ihre
Erledigung im Eigenamt erfolgte, beschäftigten die Händel aber nicht das

Landgericht, sondern das Amtsgericht. Das Nähere hierüber vergi, unten S. 150 ff.
2«i Missiv an Kgsf. v. 18. IL 1639 (STAA Nr. 677). Weiteres vergi, auch

Missiv v. 7. I. 1639 ebenda.
202 STAB RM Nr. 86, S. 454; weiteres vergi, auch Kgsf. Turmbuch (STAA

Nr. 660).
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I» der Reize! ksnd eine OersnsieKung unserer Institution nur
statt, wenn der Rat suk Orund der OntersueKungssKte» von der
8eKuld des Ilsters überzeugt wsr. Lslls sieK der ÄngeseKuIdigte
sus irgend einer» Orunde gsn« oder teilweise exeulpieren Konnte,
sudsö er — wenn er niekt ükerksupt strsklos KlieK — niekt der
Lodesstrske verfiel, wnrde dss Urteil »usseKIieölicK in Lern ge-
ksllt. Turn Leweis Kiekür erwsknen wir kolgende «wei Lslle:

a) Ivi IsKre 1639 wurde Josekirn Lriner, von IVIöriKen, in
eine öeKIsgerei ini VirtsKsus «u 8tiIIi verwickelt. OleicKen Lsgs
Ksin es Kei OöttisKsusen «wiseken den Lsrteien «u weiteren tst-
lieken Äuseinsnderset«unge». Lriner erlitt versekiedene Verlet?,un-

gen, die die sugeklicke OrsseKe seines Ksld nseKKer erkolgten
Lodes wsren. Die übrigen LeilneKruer sin ZeKIsgKsndel wurden
nun des LotseKIsges KeseKuIdigt. Äuk Orund der von den Ämt-
leuten von Königskeiden und LeKenKenKerg durckgekükrten Onter-
«uekung entsekied der Lst:

«... rnsssen wir nit kinden Könnend, dss dess okrts etwss vor-
sstses Kv den jenigen gsin, die mit im in dss gestüekel gerksten,
dss Ksrum ein Isndttsg gekslten werden sölte. Londers müssend
diss ime selks «um unksKI, den er im wirtskus «um tkeil selkst
verursseket, «ureeknen und slso Oott dem Kerren KekeleKen.»^

b^) 1643 Keging Osns LeKmid, der LoKn des slten Lrokosen von
OKerKurg, mit einer in ÄKwesenKeit seines Vsters sus dem Osuse

genommenen iVlusKete eine kskrlsssige Lütung an Änns lüoprin.
Oss Lndurteil des Lstes Isutete:

«Oieweil dsnn der leidige todtsekuss unverseeknen und unkür-
set«lieker weiss, weleker kür ein unksKI und strskk gottes «ereek-

nen, KeseKeeKen, so wellind megk. es kür ein unksKI Kslten und
den tkster deswegen ukk sktrsg eostens ledig und dann, weilen
er ein müssiggsnger sein soll, inne ins seksllenwerk erkennt
KsKen».^

ime sin verwiirkt lüden uss gns6en gescbenkl ,,,» <8T^L kîiVl Nr. 413, 8.315),
V/eiteres über den LsII vergi. Lrugger 8ts6lbucb I loi. 5311. <8ts6tsrobiv Lrugg
Nr. 1). Veitere LsIIe von 8ebmüKung 6er Obrigkeit sin6 sus 6em 17.1sKrKun6ert
iiberliekert. ^uck jetut stsn6 biersuk noeb prinzipiell 6ie 1o6esslrske. 8o«eit ibre
Lrle6igung im Ligensmt erkolgte, bescbüktigten 6ie Hsn6el sber nickt 6ss Lsn6-
geriekt, s«n6ern 6ss ^mtsgerickt. Oss Nsbere Kieriider vergi, unten 8.15ökk,

«i IVIissiv sn Xgsk. v. 18. II. 1639 (8T^^ Nr. 677). weiteres vergi, »uek

>lissiv v. 7. I. 1639 eben6s.

81'^S Nr. 86, 8.454; weiteres vergi, sucb Xgsk. lurmbueb (8T.^
Nr. 660).
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Von dem hier vertretenen Prinzip findet sich in den Quellen eine
Ausnahme. Es betrifft den Totschlag des Heinrich Fricker von
1662, der uns im folgenden Paragraphen noch eingehend beschäftigen

wird (man vergi, sub II Ziff. 6). Hier ist nur festzuhalten,
daß obwohl der Rat die Schuldfrage verneinte, eine Beurteilung
durch das Landgericht stattfand. Dass es sich hiebei um eine
Abweichung vom allgemein Üblichen handelte, folgt aus nachstehender

Umschreibung eines Missives vom 25. November 1662:

«Wellend aber auss gwüssen considerationen das landttag recht
darüber ergehn lassen ,»263

Die Zuständigkeit des Landgerichtes fällt von vornherein weg
bei denjenigen Prozessen, in welchen der Täter auf obrigkeitlichen

Befehl nach Bern zur Examination und Aburteilung geführt
wurde. Dies war prinzipiell der Fall, wenn es sich um bernische
Bürger handelte.264 Doch hatte der Rat auch sonst diese Befugnis.
Unter welchen Umständen er davon Gebrauch machte, ist nicht mit
absoluter Sicherheit zu sagen, sehr wahrscheinlich dann, wenn die
vom Amtmann durchgeführte Untersuchung nicht befriedigte.-e'^'

Zusammenfassend ergibt sich, daß diejenigen Verbrechen vor
Landgericht kamen, die nach Ansicht des Rates mit dem Tode
gesühnt werden sollten. Hievon gibt es zwei Ausnahmen: Wenn die
Täter bernische Bürger waren, oder wenn das Untersuchungsergebnis

nicht befriedigte, so erfolgte ihre Überführung zur Aburteilung
nach Bern.

§ 32. Urteilsgestaltende Kompetenzen des Landgerichtes
Aus dem vorhergehenden Paragraphen wissen wir, daß die

Sprüche des Landgerichtes in der Regel Blutlirteile waren. Die
Überweisung erfolgte durch den Rat; daher könnte man versucht

20» STAA Nr. 660.
204 STAB RM Nr. 381, S.69 v. 24. VIII. 1571: «Küngsvellden soll Jörg

Dachselhoffer venklich harschicken». Am 7. September wurde dann dieser Dach-

selhofer nach Thorberg verurteilt (RM Nr. 381, S. 106).
205 So erging am 20. Juli 1694 an den Hofmeister der Befehl, den wegen

des Brandes des Ländi-Hauses an der Schindelegi gefangen gehaltenen Ludi
Wäber nach Bern zu überführen (STAB RM Nr. 241, S.336). Weiteres über den

Fall vergi. Kgsf. Amtsrechnung 1694/95 (STAA Nr. 486) und RM Nr. 241. S.377:
Nr. 242, S. 2.
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Von dein Kier vertretenen Lrin«ip findet sieK in den t)uellen eine
ÄusnsKme. Ls betrifft den LotseKIsg des DeinrieK LricKer von,

1662, der uns iin folgenden LsrsgrspKen noe» eingekend KescKäk-

tigen wird (man vergi, snk II ?ikf. 6). Hier ist nur kest«ukslten,
dsö oKwoKI der Kst die LeKuldkrsge verueillte, eille Deurteilung
durek dss LsndgerieKt stattfand. Dsss es sien Kiebei um eine Äb
weiekung vom allgemein OblicKen Ksndelte, folgt sus naeksteken
der OmseKreiKung eines iVIissives vom 25. iXovemKer 1662:

«Vellend sker süss gwüssen eonsiderstionen das isndttag reckt
tlarüker ergenn Isssen. .»^

Die Zuständigkeit des LsndgericKtes fällt von vornherein weg
hei denjenigen Lro«essen, in welchen der Läter suk okrigkeil-
liehen Defehl nach Dern «ur Dxsminstion und Aburteilung geführt
wurde. Dies war nrin«ipiell der Dsll, wenn es sieh um Kernisehe

Dürger bändelte.Dock Kstte der Dst suek sonst diese Dekugnis.
Dnter welcken Umständen er dsvon OebrsueK msckte, ist niekt mit
aksoluter LicKerKeit «u sagen, sekr wskrsekeinlick dann, wenn die
vom Ämtmsnn durekgekükrte DntersucKung niekt befriedigte.^"

Zusammenfassend ergibt sick, dsö diejenigen VerKrecKen vor
DsndgericKt Kamen, die nsck ÄnsicKt des Dates mit dem Lode ge-
süknt werden sollten. Dievon gikt es «wei ÄusnsKmen: Venn die
Löter KerniscKe Dürger wsren, oder wenn dss DntersueKungsergeK-
nis nickt befriedigte, sn erfolgte ibre OkertuKrung «ur ÄKurteilung
nsck Dern.

§ 32. l)rteiI»Lke»taItenàe Kumpeteaien lies I^«uiciMericnte»

Äus dem vorbergekenden LsrsgrapKen wissen wir, dsö die

öprüeke des LsndgerieKtes in der Degel Dluturteile wsren. Die
Okerweisung erfolgte durek den Dst: dsker Konnte msn versuekt

ST^ä, Nr. 66«.

SI^L L5I Nr. 381. 8.69 v. 24. V III. 1571: «Kiingsvellden soli lore
IlscKselKoller venlclicb Ksrscbiclcen». 7. September wurde dsnn dieser Oscb

seikoler nseb TKorberg veruNeilt <L^l Nr, 381, 8.106).
s»s Lo erging SM 2t). luli 1691 SN clen Hokmeister cler Lelebl, clen wegen

de» Lrsndes des Lündi Ususes sn der Lcbindelegi gelängen gebsltenen Ludi
Viiber nseb Lern s» iiberiubren (ST^L Iî!^l Nr. 241, 8.336). Weiteres iiber den

?sll vergi. Kgsl. ^mtsrecbnnng 1694/95 (8?^>V Nr. 486) und LKl Nr. 241. 8.377:
Nr. 242. 8. 2.
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sein, diesen als eigentliche urteilende Instanz zu betrachten. Aber
der nachfolgende Spruch des Landtages ist — wenigstens zu
Beginn der vorliegenden Epoche — nicht als bloße Formalität
anzusprechen. Richtig ist, daß die Lebensabsprechung prinzipiell durch
die Obrigkeit erfolgte, indem sie einen Fall als Landgerichtssache
statuierte. Zum Bluturteil gehörte jedoch weiterhin die Bestimmung

der Todesart (Rad, Schwert, Galgen, Scheiterhaufen etc.)
und sodann möglicherweise eine der Exekution voraus- oder
nachgehende Verstümmelung. Innerhalb dieses Rahmens bewegte sich

im wesentlichen die Kognition des Landtages; das Nähere wird
sich aus dem angeführten Quellenmaterial ergeben. Das Ausmaß
der urteilsgestaltenden Kompetenzen unserer Institution war nicht
konstant. Ursprünglich hatte sie sehr weitgehende Befugnisse, von
denen sie jedoch im Laufe der Zeit immer mehr einbüßte, bis sie

zum bloßen Vollstreckungsorgan wurde. Diese Entwicklung
anhand der Quellen darzutun, ist die Aufgabe der nachfolgenden
Erörterungen. Der Prozeß vollzog sich allmählich in verschiedenen
Stufen. Der Übergang von einem Stadium zum andern läßt sich in
der Regel zeitlich nicht genau feststellen. Einmal fehlen
rechtsetzende Erlasse hierüber fast vollständig (die sich immer mehr
verstärkende Tendenz nach Zentralisation fand ihren Niederschlag

in erster Linie nicht in Gesetzen, sondern sie äußerte sich

vor allem in den Verhaltungsmaßregeln an die Amtleute zu den

konkreten Fällen), und sodann verfügen wir nicht für den ganzen
Zeitraum über einschlägiges Material. Sehr oft finden sich größere
Lücken vor, da während mehreren Jahren kein Bluturteil gefällt
werden mußte, was bei der geringen territorialen Ausdehnung des

Eigenamtes nicht verwundert. Aus diesen Gründen werden wir
bei den nachfolgenden Untersuchungen auf eine zeitliche Fixierung

der einzelnen Stadien verzichten.

I. Am größten war die Selbständigkeit des Landgerichtes in
denjenigen Fällen, wo Bern dem Hofmeister im gleichen Missiv
befahl: den Täter vor Landgericht zu stellen, ein Urteil zu fordern
und dieses vollziehen zu lassen. Dem Rat kam also nicht nur keine

Einwirkung auf die Todesart zu, sondern er hatte auch nicht die

Möglichkeit einer nachträglichen Begnadigung. Wenn er von
diesem Rechte Gebrauch machen wollte, so mußte er es vorgängig
der Urteilsfällung, das heißt in dem Missiv, das den Handel dem

9 Werder, Eigenamt
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sein, liieser, «ls eigentlicke urteilen«!« Instsn« «u KetrseKten. Äder
der nsckkolgeude öpruck des Landtages ist — wenigstens «u Ls-
ginn der vorliegenden LpoeKe — nickt »ls Kloöe Lormslität an«u-
Spreeken. LicKtig ist, dsö die LeKenssKsprecKung prinzipiell durek
die Obrigkeit erkolgte, ind«n, si« «inen Lsll sls LsndgericKtssseKe
ststuierte. Xum LIuturteil gekörte jedoek weiterkin die Lestini-

niung der Lodessrt (Lad, LeKwert, Oslgen, LcKeiterKsuken etc.)
und sodsnn möglickerweise eine der LxeKutio» voraus- «der nsek-

gekende Verstürnrnelung. Innerbslb dieses LsKrnens bewegte sieK

in, wesentlielien die Kognition des Landtages; das iXsKere wird
sieK aus dern sngekükrten <)ueli«nrnsterisl «rg«K«n. Das Äusmsö
der urteilsgestsltenden Kompetenzen unserer Institution wsr niekt
Konstant. DrsprünglieK Katte sie sekr weitgeKende Lekugnisse, von
denen sie jedoek im Lauke der ^eit immer mekr einkiiüte, Kis sie

«um KI«öen VollstreeKungsorgsn wurd«. Diese LntwieKIung sn-
Ksnd der t)uellen dsr«utuu, ist die ÄukgsKe der nsekkolgenden Lr-
örterungen. Der Lro«eö vollzog sieK sllmäKIicK in versekiedenen
ötuken. Der Dkergsng von einem ötsdium «um sndern Isöt sieK in
der Degel «eitlick nickt genau feststellen. Linmsl keKIen reckt-
set«ende Lrlssse KierüKer ksst vollständig (die sick immer mekr
verstärkende Lenden« nsck Centralisation fand ikren IVieder-

seKIag in erster Linie nickt in Oe»et«en, sondern sie äuöerte sieK

vor allem in den VerKaltungsmsLregeln an die Ämtleute «u den
Konkreten Lällen), und sodsnn verfügen wir nickt kür den gsn«en
Zeitraum üker einscklägiges iVlsterisI. 8eKr «kt kinden sick grööere
Lücken vor, ds wäkrend mekreren IsKren Kein LIuturteil geksllt
werden muöte, wss Kei der geringen territorialen ÄusdeKnung des

Ligensmtes nickt verwundert. Äus diesen (gründen werden wir
Kei den nsekkolgenden DntersueKungen suk eine «eitlicke Lixie-

rung der ein«elnen 8tsdien ver«iekten.

I. Äm gröüten wsr die Selbständigkeit des LsndgericKtes in
denjenigen Lällen, wo Lern dem Dokmeister im gleieken iVlissiv

KeksKI: den Läter vor LsndgerieKt «u stellen, ein Drteil «u kordern
und dieses v«II«ieKen «u Isssen. Dem Lst Ksm sls« nickt nur Keine

LinwirKung suk die Lodessrt «u, sondern er Kstte auek nickt die

iVlöglicKKeit einer nsckträglicken Begnadigung. Venn er von die-

sem LeeKte OeKrsueK mscken wollte, s« muöte er es vorgängig
der Drteilskällung, dss Keiöt in dem Mssiv, dss den Dsndel dem
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Landgericht zuwies, tun. Es folgt dies sehr schön aus dem unten
sub Zif. 5 erwähnten Fall. Für diese Entwicklungsstufe überliefern
unsere Quellen nachfolgende Prozesse:

1. 1566 gegen Jacob Stockh von Zürich, Hans Braun von Zug
und Anthoni Bar aus dem Wallis266 wegen Diebstahl:

RM Nr. 370, S. 205; v. 3. XII.:
«Min h. uberschickind im den nachrichter.287 Sol die gfangnen
aller nodturfft nach gichten lassen. Vergechend witer diebstal
oder nit, sol er sy für ein landtgricht stellen, die urtheil über sy
ergan lassen, was die vermag, in volg stellen. Bekhanten sy
mordt, des min h. berichten.»

Der Sinn dieses Schlußsatzes ist nicht völlig klar. Wir wissen nur,
daß die Untersuchung noch nicht beendigt ist. Das war jedoch
kein Grund für eine weitere Berichterstattung (vergi, unten
Ziff. 3). Möglicherweise wollte der Rat für den Fall, daß der Mord
eingestanden würde, von seinem Begnadigungsrecht Gebrauch
machen und die Täter vor schwererer Strafe (Rad) bewahren. Wir
hätten dann ein Analogon zum Fall 5.

2. 1567 gegen Heini Lang wegen Totschlag:
RM Nr. 372, S. 12; v. 5. VII.:
«Uff sin schryben und zu gschickt kundtschafft von des thod-
schlags wegen, so Lang Heini Käller an Georg Käller begangen,
soll dz recht darumb ergan, die landtagen ordentlich halten lassen

und einfaltig uff ein thodschlag klagen».
Ein Befehl über die gleichzeitig vorzunehmende Exekution fehlt
zwar; doch muß er in dem entsprechenden Missiv an den Hofmeister

enthalten gewesen sein. Denn wir vermissen jeden späteren
Eintrag in dieser Angelegenheit im Ratsmanual.

266 Der Eintrag im Ratsmanual nennt keine Namen. Er kann sich jedoch

nur auf die oben angeführten Verbrecher beziehen, für welche sich in der Kgsf.
Amtsrechnung v. 1567 (STAA Nr. 473) eine Ausgabe für Gefangenschaftskosten
und Richtlohn findet.

20' Das Hinabschicken des Nachrichters beweist, daß der Rat bestimmt mit
einem Todesurteil rechnete. Es ist dies ein Beweis für unsere obige Annahme, daß

das Landgericht im Normalfall Blutgericht war. Zur bloßen Examination der

Gefangenen bediente man sich sonst des Scharfrichters von Aarau. Als Beamter

für den bernischen Aargau wurde dieser zwar erst am 13. Dezember 1574 bestellt
(SSR Aarg. I 1, S. 271), aber die Stelle bestand schon vorher und ihr Inhaber
amtete auch außerhalb der Stadt. So in Königsfelden 1549: «...den gfangnen
durch den pfentzer von Arôw wyter fragen, min heren berichten (RM Nr.308,
S. 235 v. 20. V.) und 1571: «...solle inne durch den nachrichter oder wasen-

meister von Arouw strecken lassen» (RM Nr. 381. S. 28 v. 10. VIII.).

13«

LsndgerieKt «uwies, tu». Ls folgt dies sekr sebön sus «1er» unten
sub Xik. 3 erwäbnten LsII. LUr diese LntwieKIungsstufe überliefern
uosere t)uellen nsebfolgende Lro«esse:

1. 1366 gegen Iseo» 8t«eKK von ^Urieb, Osns örsun von ?ug
und Äntboni Lsr sus dein VsIIis^ wegen OiebstsKI:

«/V /Vr. 37«, 8. 205,- Z. X//..-
«lVlin b. ubersebiekind iin den vsekrickter.^' 8«! die gfsngnen
slier nodturfft naek giekten Isssen. Vergeeiiend witer diekstai
»«1er nit, soi er sv für ein IsndtgrieKt steilen, die urtkeil Uber sv
ergsn Isssen, wss die vermsg, in voig stellen, LeKKsnten sv
niordt, des inin b. beriebten.»

Der 8inn dieses 8eKIuösst«es ist niebt völlig Klar. Vir wissen nur,
dsö «lie OntersueKuug noeb niebt beendigt ist. Oss wsr jedoeb
Kein Orund tur eine weitere öeriebterststtung (vergi, unten
NO. 3). lVloglieKerweise wollte der Lst für den Lall, dsö der lVIord

eingestanden würde, von seinem LegnsdigungsrecKt Oebrsueb
mseben und «lie Later vor scbwererer 8trgfe (Lad) bewsbren. Vir
batten dsnn ein Änsiogon «um Lsil 3.

2. 1367 gegen Oeini Lsng wegen Lotsebisg:
«/V /Vr. 372, 5.12, 5. V//..-
«Off sin sekrvben und «ü gsekiekt KundtseKskft von des tbod-
seblsgs wegeu, so Lsng Oeini Käiier sn Oeörg Kaller begangen.
soll d« reebt dsrumb ergsn, die lsndtagen «rdentlieb bslten las-
sen uud einfsltig uff ein tbodsebisg Klagen».

Lin Lefebl Uber die gleiek«eitig vor«unekmende LxeKution febit
«wsr; doeb muö er in dem entspreckenden lVlissiv sn den Ookmei-
ster entbsiten gewesen sein. Oenn wir vermissen jeden späteren
Lintrsg in dieser ÄngeiegenKeit im Kstsmsnusl.

SS« Der Lintrsg im Lstsmsnusl nennt Kein« Nsinen, Lr Kann sick jedoeb

nur sui die «ben sngekükrten Verbrecber belieben, kür welebe sieb in cier Kgsl,
.^mtsrecknung v. 1567 (8T^.<V Nr, 473) eine ^usgsbe kür (?eksngenscksktsk«sten
„nci LicKtlnKn kindet.

s»? Oss IlinsbscbicKen des Nsebricbter» beweist, dsö der Lst bestimmt mit
einem l'odesurteil recboete. Ls ist dies ein Leweis kür »nsere «bige ^nnsbme, dsH

dss Lsndgeriebt im NorrnslksII LIutgerieKt wsr, ?»r KloiZen Lxsminstion der

Leksngenen bediente msn sieb sonst des Zcbsrlricblers von ^Vsrsn. ^Is Lesmler
kür den berniseben ^urgsn wurde dieser xwsr erst sm 13. llesember 1574 bestellt
<88L ^srg. I 1, 8,271). sber die 8telle Keslsnd sebon vorber und ibr Inbsber
smtete suek sulZerbsIK der 8tsdl. 8« in Königskeiden 1549: «...den glsngnen
dureb den pkentser van ^röw wvter krsgen, min Keren beriebten <LI>l Nr.398,
8.235 v. 29. V.) und I57I: «,.. sölle inne durek den nsekriekter «der wssen-

meister v«n ^ro»w strecken Isssen» lL^I Nr. 381. 8.28 v. lll. VIll.).
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3. 1574 gegen Uli Baumgartner wegen Mord und Diebstahl:

RM Nr. 387, S.28; v. 19. IV.:
«Nach verhör Uli Boumgartners vergicht, mordten und diebstä-
len halb, antworten: Man schicke ime den nachrichter. Durch
denselben solle er inne wyther mit marther fragen, demnach —
er falle vom mordt ab oder nit — für recht stellen und die
urtheil an ime erstatten lassen.»

Zu einer Verurteilung kam es nicht, da es dem Täter gelang zu
fliehen. Bereits am 20. April ersuchte Bern die Stände Basel und
Luzern, auf ihn acht zu geben (RM Nr. 387, S. 30). Der Bericht
des Hofmeisters von der gelungenen Flucht und das Schreiben
des Rates betreffend die Überweisung an das Landgericht müssen
sich gekreuzt haben.

4. 1589 gegen Jakob Merki von Bülach wegen Diebstahl:

RM Nr. 417, S. 72; v. 5. IV.:
«Uff sin bericht antwurtten: Solle inne für recht stellen,
ein urtheil ergan und die an imme erstatten lassen. Des hoch
grichts halben solle er ein nüwes uffrichten vor der urtheil,
damit, wann er an strängen erkhendt würde, die urtheil an imme
möge erstatten.»

5. 1571 gegen Heini Mundwyler von Spreitenbach wegen
Mord:

RM Nr. 381, S. 55; v. 18. VIII.:
«Uff sin zugeschickt schryben und vergicht Heini Mundwylers,
der sin ewyb ermürdt, soll inne künfftigs sampstags für recht
stellen und, wann die gschwornen ine an dz rad erkhennen wurden,

inne von siner Jugend wegen mit dem schwärdt richten und
uff dz rad flechten lassen».

Die Freiheit des Landgerichtes in Bezug auf die zu erkennende
Todesart wird hier durch die vorgängige Begnadigung respektive
Milderung durch den Rat infolge des jugendlichen Alters des

Täters eingeschränkt.

IL Es bedeutete einen schwerwiegenden Eingriff in die
bisherigen Befugnisse, als Bern begann, über den Spruch des

Landgerichtes einen Bericht einzuverlangen, worauf dann der Rat dem

Hofmeister das zur Exekution bestimmte Endurteil übermittelte.
Wir haben hiefür folgende Belege:

1. 1569 gegen Steffan Graff, Hans und Gaspar Müller wegen
«mißhandlung»:
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3. 1574 Fegen Uli Lsumgsrtner wegen Nord unci OieKstaKI:

«/U /Vr. 337, 5. 2S,- «. 19. /V..
«IXscK verliör Oli Loumggrtners vergiekt, mordten unci dieksts-
len KsIK, antworten: iVlsn sekieke irne clen nsekriekter. OureK
denselben solle er inne wvtker rnit msrtker fragen, demnsck —
er falle vorn mordt gl, oder nit — kür reekt stellen und die
urtkeil «n inie erstatten lassen.»

?u einer Verurteilung Ksm es niekt, ds es dem Later gelang 2U

kliekeu. Bereits sm 20. Äpril ersuekte Lern die 8tsnde Lasel und
Lünern, suk ikn sent 2u geken (LiVI IVr. 337, 8.30). ver Sérient
des Hofmeisters von der gelungenen LIueKt und dss 8eKreiKen
des Kstes betreffend die Okerweisung »n dss LsndgerieKt müssen
sieb gekreu2t KsKen.

4. 1589 gegen IsKoK KlerKi von LülseK wegen OiebstsKI:

/M /Vr. 477, 5. 72,- v. 5. /V..-
«Off siu KericKt sntwurtten: 8öIIe inne für reekt stellen,
ein urtkeil ergsn und die sn imme erstatten lassen. Oes KoeK
griekts KsIKen solle er ein »Uwes uffrickten vor der urtkeil,
dsmit, wsnn er sn strängen erKKendt würde, die urtkeil sn imme
möge erststten.»

5. 1571 gegen Oeini iVlundwvIer von 8preitenKseK wegen
iVlord:

«/ls /Vr. 3S1, 5. 55, v. IS. V///..-
«Off sin 2ÜgeseKieKt scKr^Ken und vergiekt Oeini iVlundwvIers,
der sin ewvk ermürdt, soll inne Künkktigs ssmpstsgs für reekt
stellen und, wsnn die gsekwornen ine sn d2 rsd erkkennen wur-
den, inne von siner jugend wegen mit dem sekwsrdt riekten und
uff d2 rsd kleekten lassen».

Oie LreiKeit des LsndgerieKtes in Le2ug auk die 2u erkennende
Lodessrt wird Kier durek die vorgsngige Legnsdigung respektive
Mlderung durek den Kst infolge des jugendlieken Älters des 1s-
ters eingesekrsnkt.

II. Os bedeutete einen sebwerwiegenden Lingrikk in die bis-

Kerigen öekugnisse, sls Lern begann, über den 8prncK des Land-
geriektes einen LericKt ein2uverl»ngen, worauk dsnn der Lat dem
Ookmeister dss 2ur LxeKution bestimmte Lndurteil Ubermittelte.
Vir KsKen Kiekür folgende Lelege:

1. 1569 gegen 8tekksn Orgff, Osns und tüsspsr IVlüller wegen
«miLKsndlung»:
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RM Nr. 376, S. 123; v. 20. VII.:
«Antworten: Dass er sy beid darumb berechtige; der urtheil,
so über sy gan wirdt, m. h. berichte».

Graf und Caspar Müller konnten sich durch Flucht ihrer Strafe
entziehen (RM Nr. 376, S. 144), gegen den Dritten entschied Bern
wie folgt:

RM Nr. 376, S. 144; v. 30. VII.:
«Soviel aber Hansen Müller den alten belangen, so minen hn.
mit lyb und gut zubekhant, soll er uff abtrag kostens ledig
lassen und er hiemit eerlos und weerlos sin. Hatt er den kosten
nit abzetragen, inne von statt und land verwysen, dasselbig so
lang ze myden, untz das er den kosten erlegt.»

Im Gegensatz zum ersten Entwicklungsstadium erfolgte nun die

Begnadigung nach dem Urteil des Landgerichtes. Dieses muß höchst
wahrscheinlich auf eine bestimmte Todesart gelautet haben, trotz
der Wendung: «so minen hn. mit lyb und gut zubekhant»; die

Eintragungen im Ratsmanual sind eben oft sehr unvollständig. Da
der Fall jedoch nicht völlig klar gelegen zu sein scheint und dio

Haupttäter geflohen waren, kann sich unter Umständen der Landtag

mit der überlieferten generellen Lebensabsprechung begnügt
und das Weitere der Obrigkeit überlassen haben.

2. 1579 gegen Hans Zimmermann von Eschenbach wegen
Gotteslästerung:

RM Nr. 397, S. 258; v. 24. VI.:
«Sol Hans Zimmerman von Eschibach, den gevangnen, für ein
landtgricht stellen und uff sin lyb und laben clagen. Ouch die
khundtschafft wider ine stellen, damitt die richter daruff gründen

mögen. Darnach der urtheill min herren berichten».

RM Nr. 397, S.281; v. 4. VU.:
«Uff sin schryben und bricht. ouch der geschwornen urtheil,
die in zum schwert erkhendt, antwurten: solle der geschwornen
urtheil an ime erstatten lassen».

Darunter steht der Vermerk «satis dura sententia»! Der Rat ließ

es beim Urteil des Landgerichtes bewenden, da er dieses den
Umständen angemessen fand.

3. 1583 gegen Hans Huber von Windisch wegen Totschlag:

RM Nr. 406, S. 194; v. 7. IX.:
«So solle er in ir. Gn. namen die landtag verfüeren und vertret-
ten und uff ein einfalten todtschlag clagen. Jedoch den drytten
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KiV /Vr.376, 5.123,- 20. V//..-
«Antworten: Dsss er sv beici dsrumb berecbtige; cler urtbeii,
s« über sv gsn wirdt, m. K. beriebte».

Orsf unci tüsspsr iVlUIIer Konnten sieb dureb Diuebt ikrer 8trske
entnieben (DiVl iVr. 376, 8. 144), geizen clen Dritten entscbied Dern
wie folgt:

K/II /Vr. 376, 5.144,- 3«. V//..-
«8«viel aber Dsnsen IVlUlIer clen slten belangen, so ininen bn
mit Ivb unii gut nubekbsnt, soll er uff sbtrsg Kostens leclig
Isssen und er biemit eerlos unci weerlos sin. Ostt er clen Kosten
nit sbnetrggen, inne von ststt unci land verwvsen, dssselbig so
lsng ne mvcien, untn ciss er clen Kosten erlegt.»

Im Oegensatn num ersten DntwicKIungsstsdium erfolgte nun clie

Degnscligung nseb ciem Drteii lies LsndgerivKtes. Dieses muö Koebst
wsbrsebeinlieb suk eine bestimmte Lodesart geisutet bsben, trotn
lier Vendung: «so minen bn. mit Ivb unci gut nubekbsnt »; clie Din-

tragungen im Dstsmsnusl sincl eben oft sebr unvollständig. Ds
lier DsII jelioek niebt völlig Klar gelegen nu sein sebeint unci di<>

Dsupttäter gekloben wsren. Kann sieb nnter Dmstänclen lier Lanci-

tag mit cier überlieferten generellen Debenssbspreebung begnügt
unli lias Veitere lier Obrigkeit Uberlassen baben.

2. 1579 gegen Dans Zimmermann von DseKenbseb wegen Oot-

teslssterung:

K/I/ /Vr. 397, 5. 25S,- v. 24. V/..-
«8ol Osns ^immermsn von Dsebibseb, clen gevsngnen, fUr ein
Isncltgriebt stellen uncl uff sin Ivb unci Isben elsgen. Oueb llie
Kbuncltsebsfft wicler ine stellen, llsmitt clie ricbter clsruff grUn-
lien mögen. Dsrnscb cler urtbeill min berren beriebten».

«/I/ /Vr.397, 5.2S1,- 4. V//..-
«Off sin sebrvben uncl bricbt. oueb lier gesebwornen urtbeii,
clie in «um sebwert erKKendt, sntwurten: söiie lier gesebwornen
urtbeii an ime erstatten lassen».

Darunter stebt lier Vermerk «sstis llurs sententi»»! Der Dst lieö

es beim Orteil lies DsnligerieKtes bewenden, lis er cliese« clen Om-

ständen angemessen fand.

3. 1583 gegen Dans Duber von Vindiseb wegen Lotseblsg:

K/15 /Vr. 406, 8.194- 7. IX..-
«8o söiie er in ir. On. nsmen die landtsg vertueren und vertret-
ten und uff ein einfgiten todtsebisg elsgen. Jedoeb den drvtten
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ruff anstellen unzyt uff wittere rhatspfläg dess thätters fründt-
schafft. Demnach sines befindens ir. Gn. berichten und so dem
thätter ettwas glimpfs haruss zu schöpfen mit den landtagen,
unzit uff witteren bescheidt soll gelten».

Das landgerichtliche Verfahren sollte also vorläufig nicht
abgeschlossen werden. In der Folge suchte sich Hans Huber durch
Vorlegen von Kundschaften zu exkulpieren. Am 17. September
erachtete der Rat diesen Versuch als gescheitert; immerhin erlaubte
er ihm die Stellung weiterer Kundschaft (RM Nr. 406, S. 208).
Nachdem auch der dritte Landtag verführt worden war, entschied
die Obrigkeit:

RM Nr. 406, S. 257 v. 16. X.:
«Nach dem min gn. herren die urtheill, so wider Jung Hans
Hûber von Windisch von dess dodschlags wegen, den er
begangen, an verfürten landtagen ergangen, dardurch er iren gn.
mit lyb und gut zfibekhent, verstanden, hieneben aber sich
erinnert, wie gedachter Hûber zu söllichem unfhal veranlasset worden,

zudem sich mit dess entlybten früntschafft verthragen,
haben ir. gn. uff sines vatters und siner früntschafft fürpit und
in betrachtung der umbstenden die urtheill gemiltert und be-
rürtem Huber sicheren handeil und wandell ouch wonung in iren
landen und gepieten vergönt jedoch hieneben ime zu straff
100 Gl. sampt abthrag alles costens der verfürten landtagen und
uffgenommenen khundschafften ufferlegt».

4. 1593 gegen Heinrich Schmidlin, Zehntknecht zu Veitheim,
wegen Unterschlagung:

RM Nr. 425, S. 123; v. 13. IL:
«Beträffend aber Heinrich Schmidlin, solle er denselben für ein
landtgricht stellen, ein urtheil vorderen und dero m. hr.
berichten».

RM Nr. 425, S. 153; v. 23. IL:
«Ueber syn schryben und bericht der urtheil, so die landtrich-
ter wider Heinrich Schmidlin gefeilt, das er nämlich mit dem
schwärt hingericht werden sollte, antworten: Das m. hr. uff der
gemeinden Schintznacht, Veldtheim, Oberflachs, Thalheim u.
Gouwenstein, so denne syner wyb und khinden, ouch fründen
und verwandten fürpitt die urtheil us gnaden widerüfft. Solle
ine uff ein urphed und abtrag alles costens us und ledig lassen,
denne 100 Gl. bûss von ime bezüchen».

5. 1593 gegen Samuel Stamher und Hans Lölin, als Mitbeteiligte

am Zehntbetrug zu Veitheim:
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ruff anstellen un2vt uff wittere rkatspfläg cless tkätters fründt-
scliaOt. OemnacK sines befinden« ir. On. beriebten unci so dem
tbätter ettwss giimpks Karuss «u sckopfen mit clen Isndtagen,
unnit uff witteren besckeidt soll gelten».

Oss landgericktiicke VerfaKren sollte also vorläufig nielli stizze-
scKIossen werden. In lier Lolge suckle sick Osns Under durck
Vorlegen vou KundscKsften «u exkulpieren. Äm 17. September er-
scktete cler Kst diesen Versuch sis geselleitert; immerhin erlaubte
er ikm die Stellung weiterer XundseKsft (KiVI ZVr. 406, 8.208).
IVscKdem suek der dritte Osndtsg vertukrt worden wsr, entscbied
die Obrigkeit:

K/H /Vr. 406, S. 257 v. 16. X..-

«IXseb dem min gn. Kerren die urtbeill, so wider Jung Osns
Oüber von VindiseK von dess dodscbisgs wegen, den er be-

gsngen, sn verfürten Isndtsgen ergangen, dsrdurcb er iren gn.
mit Ivb und gut nüKeKKent, verstanden, bieneben sber sieb er-
innert, wie gedscbter Oüber nü söllicbem unfbsl veranlasset wor-
den, 2udem sieb mit dess entivbten früntsebafft vertbragen,
baben ir. gn. uff sines vstters und siner früntsebafft fürpit und
in betrsebtuug der umbstenden die urtbeill gemiitert und be-
rürtem Ouber sickeren Ksndeii und wsndeii oncb wonung in iren
Isnden uud gepieten vergönt jedoek Kieneken ime nü strskf
100 Ol. ssmpt sktkrsg »lies eostens der verkürten Isndtsgen und
uffgenommenen KKundseKsfften uOeriegt».

4. 1593 gegen OeinricK 8cKmidiin, ^ekntkneckt nu Veitkeim,
wegen OnterscKIsgung:

«/I/ /Vr. 425. 8.123,- «. 13. //..-
«Oeträffend sker OeinricK 8eKmidiin, solle er denselben für ein
IsndtgricKt stellen, ein urtkeil vorderen und dero m. Kr. Ke-
rickten».

K/V /Vr. 425, 5.153,- v. 23. //..-
«OeKer svn sekrvben und KericKt der urtkeil, so die IsndtrieK-
ter wider Oeinrieb 8ebmidiin gekeilt, dss er nsmlicb mit dem
sebwärt Kingeriebt werden sollte, antworten: Oss m. Kr. ukk der
gemeinden 8cKint2nscKt, VeldtKeim, OKerklscKs, LKsIKeim u.
Oouwenstein, so denne svner wvb und Kbinden, oueb kründen
und verwandten kürpitt die urtbeii us gnaden widerükkt. 8«IIe
ine uff ein urpbed und sbtrag «lies costens us und ledig lassen,
denne 100 Ol. büss von ime benüeben».

5. 1593 gegen 8smuel 8tsmKer und Osns Oöiin, sis iVIitKetei-

ligte sm ?ekntketrug «u Veitkeim:
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RM Nr. 425, S. 144; v. 20. IL:
«Söllind sy für ein landtgricht stellen, uff ir lyb und laben
klagen, ein urtheil vorderen, jedoch verschaffen, darinn heitter
erklärt werde, was für ein straff sy verdient und dero alls auch
ir beider vermöglichkeit an gut m. h. bericht.»

Das entsprechende Missiv wurde an Königsfelden und Schenkenberg

gemeinsam gerichtet. Es scheint jedoch nicht zur Abhaltung
des verlangten Landtages gekommen zu sein; denn bereits am
26. Februar entschied der Rat:

RM Nr. 425, S. 159:

«Küngsfelden und Schenkenberg über ir fürpittlich schryben
zu gunst Samuel Stammhers und Hans Lölins, beyder gefangnen
zû Schenkenberg, antw.: Söllind sy uff abtrag costens, ersatzung
des wyns und 20 lib. bûss und ein gmein urphed uss und ledig
lassen.»

6. 1662 gegen Heini Fricker aus Birrhard wegen Totschlag:
«...findend wir, das beforderst der abgeleibte und seine mit-
haffter gegen den thäter und seinen mithafften die urheber und
aggressores gewesen; denne das er, der abgestorbene, sich nicht
patientmässig gehalten, sondern z'strassen und hine und her
ausgangen und desswegen das hierumb fol. 82 vorhandene heitere
g'satz ihne liberieren und urphed erkennen thuye. Wellend aber
aus gwüssen consideratione das landtag recht darüber ergehn
lassen, an welchem er der gethäter sich solchen gsatzes zuo seiner
liberation wohl wirdt zûbehelffen wüssen, befelchen derowegen
dir, die landt tagen, nämlich die zween ersten uff ein tag und
der dritt ab vierzechen tagen und under dreyen wuchen,
anzustellen und die ergehende urtheil uns zu überschicken».268

Wir haben bereits in § 31 auf diesen Fall verwiesen. Hier
interessiert allein die Tatsache, daß Bern auf den bestehenden Exculpa-
tionsgrund — der Verweis auf das «g'satz fol. 82» bezieht sich auf
die Gerichtssatzung von 1615 (9. Satzung: «Wann der versehrt
unerlaubt zu Küchen und Zmärt gaht, und dann stibt») —
aufmerksam machte und annahm, der Täter werde sich dessen wohl

zu bedienen wissen! Dem war denn auch wirklich so, in den

Verhandlungen wurde die Stelle verlesen, und sie bildete die
Hauptgrundlage für den erfolgten Freispruch. Dieser wurde durch den

Hofmeister nach Bern rapportiert, worauf der Rat seine Billigung
aussprach:

208 Bernisches Missiv v. 25. XL 1662, Kgsf. Turmbuch (STAA Nr.660).
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«iV /Vr. 425. 8. 744.- v. 20. //..-
«Söllind sv kür ein IsndtgrieKt stellen, ukk ir Ivb unci lïiben
KIsgen, ein urtkeil vorderen, jedoek versekskken, dsrinn Keitter
erklärt werde, wss kür ein strskk sv verdient und der» »Iis suek
ir Keider vermöglieKKeit sn gut in. K. KericKt.»

Dss entspreekende iVIissiv wurde sn Königskeiden und SeKenKen-

Kerg gemeinsam geriektet. Ds sekeint jedoek niekt «ur ÄKKaltung
des verlangten Dsndtsges gekommen «u sein; denu Kereits sm
26. DeKrusr entsckied der Dst:

K/I/ /Vr. 425, S. 759.-

«Küngskelden und SeKenKenberg üker ir kürpittliek sckrvken
«u gunst Samuel StammKers und Dsns Dölins, Kevder geksngnen
«ü ScKenKenKerg, sntw.: Söllind sv ukk sbtrsg eostens, ersat«ung
des wvns und 20 lib. Küss und ein gmein urpked uss und ledig
Isssen.»

6. 1662 gegen Deini DrieKer sus DirrKsrd wegen LotseKIsg:
«...kindend wir, dss Kekorderst der sbgeieikte und seine mit-
Kskkter gegen den tkäter und seinen mitkskkten die urkeker und
aggressore» gewesen; denne dss er, der skgestorkene, sieK uiekt
pstientmässig geksiten, sondern «'Strassen und Kine und Ker aus-

gangen und desswegen dss KierumK koi. 82 vorksndene Keltere
g'sst« ikne iikerieren und urpked erkennen tkuve. Vellend »Ker
sus gwüssen consideratione dss Isndtsg reekt dsrUKer ergekn Iss-

sen, sn weickem er der getkäter sieK soicken gsst«es «u« seiner
iikerstion w«KI wirdt «ükekeikken wüssen, KekeleKen derowegen
dir, die Isndt tagen, nsmlick die «ween ersten ukk ein tag und
der dritt sb vier«ecken tsgen und under dreven wueken, sn«u-
stellen und die ergekende urtkeil uns «u ükersekicken».^

Vir KsKen Kereits in § 31 suk diesen DsII verwiesen. Dier inter-
essiert sllein die LstsseKe, dsö Dern suk den bestebenden Dxeulps-
tionsgrund — der Verweis snk dss «g'sst« koi. 82» be«iekt sieK suk

die <?eriektssst«ung von 1615 (9. Sst2ung: «Vsnn der versekrt
unerlsukt «u KileKen und ^rnärt gskt, nnd dsnn stikt») — suk-

merkssm msckte und snnskm, der LLter werde sieK dessen woKI

«u bedienen wissen! Dem wsr denn suek wirkliek so, in den Ver-

Ksndlungen wurde die Stelle verlesen, und sie Kildete die Dsupt-
grundlage kür den erfolgten DreisprueK. Dieser wurde durek den

Dokmeister nsck Dern rapportiert, worsuk der Dst seine Dilligung
sussprsck:

LerrüscKes Mssiv v. 25. XI. 1662. Xssl. l'urmbuck <81'^^ Nr.66«>.
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RM Nr. 145, S. 146; v. 8. I. 1663:

«... derowegen auch erkennt, dz es by der landgrichtlichen libe-
ration-urtheil verblieben und Friker nach inhalt derselben uff
freyen fuss gesteh werden solle».

Im vorliegenden Falle begnügte sich der Rat nicht damit, den

Spruch des Landtages zu genehmigen oder abzuändern, sondern

er übte erstmals einen maßgebenden Einfluß auf das Urteil selbst

aus. Diese aktive Einwirkung war in Zukunft die Regel. Der Fall
Fricker bildet daher die Überleitung zur folgenden Entwicklungsstufe.

III. In einem dritten Stadium vollzog sich die Fällung der
Bluturteile nachstehendermaßen: Bern befahl dem Hofmeister, den

Verbrecher vor Landgericht zu stellen und ein Urteil zu fordern.
Gleichzeitig überschickte aber der Rat seinen eigenen Spruch und

übertrug dem Amtmann dessen Ausführung. Die Quellen erwähnen

hiefür folgende Fälle:

1. 1669 gegen Durs Spahr, Kaminfeger aus dem Amt Trach-
selwald, wegen Sexualverbrechen und Gotteslästerung: Mit Missiv

vom 4. Oktober erhielt der Hofmeister den Befehl, den Täter noch

mit der Marter zu befragen. Für das weitere Vorgehen zitieren
wir wörtlich:

«So er aber anders nit bekente, so ein strengeres supplicium
als dess Schwerts meritieren würde, ihne von obiger bereits be-
kanten unthaten wegen gewohnter massen für das landtgricht
ze stellen, ein urtheil wider ihne zu forderen, und so dieselbige
schwerer als zum schwärt ussfielle, wollend wir dieselbige dahin
gemilteret haben, dass er als ein ubelthäter von solcher misse-
thaten wegen mit dem schwerdt vom leben zum tod hingerichtet

werden solle. Falls er aber etwas bekennen würde, so ein
strengere straff erforderte, wirstu uns desselben gebührender
massen zeberichten und darüber unsers wyteren befelchs zeer-
warten wüssen.»269

Die Anwendung der Folter verlief ergebnislos, daher wurde am
12. Oktober Landtag gehalten. Das Urteil lautete:

«... dass ihme sein lester zung geschlitzt und er mit dem
schwerdt vom leben zum tod hingerichtet werden solte».289

Der Hofmeister befreite den Spahr vom Zungenschlitzen und ließ
ihn zum Enthaupten auf die Richtstätte führen, wo er weitere

20» STAA Nr. 660 (Kgsf. Turmbuch).
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«55 /Vr. 745, F. 746. v. S. /. 766Z.-

«... derowegen suck erkennt, «1« es Kv cler IsndgrieKtlicKen like-
ration-urtkeil verkliekeu unci LriKer nsck inkslt derselken ukk
kreven kuss gestelt werden solle».

Im vorliegende» Lalle begnügte sieK der Lst ni«Kt dsrnit, den

8pru«K des Landtages «u genekmigen «der sk«uändern, sondern

er ükte erstmals einen msögekenden LinkluL suk dss Urteil selkst

sus. Oiese aktive LinwirKung wsr in TnKunkt die Regel. Oer Lall
LrieKer Kildet dsker die Oberleitung «ur folgenden LntwieKIungs-
»tuke.

III. In einem dritten Ltsdium vollzog sieK die Lsllung der
LIuturteil« nsekstekendermsöen: Lern KeksKl d«m Ookmeister, d«o

VerKrecKer vor LsndgerieKt «u stellen und ein Orteil «u kordern.
OIeieK«eitig ükersckickte sker der Kst seinen eigenen 8prncK und

übertrug dem Ämtmsnn dessen ÄusküKrung. Oie t)uellen erwsk-
nen Kiekür folgende Lslle:

1. 1669 gegen Ours 8psKr, rvsminkeger sus dem Ämt LrseK
selwsld, wegen 8exuslverKrecKen und Ootteslssterung: iVlit iVIissiv

vom 4. OKtoKer erkielt der Ookmeister den LekeKI, den Lster noek

mit der ÌVlsrter «u bekrsgen. Lllr dss weitere VorgeKen «itieren
wir wörtliek:

«8o er sber snders nit KeKente, so ein strengeres supplicium
»ls dess sckwerts meritieren würde, ikne von «biger bereits be-
Ksnten untksten wegen gewoknter msssen kür dss IsndtgrieKt
«e stellen, ein urtkeil wider ikne «n forderen, und so dieselkige
sckwerer sls «um sekwsrt usskielle, wollend wir dieselkige dskin
gemilteret Kaken, dsss er sls ein ukeltkster von soleker misse-
tksten wegen mit dem sekwerdt vom leken «um tod KingerieK-
tet werden solle. Lslls er sker etwas bekennen würde, so ein
strengere strskk erforderte, wirst» uns desselben gebükrender
msssen «ekeriekte» uud dsrüker unsers wvteren KekeleKs «eer-
warten wüssen.»^

Oie Anwendung der Loiter verliek ergebnislos, dsker wurde sm
12. Oktober Landtag gekslten. Das Orteil lautete:

«... dsss ikm« sei» lester «u»g geseklit«t uud «r mit d«m
s«Kwerdt vom I«K«n «um tod King«ri«Kt«t werden solte».^

Oer Ookmeister befreite den 8psKr vom TungenscKIit«en und lieö
ikn «um LntKsupten suk die LieKtststte kükren, wo er weitere

81^4 !»r.k>60 (KlLsk.'rlu-mKucK).
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Delikte bekannte, sodaß man ihn ins Gefängnis zurückbrachte
und ein neues Verhör anstellte. Auf Grund der nach Bern
übersandten Vergicht entschied der Rat am 16. Oktober:

«Also habend wir darüber gesprochen, dass er Spahren noch-
malen für landtgricht gesteh und über sein verbrechen ein
urtheil usgefelt werden solle Die falle dann uss, wie sy welle,
so ist unsere meinung und willen, dass ihme bevordrist die Zungen

geschlitzt und er volgends lebendig uff ein scheiterbeigen
geworffen, selbige an allen vier eggen angezündet und also zu
staub und äschen verbrönt, zu seinem desto geschwinderen
ankörnen aber pulver angehenkt werden solle. Welche unsere
urtheil du an ihme exequieren ze lassen wüssen wirst, es sye,
dass er retractieren würde oder nit.»269

2. 1670 gegen Elsbeth Koprio von Oberburg wegen Hurerei:
RM Nr. 162, S. 168; v. 17. VI.:

«... bevelchen, die verhaffte tirnen Elsbeth Coprio fürs land-
gericht stellen ze lassen, ein urtheil wider sie ze forderen
und, wan sie strenger ausfiele, dieselbe dahin zu moderieren, dass
sie mit dem schwerdt hingerichtet werde.»

Der Prozeß ist uns auch im Kgsf. Turmbuch überliefert; der

Schlußeintrag lautet:
«Als meine gnedige heren und oberen der gefangnen Coprionin
verbrechen halben berichtet worden, ward dieselbe zum todt
condemniert, welche urtheil an ihra den 28. Juny 1670 mit dem
schwerdt volnstreckt worden.»

Wenn wir nur über diese Quelle verfügten, so könnte man
versucht sein anzunehmen, der Landtag sei gar nicht mehr abgehalten
worden. Aber wir besitzen noch die bereits zitierte Stelle im
Ratsmanual und ein weiteres interessantes Aktenstück aus dem Königsfelder

Archiv mit dem aufschlußreichen Titel «Proiect landt-
grichtlicher procedur, so über Elsbeth Coprio von Oberburg im
Amt Königsfelden den 28. Juny 1670 verführt werden sol».270 Es

handelt sich um eine in der Hofschreiberei abgefaßte Vorlage,
nach der das ganze Verfahren abgewickelt wurde. Es ist hier nicht
der Ort, des näheren auf den Prozeßgang — er unterscheidet sich

im übrigen kaum wesentlich von dem zu dieser Zeit allgemein
üblichen — einzutreten; wir erwähnen nur, was über die Urteilsfällung

ausgeführt ist: Nachdem der Fürsprecher des als Kläger

2'o STAA Nr. 680, Fase. «Landgerichtlicher Prozeß 1670».
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Delikte bekannte, sodsö man ikn ins Oekängnis «urüekbrscbte
unci ein neues VerKör anstellte. Äuk Orund cler nsek Dern über-
sancite» VergicKt entsckied der Dat sin 16. Oktober:

«Älso bsbencl wir darüber gesprocken, dsss er 8psKren noeb-
mslen kür IsndtgrieKt gestelt nnd Uber sein verbrecken ein
urtbeil usgekelt werden solle Die kslle dsnn uss, wie sv welle,
so ist unsere Meinung und willen, dsss ikrne Kevordrist die «un-
gen gescKIit«t und er volgends lekendig ukk ein sckeiterbeigen
geworkken, selbige sn siien vier eggen snge«ündet und slso ?,u

stsub und äseben verkrönt, «u seinem desto gesckwinderen sk-
Komen sker vulver sngekenkt werden solle. VelcKe unsere
urtkeil du sn ikme exequieren «e Isssen wUssen wirst, es sve,
dsss er retrsctieren wUrde oder nit.»^

2. 167l) gegen DIsKetK Koprio von OKerKurg wegen Durerei:
K/15 /Vr. 762, 5. 768,- 77. V/..-

«... KevelcKen, die verkskkte tirnen DIsKetK Ooprio kUrs Isnd-
geriekt. stellen «e Isssen, ein urtkeil wider sie «e forderen
und, wsn sie strenger snskiele, dieselbe dsbin «u moderieren, dss»
sie mit dem sekwerdt KingericKtet werde.»

Der Dro«el! ist uns suek im Kgsk. LurmKueK ükerliekert; der

LcKIuöeintrag lautet:
«ÄIs meine gnedige Keren uud «Keren der gekangnen Ooprionin
verkreeken Kalben beriebtet worden, ward dieselke «um todt
eondemniert, welcke urtkeil sn ikrs den 28. Junv 1670 mit dem
sekwerdt volnstreckt worden.»

Venn wir nur UKer diese O.uelle verkllgten, so Könnte msn ver-
suekt sein sn«unekmen, der Dsndtsg sei gsr niekt mekr skgekslten
worden. ÄKer wir Kesit«en noek die Kereits «itierte Ltelle im Dsts-
msnusl und ein weiteres interessantes ÄKtenstücK sus dem Königs-
kelder ÄrcKiv mit dem «uksckluöreicken l'ilei «Droieet Isndt-
gricktlieker proeedur, so üker DIsKetK lüoprio von OKerKurg im
Ämt Königskeiden den 28. lunv 1670 verkükrt werden sol».^ Ds

Ksndelt sieK um eine in der DokseKreiberei sbgekaöte Vorlage,
nsek der das gsn«e VerksKren skgewickelt wurde. Ds ist Kier nickt
der Ort, des nakeren suk den Dr««eögsng — er untersckeidet sick
im übrigen Ksum wesentlick von dem «u dieser Teil allgemein
üklieken — einzutreten; wir erwäknen nur, was üker die Orteiis-
ksllung ausgekllkrt ist: IVaeKdem der DürspreeKer des «ls Kläger

ST^V^ Nr. 68«, Issc, «LsncigericntiicKer ?roselZ 1670».
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auftretenden Untervogtes ein Urteil gefordert hatte, trat das

Gericht (mit Einschluß der beiden Fürsprecher, jedoch ohne den
Vorsitzenden Hofmeister) außerhalb des Ringes zur Beratung zusammen.

Nach dem Wiedereintritt wurde der schriftlich aufgesetzte
Spruch verlesen und hierauf dem Scharfrichter gerufen, daß er
die Missetäterin auf den Richtplatz führe. Wie in concreto das

Urteil lautete, wissen wir nicht. Es muß aber genau demjenigen
des Rates im Missiv vom 17. Juni entsprochen haben, sonst hätte
sich ein Eintrag über die notwendig gewordene Modifikation
erhalten.

3. 1670 gegen Hans Schäfer von Remigen wegen
Sexualverbrechen: Am 7. Juli hatte der Rat beschlossen, ihn des Landes

zu verweisen. Da er zwei neue «hurey fähler» beging, kam man
am 14. Juli auf die Angelegenheit zurück und urteilte:

RM Nr. 162, S. 293:

«. dass das gsatz an ihme exequiert und er also vor landt-
gricht gestellt, ein urtheil über ihne gefeilt und so dieselbe
änderst als zum schwerdt ergienge, selbige dahin mitigiert, daß

er mit dem schwerdt vom leben zum tod hingerichtet werden
solle.»

Laut Eintrag im Turmbuch fand die Exekution am 19. Juli statt.

4. 1670 gegen Joggli Wyß von Hedingen wegen Brandstiftung
und Diebstahl: Das Kgsf. Turmbuch überliefert nachstehenden
Beschluß der Obrigkeit:

«... findent wir denselben dess lebens unwürdig und hiemit
seinethalb erkhendt haben daß er mit dem schwert von
dem leben zum todt hingerichtet werden solle. Dir hiemit bevel-
chend, ihne solchemnach vor das landtgricht zestellen daselbst
eine urtheil über ihne zu forderen und, so dieselbe scherpfer
als zum schwehrt aussfallen thete, dahin zu moderieren, daß er
obiger unser erkantnuss nach endthauptet werde.»

Nach der gleichen Quelle urteilte der Landtag am 3. Januar 1671:

«... daß demselben beforderist seine rechte hand mit welcher
er die fewrige kohlen ergriffen, abgehawen, volgends er mit
dem schwerdt vom leben zum todt hingerichtet und demnach
sein leib uff einer schyterbeygen zuo staub und äschen verbrönt
werden solle.»

Hierauf modifizierte der Hofmeister diesen Spruch im Sinne des

Ratserkenntnisses.
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suktretend«n Onterv«gt«s ein Urteil g«kord«rt Kstte, trst clss 0«-
riekt (mit OinscKIuö der Keiden Oürspr««Ker, jedoek okne den vor-
sit«enden Ookmeister) suöerKsIK des Ringes «ur Beratung «ussm-

men. iXseK dem Wiedereintritt wurde der sekriktliek ausgesetzte
Spruen verlesen nnd Kiersuk dem SeKsrkrieKter gerufen, dsö er
die IVlissetsterin suk den Ri«KtpIst« kükre. Vie in concreto dss

Orteil Isutete, wissen wir nickt. Os muö sker gensu demjenigen
des Rst«s im iVIissiv vom 17. Juni entsproeken KsKen, sonst Kstte
sick ein Ointrsg üker die notwendig gewordene iVIodikilistion er-
Kslten.

3. 1670 gegen Osns SeKsker von Reinigen wegen Sexusl-
verkrecken: Äm 7. Juli Kstte der Rst KeseKIossen, ikn des Osndes

«u verweisen. Os er «wei neue «Kurev kskler» Kegiug, lcsm msn
sm 14. Juli suk die ÄngelegenKeit «urlleli und urteilte:

/Vr. 262, 8. 293.-

«. dsss dss gsst« sn ikme exequiert uud er sls« vor Isndt-
grickt gestellt, ein urtkeil üker ikne gekellt und so dieselbe
änderst sls «um sekwerdt ergienge, selkige dskin mitigiert, dsö
er mit dem sekwerdt vom leken «um tod KingerieKtet werden
solle.»

Oaut Ointrag im lurmkuck ksnd die OxeKution gm 19. Juli statt.

4. 1670 gegen Joggli Vvü von Oedingen wegen Lrsndstiktung
und OieKstsKI: Oss Xgsk. lurrokuek ükerliekert nsekstekenden
LescKIuü der OKriglceit:

«... kindent wir denselben dess leken« unwürdig und Kiemit
seinetKsIK erKKendt Ksben dsö er mit dem sckwert von
dem leben «um todt KingerieKtet werden solle. Oir Kiemit Kevel-
ckend, ikne solckemnack vor das IsndtgrieKt ««stellen dsselkst
eine urtkeil üker ikne «u kordereu und, so dieselbe seberpker
sls «um sekwekrt susskallen tkete, dskin «u moderieren, dsö er
okiger unser erksntnuss nsek endtksuptet werde.»

iVseK der gleieken t)uelle urteilte der Osndtsg sm 3. Januar 1671:

«... dsö demselken Kekorderist seine reekte K«nd mit welcker
er die kewrige IcoKIen ergrikken, skgekswen, volgends er mit
dem sekwerdt vom leken «um todt KingerieKtet und demnsck
sein leik ukk einer sekvterkevgen «uo stsuk und sscken verbrönt
werden solle.»

Oiersuk modiki«ierte der Ookmeister diesen SprueK im Sinne des

Rstserlcenntnisses.
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5. 1674 gegen Daniel Haffner vom Unterhölzli wegen
Sexualverbrechen:

RM Nr. 171, S. 392; v. 10. VIL:
«Den in verhafft genomenen Daniel Hafner für das land-
gricht stellen, eine urtheil über sein verbrechen fordern und
selbige zum schwerdt und verbrönnung des lybs exeguiren ze
lassen.»

Damit deckte sich laut Turmbuch der Spruch des Landtages vom
16. Juli.

6. 1687 gegen Rudolf Wärenfelsen, wegen Sexualverbrechen:

RM Nr. 209, S. 175; v. 16. V1L:
«Diewylen nun dieser große missethäter nit würdig seye, mehr
auf dem erdboden zû leben, als wollindt ihr gn. ihme befohlen
haben: Bevorderst der bestialischen action halb ihne nochmahl
ernstlich zu examinieren, volgendts das landtgricht zu versam-
len, seine missethaten ablesen zu lassen, volgendts eine urtheil
zû feilen, und im fahl solche strenger aussfiele, ihr gn. gnädige
urtheil dahin aussprechen zu lassen: Nämlich im fahl seine ver-
nere bekandtnuss wegen der bestialiteten änderst ausfiele, als
das letzte schreiben melde, — nämlich was er bekendt, das«
diese schandtthaten weren würklich verüebt und volbracht worden

— dahin, dass ihme der kopff abgeschlagen und demnach
der leib verbrandt; wo nit und er by der letzten bekandtnuss
verbleibe, dass diese schandthaten nit würklich weren vollbracht
worden, er einfaltig auf der gewohnten richtstatt mit dem
schwärt hingerichtet und der leib verlochet werden.»

Das Ergebnis der Examination ist nicht bekannt, ebenso wenig
welche Variation des bernischen Urteils zur Ausführung gelangte.
Es heißt im Turmbuch einfach: «den 21. July ist landgricht gehalten

und die ergangne urtheil exequiert worden.»

7. 1705 gegen Jost Christen wegen Diebstahl:
RM Nr. 18, S. 524; v. 27. III.:
«. habind dieselben ihne Jost Christen des lebens nicht
mehr würdig geachtet, sondern hiemit erkent, dass er mit dem
strängen an dem galgen von dem leben zum todt hingerichtet
werden solle. Ihme dem ambtsmann solchem nach befelchendt,
das blûtgricht in form und weis, wie drunden üblich ist, zû ver-
sambleu und eine urtheil über den armen sünder ausfeilen ze-
lassen, und da dieselbige schärpfer als zum aufhenken ausfiele,
danzûmahlen die oberkeitliche gnad dahin zu eröffnen, dass er
mit dem strängen hingerichtet und an den galgen geknüpfet
werden solle.»
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5. 1674 gegen Daniel Daffner vom DnterKöl«li wegen Sexual-
verbreeken:

K/17 /Vr. 777, 8. 392,- v. 7«. V//..-
«Den in verkgfft genomenen Daniel Dsfner. kür dss Isnd-
griekt stellen, eine urtkeil über sein verbreeken fordern und
selbige «um scbwerdt und verbrönnung des IvKs exeguiren «e
lassen.»

Damit deelite sieb laut LurmKueK der Spruen des Landtages vom
16. Juli.

6. 1637 gegen Dudolf Vsrenkelsen, wegen SexuslverKreeKen:

«/14 /Vr. 209, 8. 775,- v. 76. V//..-
«Diew^Ien nun dieser groöe missetbäter vit würdig sez^e, mebr
auf dem erdboden «ü leben, als wollindt ibr gn. ibme Kekoblen
Kaken: Devorderst der KestisliseKen setion KsIK ikne noekmskl
ernstliek «ü examinieren, volgendts dss IsndtgrieKt «ü verssm-
len, seine missetksten «Kiesen «ü Isssen, volgendts eine urtkeil
«ü feilen, und im ksKI soleke strenger susskiele, ikr gn. gnädige
urtkeil dskin susspreeke» «ü lassen: IXsmlieK im faKI seine ver-
nere KeKaudtnuss wegen der Kestisliteten änderst ausfiele, sl»
das letzte sckreiken melde, — nsmlick wss er KeKendt, dss«
diese scksndttksten weren würKIieK verüekt und volbrsekt wor-
den — dskin, dsss ikme der liopff skgescklsgen und demnsek
der leik verkrsndt; wo vit und er Kv der letzten KeKsndtnuss
verbleibe, dsss diese sebsndtksten nit würliliek weren vollkrsekt
worden, er einfaltig auf der gewoknten riektstatt mit dem
sckwärt KingerieKtet und der leik verlocket werden.»

Dss DrgeKnis der Dxsminstion ist niekt KeKsnnt, ekenso wenig
weieke Vsristion des KerniseKen Drteils «ur ÄuskUkrung gelangte.
Ds Keiöt im LurmKueK einfaek: «den 21. Julv ist IsndgrieKt geksl-
te» und die ergangne urtkeil exequiert worden.»

7. 17(15 gegen lost tükristen wegen DiebstsKI:

«/V /Vr. 7S, 8. 524. v. 27. ///..
«. KsKind dieselben ikne Jost (^bristen des leben» niebt
mekr würdig gesektet, sondern Kiemit erkent, dsss er mit dem
strsngen sn dem gslgen von dem leken «um todt KingerieKtet
werden solle. IKme dem smktsmsnn solckem nsek KekeleKendt,
dss KlütgrieKt in form und weis, wie drunden üklick ist, «ü ver»
ssmKIeu und eine urtkeil üker den srmen «Under suskellen «e-
Isssen, und ds dieselkige sekärpker sls «um sukkenken suskiele,
dsn«ümsklen die oberkeitliebe gnsd dsbin «ü eröffnen, dsss er
mit dem strängen KingerieKtet und sn den gslgen geknüpket
werden solle.»



139

Wegen notwendigen Reparaturen am Hochgericht kam es nicht
zur Abhaltung des Landtages. Christen wurde zur Exekution nach

Aarburg übergeführt, wo er auch die meisten Delikte begangen
hatte (RM Nr. 18, S.589).

IV. In der folgenden Stufe befahl der Rat dem Hofmeister,
das in der Beilage übersandte Urteil vollstrecken zu lassen. Über
die Einberufung des Landgerichtes wird im Missiv nichts mehr
gesagt; es ist höchstens etwa auf die «drunten üblichen formalite-
ten» verwiesen. Der Landtag wurde jedoch in allen Fällen abgehalten,

es folgt dies aus den entsprechenden Ausgabeposten in den

Amtsrechnungen sowie aus Einträgen im Turmbuch. Das Verfahren

war analog demjenigen gegen Elsbeth Koprio vom Jahre 1670.

Kläger und Angeschuldigter wurden weiterhin verfürsprechet. Die
Anklage wurde erhoben und ein Spruch gefällt. Dieser muß jedoch
durchwegs dem von Bern übersandten Urteil entsprochen haben;
denn wir finden in den Quellen nichts mehr über nötig gewordene
Modifikationen des Hofmeisters. Wir verfügen aus dieser Periode
über nachfolgende Prozesse:

1. 1729 gegen Madleni Ruegger wegen Kindsmord:
«. deswegen auch erkent, dass sie zu wohl verdienter straff
14 tag nach empfang gegenwärtigen Schreibens durch das
schwerdt vom leben zum todt hingerichtet werden solle.» Nachsatz:

«Den 1. Dez. 1729 ward dz landgricht gehalten und die
urthel mrgh. exequiert.»271

2. 1737 gegen Urech Herzog und Hans Eichenberger von Birr
wegen Diebstahl:

«. derowegen wir hiemit erkent, dass sie beyde nach denen
drunden üblichen formaliteten auf die gewohnte richtstatt
geführt und dorten durch den scharpfrichter mit dem strängen

vom leben zum tod hingerichtet werden sollen.»272

Es kam vorerst nicht zur Exekution, weil Mitangeschuldigte und
Hauptzeugen ihre Geständnisse und Aussagen widerriefen. Nach

Ergänzung der Untersuchung wurde das Urteil am 12. November
bestätigt und zu seinem Vollzug weitgehende Sicherungsmaßnahmen

getroffen.273

2'i Bernisches Missiv v. 15. XL im Kgsf. Turmbuch (STAA, Nr. 660).
272 STAB: Criminal Manual Nr.8, S. 125, v. 24. IX.
2'J STAB Criminal Manual Nr. 8, S. 149, v. 12. XL: «... allenfahls sie wiedermahlen

frecher dingen revocieren thäten, dessen ohngeachtet solche (Urteil) an
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Vegen notwendigen Depsrsturen sm DoeKgericKt Ksm es nient
«ur ÄKKsltuug cles Landtages, tükristen wurde «ur LxeKution nsen
ÄsrKurg übergekükrt, wo er suek die meisten Delikte begangen
Kstte (DiVI iXr. 18, 8.589).

IV. In der folgenden ötuke KeksKI der Dst dem Dokmeister,
dss in der Deilsge ükerssndte Drteil vollstrecken «u Isssen. Oker
die Linberukung des LsndgericKtes wird im IVIissiv niekts mekr
gesagt; es ist KöeKstens etws «uk die «drunten üklieken kormslite-
ten» verwiesen. Der Lsndtsg wurde jedoek in siien Lällen sbgeksl-
ten, es kolgt dies sus den entspreekenden ÄusgsKeposten in den
ÄmtsreeKnungen sowie sus Linträgen im LurmKueK. Dss VerksK-

ren wsr snslog demjenigen gegen DIsKetK Xuprio vom IsKre167U.
Xläger und ÄngeseKuldigter wurden weiterkin verkürspreeket. Die
ÄnKIsge wurde erkoken und ein öpruck gekällt. Dieser muö jedoek
durekwegs dem von Dern übersandten Drteil entsprocken KsKen;
denn wir kinden in den Quellen niekts mekr üker nötig gewordene
iVlodikiKstionen des Dokmeisters. Vir verkügen sus dieser Leriode
üker nsekkolgende Dro«esse:

1. 1729 gegen IVIsdleni Duegger wegen Xindsmord:
«. deswegen suek erkent, dsss sie «u woKI verdienter strskk
14 tsg nsek empksng gegenwärtigen sckreikens durek dss
sekwerdt vom leken «um todt KingerieKtet werden solle.» IVseK-
sst«: «Den 1. De«. 1729 wsrd d« IsndgrieKt gekslten und die
urtkel mrgk. exequiert, »^l

2. 1737 gegen Dreck Der«og und Dsns DieKenKerger von Dirr
wegen DieKstsKI:

«... derowegen wir Kiemit erkent, dsss sie Kevde nsek denen
drunden üklieken kormsliteten suk die gewoknte riektststt ge-
kükrt und dorten durek den seksrpkrickter mit dem stran-
gen vom leken «um tod KingerieKtet werden sollen.»^

Ds Ksm vorerst niekt «ur LxeKution, weil MtsngeseKuldigte und
Dsupt«eugen ikre Geständnisse und Aussagen widerrieken. IVseK

Lrgän«ung der DntersueKuug wurde das Drteil sm 12. IVovemKer

bestätigt und «u seinem VoII«ug weitgeKende LieKerungsmsLnsK-
men getrokke».^

2'l Vernisene» Klissiv v. 15. XI. im Xgsl. I'urinKucn (81°^^, Nr. t>tX>).

Sl"^«: Oriminsl I^snusl Nr. 8. 8.125, v. 24. IX.
81'^S crirairisl IVIsnusI Nr. 8, 8.149, v. 12. XI.: «... sllenksKIs sie «iecler

msnlen kreclier clineen revocieren tnüteo, dessen «nneescntet sviene (Urteil) »»
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3. 1751 gegen Anna Barth von Mülligen wegen Brandstiftung:
«Wir befehlen demenach euch, vorerst sie in Sachen ihres heyls
wohl und grundtlich unterrichten, nachwärts dan durch den
scharpfrichter binden und auf die gewohnte richtstatt führen
zu lassen, allda ihra der köpf abgeschlagen, der entseelte cörper
dann auf einen Scheiterhaufen zu aschen verbrant werden
solle».274

V. Zum Schluß vollzog sich das Verfahren nachstehendermaßen:

Der Rat übersandte sein Urteil dem Hofmeister. Dieser
versammelte das Landgericht und ließ den obrigkeitlichen Spruch
verlesen, worauf man zur Exekution schritt. Die bisher am Landtag
übliche weitläufige Urteilszermonie fiel also dahin. Die Neuregelung

war für das ganze deutsche Staatsgebiet eine einheitliche und
wurde in einem Mandat allen Amtleuten mitgeteilt.275 Aus unserem

Gebiet sind nachfolgende Fälle aus diesem Abschlußstadium
überliefert:

1. 1755 gegen Verena Fischer von Meisterschwanden wegen
Kindsmord:

«Wollen wir hiemit erkent haben, dass diese unglückselige
Verena Fischer dem scharpfrichter übergeben, auf die gewohnte
richtstatt geführt, daselbst mit dem Schwert vom leben zum tod
hingerichtet, der leichnahm dan an dem verschmachten ohrt
verscharret werde.»278

dem eint und anderen ohne anstand gebührender massen vollstreken zu lassen.

Den tag der exekution aber bey dir verschwiegen zu behalten. Damit auch die

hinrichtung mit desto mehrerer Sicherheit geschehe, solst du etwan 20 biss 30 man
neben einem officierer beordern, welche da bewehret die maleficanten von Brugg
nach Königsfelden, so dann auch auff den richtplatz begleiten und der execution

beywohnen.» — Für den Fall, daß der Hofmeister nicht über genügend vertraute
Leute verfügte, sollte er sich an den Vogt von Schenkenberg wenden.

2« STAB Criminal Manual Nr. 11, S. 113, v. 4. IL
2T5 «Vorschrift wie in fahlen, da ein übelthäter auf dem land durch hoch-

oberkeitliches urtheil zum tod verdammet worden, das landgericht anzuordnen und

zu verführen sei». Das Ausstellungsdatum läßt sich nicht mehr genau feststellen;
sicher ist nur das Jahr 1754. Im Kgsf. Mandatenbuch (STAA Nr. 457, S.286L)
fällt der Eintrag zwischen den 11. März und 7. Mai; im bernischen Criminal
Manual Nr. 11 (S. 483 f.) zwischen den 27. April und 15. Mai.

2'o Aus einem bernischen Missiv, überliefert in STAA Nr. 680 IL Dort die

weiteren Prozeßakten, worunter eine Kopie der Landgerichtsordnung von 1754 mit
dem Vermerk: «nach dieser form ist die exekution der kindtmörderin Verena

Fischer von Meisterschwanden vorgangen, den 23. Jan. 1755.»
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3. 1751 gegen Änna LartK von IVllllligen wegen Lrsndstiktung:
«Vir KekeKIen demenack euck, vorerst sie in sacken ikres Kevls
w«KI unci grundtliek unterrickten, nackwärts clan durck cleri

sckarpkrickter binden unci suk clie gewohnte ricktststt kükren
«u lassen, sllcla ikr» der Kopk abgeschlagen, cler entseelte corner
clsnn suk einen Scheiterhaufen «u »sehen verhrsnt werden
solle ».

V. ?um ScKIuö vollzog sich das Verfahren nachstehender-
inal!en: Oer Rat ühersandte sein Orteil dein Ookmeister. Oieser ver-
sammelte das Landgericht und liei! den okrigkeitlicken Spruch ver-
lesen, worauk man «ur LxeKution schritt. Oie Kisker am Landtag
üklicke weitläufige Orteils«ermonie kiel also clakin. Oie IVeurege-

lung war für das gan«e deutscke Staatsgebiet eine einheitliche und
wurde in einem iVIsndat allen Ämtleuten mitgeteilt.^ ^us unse-

rem Oebiet sind nsekkolgende Lälle aus diesem ÄKscKIuLstadium
überliefert:

1. 1755 gegen Verens Liscber von IVleisterscKwsnden wegen
Xindsmord:

«Vollen wir Kiemit erkent KsKen, dsss cliese unglückselige Ve-
rena LiseKer dem seksrpkrickter Ubergeben, suk die gewobnte
ricbtststt gekübrt, daselbst mit dem sckwert vom leben «um tod
KingerieKtet, der leicknakm d»n an dem versckniäckten okrt
versckarret werde.»»^^^

ciem eint uncl snderen «line snslsnd gebübrender msssen vollstreken su Isssen.

Den lsg cler execution suer bev dir verscbwiegen su belisllen. Osmil suen clie

Kinricbtung mit cieslo mebrerer sickerkeit gesckeke, solst clu etwsn 2g diss 30 msn
neben einem olkicierer beordern, welebe ds bewebret die inslekicsnten von Lrugg
nseb Königskeiden, so dsnn sucb sukk den ricblplsts begleiten und der execution
bevwobnen,z> — Lür den LsII, dsö der Hokmeisler niebt über genügend vertrsute
Leute verkügte, sollte er sieb sn den Vogt von öcbenkenberg wenden,

s" 81^8 Oiminsl KIsnusI Nr. 11, 8, 113, v. 4. II.
L7S «Vorscbrikt wie in ksKIen, ds ein übellbüler suk dem Isnd dureb bock-

oberkeitlicbes urtkeil sum tod verdammet worden, dss IsndgericKt snsuordnen und

su verkükren sei». Oss ^nsstellungsdstum Isüt sicli nickt mekr gensu leststellen;
sicker ist nur dss ZsKr 1754. Im Kgsk. iVIsndstenbucK (8T^.^ Nr. 457, 5.236 k.)

ksllt der Lintrsg swiseken den 11. IXIsrs und 7. Ivlsi; im berniscben Oriminsl
IVIsnusI Nr, 11 (8. 483 k.) swiseken den 27. ^pril und 15, iVIsi.

^us einem berniscben IVIissiv, ükerliekert in 81^^ Nr. 68l) II. Oort die

weiteren Lrosellslcten, worunter eine Kopie der LsndgericKtsordnung von 1754 mit
dem Vermerk: «nsck dieser korm ist die execution der Icindlmörderin Verens

LiscKer von iVleislerscKwsnden Vorgängen, den 23, ^sn. 1755,»
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2. 1755 Gegen Joh. Ulrich von Waltelingen wegen Raubmord:

«... disen armen mentschen nach vorgegangnen üeblichen for-
maliteten dem scharpfrichter zu übergeben, von dem er gebunden

auf die gewohnte richtstatt geführt und da auf die
brechen gelegt, bevorderst mit zweyen streichen der rechte Arm
zerstossen, dann der gnaden stoss aufs hertz gegeben, übrige
glieder wie gewohnt zerbrechen und der cörper auf das rad
geflochten, bey dem hochgricht aufgestellt bis zum sonnennider-
gang jedermann zum schrecken und exempel darauf aufgesetzt
bleiben, nachwärts aber an dem verschmähten orth verscharret
werden soll.»277

Nach den Quellen war dies das letzte im Eigenamt vollstreckte
Todesurteil; aber es war nicht das letzte Mal, daß das Landgericht
zusammentrat. Von dem oben geschilderten Verfahren gab es

nämlich eine wichtige Ausnahme: Der Prozeß gegen Totschläger,
geregelt in einem besonderen Landtagszeremoniale vom 18. Juni
1757.278 Darnach waren zwei Varianten möglich: Wenn der Täter
erschien, wurde die Klage verlesen, worauf «das landgricht von
dem ort des gehaltenen landtags aufbricht, um seine urtheil hei
beschlossener thür in dem schloss aus zu feilen und den h. amts-

mann zu ersuchen, solche an mneghr. gelangen zu lassen.» Wenn
der Täter ausblieb, so wurde in Anlehnung an das alte Recht
sogleich der 2. Landtag verführt, wobei man dem Angeschuldigten
wiederum ins Recht rief. Bei Nichterscheinen wurde der 3. Landtag

festgesetzt (nach Ablauf von 14 Tagen, jedoch vor drei
Wochen) und verkündet. An diesem erfolgte der Abschluß des
Beweisverfahrens und hierauf soll der Flüchtige «von fried in Unfrieden,
von Sicherheit in Unsicherheit erkent und all sein gut zuhanden

mnghr. und oberen verfallen seyn, anbey der gethäter der statt
Bern land und gebiet für 101 jähr verlohren haben und selbige
fürohin nicht mehr betretten, auch wo er darin betretten würde,
nach der statt Bern recht und Satzung vom leben zum tod
hingerichtet werde.» Ein solches Kontumazialurteil unterlag der
Genehmigung des Rates. Wir sehen, daß bei der Urteilsgestaltung gegenüber

anwesendem und flüchtigen Totschläger dem Landgericht
weitgehende Kompetenzen zustanden, deren praktische Bedeutung
aber durch die Berichterstattungspflicht an den Rat stark einge-

2" STAB Criminal Manual Nr. 12, S. 102, v. 17. VII.
278 Kgsf. Mandatenbuch IV (STAA Nr. 457) S.485. STAB Criminal Manual

Nr. 12, S. 314 f. und Polizeibuch Nr. 13 S. 637.
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2. 1755 Oegen Joli. OIrieK von Vsltelingen wegen Lsubmord:
«... disen srmen mentscben nsck vorgegsngnen UeblicKen kor-
msliteten clein seksrpkrickter «u ükergeken, von dein er gekun-
den suk die gewoknte ricktststt gekUKrt und da suk die vre-
cken gelegt, Kevorderst rnit «weven streicken der reckte Ärrn
Verstössen, dann der gnaden stoss auks Kert« gegeben, übrige
glieder wie gewobnt «erkrecken und der eörper suk das rsd ge»
klocbten, bev dem KocKgricKt sukgestellt Kis «um sonnennider-
gang jedermann «um scbrecken und exempel darsuk aukgeset«t
Kleiken, nsekwsrts aker an dem versekmskten ortk verscksrret
werden soll.»^'

IVseK den Quellen war dies das Iet«te im Ligenamt vollstreckte
Lodesurteil; aker es wsr nickt dss Iet«te iVlsl, dsö das LsndgerieKt
«ussmmentrst. Von dem «Ken gesckilderten VerksKren gsk es

nsmliek eine wicktige ÄusnsKme: Oer Lr««eö gegen LotseKIsger,
geregelt in einem besonderen Lsndtsgs«eremonisle vom 18. Juni
1757.2"8 OsrnscK wsren «wei Varianten möglick: Venn der Later
ersekien, wurde die Klage verlesen, worsuk «das landgrickt von
dem ort des geksltenen Isndtsgs sukkrickt, um seine urtkeil Kei

KescKIossener tkür in dem seKIoss sus «u kellen und den K. smts-

msnn «u ersueken, soleke sn mnegkr. gelangen «u lassen.» Venn
der Later auskliek, so wurde iu ÄnleKnung sn dss site Leckt so-

gleick der 2. Lsndtsg verkükrt, wobei msn dem Ängesebuldigten
wiederum ius Leckt riek. Lei IXicKterseKeinen wurde der 3. Lsnd-

tsg kestgeset«t (nsek ÄKIsuk von 14 Lsgen, jedoek vor drei Vo-
«Ken) und verkündet. Än diesem erkolgte der ÄbscKIuK des Leweis-
verkskrens uud Kiersuk soll der LllleKtige «von kried in unkrieden,
von sickerkeit in unsiekerkeit erkent und sii sein gut «uksnden

mngkr. und okeren verksllen sevn, snkev der getkäter der ststt
Lern lsnd und gekiet kür 101 jskr verlokren Kaken und selkige
kürokin nickt mekr Ketretten, suek wo er dsrin betretten würde,
nsck der ststt Lern reekt und sst«ung vom leken «um tod Kinge-
ricktet werde.» Lin solekes X«ntums«islurteil unterlag der OeneK-

migung des Lstes. Vir seken, dsö Kei der Orteilsgestsltung gegen-
über anwesendem und klllcktigen LotscKIäger dem LsndgerieKt
weitgeKende Xompeten«en «ustsnden, deren prsktiseke Bedeutung
sker durck die LericKterststtungspklicKt sn den Rst stsrk einge-

2" ST-^S criminal IVlsnnsI Nr. 12. S. 102, v. 17. VII.
-7» Xs8i. NsnästenKucK IV (81'^^ Nr. 457 8.485. 8TäS Oriminsl ivlsnusl

I^r. 12, 8. 314 k. unci ?oliseibuck Nr. 13 8.637.
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engt wurde. Nach diesem besonderen Verfahren gegen Totschläger

wickelte sich 1761 der Prozeß gegen Melcher Bossert von Birr
ab. Dieser hatte den Dorfwächter Johann Meiliger tödlich
verwundet und war dann geflohen. Am 9. November erhielt der
Hofmeister den Auftrag, den 1. Landtag nach dem gleichzeitig
mitübersandten Ceremoniale von 1757 halten zu lassen. Am 16.
Dezember berichtete er, die beiden ersten Landtage hätten am 24.

November, der dritte am 10. Dezember stattgefunden, und er schickte
der Obrigkeit das ausgefällte Urteil zur Genehmigung. Dieses wurde
wie folgt ausgesprochen:

«Nachdeme wir mit mehrerem ersehen, wie das landgricht nach
abgehaltenen dreyen landtagen den Melchior Bossert per
contumaciam zu einer 101 jährigen banisation, auf betretten
aber zum tod verfällt, haben wir disere urtheil auch genehmiget
und gutgeheissen.»279

§ 33. Die Organisation des Landgerichtes
In dem bekannten Handel gegen Zimmermann/Zulauf von

1514 trat uns als Landgerichtsstätte des Eigenamtes das Obertor
zu Brugg entgegen. Merkwürdigerweise wird in den zahlreichen
Prozessen der vorliegenden Epoche der Tagungsort nirgends näher
umschrieben. Trotzdem dürfen wir mit Bestimmtheit annehmen,
das Blutgericht habe sich weiterhin vor dem Obertor versammelt.
Einmal wurden die althergebrachten Dingstätten ohne dringenden
Grund nicht verlegt, und sodann hätte eine erfolgte Änderung
sicherlich ihren Niederschlag in den Quellen gefunden; denn es ist
eine allgemeine Erscheinung, daß vor allem eingeführte Neuerungen

und nicht während Jahrhunderten unverändert bleibende
Zustände den Anlaß zur Aufzeichnung und damit zur Überlieferung
gaben. Für das Festhalten an der alten Gerichtsstätte spricht auch

folgendes: Im Plan des Eigenamtes von 1715 ist beim
Vereinigungspunkt der verschiedenen Straßen vor dem Obertor ein
einzelner Baum, eine Linde, mit besonderer Sorgfalt eingezeichnet.
Ein Analogum hiezu findet sich nur noch beim Westeingang des

Klosters.280 Unzweifelhaft wollte man auf diese Art die
Landgerichts- sowie die ordentliche Dingstätte des Amtes kennzeichnen.

27» STAB Criminal Manual Nr. 13, S. 336, v. 12. I. 1762.

280 Auf unserer Karte kommen diese Details nur undeutlich zum Ausdruck,
wir verweisen daher auf den Originalplan im STAA.
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engt wurcle. IVseK cliesern besonderen VerksKren gegen LotseKIä-

ger wickelte sick 1761 cler Dro«eü gegen iVleleKer Dossert von Lirr
sb. Dieser Kstte clen DorkwäcKter loksnn IVlelliger töcllick ver-
wundet uncl wsr «lsnn gekloken. Äm 9. IVovernKer erKielt cler Dok-
insister «len Äuktrag, clen 1. Dandtsg nsck clem gleick«eitig rnit-
ükerssnclten tüeremoniale von 1757 Kalten «u lassen. Äm 16. De-
«emker KerieKtete er, clie Keiclen ersten Landtage Kstten srn 24. IVo-

vernker, cler clritte sin 10. De«emKer ststtgekunden, uncl er sckickte
cler OKrigKeit clss susgekällte Drteil «ur OeneKmigung. Dieses wurcle
wie kolgt susgesproeken:

«IXseKdeme wir rnit inekrerera erseken, wie clss IsndgrieKt nsck
skgeksltenen clreven landtagen clen iVlelcKior Dossert per
eontuingeiani «u einer 1(11 jäkrigen Ksnisstion, suk betretten
sker «um toll verfällt, bsken wir disere urtkeil suck genekmiget
uncl gutgekeissen.»^

§ 33. Die DrK«.ni»ati«ri cle» I^anclssericlites
In llein KeKannten Dsnllel gegen ?immermsnn/?ulsuk von

1514 trat uns als DsndgericKtsstätte cles Ligensmtes clss DKertor
«u Drugg entgegen. iVlerKwUrdigerweise wird in den «sklreicken
Dro«essen der vorliegenden DpocKe der Lsgungsort nirgends näker
urnsekrieken. Lrot«dem dürken wir mit DestimmtKeit snnekmen.
dss DlutgericKt KsKe sick weiterkin vor dem Okertor versammelt.
Dinmsl wurden die sltkergekrsckten Dingstätten «Kne dringenden
Orund nickt verlegt, und sodsnn Kälte eine erkolgte Änderung
sickerliek ikren IViederseKlsg in den (Quellen gefunden; denn es ist
eine allgemeine DrscKeinuug, dsö vor allem eingekukrte IXeuerun-

gen und niekt wäkrend IsKrKunderten unverändert KleiKende 5?u

stände den Änlaö «ur Äuk«eicKnnng und damit «ur DKerliekerung
gsken. Dür das LestKalten «n der slten OericKtsstätte sprickt snck

folgendes: Im DIsn des Digensmtes von 1715 ist Keim Vereini-
gungspunkt der versckiedenen LtrsLen vor dem Okertor ein ein-
«einer Daum, eine Dinde, mit besonderer Sorgfalt einge«eieknet.
Din Änalogum Kie«u findet sieK nur noek Keim Vesteingang des

Klosters.Dn«weikeIKaft wollte man ank diese Ärt die Land-

gerickts- sowie die «rdentlicke Dingstätte des Ämtes Icenn«eicKnen.

27° 8TXS Oriminsi iVIsnusI Nr. 13, S. 336. v. 12. I. 1762.
2»« ^ul unserer Xsrte Kornmen cliese Oetsiis nur uncieullien ?,„m ^»sclrnclc.

«ir verweisen clüiier suf <Ien Oriüinslni«» !m LT^X^,
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Als ständige Einrichtung befand sich am Versammlungsort
eine Art Bühne für den Vorsitzenden und ein Gerüst mit Bänken
für die Landrichter. Von Zeit zu Zeit finden sich in den
Amtsrechnungen Unterhaltskosten hiefür. Wir erwähnen:

1669/70 «Wylen das alt von holtz geweste landtgricht ingefal¬
len, als hab ich uss höchster nothwendigkeit ein neüwes
von Mägenwyler gstein bedeckt machen lassen.»281

1729/30 «Dem Conrat Meyer von Windisch wegen gelieferten
steinen zum landgricht.»282

1751/52 «Abrahamb Füchslin, pulver-comis, zu Brugg für 6 Ib.
bley, so zur verküttung der steinen bym landtgricht
verbraucht worden.»283

Als Vorsitzender amtete der Hofmeister: «Mein wohl edler
junker hoffmeister als landtrichter fangt stehend also an: Diewylen
ich anstatt und in namen der hochgeachten herren schult-
heissen und rath lobi, statt Bern, als unser gnedigen, lieben herren
und oberen, über das blût richten wil, so frag ich euch .»284

Die Zahl der Landrichter — sie werden auch Geschworne oder
Gerichts8ässen genannt — läßt sich für den Beginn der vorliegenden

Epoche nicht feststellen. Noch 1514 war die Teilnahme der
Amtssässen an den Landgerichtsverhandlungen sehr groß (vergi,
o. S. 119). Später (wahrscheinlich schon bald nach dem Übergang
an Bern) wurde ein numerus clausus von 24 geschaffen. In den

Quellen tritt er uns erstmals 1669 im Prozeß gegen Spahr
entgegen.285 Die Landrichter stammten aus allen Gemeinden des

Amtes; es folgte dies aus einer erhaltenen namentlichen Aufführung

am Schluß eines datumlosen, ungefähr von 1670 stammenden
Bruchstückes eines Projektes zu einer Landgerichtsverhandlung.281'
Der Wohnort der Gerichtssässen ist zwar nicht angegeben, aber die
Namen sind diejenigen der alteingesessenen Bauerngeschlechter der
einzelnen Dörfer. Es ist hier noch auf eine Merkwürdigkeit hinzu-

231 STAA, Nr. 484.
2S2 STAA, Nr. 489.
283 STAA, Nr. 492.
2S4 Einleitung des «project Iandgrichtlicher procedur gegen Elsbeth Coprio

1670» im STAA, Nr. 680, Fase. «Landgerichtliche Procedur 1670».
285 STAA, Nr. 484 Amtsrechnung v. 1669/70: «an den gehaltenen 2

landtagen ist mit dreyen geistlichen herren, dem amtsundervogt, 24 landrichtern, weyb-
len und profusen nach hievoriger gewohnheit verbraucht worden an zehrung 148 111.

280 STAA, Nr. 680 Fase. «Landgerichtlicher Prozess 1670».
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ÄIs ständige OinrieKtung beksnd sieb gm Versammlungsort
eine Ärt LüKne kür rien Vorsitzenden und ein Oerüst mit LsvKen
kür die OandrieKter. Von 2eit nu ?eit kinden sieb in den Ämts-
recknungen OnterKsltsKosten Kiekür. Vir erwäknen:

1669/7» «Vvlen das alt von noil? geweste IsndtgrieKt ingeksl-
lev, sis KsK ick uss KöeKster notkwendigkeit ein neüwes
von IVlägenwzder gstein KedecKt mseken Isssen.»^^^

1729/30 «Dem tüonrst Never von VindiseK wegen gelieferten
steinen «um IsndgrieKt.

1751/52 «ÄKrsKsmK OüeKsliv, pulver-eomis, 2u Lrugg kür 6 IK.
Kiev, so «ur verküttung der steinen Kvm IsndtgrieKt
verkrsuckt worden.

ÄIs Vorsitzender smtete der Ookmeister: «Klein w«KI edler
junker Kokkmeister sls IsndtricKter ksngt stekend slso sn: Oiewylen
iek snststt und in nsmen der KocKgeseKtev Kerren sekult-
Keissen und rstk loKI. ststt Lern, sls unser gnedigen, lieke» Kerren
und oberen, über dss Klüt riekteu wil, so krsg iek eüek

Die ?sKI der OsndrieKter — sie werden suek OescKworne oder
OericKtssässen genannt — Isüt sieK kür den Leginn der vorliegen-
den LpoeKe niekt keststellen. IV«eK 1514 war die LeilnsKme der
Ämtsssssen sn den OsndgerieKtsverKsvdlungen sekr groö (vergl
o. 8.119). 8pster (wskrsekeinliek sekon Ksld nsck dem Okergsng
sn Lern) wurde ein numerus clausus von 24 gesekskken. In den

t)uel!en tritt er uus erstmals 1669 im LroneL gegen 8psKr ent-
gegen.266 Di« LsndrieKter stammten sus siien Oemeinden de»

Ämtes; es kolgte dies sus einer erksltenen nsmentlieken ÄukkllK

rung sm 8eKIul! eines dstumlosen, ungekskr von 1670 stammenden
LrueKstüeKes eines LrojeKtes ?u einer OsndgericKtsverKsndlung.^''
Oer VoKnort der OerieKtsssssen ist «wsr niekt sngegeken, sker di>'

iVamen sind diejenigen der alteingesessenen LauerngescKIeeKter der
einzelnen Oorker. Os ist Kier noek suk eine IVlerKwürdigKeit Kin?u-

2 " 81"^^, Nr. 484.
2»2 81^, Nr. 489.
2»» 81'^^, Nr. 492.

Einleitung lies «project IsndgricKtlicKer procedur gegen LIsbetK (^opri^
1679» ini 8T^>V, Nr. 639, ?sse. «LsndgericKtlieKe procedur 1679».

2«° 81"^, Nr. 484 ämtsrecknnng v. 1669/70: «sn den geksltenen 2 lsnd

tsgen ist rnit dreven geistlicnen Kerren, dem smtsundervogt, 24 IsndricKtern, wevk-
len und prokosen nsck Kievoriger gewoknkeit verkrsuckt worden sn sekrung 148 IK.

2»° 81^^, Nr. 639 ?ssc. «LsndgericKllicKer process I67g».
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weisen: Die Reihe in dem erwähnten Schriftstück wird angeführt
durch «hr. Stäbli» und «hr. Langhans». Schon das Prädikat «hr.»

(Herr) beweist, daß es sich nicht um Amtssässen handelt, diese werden

alle mit dem ausgeschriebenen Vornamen genannt. Stäbli und
Langhans sind vielmehr Bürger zu Brugg! Die Herbeiziehung von
Nichtamtsangehörigen an das Landgericht verwundert. Es handelt
sich allerdings um keine Neuerung der vorliegenden Periode; schon
1514 bei Zimmermann/Zulauf werden unter den aufgeführten
Geschwornen, «die harumb das rächt gesprochen», Cunrat Ragor,
Schultheiß, und Nikiaus Schmid von Brugg erwähnt. Es findet sich
aber dabei der Zusatz «als von minen gnädigen frowen darzü er-
betten». Der Grund ihrer Anwesenheit ist klar: Der Handel lag ziemlich

verwickelt, und das Urteil wurde ohne die geringste Einwirkung

Berns ausschließlich durch das Landgericht gefällt, daher war
die Herbeiziehung von zwei rechtskundigen Städtebürgern eine

Notwendigkeit. In der vorliegenden Epoche ist das anders,
insbesondere hat 1670 die Urteilsfällung durch den Landtag nur noch
symbolischen Charakter; für den endgültigen Spruch und die
Exekution war allein das von Bern übersandte Urteil maßgebend. Daß
dennoch weiterhin zwei Brugger Bürger anwesend waren, beweist,
wie zäh sich eine einmal eingebürgerte Institution zu erhalten
wußte. Im übrigen sind wir wenigstens über die Funktionen des

einen unterrichtet: 1662 war Joh. Spilmann, des Rats zu Brugg,
Fürsprecher des Angeklagten Heini Fricker. In gleicher Eigenschaft

amtete 1670 Hans Ulrich Stäblin für Elsbeth Coprio. Die

Vertretung des Beklagten wurde also einem der nicht aus dem

Eigenamte stammenden Landrichter übertragen.
Die Wahl der Landrichter erfolgte bis zu dessen Aufhebung

am Maitag. Nachher wurden sie durch den Hofmeister bestimmt.

Im Zusammenwirken mit dem Vorsitzenden kam ihnen die

Urteilsfällung zu. Eine gegenseitige Kompetenzabgrenzung stößt auch

jetzt noch auf Schwierigkeiten. Immerhin ersehen wir aus dem

«projekt landtgrichtlicher procedur» gegen E. Coprio (vergi.
Anmerkung 270), daß die Urteilsfindung aus einem Frag- und Antwortspiel

zwischen dem Vorsitzenden und den Gerichtssässen hervorging,

wobei jedoch der endgültige Spruch durch die Geschwornen

allein gefällt wurde:

«Darüber gehend beyd fürsprechen sambt ihren bysitzern ussert
dem herren landrichter (Vorsitzender) mit einanderen uss dem
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weisen: Die Deine in tieni erwähnten 8ehrikt«tUcK wird angeführt
durch «Hr. 8tähli» und «Hr. Dsnghsns ». Schon dss DrsdiKst «Hr.»

(Herr) beweist, d»ö es sieb niebt urn Ämtssässen bändelt, diese wer-
den slle rnit dern »usgesekriehenen Vornamen genannt. 8täbli und
Dangbsns sind vielmehr Dürger 2u Drugg! Die Derbeiniebung von
IXicKtsmtssngehörigen sn das DsndgericKt verwundert. Ds bändelt
sieb allerdings um Keine IVeuerung der vorliegenden Periode; schon
1514 bei Ämmermsnn/Aulsuf werden unter den aufgeführten Oe>

scbwornen, «die bsrumb dss rächt gesprochen», tüunrst Dsgor,
8ebultbeil!, und IXiKIaus 8ebmid von Drugg erwähnt. Ds findet sieb
aber dabei der Ausati! «als von minen gnädigen krowen darnü er-
betten ». Der Orund ikrer Anwesenheit ist Klar: Der Dande! lag 2,em-
lieb verwickelt, und das Drteil wurde obne die geringste Dinwir-
Kung Derns ausseblieülieb dureb das Dsndgericbt gefällt, daber war
die Derbeiniebnng von 2wei reebtskundigen 8tsdtebürgern eine

iVotwendigKeit. In der vorliegenden Dpocbe ist dss snder«, insbe-
sondere bst 1670 die Orteilsksllung dureb den Lsndtsg nur noeb
svmboliseben OKsrsKter; kür den endgültigen 8prucb und die Dxe-
Kution wsr sllein dss von Dern übersandte Drteil maßgebend. Dsö
dennoeb weiterbin 2wei Drugger Dürger anwesend wsren, beweist,
wie ?äb sieb eine einmal eingebürgerte Institution 2U erbalten
wuöte. Im übrigen sind wir wenigstens über die Funktionen de«

einen unterriebtet: 1662 war Job. 8pilmsnn, des Dsts 2u Drugg,
Dürspreeber des ÄngeKIsgten Deini LrieKer. In gleieber Digen-
sebskt smtete 1670 Dsns DIrieb 8täblin kür Dlsbetb tüoprio. Die

Vertretung des DeKIsgten wurde slso einem der niebt sn« dem

Digensmte stammenden Dandricbter Ubertragen.
Die VsKI der LsndricKter erfolgte bis 2N dessen ÄufKebung

sm IVlsitsg. IXsebber wurden sie dureb den Hofmeister bestimmt.

Im Zusammenwirken mit dem Vorsit2enden Kam ibnen die Dr-

teilskällnng 2U. Dine gegenseitige Xompeten2sbgren2ung stööt sueb

jet2t noek suf Schwierigkeiten. Immerhin erseben wir sus dem

«Projekt IsndtgricKtlicher procedur» gegen D. doprio (vergi. Än-

merkung 270), dsö die Drteilsfindung aus einem Drsg- und Antwort-
spiel 2wi«chen dem Vorsit2enden und den Oerientsssssen hervor-

ging, wobei jedoeb der endgUItige 8pruch durch die Oeschwornen

sllein gefällt wurde:

«DsrUber gebend bevd fUrsprechen ssmht ihren bvsit2ern ussert
dem Kerreu lsndricbter (Vorsit2ender) mit einsnderen uss dem
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ring und berahtend sich umb die urtheil. So sy wider hinein
komen und sich gesetzt, spricht Hans Rey (der Fürsprech des

namens Berns klagenden Untervogtes) : Herr der Landrichter,
ich hab der urtheil raht begehrt. Denselben hab ich gefunden,
die von wohrt zu wohrt schriftlich ufgesetzt worden. Begehren,
dass die urtheil abgelesen werde.»

Wenn auch im vorliegenden Falle diese umfangreichen Kompetenzen

der Gerichtssässen durch das bereits vorliegende Endurteil des

Rates Bern illusorisch gemacht wurden, so geht doch aus dem
geschilderten Verfahren hervor, daß zu den Zeiten, wo das

Landgericht noch eine selbständige Spruchgewalt hatte, die maßgebende
Befugnis in Bezug auf die Urteilsgestaltung bei den Landrichtern
lag, wobei allerdings der Hofmeister kraft seiner Stellung als

Vorgesetzter und prozeßleitender Beamter die Möglichkeit jederzeiti-
ger Einwirkung hatte, deren Ausmaß sich aber nur anhand von
konkreten Beispielen feststellen ließe.

2. Kapitel

Das Amtsgericht

§ 34. Jurisdiktionelle Kompetenzen des Amtsgerichtes
Das Amtsgericht war in der vorliegenden fast dreihundert Jahre

dauernden Epoche auf den verschiedensten Gebieten der
Rechtsprechung tätig. Als allgemein gültige Regel läßt sich nur eine ständige

Abnahme seiner Befugnisse feststellen. Im übrigen werden
wir am ehesten zu befriedigenden Resultaten gelangen, wenn wir
seine verschiedenen Funktionen einer gesonderten Betrachtung
unterziehen.

A. Strafsachen.

Wenn auch dem bernischen Strafrecht eine durchgehende
Kodifikation fehlt und es sich jedem Klassifizierungsversuch gegenüber

ablehnend verhielt, so tritt uns doch seine deutliche
Zweiteilung in das «Criminale oder Malefitzsachen», die peinliche
Bestrafung nachsichzogen, und in «Frefel», die durch Buße gesühnt
wurden, entgegen.

10 Werder, Eigenamt
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ring und bersktend sick umb die urtkeil. I« wider Kinein
Körnen und sieK geset2t, spriekt Dsns Rev (der BürsprecK des

namens Berns Klagenden Dntervogtes) : Herr der DsndricKter,
iek KsK der urtkeil rskt KegeKrt. Denselben KsK iek gesunden,
die von wokrt 2u wokrt sekriktliek ukgeset2t worden. BegeKren,
dsss die urtkeil skgelesen werde.»

Venn «uek irn vorliegenden Dslle diese umfsngreicken Kumpeten-
2en der OerieKtsssssen durek dss Kereits vorliegende Dndurteil de»

Rstes Dern illusorisek gernsekt wurden, so gekt doek sus dem ge

sekilderten VerkaKren Kervor, dsl! 2U den leiten, wo dss Dsnd

geriekt nocK eine selbständige öpruckgewatt Kstte, die msögebende
Befugnis in ö«2ug suf die Drteilsgestsitung bei den DsndrieKtern
lug, wobei allerdings der Hofmeister Kraft »einer ölelluug sls Vor-
gesetzter und pro2eöleiteuder Desmter die iVloglieKKeit jeder2«iti-
ger DinwirKung Kstte, deren Äusmsü sieK sker nur snksnd von
Konkreten Beispielen feststellen lieüe.

2. Kspitel

Das ^rnts^erickt

§ 34. ^uri»clllitiuaelle Koilipetennen cle» ^i»t»tzeric»te»
Dss ÄmtsgerieKt wsr in der vorliegenden fsst dreikundert IsKre

dauernden DpueKe suk den versekiedevsten OeKieten der Reckt-
«preekung tätig. Äls sllgemeiu gültige Regel läüt sieK nur eine stän-

dige ÄKnsKme seiner Befugnisse feststellen. Im ükrigen werden
wir sm «Kesten 2U befriedigenden Resultaten gelangen, wenn wir
«eine v«rs«biedenen Dunktinnen einer gesonderten DetrscKtung
unter2Ì«Ken.

^4. 8tra/«ac/ie«.

Venu su«K d«m Kernis«K«n ötrskreckt ein« durckgekeude
Kodifikation keKIt und es sieK jedem KlsssifÌ2ÌerungsversueK gegen-
üker skleknend verkielt, so tritt uns dock seine deutlicke Zwei-

teilung in dss «scriminale oder iVlsIefit2SscKen», die peinlieke De-

«trafung nseksiek2«gen, und in «Bretel», die «InreK Buöe gesüknt
wurden, eutgegen.
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/. Malefitzsachen:

Die Jurisdiktion in peinlichen Fällen — soweit sie im
deutschen Staatsgebiet dem Landesherrn und nicht den Twingherren
und Städten zustand — war Sache des Rates, der an diesem Recht
mit aller Zähigkeit festhielt und in zahlreichen Erlassen gegen
immer wieder vorkommende Eingriffe der Amtsleute vorging. Wir
erwähnen hievon nur:

1628 Reformationsmandat vom 27. Februar im Abschnitt «Der

amptlüten beruff in ihrem ampt, der disciplin und
Justitien»:287

«Item sich der abstrafung malefitzischer Sachen und die sich
denen verglichend, als marchsteynen verenderen, misszehnden
und derglychen wegen, überheben, sonders uns deren berichten.»

1666 2. Mai, Erläuterung zum Bußenmandat von 1654:288

«So hat es doch in berüertem mandat keinen anderen verstand
gehebt, dann daß solche malefitz und hoche buessen, weilen
solche der judicatur der ambtleüten nit underworffen, diss ohrts
aussgeschlossen und uns der oberkeit nach disposition der ge-
satzen und unseres täglichen rahtes jederweiliger erkantnuss
völlig und gentzlich vorbehalten sein söllind.»

1721 Bußenordnung (neugedruckt 1780) :289

«Belangend dann die malefitz- oder criminalbussen, so ist derent-
halb unser austruckliche will, meinung und bevelch, dass, weilen
das criminale allein der hohen oberkeitlichen judicatur anhängig

und underworffen, hiemit auch die darvon fallenden straffen
und bussen — sie werden durch unseren täglichen raht oder
anderer gestalten erkennt und angelegt — uns völlig und
einzig heimdienen, folglichen die amptleuth nichts daran für ihre
portion zu prätendieren haben sollen.»

Diese Sprache ist klar und eindeutig; die Amtleute blieben in Male-
fitzsachen auf die Untersuchung beschränkt, urteilsgestaltende
Funktionen kamen ihnen nicht zu. Damit keine Mißverständnisse
entstehen können, ist festzuhalten, daß wir hier nur vom untern
Teil des Criminale, d. h. von Verbrechen, die zwar peinlich aber
doch nicht mit dem Tode bestraft wurden, sprechen; von den

Blutgerichtsfällen war oben die Rede. Was für die Amtleute, gilt noch

287 Gedruckt bei Jacob Stuber Bern 1628, S. 90/91.
288 STAB Mandatenbuch Nr. 8, S. 328.
28» Hochobrigkeitliche Druckerey Bern 1780; VI S. 8.
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/. ^fa/e/ltzi«ac^en.'

Oie Jurisdiktion in peinlichen Bällen — soweit sie iin deut-
«eben 8ts«tsgebiet dem Bsndesberrn und niebt den Iwingherren
und 8tädten 2ustsnd — war 8s«Ke des Ostes, der sn diesem Beeilt
mit slier Zähigkeit festhielt und in 2shlreichen Brlsssen gegen
immer wieder vorkommende Bingriffe der Ämtsleute vorging. Vir
erwähnen hievon nur:

1628 Bekormstionsmsndst vom 27. BeKrusr im ÄKsclrnitt «Oer

smptlüten heruff in ihrem smpt, der disoiplin und justi-
tien»:^

«Item sich der skstrafung mslefit2ÌseKer «sehen und die sich
denen verglichen«!, sis marcbstevnen verenderen, missnebnden
und derglveben wegen, überhöhen, sonders uns deren heriehten.»

1666 2. iVlsi, Brläuterung «um öuöenmsndst von 1654:^
«8o bst es doch in berüertem mandat Keinen anderen verstand
gebebt, dann dsl! solche rnslekitü und hoche huessen, weilen
solche der judiestur der smbtlellten nit underworkken, diss «hrts
sussgeschlossen und uns der «KerKeit nsch disposition der ge-
satten und unseres täglichen rslites jederweiliger erksntnu««
völlig und gentnlieh vorbekslten sein söllind.»

1721 Luöenordnung (neugedruckt 1780):^«

«Belangend dann die malekit2- oder criminslbussen, so ist derent-
halb unser sustrueklicbe will, Meinung und heveleh, dsss, weilen
das criminale allein der hohen oherkeitlichen judicstur anhän-
gig und underworkken, hiemit such die dsrvon kallenden straffen
und Hussen — sie werden durch unseren täglichen rgbt oder
anderer gestalten erkennt und angelegt — uns. völlig und
einzig heimdienen, folglich«« die gmptleuth nichts daran kür ihre
Portion 2U prätendieren hahen sollen.»

Oiese 8prscKe ist Klar und eindeutig; die Ämtleute hlieben in lVlsle-

kit?sacben suk die Ontersucbung beschränkt, urteilsgestsltende
BunKtiunen Kamen ibnen niebt 2u. Oamit Keine IVliLverständniss«

entstehen Können, ist kest2ukslt«n, dal! wir hier nur vom untern
leil des (kriminale, d. h. von Verhrechen, die 2war peinlich »her
doeb niebt mit dem l'ode bestrskt wurden, sprecben; von den Blut-
gericbtskällen wsr oben die Bede. Vas kür die Ämtleute, gilt noeb

2»? OecirncKt bei 1sc«b 8luber Lern 1628, 8. 90/91.
k»» 81^S ^lsncistenbncb Nr. 3, 8. 323.

s»» ttockobriizkeitiicbe DrucKerev Lern 178«; VI 8.8.
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in vermehrterem Maße für die untersten Instanzen, die Amtsgerichte.

Merkwürdigerweise entsprechen nun unsere Quellen nicht
genau dieser theoretischen Regelung. Die Amtsgerichtsmanuale
überliefern uns Urteile in Malefitzsachen. Sie sind nicht besonders
zahlreich und beziehen sich durchwegs auf Diebstahls- und
Betrugsdelikte sowie auf Schmähung der Obrigkeit.

1. Diebstahl und Betrug.

a) Am 9. Nov. 1651 stellte der Profos im Namen des Hauses

Königsfelden an Heini Herzog von Birr «disere frog, namblichen
ob er anred und bekandtlich sein wolle, dass er us Moritz Häch-
lers haus etwas strouws hinweggetragen?» Herzog war nicht
geständig, worauf der Kläger am 26. Februar 1652 gegen ihn Kundschaft

vorlegte; doch vermochte er damit nicht durchzudringen.
Das Urteil lautete:290

«Diewyl es sich mit dergestalter kundschafft den antwortern
disers fräfels zebezüchen und uff ihne zuo bringen nit erfindt,
da so solle er hiemit der buss und straff erlediget.»

b) Am 18. Juni 1667 erging gegen Hans Urech Wuest, Bannwart

im Birrhard, nachstehendes Urteil:291

«Diewylen der antw. über geführte anklag bekantlich worden,
dass er underschidenlichen personen vil fuder holtz mehr
geben, als aber ihme befohlen gewesen als solle mh. hof-
meistern er banwart von solchen begangnen untreuw und fräflen
wegen in die buss zuo erkhent sein.»

c) Am 16. Juli 1668 wurde gegen Großweibel Bächli von
Brugg wie folgt verhandelt:292

«Herr hofmeister Hess an den antw. diese klag gelangen, ob der-
selb nicht anred und gestendig sein wolle, dass er vohr etwas
verwichnen tagen uff der zeig zu Husen von dem zehnden
siben khorngarben entwendet, solche zusamen an ein häufen
getragen und mit seinem gewohntem zeichen bezeichnet habe?»
«Diewylen der antworter der obgemelten klag durchaus bekhant-
lich sye, also solle mnh. clegern zuo handen ihr gn. der antworter
von synes grossen Verbrechens wegen mit leib und guth zuo er-
khenet sein.»

d) Am 16. September 1672 fällte das Gericht gegen den

290 STAA N. 684 und 685 unter den zit. Daten.
291 STAA Nr. 687, fol. 179a.

292 STAA Nr. 688 (nicht foliiert).
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in vermekrterem iVlsÜe kür ciie unterstell Instanten, die Ämtsge-
riekte. iVlerKwürdigerweise entspreeken nuu uusere t)uellen nickt
genau dieser tkeoretiscken Degelung. Die ÄmtsgericKtsmsnuale
überliekern uns Drteile iu IVlsIekit2sseKen. 8ie sind niekt besonders
2gKIreieK und belieben sieb durekwegs suk DieKstaKIs- und De-

trugsdelilcte sowie suk LcKmäKung der Obrigkeit.

7. OttzöstaK/ un</ öerrui?.

a) Ärn 9. iXov. 1651 stellte der Drokos irn IXsrnen des Dsuses

Dönigskelden sn Deini Der2og von Dirr «disere krog, nsmblieken
ob er snred und KeKandtlieK sein wolle, dsss er us IVlorit« DscK-
lers Ksus etwas strouws Kinweggetragen?» Der2«g wsr niebt ge-
ständig, worsuk der Kläger srn 26. Debrusr 1652 gegen ibn Kund-
sebskt vorlegte; doek verrnoebte er dsrnit niebt dureN2udringen.
Dss Drteil lautete:^»

«Diewvl es sieb mit dergestslter KundscKskkt den sntwortern
disers krskels 2eKe2ÜcKen und uff ikne 2uo bringen nit erkindt,
da so solle er Kiemit der Kuss und strskk erlediget.»

Ärn 13. Juni 1667 erging gegen Dsns Dreck Vuest, Dsnn-
wsrt im DirrKsrd, nsekstekendes Drteil:^

«Diewvlen der sntw. üker gekükrte snKIsg KeKantlicK worden,
dsss er undersekidenlieken Personen vil kuder Kolt2 mekr
geben, sls sber ikme KekoKIen gewesen als solle mk. Kok-
meistern er Ksnwsrt von solcken Kegsngnen untreuw und krsklen
wegen in die Kuss 2uo erKKent sein.»

c) Äm 16. Juli 1663 wurde gegeu DroLweibel DseKIi von
Drugg wie kolgt verbsndelt:^

«Derr Kokmeister liess sn den sntw. diese Klsg gelangen, ob der-
selb niebt snred und gestendig sein wolle, dsss er vobr etwss
verwiebnen tsgen ukk der neig 2n Düsen von dem 2ebnden
siben KKorngsrKen entwendet, solebe 2ussmen an ein bauken
getragen und mit seinem gewobntem 2«ieben KeneicKnet Ksbe?»
«Diewvlen der sntworter der obgemelten KIsg durekaus KeKKsnt-
lick sve, also solle mnb. elegern 2uo Ksnden ikr gn. der sntworter
von svnes grossen verkreekens wegen mit leik und gutk 2uo er-
KKenet sein.»

eê) ^m 16. September 1672 ksllte das OericKt gegen den

SS« 81^^, N. 634 unci 635 unter clen sit, Osten.
ü°l 81^ Nr. 637, KI. 179s.

2»2 81"^ Nr. 633 (nickt loliiert).
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Lehenmüller Abegg von Mülligen, weil er bei acht Viertel Mehl
aus dem ihm vom Hofmeister zum Mahlen übergebenen Korn für
sich zurückbehalten hatte, nachstehenden Spruch:293

«Dieweilen der antworter Abegg der an ihne gelangten klag
durchaus anred und bekantlich worden, als solle derselb meinen!
hochgeehrten junker hofmeister umb das entwehnte mahl genügsame

ersatzung zethun schuldig, ihme wegen des damit begangnen

fräffels zu hochgenambt mhg. und oberen handen in die buss
zuerkent und umb die ergangne kosten verfeit sein.»

e) Am 18. Oktober 1683 verurteilte das Gericht Hans Schny-
der aus Birrhard:294

«dass der antworter mh. hofmeistern zu ihr gn. banden wegen
bekhanten fräffels, so er mit faltsch zehnden begangen, zuer-

khent sein solle.»

Weiteres findet sich in den Gerichtsmanualen nicht vor. Es bleibt
uns eine kurze Würdigung obigen Materials: Der Wert der gestohlenen

Sache ist durchwegs klein, teilweise sogar äußerst gering.
Man könnte daher versucht sein, diese Verbrechen nicht als male-
fitzisch sondern als Frevel, mit welchem Ausdruck die Mehrzahl
der Fälle entweder im Tatbestand oder im Urteil umschrieben
ist,295 zu bezeichnen. Eine solche Zweiteilung des Diebstahlsbegriffes

vertritt Mutach. Er zählt den kleinen Diebstahl zu den delicto

privata, d. h. zu den Freveln, und den großen zu den delieta

publica, also zum Criminale, wobei als Kriterium die aus der Carolina

übernommene 5-GuIden-Wertgrenze dient.299 Diese Unterscheidung

kann aber für uns nicht wegleitend sein, weil Mutach das

eigene Recht überall dort, wo eine schriftliche Fixierung desselben

fehlt, verläßt und seinen Ausführungen die CCC zu Grunde legt.20.

Da ein nachdrücklicher Einfluß der Carolina auf das bernische
Recht verneint werden muß,298 so ist die von Mutach dem Reichs-

293 STAA Nr. 688.

2»4 STAA Nr. 689 (nicht foliiert).
295 Der Terminologie dürfen wir keine zu große Bedeutung zumessen. Mit

«frävel» werden in unsern Quellen nicht nur die durch Buße gesühnten Vergehen,
sondern sehr oft auch die peinlicher Bestrafung unterliegenden Missetaten
bezeichnet.

29» Mutach, substantzlicher Underricht, S. 134/135.
297 Man vergi, den ausführlichen Titel seines Werkes im Literaturverzeichnis

und Alb. Meier, Geltung der CCC im Gebiete der Schweiz. S. 201 ff.
298 Alb. Meier S. 198 ff.
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LeKenmüller Äbegg von Nülligen, weil er Kei sein Viertel Nelli
sus liem ibm vom Hofmeister 211m Nsblen Ubergebenen Korn für
sieli 2urücKbebslten bstte, nsebstebenden öprueb:^

«Oieweilen der sntworter Äbegg der sn iline gelangten KIsg
durcbsus snred und beksntlieb worden, sls solle derselb meinen,
boebgeebrten junker nokmeister umb dss entwellnte msbl genug-
ssme ersst2ung 2etbun scbuldig, ilime wegen des dsmit begsng-
nen krskkels 2u bocbgensmbt mbg. und oberen lisnden in die bus«
2uerKent und umb die ergsngne Kosten verkeil sein.»

Äm 18. Oktober 1683 verurleilte dss Oericbt Osns 8ebnv>

der sus Lirrbsrd:^
«dsss der sntworter mb. bokmeistern 2u ibr gn. lisnden wegen
bekbsnten krskkels, so er mit ksltseb 2ebnden begangen, 2uer-

Klient sein solle »

weiteres kindet sieb in den Oeriebtsmsnuslen niebt vor. Ls bleibt
uns eine Kur?« Würdigung obigen Nsterisls: Oer Vert der gestub-
lenen Lscbe ist durcbwegs Klein, teilweise sogsr suljerst gering.
Nsn Könnte dsber versucbt sein, diese Verbreeben niebt sls nisle-
kitsiscb sondern sls Lrevel, mit welcbem ÄusdrueK die Nebr2sKI
der Lslle entweder im Lstbestsud oder im Orteil umscbrieben
ist,2^^ 2u be^eicbnen. Line solebe Zweiteilung des OiebstsblsbegriL
kes vertritt Nutseb. Lr 2sblt den Kleinen OiebstsKI 2U den a'cz/ickn

privata, d. K. «u den Lreveln, und den groÜen 2u de» c/e/tck«

vuö/ica, slso 2um driminsle, wobei sls Kriterium die sus der (!sr«>

lins übernommene 5 Oulden-Vertgren2e dient.Di«»« Onterscbei-

dung Ksnn sber kür uns niebt wegleitend sein, weil Nutseb ds»

eigene KeeKt überall dort, wo eine scbriktlicbe Lixierung desselben

keblt, verlsLt und seinen Äuskübruugen die <ÜOO 2u Orunde legt.^^'
Os ein nsebdrüeklieber Linkluö der dsrolins suk dss bernisebe
Keebt verneint werden muö,^ i«i die von Nntseb dem Oeiebs-

8T^^V Nr. 688.

8T^ Nr. 689 lnicbt loliiert).
2»s Oer Terminologie cliirken vir Keine su grolle Lecieutung suinessen. >lir

«lrüvel» «erclen in unsern Quellen nie!» nur ciie clurcb öuüe gesiibnten Vergeben,
»onclern sekr olt sucb clie peinlieber öestrskung unterliegenclen .Vlissetstei, be-

seicbnet,
2»° Nutscb, substsntslicber Llnclerricbt, 8. 134/135.

Nsn vergi, clen susliibrlicben Titel seines Verlces iin I_,iterslurverseicl,nis

»nci ^IK. Neier, (Geltung cler tltlt'! in, Oebiete cler 8cb«eis. 8, 2dl il,
.^IK. Nei, r 8.193 tl.
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recht entnommene Einreihung des kleinen Diebstahls unter die
Frevel ebenfalls abzulehnen. Eine Unterscheidung in kleinen und

großen Diebstahl ist allerdings nicht zu leugnen, aber auch der
erstere wird peinlich bestraft. Es ist dies die Ansicht der herrschenden

Lehre,299 die auch in unserem Quellenmaterial ihre Bestätigung

findet. So stießen wir auf zahlreiche kleinere Diebstähle, die
mit Gefängnis, Prügel- oder Prangerstrafe gesühnt wurden.

Außer den angeführten Fällen a) bis e) sind uns noch eine
Anzahl weiterer geringer Diebstähle, die nicht mit dem Tode
bestraft wurden, überliefert. Sie beschäftigten das Amtsgericht nicht,
sondern entsprechend dem ordentlichen Verfahren in Criminal-
sachen schickte der Hofmeister nach durchgeführter Untersuchung
seinen Bericht an den Rat, der dann das Urteil fällte. Schon 1645
wurde gegen Petermann Schmidt von Lupfig wegen wiederholten
Einbrüchen in einen Speicher nach dieser Methode verfahren.300

Der Rat verurteilte ihn zum Schallenwerk. Irgendwelche
grundlegende Verschiedenheiten von den Fällen a) bis e) lassen sich
nicht feststellen. Wir haben also Mitte 17. Jahrhundert den
merkwürdigen Zustand, daß ganz gleichartige Delikte von verschiedenen
Instanzen beurteilt wurden. Selbstverständlich ist dies nicht als

Dauer-, sondern als Übergangsverhältnis anzusprechen. Leider
scheitert eine nähere Abklärung hierüber an einem doppelten
Mangel der Quellen. Einerseits beginnen die Amtsgerichtsmanuale
erst 1649 und anderseits ist die ein- und ausgehende Korrespondenz

der Vogtei Königsfelden in Bezug auf die Strafsachen zum
großen Teil verloren. Wohl haben wir, wenn eine Angelegenheit
den Rat beschäftigte, die entsprechenden Einträge in den Manualen;

diese Quelle erweist sich jedoch wegen des Fehlens näherer
Angaben (vor allem Daten und Namen) als unbenutzbar. Somit
kennen wir nur den großen Gang der Entwicklung: Von der
anläßlich der Säkularisation des Klosters geschaffenen Jurisdiktions-
gewalt des Rates in allen peinlichen Sachen bestand eine Exemtion
für kleine Diebstahlsdelikte zu Gunsten des Amtsgerichtes. Im
Laufe der Zeit büßte dieses immer mehr von seinen Kompetenzen
ein bis zu deren vollständigen Verlust. Der Vorgang vollzog sich

allmählich; das Übergangsstadium ergibt sich aus den angeführten

2»» Alb. Meier S.79; Osenbrüggen S.308; R. His II S. 189 f.
3»o Kgsf. Turmbuch, STAA Nr. 660.
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reckt entnommene LinreiKung lies Kleinen DiebstsKIs unter o!ie

Lrevel ekenkslls sk«nleknen. Line DnterscKeiduug in Kleinen unci

groöen DieKstsKI ist allerdings niekt «u leugnen, sker suek der
erstere wird peinliek Kestrakt. Ls ist dies die ÄnsicKt der KerrscKeu-
den LeKre,^^ die »uek iu unserem t)uellenmsterisl ikre Destäti-

gung findet. 80 stieöen wir suk «sklreicke Kleinere Diebstähle, die
mit Oekängnis, Lrügel- «der Lrangerstrske gesüknt wurden.

Äuöer den sngekükrten Lällen a) bis e) sind uns noek eine
Än«sKI weiterer geringer Diebstäble, die niebt mit dem Lode be-

strskt wurden, iiberliekert. 8ie Kescbäktigten dss ÄmtsgericKt niebt.
sondern entspreckend dem ordentlieben Verksbren in türiminsl-
»scben scbickte der Dokmeister nseb durebgekübrter Dntersucbung
seineu Deriebt sn den Dst, der dsnn dss Drteil källte. 8ebon 1645
wurde gegen Letermsnn 8ebmidt von Lupkig wegen wiederbulten
Linbrüeben in einen 8peicKer nseb dieser iVletbode verksbren.^"'
Der Dst verurteilte ibn «um 8ebs!lenwerK. Irgendwelche grund-
legende Versebiedenbeiten von den Lällen a) bis Isssen sieb

niebt feststellen. Vir KsKen sls« Nitte 17. IsKrKundert den merk-
würdigen Zustsud, dsÜ gsn« gleicksrtige Delikte von versekiedenen
Instanten Keurteilt wurden. 8elbstverständlieK ist dies nickt sls

Dsuer-, sondern »ls DbergsngsverKältnis sn«nsprecken. Leider
sckeitert eine näkere ÄKKIärung KierüKer sn einem doppelten
Nsngel der t)uelleu. Linerseits Keginnen die ÄmtsgericKtsmsnusle
erst 1649 und anderseits ist die ein- und susgekende Xorrespon-
den« der Vogtei Dönigskelden in Desug suf die 8trsksscKen «um
groLen Lei! verloren. VoKI Kaken wir, wenn eine ÄngelegenKeit
den Dst KescKäktigte, die entspreekenden Linträge in den Nanus-
leu; diese Quelle erweist sieK jedoek wegen des LeKIens näberer
ÄngsKen (vor allem Daten und IVsmen) «ls unbenütuksr. 8omit
Kennen wir nur den groüen Dang der LntwieKlung: Von der sn-
läLIicK der 8sKulsrisstion des Xlosters gesekskkenen Jurisdiktion«
gewslt des Dstes in siien peinlieken 8seKen bestsnd eine Lxemtion
kür Kleine DiebstsKIsdeliKte «u (Gunsten des ÄmtsgerieKtes. Im
Lsuke der Zeit Küüte dieses immer mekr von seinen Kompetenzen
ein Kis «u deren vollständigen Verlust. Der Vorgang vollzog sieK

sllmäkliek; dss DKergsngsstsdium ergibt sieK »us den sngekükrten

«» älb. Ivleier 8.79; OsenKruegen 8.308; lì. His II 8.1891.
»m> Xesk.'I'urmbucK, 81^ IVr.660.
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Beispielen selbst. So fällte das Amtsgericht im Verfahren gegen
Herzog (a) noch das endgültige Urteil, während es sich in den

übrigen Fällen mit einer Zuerkennung an den Hofmeister zur
Bußausfällung oder einer Zusprechung mit Leib und Gut an den Rat

begnügte. Das Amtsgericht entschied jetzt nur noch über Schuld
oder Nichtschuld; die Strafzumessung lag bei andern Instanzen.
Der Kläger erhielt zu deren Wegweisung in einer besonderen
Urkunde eine Abschrift des im Manual eingetragenen Spruches.

2. Schmähung der Obrigkeit.
a) Am 16. Dezember 1666 wurde Jogli Bumann von Mülligen

vom Hofmeister beschuldigt, daß er «verschiner tagen bey ihrer
versamleten gmeindt den jehnigen befelchzedel, so mh. hofm. dahin

gesant, als solcher ime als dorffmeyer nach beschechner ablesung
wider ingehendiget worden, von sich uff den boden geworffen und

gesagt habe, was ihm diser zedel gheye». Der Angeklagte war
geständig und wurde wie folgt verurteilt:301

«Es solle der andtw. umb seines debiti und mishandlung
willen mngh. und oberen, wider ihne nach seinem verdienen
und dero erkantnus zu verfahren, zuerkent sein.»

b) Am 28. Februar 1667 klagte im Anschluß an einen Ehrvcr-
letzungsprozeß zwischen Heini Fricker und Caspar Hung der Pro-
fos gegen Hung, weil dieser den 1662 durch das Landgericht vom
Todschlage freigesprochenen Fricker (vergi. § 32 II, Ziff. 6) einen
Mörder gescholten hatte. Das Urteil lautete:302

«alss solle er Hung von solchen ehr, leib und leben ansächen-
den Worten und unverscheüchten wiederäfrung der durch die
formalische landgrichtliche procedur und darüber erfolgten
hochoberkeitlichen bestatigung wohl hingelegter sach wegen ime
agenten innamen wohlehrengemelds synes hrn. principalen zuo
mgh handen mit leib und guth zuoerkhent sein.»

c) Am 4. August 1685 erging gegen Joggli Meyer von Lupfig,
weil er gesagt hatte, «er fragte nichts darnach, wann er schon ein
bessere oberkheit bekomen könnte», nachstehender Spruch:303

«Diewylen der antworter oberzelten ausgegossner worten wegen
in allweg bekhantlich, als solle derselbe mnghrren mit lyb und
guth zuerkhennet sein.»

soi STAA Nr. 687 fol. 142 b/143.
302 STAA Nr. 687 fol. 165.

303 STAA Nr. 689 (nicht paginiert).
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Beispielen seIKst. 8« lallte clss ÄmtsgerieKt iin VerksKren gegen
Herzog (s) noek clss endgültige Urteil, wäkrend es sieli in clen

übrigen Bällen mit einer ZuerKennung sn clen Hofmeister «ur BuÜ-

suskäliung ocler einer ZuspreeKung mit Beil, uncl Out sn clen Bst
Kegnügte. Dss ÄmtsgerieKt entsekied zet«t nur nocli über 8cnulci
ocler iXieKtseKuld; clie 8trsk«umessung lag bei sndern Instanten,
Der Xläger erbielt «u cleren Vegweisung in einer besoncleren Or-
Kunde eine ÄkseKrikt cles im iVlanusI eingetragenen 8prueKes.

2. 8c/lmä/lunS eker Obrigkeit.
a) Äm 16. Oe«ember 1666 wurcle logli Lumsnn von IVlulligen

vom Ookmeister besebuldigt, dsl! er «verscbiner tagen bv^ ibrer
versandeten gmeindt clen jebnigen bekeleb«edel, so mb. bokm. dskin
gesant, als soleber ime sis dorkkmever nseb besekeebner sblesung
willer ingebencliget worcien, von sieb ukk clen Koden geworkken unci

gesagt Ksbe, wss ibm diser «edel gbeve». Oer Angeklagte war ge-

stänclig unci wurcle wie koigt verurteilte"^
«Bs solle cler sncltw. umb seines. debiti uncl misbsncllung
willen mngb. uncl oberen, wicler ibne nseb seinem verdienen
und der« erksntnus «n verksbren, «uerkent sein.»

Äm 28. Bebrusr 1667 Klagte im Änscblul! sn einen Bbrver-
Iet«ungspr««ei! «wisebe» Oeini BricKer und Osspsr Oung der Bro-
k«s gegen Oung, weii dieser den 1662 dureb dss BsndgericKt v»m
LodseKIsge kreigesproebenen BrieKer (vergi. § 32 II, Zikk. 6) einen
iVlörder geseboiten Kstte. Oss Orteil Isutete:^^

«slss solle er Oung von solcken ekr, leik und leken snsäcken-
den Worten und unversekellekten wiederäkrung der durck die
kormsliseke IsndgrieKtlieKe proeedur und darüber erkolgten
KoeKoKerKeitlieKen Keststigung w«KI Kingelegter saek wegen ime
«genten innsmen woklekrengemelds svnes Krn. principslen «uo
mgk Ksnden mit leib und gutb «uoerKKent sein. »

Äm 4. Äugust 1685 erging gegen Joggli IVlever von Oupkig,
weil er gesagt batte, «er kragte niebts darnaeb, wann er scbon ein
bessere «KerKKeit KeKomen Könnte», naekstekender 8prucK:^

«Oiewvlen der sntworter oker«elten susgegossner worten wegen
in sllweg KeKKsntlieK, sls solle derselbe mngbrren mit I^K nnd
gntk «uerKKennet sein.»

â°> LI^^, Nr. 637 loi. 142 b/143.

8?^X Nr. 637 koi. 165.

»«» 3T^ Nr. 689 (nickr psginiert).
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d) Am 14. Januar 1715 beschuldigte der Hofmeister den Wirt
Salomon Schintz, «vor ettlichen tagen im fahr Windisch geredt ze

haben wort, die da wüst, unehrerbietig und despectierlich sowohl

gegen seinen gesetzten ambtsmann und mngh teütsch seckelmeister
und vennerey als gegen megh. schultheiss und rähten zu Bärn.»
Das Gericht verurteilte zwei Tage später den nicht mehr erschienenen

Angeklagten:304

«alss solle er contumaciert, mngh. desswegen auf ihne geklagter
worten halber und ehrengemeltem h. klegeren wegen ungehorsame

und meyneyds laut angezogner gschrifften mit leib und
gelth zuerkennt sein, so dass er auf betretten in hiesigem ambt
ihne vest zesetzen und zuenthalten so lang, bis hochgesagt megh.
darüber erkennt haben und wohlgemeltem her klegeren umb die
geklagten wort sambt allen diss ohrts aufgeloffnen cösten und
versaumnuss völlige satisfaction geschehen sein werde.»

Die peinliche Bestrafung der Beschimpfung der Obrigkeit
steht außer Zweifel; sie findet ihren Ausdruck auch in der

Zusprechung mit «leib und guth». Diese Formel darf jedoch nicht mit
der Lebensabsprechung identifiziert werden, sie bedeutet nur, daß

die Strafzumessung innerhalb dieses weiten Rahmens dem Rate
überlassen war. Das Amtsgericht sprach auch hier — wie bei den

Diebstahlsfällen ¦— nur über die Schuldfrage ab, die Strafzumessung

lag bei der Obrigkeit. Von deren Endurteilen ließ sich nur
dasjenigen gegen Schintz auffinden:305

«dass er Schintz drunden vor gricht citiert, ihme disere unsere
erkandtnuss vorgelesen, nachwerts bey beschlossener thür zur
Verzeihung pitt, folglich mit 24 stündiger gefangenschafft
abgestrafft werden und alle kosten tragen solle.»

Für die Folgezeit ist uns von einer Rechtsprechung des

Amtsgerichtes in dem hier behandelten Umfange nichts bekannt. Weiter
vorkommende Fälle von Schmähung der Obrigkeit wurden aus-

301 STAA Nr. 691 a fol. 101 a und 102 a.
305 STAB RM Nr. 64, S. 120 v. 9. III. — Bern ließ ziemliche Milde walten.

In der Folge wurde Schintz auf eine eingereichte Supplikation hin auch noch die

Gefangenschaft mit nachstehender Begründung erlassen:
«Ueber das demütige anhalten des fahrwirten Sal. Schintzen habend ihr gn.

— weil er sich im letzten krig gut gehalten und er darüber ein Zeugnis der damaligen

kriegsräte vorlegt — ohngeacht er solches gar wohl verdienet hätte, ihme mit
der jüngstens erkendten gefangenschafft straff verschonen wollen.» (STAB RM
Nr. 64, S. 146 v. 15. III.) Am 26. März leistete der Verurteilte die verlangte
Abbitte gemäß des revidierten Spruches.
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Äm 14. Januar 1715 besebuldigte der Hofmeister clen Virt
8alomou 8ebint2, «vor ettlicben tagen im fsbr VindiseK geredt 2«

KsKen wort, oüe wüst, unekrerkietig und despeetierliek sowoKI

gegen seinen gesetzten smbtsmann und mngb teütsck seckelmeister
und vennerev als gegen megb. sckultkeiss und räkten 2u Därn.»
Dss OericKt verurteilte 2wei Lage später den nickt mekr ersckiene-

nen ÄngeKIsgten:^^
«slss solle er eontumseiert, mngk. desswegen suf ibne geklagter
worten KsIKer und ekrengemeltem K. Klegeren wegen ungekor-
ssme und mevnevds Isut sng«2ogner gsckrifften mit leib und
geltb 2uerKennt sein, so dsss er suk betretten in bissigem smbt
ibne vest 2eset2en und 2uentbsltev so lsng, bis bocbgessgt megb.
darüber erkennt bsben und woKIgemeltem ber Klegeren umb die
geklagten wort ssmbt siien diss «brts sufgeloffnen eösten und
verssumnuss völlige satisfaction gesebeben sein werde.»

Die peinliebe Bestrafung der DescKimpkung der Obrigkeit
stebt suöer Zweifel; sie findet ibren ÄusdrucK aueb in der Zu-

spreebung mit «leib und gutk». Diese Dormel dsrf jedoek nickt mit
der Debenssbsprecbung identifÌ2Ìert werden, sie bedeutet nur, dsö

die Strafzumessung innerkslb dieses weiten Dsbmens dem Date
überlassen wsr. Dss ÄmtsgericKt sprsck suck Kier — wie Kei den

DiebstsKIsksIIen — nur üker die 8cKuldfrsge sk, die 8trgf2umes-

suug Isg bei der Obrigkeit. Von deren Dndurteilen lieü sieb nur
dasjenige« gegen 8eKint2 auffinden

«dsss er 8cKint2 drunden vor griekt eitiert, ikme disere unsere
erksndtnuss vorgelesen, nsckwerts Kev KescKIossener tkür 2ur
ver2eikung pitt, kolgliek mit 24 stündiger geksngensckskkt
akgestrafft werden und alle Kosten tragen solle.»

Dur die D«Ige2eit ist uns von einer DecKtspreeKung des Ämts-
geriektes in dem Kier KeKsndelten Dmksnge niekts bekannt. Veiter
vorkommende Bälle von 8eKmsKung der Obrigkeit wurden aus-

so« 8T^^ Nr. 691 s loi. 101 s una 102 s.
so« ST^S UN Nr. 64, 8.120 v. 9. III. — Sern lielZ -iernlicke lVliI6e wslten.

In cler kolge wurcle Lcnints sul eine eingereickte 8uppIiKslion Kin suck nock clie

LeksngenscKskt mil nscksteken6er Legrllnclung erlassen:
«lieber clss 6emütige snkslten cles lskrwirten 8sl. 8eKint?en Ksbenci ikr gn.

— «eil er sieK iin letzten Icrig sut gekslten uncl er clsrüber ein Zeugnis cler 6sms-

ligen Icriegsrste vorlest — okngesckt er solvkes gsr v/oKI verclienet Kstte, ikine mit
cler jüngstens erkenclten geksngensckskkt strskk versokonen wollen.» (8T^ö UN
Nr. 64, 8.146 v. 15. III.) ^rn 26. Nsrs leistete 6er Verurteilte 6ie verlsngte ^K-
bitte gemsü cles reviclierten 8pruoKes.
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schließlich durch den Rat abgeurteilt. Es entspricht dies durchaus
der zentralisierenden Tendenz der bernischen Staatsverwaltung.

Abschließend ist festzustellen, daß in dem anhand der
Manuale überprüfbaren Zeitraum von 1649—1798 die Tätigkeit unserer

Institution in peinlichen Sachen nicht sehr bedeutend war.
Zudem waren ihre Sprüche mehrheitlich keine Endurteile, da die
Strafzumessung durch Bern erfolgte. Die hier behandelte Funktion
ist ein Überrest aus der Zeit, wo das Amtsgericht auch in Malefitzsachen

ordentliche Instanz war.

//. Frct'el:

«Fräfel» ist im bernischen Recht die Bezeichnung für die mit
Buße gesühnten Vergehen. Ihre Zahl ist naturgemäß sehr groß:
denn alle strafbaren Handlungen, die nach Altherkommen und
Übung nicht peinliche Bestrafung nach sich zogen, sind unter diesen

Begriff zu subsumieren. Die Verschiedenartigkeit der
möglichen Tatbestände ist so groß, daß es sich erübrigt, eine Systematik

geben zu wollen. Eine solche erscheint uns auch gar nicht
notwendig, denn die uns hier allein interessierende verfahrensrechtliche

Erledigung war bei allen Freveln die gleiche, ausgenommen
bei Ehrverletzungen, tlie wir in der Folge gesondert betrachten
werden. Im Gegensatz zu den Malefitzsachen sind wir über die
materiellrechtliche Normierung, insbesondere über die
Strafandrohung, besser unterrichtet. Die Gerichtssatzungen und eine
Großzahl von Mandaten bestimmen die Höhe der auf den verschiedenen

Freveln stehenden Bußen. Vollständigkeit in dieser
Hinsicht ist jedoch schon aus der Natur der Sache ausgeschlossen.
Diese Feststellung ist insofern von Bedeutung, als für Vergehen,
deren Strafe durch keine Bestimmung festgelegt war, ganz oder
teilweise (je nach der Zeitepoche) nicht das ordentliche, unten zu
erörternde Verfahren Platz griff, sondern der Rat den Spruch auf
Grund einer Berichterstattung des Hofmeisters fällte.30"

•loo Bußenmandat v. 2. III. 1654: «Wan sich dan solche fähler und Sachen zuo-

trûgen, darum!) kein heiters gesatz und bestimbte straff vorhanden wäre, wellend

wir unseren ambtleüthen nach eigenem belieben und gutdunken in sölicher abstraf-

fung zehandlen, gentzlich verbotten und vorbehalten haben, die sach mit ihren umh-

ständen an unsseren täglichen raht langen zelassen und dessen befelch darüber

zeerwarten.» (STAA Nr. 454, Kgsf. Mandatenbuch I, fol. 263b).

Gerichtsordnung von 1711: «In wichtigen fahlen dann, so nicht durch da?
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»eKIieÜIicK durck den Bat skgeurteilt. Ls entspriekt «lies dureilsu»
«er sentrslisierenden Lenden? der KerniscKen ötsstsverwsltung.

ÄKseKIieüend ist kestsustellen, dsÜ in dern snksnd der iVIs

nusle UKerprükKaren Zeitraum von 1649—1798 die LätigKeit unse
rer Institution in peinlicken Lacken nient senr bedeutend war. Zu
dem vsren ibre öprücke mebrbeitücb Iceine Lndurteile, ds die
8trsk«umessung dureb Lern erfolgte. Die Kier bebsndelte LunKtion
ist ein Okerrest sus der Zeit, wo dss ^mtsgerickt suek in iVlsIekit«-
»seken ordentlieke Instanz- wsr.

//. / r«7 «/.

«Lrökel» ist im berniscben Reekt die Le?eicKnung für die mi!
öuöe gesüknten VergeKen. IKre ZsKI ist naturgemäß sekr groö:
denn slle strskksren Handlungen, die nsck ÄltKerKommen uncl

Okung niekt peinlicke Bestrafung naek sieK ?ogen, sind unter die-
»en Begriff ?u suksumieren. Die VerscKiedenartigKeit der mög-
licken LstKestände ist so gr«8, daö es sieK erübrigt, eine övstems-
til< geben ?u wollen. Bine solcke ersekeint uns suek gsr nickt not-
wendig, denn die uns Kier allein interessierende verfakrensreckt-
licke Brledigung wsr Kei siien Breveln die gieieke, ausgenommen
Kei LKrverIet?ungen, «lie wir in der Bolge gesondert KetraeKten
werden. Im Oegensst? «u den iVI»Iekit?isseKen sind wir üker die
materiellrecktlicke IVormierung, inskesondere über die ötrsk-

sndrobung. Kesser unterricktet. Die OericKtssatxungen und eine
OroLsiaKI von IVlgnllslen bestimmen die Höbe der auf den versckic-
,Ienen Breveln »tekenden LuLen. Vollständigkeit in dieser Hin-
»iekt ist jedoeb sckon aus der IVstur der 8scKe susgescblosseu.
Oiese Beststellung ist insofern von Bedeutung, als für Vergeben,
deren ötruke durek Keine Bestimmung festgelegt wsr, gsn? oder
teilweise (je nsck der ZeitepocKe) nickt das ordentlicke, unten 2U

erörternde Verfsbren Bist? griff, sondern der Bat den 8prucK suf
Orund einer BericKterststtung des Ookmeister» lallte.^"

«os IZuljenmsnclst V. 2. Iii. I654i «Vsn sicli <isn soleke kskler unci sscken ?.uo

trügen, 6srümb Kein Kelters gesslü unci Kestimbte strskk vorksnclen wäre, weilen,!

wir unseren smbtleiitben nsck eigenem belieben unci gutclunkcn in solicker sbstrsk

kung ^eksncllen, gent^lick verbotten unci vorbebslten Ksben, clie ssck mit ikren uml>-

stsnclen sn unsseren tsglieken rskt Isngen ^elsssen »nä clessen KekelcK 6srii>>er

?,eerwsrten.» (81'^ Nr. 454, Kgsk. NsnclstenbucK I, k«I. 26ZK).

t?ericl,lsnro!n»ng von I7II: «In wicbtigen ssblen <Isnn. so nickt nurcb <>»?
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7. Die Frevel im allgemeinen.

Die Strafverfolgung in Frevelsachen, sofern nicht Privatklagc
vorlag, war Sache des Amtmannes; als Vertreter der Obrigkeit
ist er der Verwalter der niederen Gerichtsbarkeit. Über die Fixierung

der diesbezüglichen Pflichten zitieren wir:

a) Reformationsmandat von 1628 im Abschnitt «Der ampt-
lüthen beruff in ihrem ampt der disciplin und Justitien»:307

«In ufflag als auch bezüchung der gehstraffen und hassen von
allerlei frlfflen, gemeinen fahleren und bässwürdigen Sachen
sollen sy nit nach ihrem gutdunken, sondern jedes orts und
ampts guten alten harkommenheiten oder, wo deren umb
sondere fahl keine vorhanden, nach unssgangnen mandaten sich
verhalten.»

b) Gerichtssatzung von 1761, S. 475, 3. Satzung:
«Die Frevel, so auf dem land begangen werden, soll unser amt-
mann des orts nach gemeiner uebung rechtfertigen.»

Zur Urteilsfällung bedurften die Landvögte teilweise der Mitwirkung

des Amtsgerichtes. Über den Grad dessen Herbeiziehung
berichten die Quellen:

a) Mandat vom 21. Oktober 1641:308

«... das du und andere unsere amptlüt hinfüro keine bûssen
durch composition oder sprüchliche verglichung nemen oder
bezüchen, sünders dieselben all, die geringsten und minsten, wie
die höchsten und grössten, zwahr nit mit gast- sunder dem
ordentlichen wuchengricht fertigen, justificieren und uss findig
machen.»

Schon am 18. Februar 1642 erließ der Rat eine Erläuterung zu

obigem Erlaß, da verschiedene Amtleute ihn zu wörtlich aufgefaßt
hatten.309

«... nämlich was geringe, gemeine, tägliche und kleine bûssen
sind, (von geringen schlegereygen, Scheltworten und derglychen

gesatz und Ordnungen ausgetrucket und bestimmet sind, soll hinfüro kein amts-

mann mehr gewalt haben, die bussen zu bestimmen noch zu componieren, sondern

dahin durch gegenwertige Ordnung verbunden seyn, allwegen den casum umb-

stândlich unserem täglichen raht zu überschreiben, desselben erkanntnuss darüber

zuerwarten und dero nachzugeleben. In minder straffbaren sachen aber könnend
die ambtleuth wohl fortfahren.» (Hochoberkeitliche Druckerey, Bern 1711, S. 31.)

307 Gedruckt bei Jacob Stuber, Bern 1628, S. 90.

308 STAA Nr. 454, Kgsf. Mandatenbuch I, fol. 193 b.

m» STAA Nr. 454, fol. 197b/198a.
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7. Oie Lreve/ im «//gemeinen.

Oie 8trskverkolgung in DrevelsscKen, ««kern niekt BrivstKIsg«^
vurlsg, vsr 3seKe des Ämtmsnnes; sls Vertreter der Obrigkeit
ist er der Vervslter der niederen OerieKtsKsrKeit. Oker die Dixie-

rung der diesKe2Üg!ieKen DklieKten Zitieren vir:
a^) Oeformstionsmsndst von 1628 im ÄKseKnitt «Oer smpt-

liitken Kernkk in ikrem smpt der discipün und Justitien» :»«^

«In uOIsg sls suek Ke2ÜeKung der geltstrskten und Küssen von
sllerlei krâkklen, gemeinen fsKIeren und Küssvürdigen sseKen
sollen s/ nit nsek ikrem gutdunken, sondern jedes orts und
smpts guten slten KsrKommenKeiten oder, vo deren umk son-
dere tsKI Keine vorksnden, nsck unssgsngnen msndsten sieK
verkslten.»

OerieKtssst2ung von 1761, 8.475, 3. 8st2ung:
«Oie Drevel, so suk dem lsnd Kegsngen Verden, soll unser sint-
msnn des «rts nsek gemeiner uekung reektkertigen.»

Zur Orteilsksllung Kedurkten die Dsndvögte teilveise der IVlitvir-
Kung des ÄmtsgerieKtes. Oker den Orsd dessen OerKei«ieKung Ke-

riekten die Quellen:

«) Nsndst vom 21. OKtoKer 1641:»«»

«... dss du und sndere unsere smptlüt Kinküro Keine Küssen
durek composition oder sprllcklieke vergliekung nemen oder
Ke2ÜcKen, sünders dieselben sll, die geringsten und minsten, vie
die KöcKsten uud grössten, 2vsKr nit mit gsst- sunder dem or-
dentlieken vuekengriekt fertigen, justikieieren uud uss sindig
mseken.»

8eKon sm 18. Debrusr 1642 erlieö der Rst eine Lrlsuterung 2u

okigem Drlsü, ds versekiedene Ämtleute ikn 2U vörtliek sukgessöt
Kstten.««»

«... nsmlick vss geringe, gemeine, tsglieke und Kleine Küssen
sind, (von geringen seklegerevgen, sekeltvorten und derglveken

gesstn unci Ordnungen susgerruclcet unci beslinimet sind, soll Kinluro Kein »mts-

insnn mebr ee«sll Ksben, ciie Küssen bestimmen noeb Tu eumponieren, sondern

ciskin dureb gegenwertige ordnung verbnncien sevn, sllwegen den cssnm umb-

»tsndlicd unserem tsglicben rskt «u überscbreiben, desselben erksnntnuss dsrüber

^uerwsrten unci clero nsck?ugeleben. In minder strskkbsren sscken sber Könnend
die smbtleulk ««KI kottkskren.» (HocKoKerKeitlicKe DrucKerez, Hern 17II, 8. Zl.)

Gedruckt bei Iscob 8t»ber, Lern 1628, 8. 90.

>°« 81^ lXr.454, Kgsk. NsndslenbueK I, loi. 193 K.

81^X lVr.«4, loi. 197K/198».
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fahlen harrüerend) die sich in 3 Ib. und darunter belauffendt,
da soll und mag ein jeder amptsman ohne berechtigung (wo
man sich gutwillig ergibt) bezüchen .»

«Was dan mittelmessig bûssen, so über drü pfundt und biss inn
10 lb. und darüber sich belauffendt (von Vergehen, deren Buße
in den Satzungen und Mandaten festgelegt ist) soll und mag
jeder amptsman dieselben den satz- und Ordnungen gemäß und
zwahr von den sich frey und gutwillig ergebenden ohne, von
den waigerenden aber mit berechtigung bezüchen .»
«Was aber grosse und hoche, ouch sölliche Sachen betrifft, da
inn unseren Satzungen kein eigentliche buss ufgesetzt, die soll
ein amptsman vor dem ordentlichen wuchen gricht rechtfertigen.»

b) Mandat vom 23. März 1648:310

«... dass die kleinen bussen under zachen pfunden unseren
amptlüthen wie vor obigem mandat (1641) heimbdienen und
dieselben nit schuldig syn söllindt, sölliche bussen zuo
rechtfertigen und die busswürdigen darumb zuorechtigen. Was aber
die 10 pfundigen und höcheren bussen betrifft, söllendt
dieselben fleissig zuo unseren handen bezogen auch wo von
nöthen mit dem rechten gevertiget und bekanntlich gemacht
werden.»

c) Manadt vom 2. März 1654:311

«darby lassend wir zwahr geschehen, das die geringen bûssen
ohngerechtfertiget nach der ambtleüthen discretion durch
gütliche composition bezogen werden mögend Die zechenpfündi-
gen und höcheren bûssen aber sollend änderst nit dan mit urtheil
und recht bezogen werden.»

d) Bußenordnung von 1721:312

«So lassend wir uns auch gefallen, daß die geringen bussen
ohngerechtfertiget nach der amptleuthen direktion durch gutliche
composition bezogen werden mögen.»

Diese «geringen bussen» stehen im Gegensatz zu den «höheren
bussen». Unter diese fallen jedoch nur Frevel, deren Strafe in den

Satzungen und Mandaten nicht festgelegt sind und welche an den

Rat zur Aburteilung überwiesen wurden. Ausdrücklich verweist die

Bußenordnung auf die diesbezügliche Bestimmung der
Gerichtskostenordnung von 1711 (vergi, oben Anm. 306).

sto STAA Nr. 11, Aarburger Mandatenbuch I, S. 194.

sn STAA Nr. 454, fol. 263.
312 Hochobrigkeitliche Druckerey, Bern 1780 (Neudruck), S. 5.
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fsKIen Ksrrüerend) die sick in 3 IK. und darunter Kelsuffendt,
ds soll und msg ein jeder smptsmsn «une KereeKtigung (wo
nrsn sieK gütwillig ergibt) K«2ÜcKen .»

«Vss dsn mittelmessig Küssen, so üker drü pkundt uud Kiss inn
10 IK. und dsrüker sick Kelsuffendt (von VergeKen, deren Dul!e
in den 8st2ungen und tVlsndsten festgelegt ist) soll und msg
jeder amptsmsn dieselken den sst2- und ordnungen genial! und
2waKr von den sieK frev und gütwillig ergekenden okne, von
den waigerenden sker mit KereeKtigung K«2ÜcKen .»
«Vas sker grosse und KoeKe, ouek söllieke sseKen betrifft, ds
inn unseren Satzungen Kein eigentlieke Küss ukgeset2t, die soll
ein smptsmsn vor dem ordentlieken wueken griekt recktkerti-
gen.»

à) iVlsndst vom 23.iVIär2 1648:»'«

«... dsss die Kleinen Küssen under 2scKen pfunden unseren
smptlütken wie vor okigem msndst (1641) KeimKdienen und
dieselken nit sekuldig svn söllindt, söllieke Küssen 2uo reekt»
fertigen und die Kusswürdigen dsrumk 2u«recKtigen. Vss sker
die 10 pfllndigen und KöeKeren Küssen betrifft, söllendt die-
selken fleissig 2uo unseren Ksnden Ke2ogen suek wo von
nötKen mit dem reckten gevertiget und KeKsnntlicK gemsckt
werden.»

c) Nsnsdt vom 2. iVlsr2 1654:»"
«dsrkv Isssend wir 2wsKr gesekeken, dss die geringen Küssen

okngerecktfertiget nsck der smktleütken discretion durck güt-
licke composition b«2ogen werden mögend Die sieckenplundi-
gen und KöeKeren Küssen sker söllend änderst nit dsn mit urtkeil
und reckt Ke2ogen werden.»

Duüenordnnng von 1721:»''

«8o Isssend wir uns suck gefallen, dal! die geringen Küssen okn-
gerecktkertiget nacK der amptleutken direktion durck gütlicke
composition Ks2ogen werden mögen.»

Diese «geringen Küssen» steken im Degensat2 2u den «KöKeren

Küssen». Dnter diese fallen jedoek nur Drevel, deren 8trske in den

8st2ungen und iVlsndsten nickt festgelegt sind und welcke sn den

Dst 2ur Aburteilung UKerwiesen wurdeu. ÄusdrücKIicK verweist die

DuÜenordnung suf die diesKe2Üg!ieKe Bestimmung der DericKts-

Kostenordnung von 1711 (vergi. «Ken Änm. 306).

«>« 8T^^ Nr, II, ^srkurger NsrxistenKiieK I, 8.194.
8?^,^, Nr. 454, loi. 263.

2>2 HecKobrigKeillicKe OrueKerev, Lern 1789 (Neudruck), 8,5,



155

e) Gerichtssatzung von 1761:

«Wann der frevler den frevel, dessen er beklagt wird, freywillig
bekennt, so soll er auf dem land durch unsern amtmann zu der
auf solchen frevel gesetzten strafe nach verdienen gezogen
werden.» (S. 476, 5. Satzung.)
«Wann aber der frevler den frevel, dessen er beklagt wird, nicht
eingestehen wollte, so sollen unsere amtleute auf dem land dem
frevler zu solchem ende, nach gewohnter form, vor gericht bieten

lassen.» (S. 476, 6. Satzung.)
«Weil es vor gericht in frevelsachen allemal nur um den beweis
des geklagten freveis zu tun ist, so soll auch durch die daselbst
gefällte urtheil weiters nichts erkennt werden, als ob solcher
beweis gesetzmassig geleistet worden sey, massen es auf dem land
an unsern amtleuten seyn soll, auf sothane des gerichts urtheil
hin dem frevler — falls frevel bewiesen worden — nach inhalt
unserer gesetze und Verordnungen die strafe zu sprechen. (S. 478,
11. Satzung.)

Wir sehen, der Umfang der das Amtsgericht beschäftigenden
Fälle war nicht konstant. Ursprünglich erfolgte eine Überweisung,
wenn die angedrohte Buße eine gewisse Höhe erreichte. Später
drang der Grundsatz durch, daß nur nichtgeständige Frevler
«berechtiget werden» sollten. Schon die Bußenordnung von 1721 darf
in diesem Sinne interpretiert werden. Die Gerichtssatzung von 1761

bringt dann diesen Gedanken mit aller Klarheit zum Ausdruck. Dabei

sprach das Gericht, wie bei den von ihm behandelten Malefitzsachen,

nur über Schuld oder Nichtschuld ab; das Festsetzen der
Höhe der Bußen war Sache des Hofmeisters. In den Gerichtsmanualen

findet sich nach erfolgter Schuldigsprechung sehr oft der
Zusatz: «ward dem hoffmeyster in busse erkanndt». Ein näheres
Eintreten auf unsere Quellen erübrigt sich. Wir begnügen uns mit der

Feststellung, daß sie für das 17. und den Anfang des 18.
Jahrhunderts zahlreiche Urteile gegen nichtgeständige und vereinzelte

gegen geständige Täter enthalten. Im 18. Jahrhundert verschwinden

die Frevelsachen allmählich aus den Manualen. Trotz den

Bestimmungen der Gerichtssatzung von 1761 muß nun ausschließlich
der Hofmeister auch gegen Nichtgeständige zuständig geworden
sein. Ein quellenmäßiger Beweis hiefür läßt sich aber nicht erbringen,

weder in Form eines obrigkeitlichen Erlasses, noch durch
fortgesetzte Einträge in den Spruchmanualen (diese geben über die

gesamte Rechtssprechung des Amtmannes Auskunft, sie sind jedoch
äußerst lückenhaft nachgeführt).
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e) OericKtssat2ung von 1761:

«Vsnn cler frevler den frevel, dessen er KeKIggt wird, krevwillig
KeKennt, so soll er suf dein lsnd durek unsern smtmsnn 2u der
suf solcken frevel geseilten strafe naek verdienen g«2ogen wer-
den.» (3. 476, 5. 8st2ung.)
«Vsnn sker der frevler den frevel, dessen er KeKIagt wird, nickt
eingesteken wollte, so sollen unsere amtleute suf dem lsnd dem
frevler 2u solckem ende, nsck gewoknter form, vor geriekt Kie-
ten lassen.» (8. 476, 6. 8st2ung.)
«Veil es vor geriekt in krevelsseken sllemsl nur um den beweis
des geklagten freveis 2U tun ist, so soll suen dureb die daselbst
gefällte urtkeil weiters niekts erkennt werden, als ok ««Icker be-
weis geset2ms««ig geleistet worden sev, msssen es suf dem lsnd
sn unsern smtleuten sevn soll, suf sotksne des geriebts urtkeil
Kin dem frevler — fslls frevel bewiesen worden — nscli inbslt
unserer geset2e und Verordnungen die strske 2U Spreeken. (8.478,
11. 8st2ung.)

Vir «eken, der Omksng der dss ÄmtsgerieKt KeseKäktigenden
Bälle wsr nickt Konstant. OrsprünglieK erfolgte eine Okerweisung,
wenn die sngedrokte Luöe eiue gewisse OöKe erreiekte. 8pster
drang der Oruudsst2 durek, dsö uur uicktgestsndige Brevier «Ke-

recktiget werdeu» sollten. 8eKon die Luöenordnung von 1721 dsrf
in diesem 8inne interpretiert werden. Oie Oericktssst2ung von 1761

Kringt dann diesen Oedanken mit aller XlsrKeit 2um ÄusdrucK. Oa-

bei sprscb dss OericKt, wie Kei den von ikm beksndelten iVlslekit2-

sscken, nur üker 8eKuld oder IVieKtscKuId sk; dss Bestset2en der
OöKe der Luöen wsr 8seKe des Ookmeister«. In den OerieKtsmsnu-
sien findet sieK nsck erfolgter 8eKuldigspreeKung sekr okt der Zu-

sst«: «wsrd dem Kokkmevster in Kusse erksnndt». Bin nskeres Bin-
treten «uk unsere (Quellen erübrigt sick. Vir Keguügen uns mit der

Oeststellung, dsö sie für dss 17. und den Änksng des 18. IsKr-
Kunderts 2sKIreicKe Orteile gegen niektgestsndige und verein2elte

gegen geständige Ister entkslte». Im 18. IsKrKundert versckwin-
den die BrevelsscKen sllmäKIicK sus den iVlsnusIen. Lr«t2 den Le-

Stimmungen der Oericktssst2ung v«n 1761 muö nun susscklieölick
der O«fmeister suck gegen I^ieKtgeständige 2uständig geworden
sein. Bin czuellenmäöiger Leweis Kiekür läöt sieK sker nickt erkrin-
gen, weder in Borm eines obrigkeitlicken Brlssses, noek durck kort-

geset2te Ointräge in den 8prueKmsnuslen (diese geken üker die

gesamte KecKtsspreeKung des Ämtmsnnes ÄusKunkt, sie sind jedoek
äuüerst lüekenkskt naekgekükrt).
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Abschließend ist noch festzuhalten, daß gegen die Bußausfällung

des Hofmeisters appelliert werden konnte. Bereits für das

Jahr 1593 haben wir einen Beleg: Heinrich Herzog von Birr war.
weil er vor Entrichtung des Bodenzinses Korn verkauft hatte,
gebüßt worden. Bern entschied, daß bei Zutreffen der von Herzog
geltend gemachten besonderen Umstände (Notwendigkeit der
Bezahlung der «werchleute» und Versprechen der Entrichtung des

Zinses auf S. Martinstag) die Buße erlassen werde, andernfalls sei

sie einzuziehen.313 Diese Appellation in Frevelsachen bestand während

der ganzen bernischen Herrschaft; noch in der Gerichtssatzung

von 1761 ist sie ausdrücklich statuiert (S. 427, 11. Satzung).

2. Die Ehrverletzungen:

Unter den Freveln nimmt die verfahrensrechtliche Erledigung
der Ehrverletzungen eine besondere Stellung ein: Sie sind
grundsätzlich Antragsdelikte; eine Bestrafung erfolgte nur auf eine vom
Verletzten vor Amtsgericht eingereichte Klage hin. In den Urteilen
wurde dann der Beleidiger regelmäßig dem Hofmeister zur
Bußausfällung überwiesen. Die unterschiedliche Behandlung von
geständigen und nicht geständigen Tätern griff hier nicht Platz. Eine
weitere Besonderheit war, daß nicht im ordentlichen, sondern im
gastgerichtlichen Verfahren mit seinen abgekürzten Fristen und
erhöhten Gebühren verhandelt wurde.

Eine große Anzahl von Ehrenhändeln wurde jedoch auf andere
Weise gesühnt: Urteilende Instanz war das Chorgericht, d. h. es

sprach über Schuld oder Nichtschuld ab und überwies in der Regel
die Schuldigen dem Hofmeister in Scheit-, respektive Schlagbuße.
Dies ist sehr merkwürdig; denn von einer solchen Kompetenz der
Chorgerichte ist weder in den Satzungen noch in den einschlägigen
Mandaten die Rede. Wir dürfen auch nicht annehmen, der
Verletzte hätte die Wahl gehabt, seine Klage vor weltlichem oder

geistlichen Tribunal anhängig zu machen, wobei der letztere
Gerichtstand wegen der geringeren Gebühren bevorzugt worden wäre.
Die vom Chorgericht behandelten Fälle sind vielmehr als Offizialdelikte

anzusprechen; es ließ nicht der Kläger den Angeschuldigten,

sondern das Gericht beide Parteien zitieren. Bei einer näheren

Betrachtung der Begleitumstände dieser Delikte wird der Grund

a» STAA Nr. 677, Missiv v. 20. IX.
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ÄKscKIieüend ist nock kest?iukslteu, dsö gegen die Duösuskä!-

lung des Hofmeisters appelliert werden Konnte. Bereits kür das

IsKr 1593 Kaken wir einen Beleg: OeinricK Dersog von Lirr war.
weil er vor BntricKtung des Lodensiinses Xorn verksnkt Katte, ge-
Küüt worden. Lern entsckied, dsö Kei Zutrekken der von Herzog
geltend gemsckten besonderen Umstände (IVotwendigKeit der Le-
ZisKlung der «wercKIeute» und VerspreeKen der BntricKtung des

Zinses auk 8. Nsrtinstsg) die LuLe erlassen werde, andernkslls sei

sie ein«u2iekeu.»'» Biese Appellation in BrevelsseKen Kestand wäk
rend der gsnüen KerniscKen OerrseKskt; noek in der OericKts-

sstsiung von 1761 ist sie susdrücklick statuiert (8.427, 11. 8st?ung).

2. öle L/lriier/eksungen.-

Unter den Breveln nimmt die verkgkrensrecktlieke Brledigung
der BKrverlet^ungen eine besondere 8tellung ein: 8ie sind grund-
sätzdiek ÄntrsgsdeliKte; eine Lestrskuug erkolgte nur auk eine von,
Verletzten vor ÄmtsgericKt eingereiekte Klage Kin. In den Orteilei,
wurde dsnn der Leleidiger regelmäßig dem Ookmeister sur Luö-
auskällung ükerwieseu. Die untersekiedlicke LeKsndlung von ge-
«tändigen und nickt geständigen Bätern grikk Kier nickt Bist?. Bin«
weitere BesonderKeit war, dsL nickt im ordentlicken, sondern im

gastgeriektlicken VerksKren mit seinen «KgeKür^ten Bristen und
erkökten OeKüKren verksndelt wurde.

Bine große Än?sKI von BKrenKändeln wurde jedock auk andere
Veise gesllknt: Urteilende Instai,? wsr dss tükorgerickt, d. K. es

sprsck üker 8cKuld «der IVicKtscKuld sk und Ukerwies in der Begel
die 8cKuldigen dem Hofmeister in 8cKelt-, respektive 8cKIsgbuüe.
Dies ist sekr merkwürdig; denn von einer solcken Dompeten? der
(ÜKorgericKte ist weder in den 8st?ungen nocK in den einscklägigen
Mandaten die Bede. Vir dürken suek nickt snnekmen, der Ver-
letzte Kälte die VsKI gekakt, seine DIage vor weltlickem «der

geistlicken BriKunsl «nkängig ?u macKen, wobei der letztere Oe-

riebtstsnd wegen der geringeren OeKüKren bevorzugt worden wäre.
Die vom dkorgeriekt KeKsndelten Bälle sind vieimekr sls Okki?ial-

delikte «n?uspreeken; es ließ nickt der Kläger den ÄngescKuldig-
ten, sondern dss OericKt beide Bsrteien Zitieren. Lei einer näberen

LetrscKtung der Begleitumstände dieser Delikte wird der Orund

«>!> 81^ Nr. 677, Nissiv v. 2«. IX.
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offenbar: Unzählige Schlag- und Schelthändel erfüllten neben der
Verletzung der Ehre eines Mitbürgers Tatbestände, deren Beurteilung

dem geistlichen Gericht oblag, man denke nur an Schwören,
Fluchen, Lästern und den Verstoß gegen die Sonntagsheiligung.
Eine Kompetenzabgrenzung zwischen weltlicher und geistlicher
Instanz ließe sich nur durch vollständige Verarbeitung der
einschlägigen Judicatur gewinnen. Aus zwei Gründen konnten wir eine
solche nicht vornehmen. Einmal sind diese speziellen Quellen ziemlich

schwer zugänglich (sowohl die vom Chor- als die vom
Amtsgericht beurteilten Ehrverletzungen finden sich mitten unter den
andern von diesen Instanzen behandelten Prozessen) und sodann
sind die aufgezeichneten Fälle sehr oft nicht vollständig, es fehlt
entweder der Tatbestand oder das Urteil.

Im 18. Jahrhundert werden die Ehrverletzungshändel in den
Amts- und Chorgerichtsmanualen allmählich seltener und
verschwinden schließlich ganz. Es liegt dies im Übergang der
diesbezüglichen Kompetenzen an den Hofmeister begründet. Schon in
der Gerichtsordnung von 1711 wurde das für Injurienprozesse
allgemein übliche gastgerichtliche Verfahren ausgeschlossen, wenn
es sich um «stich-, schimpff- und Verachtungswort, als welche

unsere ambtleuth aufzuheben und gütlich hinzulegen befelchet

seyn sollen», handelte. Nur für Scheltworte, «so seel oder ehr
berühren», war die Klage zugelassen.314 Die Gerichtssatzung von
1761 verlangte einen außergerichtlichen Sühneversuch (S. 528,
4. Satzung), dadurch wurde die Zahl der durch Urteil beizulegenden

Fälle geringer. Dann brachte sie eine Enumeration der Scheltworte,

welche nach erfolgloser gütlicher Beilegung allein geklagt
werden konnten (S. 522, 1. Satzung). Über die zuständige Instanz
ist nichts ausgesagt; doch muß dies der Hofmeister gewesen sein,
der bekannte negative Charakter der Amtsgerichtsmanuale führt
zu dieser Annahme. Über die übrigen ehrenrührigen Zulagen
bestimmte die Satzung:

«Was aber blosse schimpf-, stich- und Verachtungsreden betrifft,
die nicht unter die scheltworte gehören, so soll darumb das
recht nicht gestattet werden, sondern es soll der richter, dem
es geklagt wird, so fast möglich, ohne alle Weitläufigkeit darüber
absprechen und je nach gestalt der dinge denjenigen, so solcher
schimpf-, stich- und Verachtungsreden überführt wurde, zu schul-

3i* Hochoberkeitliche Druckerey, Bern 1711, S. 7.
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offenbar: 0n2äKIige 8eKIag- und 8eKeltKändeI erfüllten neben cler

Verletzung cler LKrv eines iVlitbürgers Latbestände, deren Beurtei-
lung dein geistlieben OericKt «Klag, man denke nur sn 8cKwören,
BlucKen, Lästern und den Verstoü gegen die 8«nntagsKeiligung.
Line Kompeten2aKgren2ung 2wiseKen weltlicker und geistlieker
Instan2 lieLe sieb nur dureb vollständige Verarbeitung der ein-
scblägigen ludicatur gewinnen. Äus 2wei Oründen Konnten wir eine
solclle nicbt vornekmen. Binmsl sind diese speziellen Quellen 2Ìem-
lieb sebwer 2ugänglieK (sowobl die vom (IKor- sls die vorn Ämts
geriekt beurteilten LKrverlet2uugen finden sieb mitten unter den
»ndern von diesen Instanten bebsndelten Bro2essen) und sodsnn
sind die sukgexeiekneten Lälle sekr «kt nickt vollständig, es feKIt
entweder der LstKestsnd «der dss Orteil.

Im 18. IsKrKundert werden die BKrverlet2ungsKändeI in den
Ämts- und tükorgericktsmsnusleu sllmäKIieK seltener und ver-
sckwinden scKIieölicK gsnz. Ls liegt dies im Okergsng der dies-

KeaüglieKen Kompetenzen «u den Hofmeister begründet. 8eKon in
der OericKtsordnung von 1711 wurde dss kür Injurienpr«2«sse sii-
gemein üblicke gsstgericktlicke VerfsKren susgescKIossen, wenn
es sick um «stick», sckimpff- und verscktungswort, sls welcke
unsere smktleutk suk2ukeben und gütlick Kin2ulegen KekelcKet

sevn sollen», Ksndelte. IVur für öekeltworte, «so seel oder ekr Ke-

rllkren», wsr die KIsge 2ugelsssen.»^ Die OerieKtssst2ung von
1761 verlangte einen suüergericktlicken öükneversuek (8.528,
4. 8st2uug), dsdurck wurde die ZsKI der durck Urteil beizulegen-
den Lälle geringer. Dsnn KrseKte sie eine Lnumerstion der 8ebe!t-

worte, welcke nsck erfolgloser gütlieker Beilegung sllein geKIsgt
werden Konnten (8. 522, 1. 8st2ung). Oker die 2uständige Instsv2
ist niekts ausgesagt; dock muü dies der Hofmeister gewesen sein,
der KeKsnnte negative (ÜKsrsKter der ÄmtsgericKtsmsnusle kükrt
zu dieser ÄnnsKme. Oker die übrigen ebrenrükrigen Zulagen Ke-

stimmte die 8st«ung:

«Vss aber Klosse sckimpf-, stick- und versektungsreden betrifft,
die niebt unter die sckeltworte geKören, so soll dsrumk das
reckt niekt gestattet werden, sondern es soll der riekter, dem
es geklagt wird, so fast möglick, okne alle Weitläufigkeit darüber
skspreeken und je nsek gestslt der dinge denjenigen, so »«Icker
sebimpf-, stiek- und versektungsreden ükerfükrt würde, 2u sekul-

Hoeiiotierlceitlieiie s)r»clierev. Lern 17II, 8.7,
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diger genugtuung halten und mit angemessener strafe ansehen
oder aber die gefallenen unzulässlichen worte von richterlichen
amts wegen aufheben und die partheyen ihrer ehren wohl
verwahren.» (S. 529, 7. Satzung.)

B. Zivilsachen.

Hauptsächlichste Aufgabe des Amtsgerichtes war seine
Rechtsprechung in Zivilsachen. Vor ihm machten die Amtssässen ihre
mannigfaltigen vermögensrechtlichen Streitigkeiten anhängig, die
Gerichtsmanuale sind hiefür ein beredtes Zeugnis. Diese Quellen
gehen zurück bis 1648; das Amtsgericht war aber schon vorher
die ordentliche Instanz für die Geltendmachung von Ansprachen
auf Gut und um Schuld. Es ist keine Neuschöpfung der bernischen
Verwaltung, sondern es wurde von dieser aus der Zeit der absoluten

Klosterherrschaft übernommen, wobei allerdings anfänglich die
schiedsgerichtliche Erledigung noch stark im Vordergrund stand
(man vergi, oben die Ausführungen in § 23) .315

Die Urteile des Amtsgerichtes konnten von der unterliegenden
Partei weitergezogen werden. Das Appellationsrecht der Landschaft
an die Instanzen der Hauptstadt hatte sich schon frühzeitig
ausgebildet (vergi, oben S. 88). Neu war das Verlangen eines
Minimalstreitwertes. Vorerst wurde die für das städtische Recht geschaffene

10 Ib. Wertgrenze auch auf das Land übertragen, wobei jedoch
diese Beschränkung nicht galt für Herrschaftsrechte, Zins- und
Zehntsachen.316 Später wurde der Streitwert erhöht: 1648 auf 50 Ib.
und 1711 auf 100 Ib.317 Dieser Einschränkung des Appellationsrechtes

nach Bern entsprach nicht etwa eine Vermehrung der
Befugnisse des Amtsgerichtes; noch die Satzung von 1761 beließ dessen

Kompetenz auf 101b. (S. 424, 2. Satzung). Die Änderung lag
vielmehr darin begründet, daß nun die Einhaltung des Instanzenzuges

verlangt wurde. Gegen ein amtsgerichtliches Urteil mußte

vorerst beim Amtmann appelliert werden, wobei dieser eben eine

sis Auch das bernische Recht kannte das Schiedsverfahren und suchte es

keineswegs zu Gunsten einer Erledigung vor den staatlichen Gerichten zurückzudrängen,

sondern es nahm es in das ordentliche Verfahren auf, indem dieses erst
nach einem erfolglosen Sühneversuch gewährt wurde (vergi. Rennefahrt III, S. 335).

3i« So die Gerichtssatzungen von 1614 fol. 193a und von 1761 S. 424, 1.

Satzung; man vergi, auch Rennefahrt III, S. 378 ff., speziell S. 387/88.
317 Gerichtskostenordnung von 1648, S. 19 (gedr. b. Georg Sonnleitner, Bern);

Gerichtsordnung von 1711, S. 26/27.
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diger Genugtuung Kalten unci mit angemessener strafe snseken
ocler sker clie gefallenen unzulssslieken worte von riekterlieken
smts wegen sukkeben unci clie psrtbeven inrer ekren w«KI ver-
wsbren.» (8. 529, 7. 8stzung.)

D. Zivi/scrc/isn.

DsuptsscKIieKste ÄukgsKe cles ÄmtsgericKtes wsr seine DeeKt

spreekung in ZivilsscKen. Vor ikm msekten clie Ämtsssssen ikrs
mannigfaltigen vermögensreektlieken 8treitigKeiten snksngig, cfie

DerieKtsmsnuale sind Kiekür eiu beredtes Zeugnis. Diese Quellen
geben zurück bis 1643; dss ÄmtsgericKt war aber sebon vorber
die «rdentliebe Instanz für die DeltendmacKung von ÄnspracKen
suk Dut und um 8ebuld. Ls ist Keine IVeuseKöpfung der Kernisebeu

Verwaltung, sondern es wurde von dieser »us der Zeit der sbsolu-
ten KlosterKerrscKakt übernommen, wobei allerdings anksnglick die
sebiedsgeriebtliebe Drledigung noek stark im Vordergrund stsnd
(man vergi, oben die ÄusküKrungen in H 23).»'^

Die Drteile des ÄmtsgericKtes Konnten von der unterliegenden
Dsrtei weitergezogen werden. Dss ÄppellstionsrecKt der Dsndsebskt

sn die Instanzen der Hauptstadt Kstte sieb sekon frükzeitig sus-
gebildet (vergi, oken 8.88). iVeu wsr dss Verlangen eines Ninimsl-
Streitwertes. Vorerst wurde die für dss stsdtiscke DeeKt geseksk-
fene 10 IK. Vertgrenze suek suf das Dsnd übertragen, wobei jedoek
diese LescKränKung nickt galt kür DerrscKaktsrecKte, Zins- und
ZeKntsacKen.»'« 8pster wurde der 8treitwert erkökt: 1648 auf 50 IK.

und 1711 suk 100 IK.»'' Dieser DinscKränKung des Appellations-
recktes nsck Dern entsprsek niekt etws eine VermeKrung der De-

kugnisse des ÄmtsgericKtes; noek die 8stzung von 1761 Keliel! des-

sen Kompetenz suk 10 IK. (8.424, 2. 8stzung). Die Änderung Isg
vieimekr dsrin Kegründet, daß nun die DinKsltung des Instanzen-

Zuges verlangt wurcle. Oegen ein smtsgeriektlickes Drteil mußte

vorerst Keim Ämtmann sppelliert werden, wokei dieser «Ken eine

«ls ^uck ciss KerniscKe Heckt Kannte ciss 8cKiedsverksKren und suckte es

Keineswegs (Gunsten einer Erledigung vor cien stsstlicken OericKten ^urück^u-

drängen, sondern es nsnin es in ciss ordentlicke VerksKren suk, indem dieses erst

nscii einem erlolglosev 8üKneversucK gewiikrt wurde (vergi, HenneKKrt III, L. 335),
5l« 8« die OericKtsssl^ungen von 1614 koi. 193s und von 1761 8. 424, 1. Lst-

nungi msn vergi, suck RenneksKrt III, L. 378 lk., speziell 8.337/88.
OericKtsKostenordnung von 1648, 8.19 (gedr. b. Oeorg 8«nnleitner, Lern);

OericKtsordnung von 1711, 8.26/27.
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endliche Absprechungsbefugnis von 50 resp. 100 Ib. hatte, erst
nachher stand der Rechtszug nach der Hauptstadt offen:

«also das man die sach durch den gang des rechtenn von
einer instantz zur anderen ausführe und darumb keine absprang
neme, welche zuo weitläüffigkeiten gerahten, dann wir in
solchen fahlen niemanden gehör gebend.»318

Die Erschwerung der Appellation bedeutete für die Untertanen
keine Beeinträchtigung in ihren Rechten, denn gegen schlechte,
das Gesetz verletzende Rechtsprechung der Amtleute hatten sie

jederzeit das Beschwerderecht an den Rat:

«Rechtmessige beschwerden und clegten wider die ambtleüth
und fürgesetzten aber, es seye das einem nit gebührend recht
gehalten werden oder sonst überschechen weite, sollend ihren
ungehindereten freyen zägang allhar wie billich und hievohr
zuogelassen worden.»319

Im 18. Jahrhundert trat das Amtsgericht auch als rechtsprechende

Instanz in Zivilsachen immer mehr zurück; von ungefähr
1750 an sind die Gerichtsmanuale ausschließlich Fertigungsprotokolle.

Auch hier ist die Kompetenzeinbuße durch ein Anwachsen
der Befugnisse des Hofmeisters bedingt (vergi, unten S. 165).

§ 35. Die Organisation des Amtsgerichtes

In der vorhergehenden Periode sahen wir, daß es neben der
ordentlichen, beim Kloster gelegenen Gerichtsstelle zur Ausbildung

einer weiteren im Dorf Windisch kam (vergi, oben S. 119).
Bereits 1535 ist diese zur «gewonlichen richtstatt» geworden.320

Leider läßt sich ihre nähere örtliche Lage nicht mehr bestimmen.
Während mehr als 100 Jahren ist den Quellen in Bezug auf die

Dingstätten kein Zeugnis zu entnehmen. Erst mit Beginn der
Gerichtsmanuale werden wir über die örtlichkeit sämtlicher
Gerichtsversammlungen unterrichtet. Von da an tagte das Gericht abwechselnd

im Kloster und im Wirtshaus beim Fahr Windisch, ohne daß

sich bestimmte Normen über den Turnus geben ließen. Feststellbar

ist nur, daß vorerst das Kloster überwiegt und daß es dann

vor allem in den 80er Jahren des 17. Jahrhunderts zu Gunsten des

318 Aus einem Mandat v. 24.. III. 1662 (STAA Nr. 454 fol. 329 a).
si» Ebenda.
320 STAA Kgsf. U. v. 20. XII.
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endlieke ÄKsprecKungsKekugnis von 5l1 resp. 100 IK. Kstte, erst
nseKKer stsnd der ReeKtszug nsck der Hauptstadt okken:

«also dss lnsn die ssek durck den gsvg des reektenn von
einer instant? zur anderen auskükre und dsruink Keine sksprllng
nenie, weleke zuo weitlsükkigkeiten gerskten, dann wir in söl-
cken ksKIen niernsnden gekör gebend.»»'»

Die BrscKwerung der Appellation bedeutete kür die Untertanen
Keine LeeintrscKtigung in ibren BeeKten, denn gegen sckleckte,
dss Oesetz verletzende BecKtsprecKung der Ämtleute Katten sie

jederzeit dss LescKwerdereeKt sn den Kst:
«BecKtmessige KescKwerden und «legten wider die »ivktleütk
und kürgesetzten sber, es seve dss einem nit gekükrend reekt
gekslten werden oder sonst übersebeeken weite, sollend ikren
ungekindereten kreven zügsng allkar wie KillieK und KievoKr
zuogelsssen worden.»»'»

Im 18. IsKrKnndert trat dss ÄmtsgerieKt »uek sls recktspre-
ekende Instanz in ZivilsseKen immer mekr «urüek; von ungekskr
1750 sn sind die OerieKtsmsnusle susseKIieölicK Bertigungspro»
tokolle. ÄueK Kier ist die Kompetenzeinbuüe durek ein ÄnwseKsen
der Lekugnisse des Hofmeisters bedingt (vergi, unten 8. 165).

§ 33. Die Organisation cle» ^nltsgericnte»
In der vorkergekenden Beriode ssken wir, dsl! es neben der

urdentiieken, beim Kloster gelegenen OericKtsstelle zur ÄusKil-

dung einer weiteren im Dorf VindiseK Kam (vergi. »Ken 8.119).
Bereits 1535 ist diese zur «gewoniieken riektststt» geworden.»^"
Beider Isöt sieK ikre nskere örtlicke Bsge nickt mekr bestimmen.
VsKrend mebr sls 100 IsKren ist den Quellen in Bezug suk die

Oingststten Kein Zeugnis zu eutnekmen. Brst mit Beginn der Oe-

riektsmsnusle werden wir üker die OrtlieKKeit sämtlieker OerieKts-

Versammlungen unterriektet. Von ds sn tagte dss OericKt sbweek-
selnd im Kloster und im VirtsKsus Keim BsKr VindiseK, «Kne dsö
sieK bestimmte IVormen über den Burnus geben lieöen. Beststell-
bar ist nur, daö vorerst dss Kloster überwiegt und dsö es dsnn

vor sllem in den 80er IsKren des 17. IsKrKunderts zu Ounsten des

«>« einem ivlsndst v. 24. III. 1662 (81"^^, Nr. 454 loi. 329 s).
«>» Dbenäs.

3?^^ Kgsl. v. v. 2«. XII.
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Fahrs stark zurücktritt. Später verschwindet dieses allmählich,
und im 18. Jahrhundert ist eine Tagung an dieser Stelle eine große
Seltenheit. In vereinzelten Fällen versammelte sich das Gericht
auch in Außengemeinden, bezeugt sind: Hausen, Lupfig und Birr.

Der Vorsitz stand nach dein Regionenbuch von 1783321 allein
dem Hofmeister zu. In den Gerichtsmanualen stoßen wir aber
häufig auf eine Übertragung an seinen Stellvertreter, den Amts-

untervogt. Bestimmte Normen über diese Delegation lassen sich
nicht aufstellen. Es gibt Perioden, in denen mehrheitlich dieser
und solche, in denen überwiegend jener als Prozeßleitender
erscheint. In seltenen Ausnahmefällen saß ein Gerichtssässe vor.
Diese Zustände dauerten bis ungefähr 1770, von da an verschwindet

der Hofmeister als Vorsitzender. Bei der stark verminderten
Kompetenz unserer Instanz verwundert dies weiter nicht. Die
Abweichung vom bisher Üblichen wurde von Bern 1773 nicht nur
sanktioniert, sondern ausdrücklich gefordert:

«Da die gegenwart der amtleuten an den gerichtssteilen unnötig
und für die partheyen sehr kostbar ist, so werden sie der bey-
wohnung an den gerichten enthoben.»322

Über den Hofmeister wird in den folgenden Paragraphen mehr zu

sagen sein, hier noch ein paar Worte über seinen Stellvertreter:
Die Bestellung des Untervogtes erfolgte durch den Rat auf
Vorschlag des Landvogtes hin.323 Die Amtsdauer war unbestimmt,
normalerweise endigte das Dienstverhältnis erst mit dem Tode des

Beamten. Aus Altersrücksichten war ein Rücktritt (in den Quellen
«resignation» genannt) möglich.324 Aus diesen Umständen folgt,
daß im Gegensatz zur Periode von 1415—1528 (vergi, oben S. 118)
ein Wechsel ziemlich selten war; einzelne Vögte dienten dem ber-

321 STAB.
322 Emolumententarif der unteraarg. Ämter S. 52. — Der Widerspruch zu dem

10 Jahre späteren Regionenbuch ist auffallend. Der verschiedene Charakter der beiden

Quellen darf aber nicht außer Acht gelassen werden. Dem Emolumententarif
kam Gesetzeskraft zu; die Amtleute hatten ihn strikte anzuwenden. Anders da»

Regionenbuch, es orientiert ganz allgemein über die Verwaltungsorganisation; die

Zuweisung des Vorsitzes an den Hofmeister ist als ein Teil »1er von ihm als

Stellvertreter des Rates verwalteten Hoheitsrechte anzusprechen.
323 STAB RM Nr. 173, S.385 v. 8. IL 1742: «Haben megh. über seinen

eingesandten Vorschlag den vom h. amtsmann recomendierten Hans Cunrat Rauber von

Oberburg zum undervogt erwehlt.»
321 STAA Nr. 459. S. 277 (Kgsf. Mandatenbuch VI».
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BsKrs stsrk zurücktritt. 8päter versekwindet dieses sllmäklick,
unci irn 18. IsKrKuudert ist eine Bsgung su dieser 8telle eine groöe
8eltenKeit. In vereinzelten Böllen versammelte sieK dss OerieKt
auek iu ^Vuöengemeinden, bezeugt sind: Oausen, Bupkig und Lirr.

Oer Vorsitz stsnd nseli dein Kegionenbueb von 1783»^' sllein
dem //«/me/ster zu. In den OerieKtsmsnualen stoöen wir sber
Känkig suk eine Okertragung sn seinen 8tellvertreter, den Ämts-

nntervogt. Bestimmte Normen Uber diese Oelegation Isssen sieb

niebt sukstellen. Bs gibt Berioden, in denen mebrbeitlieb dieser
und soleke, in denen Uberwiegend jener sls Brozeüleitender er-
sebeint. In seltenen ÄusnsbmeksIIen ss8 ein Oeriebtssösse vor.
Oiese Zustände dauerten bis ungekäbr 17711, von ds sn versebwin
<let der Ookmeister sls Vorsitzender. Lei der stark verminderten
Kompetenz unserer Instsnz verwundert dies weiter niebt. Oie Äb-
weiebung vom bisber Oblieben wurde von Lern 1773 niebt nur
sanktioniert, sondern susdrUcKIicb gekordert:

«Os die gegenwsrt der smtleuten sn den geriebtsstellen unnötig
und kür die partbeven sebr Kostbar ist, so werden sie der bev-
wobnung an den geriebten entboben.»»^

Ober den Ookmeister wird in den folgenden Barsgrspben mebr zu

sagen sein, Kier noeb ein pssr Vorte Uber seinen 8teiivertreter:
Oie Bestellung des tVnterl>c>Ste« erkolgte durek den Lst suk Vor-
seklsg des Bsndvogtes Kin.»^ Oie Ämtsdauer wsr unkestimmt, nor-
mslerweise endigte dss OienstverKältnis erst mit dem Bode des

öesmten. Äus ÄitersrUcKsieKten wsr ein KlleKtritt (in den (Quellen

«résignation» genannt) mögliek.»^ ^us diesen Omstäoden kolgt.
dsö im Oegensstz zur Beriode von 1415—1523 (vergi, oken 8. 118)
ein VeeKsel ziemliek selten wsr: einzelne Vögte dienten dem Ker-

«> 81^«.
Lmolumententsril <Icr »nterssr«. Xmter 8. 52. — Der ViüersprucK 2U ciem

10 IsKre späteren KesionenKucK ist sullsllencl. Oer versenieciene OKsrsIcter cier bei-

ilen t)uellen clsrk sber nickt suüer ^ekt «elsssen werden. Oem Lmolumententsril
Ksm <?esel?eslcrslt ^i>: die Xintlente Kstten ikn strikte snnuwenden, Inders ds»

HegionenbucK, es orientiert «sn?. slleemein über ciie Verwsltnnesorssnisstion; ciie

Anweisung cles Vorsitzes sn cien Hokmeister ist sls ein Teil <Ier von ibm sls 8te1I-

Vertreter des Kstes verwalteten IlobeitsrecKte smiusprecben.

81^1; «N IVr. 17Z, 8.385 v. 8.11,1742: «rlsken megk. über seinen ein

eessndten vorseKIs« clen vom K. smtsmsnn recomenclierten Hsns c»nr»I lìsnker vo»

Okerbure?urn undervogt erweKIt.»

8T V^ Nr.45y. 8.277 sKesl, NsndstenbneK VI,,



161

nischen Staate während mehreren Jahrzehnten. So Friedr. Sigrist
von Birr von 1661—1686 und Conrat Rauber von Oberburg von
1742—1776. Die lückenlose Reihe der Amtsinhaber ist erst von
Anfang des 17. Jahrhunderts an bekannt; es handelt sich durchwegs

um angesehene Männer aus den verschiedenen Dörfern der
Vogtei.

Die Zahl der Gerichtssässen betrug zwölf;325 Für den Fall,
daß der Untervogt nicht präsidierte, erhöhte sie sich auf dreizehn,
da dann dieser als erster Geschworner — wie die Gerichtssässen
auch genannt wurden — fungierte. Weitere Benennungen sind:

«testes, rechtsprächer, assessores». Bis Ende 17. Jahrhundert
sind Vollsitzungen äußerst selten, in der Regel waren nur 7—10,
manchmal noch weniger Gerichtssässen anwesend.326 Die Geschworenen

stammten ausschließlich aus dem Amte (dies im Gegensatz

zu den Landrichtern) ; jede Gemeinde stellte einen, zwei größere
einen zweiten, wodurch die Zahl dreizehn erreicht wurde.327

Die Wahl der Assessoren erfolgte vorerst weiter am
Maiending.328 Über den Wahlmodus ist nichts Näheres bekannt. Die

325 STAA Nr. 691 a fol. 109 a v. 26. HI. 1715: «assessores omnes duodecim».

Diese Zahl hat Gültigkeit für den ganzen vorliegenden Zeitraum. Schon eine

Fertigungsurkunde v. 20. Dez. 1535 bringt eine namentliche Aufführung von 12 Zeugen
mit dem Zusatz: «All des gerichts zu Windisch». (STAA Kgsf. U.)

32« Als am 7. Nov. 1668 nur Hans Rey, Michel Wüest und Baschi Schoder

erschienen, wurde nicht verhandelt. «Ist nichts drauss worden», lautet die lakonische

Notiz im Manual (STAA Nr. 688). Das ist der einzige bekannte Fall, da eine

angesetzte Gerichtsversammlung vertagt wurde.
327 Man vergi, die Zusammenstellung zu Beginn der Einträge v. 2. Juni 1766

(STAA Nr. 697).
328 Wir haben oben S. 119 ff. dessen Organisation und Aufgabenkreis zu

umschreiben versucht, wobei wir auf die von Bern verfolgte Aufhebungstendenz
hinwiesen. Es ist nun hier der Ort, näheres darüber zu sagen: Aus dem Jahre 1514

ist uns ein Fragment eines Missives erhalten. Leider bricht es vor Kundmachung
der vom Rat beabsichtigten Änderung ab:

«Wir haben vernommen, das mit essen und trinken demselben gottshuss
sölliche beladniss und beschwärd zufügt, das uns als kastenvögten wil gebüren,
dem selben vor zû sin und uss grund desselben, ouch in ansächen gegenwürttiger
winthüre, befelchen wir üch ernstlich...» (STAB DMis. N, S. 280).

Wenig später, am 18. April 1531, schrieb Bern an die aarg. Ämter, daß von nun an
fremde und einheimische Bettler auf dem Königsfelder Maitag nicht bewirtet werden

sollen (Steck u. Tobler Nr. 2996). Dies galt nicht für die sich weiterhin
versammelnden Amtssässen, wie aus den entsprechenden Ausgaben in den Amtsrechnungen

hervorgeht. Der sich ursprünglich zwischen 25—50 Ib. bewegende Posten

11 Werder, Eigenamt
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niseken 8tsste wäkrend mekrerev 1sKr«eKnten. 8« Briedr. 8igrist
von Lirr von 1661—1686 unci lüonrst Ranker von OKerKurg von
1742—1776. Oie lüekenlose ReiKe der ÄmtsinKsKer ist erst von
Änksng cles 17. IsKrKunderts sn bekannt; es Ksndelt sieK durek-

wegs urn sngesekene iVlsnner sus den versekiedenen Oörfern der
Vogtei.

Oie ?sKI der OerieKtssässen betrug zwölf;»^^ Bür den Osll,
dsö der Ontervogt niebt präsidierte, erkokte sie sieK suk dreizekn,
ds dsnn dieser sls erster OeseKworner — wie die OerieKtssässen

suek genannt wurden — kuugierte. Veitere Benennungen sind:

«testes, reektsprscker, assessore»». Lis Onde 17. IsKrKundert
sind Vollsitzungen äuüerst selten, in der Lege! wsren nur 7—1l),
rnsnekinsl noek weniger OerieKtssässen anwesend.»^ Oie OeseKwo-

renen stannnten ausseKIieölicK sus dem Ämte (dies im Oegensstz

zu den OsndrieKtern) ; jede Oemeinde stellte einen, zwei grööere
einen zweiten, wodurek die ZsKI dreizeku erreiekt wurde.»^

Oie VsKI der Assessoren erfolgte vorerst weiter sm iVIsieu-

ding.Oker den VsKImodus ist niekts IVäKeres KeKsnnt. Oie

»25 81^^ Nr. 691 s koi. 109 s v. 26. III. 1715: «sssessores omnes ciuoäecim».

Diese ?sbl Kst OültigKeit kür den gsn?en vorliegenden ^eitrsum. 8cKon eine l'erti-
gungsurkunde v. 2l), Oe?. 1535 bringt eine nsmentlicke XukküKrung von 12 beugen
init dem ^usst?: «Xll des geriekts ?u WindiscK». (8T^X Kgsk. II.)

S2» ^1s ani 7. Nov. 1668 nur Hans Kev, Nickel Wüest und LsscKi 8cKocier

ersckienen, wurde nickt verksncielt. «Ist niekts drsuss worcien», lautet clie lalconi-

scke Noti? im Nsnusl (8T^V^, Nr, 688). Oss ist cler einzige bekannte Lsll, cla eine

angesetzte OericKtsverssmmlung vertagt wurcle.
22? Nsn vergi, ciie Zusammenstellung ?u Leginn cler Einträge v. 2. luni 1766

(8T^ Nr. 697).
»2» Wir Ksben oben 8,119kk, dessen Organisation uncl XukgsbenKreis ?u um-

sckreiben versucbt, wobei wir suk clie von Lern verkolgte ^ukkebungstenden? Kin-

wiesen. Ls ist nun Kier 6er Ort, nskeres clsrüber ?u ssgen: Xus clem IsKre 1514

ist uns ein Lrsgment eines Nissives erbslten. Leider bricbt es vor KundmscKung
cier vom Hst KesbsicKtigten Xnderung sb:

«Wir Ksben vernommen, ciss mit essen unci trinken clemselben goltskuss
söllieke belsclniss unci bescbwsrd ?ülügt, clss uns sls Ksstenvögten wil gebiiren,
clem selben vor 20, sin uncl uss gruncl clesselben, oucb in snsseben gegenwürltiger
wintbüre, bekelcben wir ücb ernstliek... » (81'XII ONis, N, 8.289).

Wenig später, sm 13, Xpril 1531, sckrieb Lern sn clie ssrg, Xmler, dsö von nun s»
lrerncle unci einbeiiniscke Letller suk dem Königskelder Nsitsg nickt bewirtet wer-
den sollen (8lecK u. lobler Nr, 2996). Dies gslt nickt kür clie sick weiterkin ver-
ssininelnclen Xmtsssssen, wie sus clen entspreebenden Xnsgsben in clen XmtsrecK-

nungen KervorgeKt. Oer sick ursprünglick ^wiscken 25—59 Ib. bewegende Posten
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Hauptbefugnisse müssen jedoch dem Hofmeister zugestanden
haben; er hatte das Vorschlagsrecht, während sich die Mitwirkung
der Amtssässen wohl auf die Kundgabe der Zustimmung
beschränkte. Nach der Aufhebung des Maitages im Jahre 1604 wurden

die Gerichtssässen anläßlich der von sechs zu sechs Jahren
erfolgenden Amtshuldigung (jeweils nach Einzug eines neuen
Hofmeisters) auserkoren.329 Wenn sie ihr Amt zur Zufriedenheit des

Landvogtes versahen, wurden sie nach Ablauf der Periode wieder
bestätigt. In der Zwischenzeit durch Tod oder «Resignation»
eingetretene Vakanzen wurden vom Hofmeister ausgefüllt, wobei die
Beeidigung an der nächsten Gerichtsversammlung erfolgte.330 Nach
dem Regionenbuch versah der jüngste Gerichtssässe den Weibel-
dienst (SSR Aarg. II 2, S. 4), nachdem dies bis zum 11. Mai 1776
der Profos getan hatte.331

Das Gericht versammelte sich entweder in ordentlicher oder
außerordentlicher, d.h. in «gastgrichts weise».

a) Die normale Versammlung hieß «wuchengricht». Bei der
verhältnismäßig kleinen Zahl der zu behandelnden Geschäfte war
eine allwöchentliche Zusammenkunft nicht nötig. In dem von Em.
Tscharner überlieferten, leider undatierten, «Gerichtstariff im Amt
Eygen» steht über den Tagungsmodus:

«Gehen die wochengricht an nach dem XX tag (13. Jan.), und
so man es alldan begehrt, haltet man alle 14 tag wochengricht
Die wochengricht währen biss man eine grossen zehnd garben

erhöhte sich immer mehr, bis er auf nahezu 150 Ib. stieg. 1604 schritt der Rat ein
und sistierte die Institution:

«Demnach wir nun vili jähr dahar erfahren, was grossen merklichen umbcostens
in unserem hus Künigsfelden järlich mit dem meyen geding und eydschwur der
beampteten und des ampts Eygen underthanen, wie ouch mit empfahung gastey-
ung derselben uffgangen, haben wir dahin endtlich endtschlossen, daß wir
ein söllich meyengeding und insonderheit dzselbig wäsen und gastierung uffge-
hept und abgestellt haben wollen.» (STAA Nr. 454, fol. 44 b.)

32» Dabei erhielten die Geschwornen, wie ehedem alle Amtssässen eine Mahlzeit

(vergi. STAA Nr. 461, S. 20; Reformation der Haushaltung von 1674/75). Aus
den Ausrechnungen folgt, daß die Ausgaben hiefür ständig stiegen!

330 «Neue, die vor der sitzung beeidiget worden: anstatt des resignierten
Daniel Hartmann von Schertz Heinrich Meyer von da. An platz des verunglückten
Johannes Widmers von Mülligen Hans Jakob Ruegger, der müller allda. Und
finden verstorbenen Samuel Werder von Birrenlauf, dessen söhn Daniel Werder von
da.» (STAA Nr. 699, S. 145; v. 13. XII. 1776.)

>»i STAA Nr. 699, S. 96.
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OsuptKefugnisse müssen jedoek dem Hofmeister zugestanden
Ksben; er Kstte dss VorseKIsgsreeKt, wskrend sick die Mitwirkung
der Ämtsssssen woKI suf die Kundgabe der Zustimmung be-

sekrsnkte. IVscK der XukKeKung de8 ^laitages im Isbre 1604 wur-
den die OerieKtssässen snlsülieb der von 8eeb8 zu 8ecb8 IsKren
erfolgenden ÄmtsKuldigung (jeweils nseb Oinzug eine8 neuen Hok-

meÌ8ter8) suserkoren.»^" Venn 8Ìe ibr Xmt «ur ZukriedenKeit de8

Osndvogtes verssken, wurden 8ie nseb XKIsuf der Periode wieder
bestätigt. In der ZwiseKenzeit dureb Bod oder «Resignation » ein-

getretene Vakanzen wurden vom Hofmeister ausgefüllt, wobei die
Beeidigung sn der näeksten OericKtsverssmmlung erfolgte.»»" IXaeK

dem LegionenKueK ver8sb der jüngste OerieKtssässe den VeiKel-
dien8t (88R Äsrg. II 2, 8.4), nsebdem die8 bi8 «um 11.1Vlsi1776
der Lrokos getsn Kstte.»»'

Dss OerieKt versammelte sieK entweder in ordentlieker oder
suüerordentiieker, d. K. in «gastgriekts weise ».

a) Die normale Versammlung Kiel! «louc/kengric/lk ». Lei der
verKsItnismäLig Kleinen ZsKI der zu KeKandelnden OescKäkte wsr
eine sllwöekentlieke Zusammenkunft nickt nötig. In dem von Om.

BscKsrner ükeriiekerten, leider undatierten, «OerieKtstsriff im Ämt
Ovgen» stekt üker den Bsgungsmodus:

«OeKen die woekengriekt sn nacK dem XX tag (13. Jan.), uud
so man es siidsn KegeKrt, Ksitet man slle 14 tsg woekengriekt
Die woekengriekt wskren Kiss man eine grossen zeknd gsrken

erköbte sieb immer mebr, bis er sui nske?» 150 Ib. stieg. 1604 scbrilt 6er Lst ein
un6 sistierte 6ie Institution:

«OemvscK «ir nun vili jskr 6sKsr erisbren, «ss grossen merklieken umbcostens
in unserem bus Xüvigskelllen jsrlick rnit 6em meven geling unci ev6sck«ur lier
besmptelen unli cles »mpts Lvgen un6ertk»nen, vie oueb mit empksbung gsstev-
ung clerselben ukkgsvgen, Ksben «ir clsliin encltlick encltscklossen, 6sL «ir
ein söllick mevengeciing unll insonclerkeit 6«elbig «ssen unci gsstierung ukkge-
Kept un6 abgestellt Ksben «öllen.» (8TXX Nr. 454, loi. 44 b.)

OsKei erkielten clie <?esck«ornen, «ie ekeclem slle Xmtssässen eine NsKI-

«it (vergi. 8TXX Nr. 461, 8.20; Lekormslion 6er UsusKsltung von 1674/75). >us
6en XrnIsrecKnungen lolgt, 6sü 6ie Xusgsben Kiekür stsn6!g stiegen!

«Neue, 6ie vor 6er sit?ung beei6iget «or6en: snstslt lies resignierten
Osniei Hsrtmsvn von 8cberti HeinricK Nexer von 6s. Xn plst? 6es verunglückten
lobsnnes Wi6mers von Nülligen Usns IsKob Luegger, 6er müller sII6s. Iln6 kür
clen verstorbenen 8smuel Werller von Lirrenisuk, 6essen sobn Osniel Wer6er von
6s.» <81'XX Nr. 699. 8.145; v. 13. XII. 1776.)

»' 81'XX Nr. 699. 8. 96.
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aufstellt, hernach sollen alle gricht als gekaufte an zu sehen
sein biss auff St. Gallentag .»332

Nach den Manualen fanden in der Regel jährlich 4—7 Versammlungen

— Abweichungen nach oben und unten kamen vor — statt.
Im 18. Jahrhundert trat an Stelle der Bezeichnung «wuchengricht»
der Ausdruck «ordinari gricht». Von der Jahrhundertmitte an fanden

jährlich nur noch zwei Tagungen, ein «ordinari frühlings-»
und ein «ordinari herbstgericht» statt.333

b) Bei Vorliegen gewisser Umstände wurde Sonder-, d. h.

Gastgericht (Tscharner spricht im Gerichtstarif von Kauf-, der
Emolumententarif von Extragericht; in den Manualen finden sich
alle drei Ausdrücke) bewilligt. Die Voraussetzungen hiefür
umschrieb das Reformationsmandat von 1628 wie folgt:334

«Gastgrichte oder fürbott ingastwys sollend allein frombden
lüten oder umb Scheltwort, seel und ehr oder gewaltthat und
Sachen berarend, die augenschynlich am wachsenden schaden
ligend, verwilliget werden.»

Diese für das bernische Recht typische Einrichtung muß im Eigenamt

bald nach Übernahme der Verwaltung durch Bern Eingang
gefunden haben, wie eine Berichterstattung des Hofmeisters vom
23. April 1573 an den Rat über diese Gerichtsart beweist.335 Das

Gastgericht zeichnete sich aus durch Abkürzungen der Fristen und
Erhöhung der Gebühren, das Nähere hierüber vergi, man im
Gerichtstarif des Eigenamtes und im Emolumententarif der unteraarg.
Ämter.

'32 Em. Tscharner, Materialregister, S. 143.

333 Emolumententarif der unteraarg. Ämter S. 50: «Alle jähr soll an einer
jeden gerichtssteile wenigstens zwey Ordinarigericht, eines im frühling und eines im
herbst gehalten werden. Unseren oberamtleuten wird jedennoch anbefohlen, wann
sie besorgung der vorfallenden geschaffen nóthig finden, in den offenen zeiten mehrere

ordinari-gerichtsversammlungen anzuordnen.»

'" S. 91 im Abschnitt «Der amptlüthen beruff in ihrem ampt, der disciplin
und der Justitien.»

"5 STAB Unnütze Papiere, Bd. 9 Nr. 9.
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sukstellt, KeruseK sollen «Ile griekt sis geksukte sn seken
sein diss sukk 8t. Osllentsg .»»»^

I^scK den Nsnuslen ksnden in der Regel jäkrliek -1—7 Verssmm-
lungen — ÄKweieKungen nsek oben und unten Kamen vor — ststt.
Irn 18. IsKrKundert trst sn 8te!Ie der LezeieKnung «wuekengrickt»
der ÄusdrueK «ordinari griekt». Von der lakrkuudertmitte sn fan-
den jäkrliek nur noeb zwei Lsgungeo, ein «ordinari krüklings »

und ein «ordinari KerKstgerieKt» statt.»»»

b^) Lei Vorliegen gewisser Umstände wurde 8«nder>, d. b.

<?a5tKeric/rt (LseKarner spriekt im OerieKtstsrik von Xsuk-, der
Lmolumententsrik vou LxtrsgerieKt; in den IVIsnusleu kinden sieb

slle drei ÄusdrüeKe) bewilligt. Die Voraussetzungen Kiekür um-
sebrieb dss Rekormstionsmsndst von 1628 wie kolgt:»»^

«OastgricKte «der kürkott ingsstwvs sollend sllein kromkde»
lüten oder umk sekeltwort, seel und ekr oder gewslttkst und
sseken Kerürend, die sugensekvnliek sm wseksenden scksden
ligend, verwilliget werden.»

Oiese kür dss KerniseKe Reekt tvpiseke LinrieKtung muü im Ligen-
smt bsld nsek ObernsKme der Verwaltung durek Lern Oingang
gekunden Ksben, wie eine LerieKterststtung des Ookmeisters vom
23. Äpril 1573 sn den Rst über diese OerieKtssrt beweist.»»^ Oss

OsstgerieKt zeicbnete sieK sus durek Abkürzungen der Bristen und
LrKöKung der OeKüKren, dss IXäKere KierüKer vergi, msn im Oe-

ricktstsrik des Ligensmtes und im Lmolnmevtentsrik der unterssrg.
Ämter.

>s> Lm. TscKsrner, Klslerislreeister, 8. 143.

>s> Lmolumententsrik cler unterssr«. Xmter 8.50: «Xlle jsnr soll sn einer ze-

clen eerioktsstelle «eniestevs ?«ev orclinsrieerickt, eines ini trünlin« unci eines im
Kerbst eebslten «erclen. Unseren obersmlleuten «ir6 je6ennocb snbeloklev, vsnn
sie besoreune 6er vorksllen6en gesckskten nötkiß tiv6en, in 6en okkevev weiten mek-

rere «r6insri sericktsverssnunluneev sn?uor6nen.»

8.91 im XbscKnitt «Her smptlütben berukk in ikrem smpt, 6er 6isciolin
un6 6er Justitien.»

8TXL Unnütze ?spiere, S6.9 Nr. 9.
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3. Kapitel

Der Hofmeister

§ 36. Jurisdiktionelle Kompetenzen des Hofmeisters

I. Hauptdomäne der hofmeisterlichen Rechtsprechung war das

«Civile», wir haben hier zwischen erstinstanzlichen und
Appellationsurteilen zu unterscheiden. Vorerst jedoch noch ein paar
Worte über seine Jurisdiktion in Strafsachen.

Wie wir wissen, stand die Beurteilung der peinlichen Sachen
beim Rate. In § 34 sub. I konnten wir eine Ausnahme von diesem

Prinzip zu Gunsten des Amtsgerichtes feststellen. Für den
Hofmeister läßt sich etwas ähnliches nachweisen: Am 4. Oktober 1660
kamen Barbara Schmidli von Wasserburg «hinder Lindau», Hans
Georg Reüsch, ihr Sohn und dessen Frau Margareth Eggin wegen
Diebstahl ins Gefängnis. Das Urteil:

«Hat er dieselben uff restitution der gestolnen tisch- und
leinlachen nach ussgestandner 24stündiger gefangenschaft uff erlag
des keficostens und uferlegter gelt straff mit einer guten censur
und disem bscheid, dass sy sich von nun an mit ihrem betrüg-
lichen schreyer gwerb in disem ampt nit mehr finden lassen
sollint, ledig gelassen.»336

Das Turmbuch überliefert noch einige weitere Diebstähle, bei
denen jeder Hinweis auf die normale Aburteilung durch den Rat
fehlt. Aber die Indizien für eine Bestrafung durch den Hofmeister
sind nicht zwingend, sodaß wir auf ihre Anführung verzichten.337
Die Jurisdiktion des Hofmeisters in Malefitzsachen war also sehr

unbedeutend. Man könnte versucht sein, den einzigen bestimmt
nachweisbaren Fall als eine Kompetenzüberschreitung — wie sie

336 STAA Nr. 660 (Kgsf. Turmbuch).
33' Einzelne Fälle lassen sich unter die den Amtleuten auf Grund des

Untersuchungsergebnisses erlaubte Freilassung subsumieren. In den Verhandlungen des

Rates der 200 v. 14. Mai 1779 über die Revision des Eides und der Instruktion der

Amtleute heißt es in Bezug auf die Verwahrung der Gefangenen: «Die, so um
malefitz und missethätiger Sachen willen gefangen werden, nicht wieder ledig
lassen; es wäre dann, dass — hernach und eher megh. der sach berichtet worden ¦—

des gefangnen Unschuld genugsam bekannt würde, in welchem fall ein solcher

wider auf freyen fuss gestellt werden mag» (STAB Bem RM Nr. 347, S. 384).
Diese Regelung diente der Abkürzung der Untersuchungshaft Unschuldiger. Eine

eigentliche rechtsprechende Kompetenz des Landvogtes begründete sie nicht.
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3. Xspitel

Der Hofmeister

§ 36. Furisclilctioilell« k^unlpeten^en ties Hofmeisters

I. Dsuptdomsne cler KokmeisterlieKen BeeKtsprecKung war dss

«OiliiVe», wir KsKen Kier zwiscken erstinstsnzlieken uud Äppelis-
tionsurteilen zu untersekeiden. Vorerst jedoek noek ein pssr
Vorte iiker seine Jurisdiktion in ZtrsksseKen.

Vie wir wissen, stand die Beurteilung der peinlieken öseken
Keim Bate. In H 34 suk. I Konnten wir eine ÄusnsKme von diesem

Prinzip zu Dunsten des ÄmtsgerieKtes feststellen. Bür den D«f>
meister läöt sieK etwas äknlickes nsekweisen: Äm 4. DKtoKer 1660
Kamen LarKsra LeKmidli von VasserKurg «Kiuder Dindsn», Dsns
Deörg DeüscK, ikr 8oKn und dessen Drau IVlargsretK Dggin wegen
DieKstaKI ins Oeküngnis. Dss Drteil:

«Dst er dieselken ukf restitution der gestolnen tisek- und lein-
laeken nacK ussgestandner 24stündiger gefangensekskt uff erlag
des Keficostens und ukerlegter gelt straff mit einer guten eensur
und disem KscKeid, das« sz? sieK von nun sn mit ikrem Ketrüg-
lieken sekrever gwerk in disem smpt nit mekr finden lassen sol-
lint, ledig gelassen.»»»6

Das BurmKueK überliefert noek einige weitere DieKstsKIe, Kei

denen jeder Dinweis auf die normale ÄKurteilung durck den Dat
feKIt. ÄKer die Indizien für eine Bestrafung durek den Dokmeister
sind niekt zwingend, sodaL wir auf ikre ÄnkuKrung verzickten."»^
Die Jurisdiktion des Hofmeisters in IVlalefitZSseKen wsr slso sekr-

unkedeutend. iVlan Könnte versuekt sein, den einzigen Kestiminl
nsekweiskaren Bali sls eine XompetenzuKerseKreitung — wie sie

««« ZI'XX Nr. 660 (Kgsk.l'urinbucK).
Lintelns LsIIe Isssen sieK unter die clen Xmlleuten suk Orund cles Unter-

suckungsergeknisses erlaubte Lreilsssung subsumieren. In clen VerKsndlungen cles

Lstes cler 2M v, 14. Nsi 1779 über clie Revision cles Lides und cler Instruktion cler

Xmlleute KeilZt es in öe^ug suk clie Verwsbrung cler Oeksngenen: «Die, so um
rnslekit? und inissetbstiger sscben willen gelängen werden, niebt wieder ledig Iss-

sen: es wäre dsnn, dsss — Kernseb und eber megk, der sscb beriebtet worden ,—

des geksngnen unscbuld genugssm beksnnt würde, in welebem IsII ein solcber

wider suk kreven kuss gestellt werden msg» (8TXL Lern LN Nr, 347, L. 384).
Diese Legelung diente der Xblciir?ung der LIntersucKungsKskt LInscKuIdiger. Line
eigenllicke recklsprecbende Kompetenz des Lsndvogtes begründete sie nickt.
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in den meisten Ämtern vorgekommen ist — anzusprechen. Im
übrigen weist der Tatbestand große Ähnlichkeit auf mit einem Teil
der vom Amtsgericht beurteilten Criminalsachen (Bagatelldiebstahl).

Möglicherweise unterblieb einfach die sonst übliche Berechtigung,

da es sich nicht um Amtssässen, sondern um landesfremdes
Gesindel handelte.

Über den ständig zunehmenden Umfang der Rechtsprechung
in Frevelsachen durch den Hofmeister verweisen wir auf die
Ausführungen oben in § 34 sub IL

IL In Zivilsachen hatte der Hofmeister ursprünglich keine
erstinstanzlichen Funktionen; seine Tätigkeit war auf die Erledigung

der appellationsweise vom Untergericht vor ihn gezogenen
Fälle beschränkt. Im 18. Jahrhundert trat hierin eine Änderung
ein; die Amtleute vermochten allmählich die gesamte Zivilgerichtsbarkeit

an sich zu ziehen. Das abgekürzte, durch Übergehung der

untersten Instanz gekennzeichnete Verfahren trug den Namen
Rekurs.338 Die Anfänge dieser Entwicklung lassen sich nicht mehr

genau feststellen; die Initiative scheint eher von den Landvögten
als von der Obrigkeit ausgegangen zu sein, sonst hätte sich sicherlich

ein diesbezüglicher Ratsbeschluß erhalten. Bern sanktionierte
die Neuerung unseres Wissens erstmals mit einem Mandat von 1736,
wobei es für die Weiterziehung der landvögtlichen Rekursurteile an
die Instanzen der Hauptstadt eine Frist setzte und gleichzeitig die
Amtleute ermächtigte, bis zu einem Streitwert von 100 Ib. endlich
abzusprechen.339 Leider vermag uns unser spezielles Quellenmaterial

keinen näheren Aufschluß über die allmähliche Ausschaltung
des Amtsgerichtes zu geben. Wir besitzen zwar von 1723 an
besondere Spruchmanuale über die gesamte Rechtsprechung des

Hofmeisters, sowohl in Frevelsachen als auch in Zivilsachen (Appellationen

und Rekurse); aber diese Aufzeichnungen sind äußerst
unvollständig. Fest steht nur, daß die Rekurse bei den Einwohnern
des Eigens wegen der Zeit- und Geldersparnis sich einer ständig
steigenden Beliebtheit erfreuten. In den letzten Jahrzehnten der
bernischen Herrschaft finden sich in den Amtsgerichtsmanualen
keine Einträge mehr über Zivilsachen.

338 Rennefahrt I, S. 112; IUI, S. 344.
33» Allgemeines Mandat an alle deutschen Amtleute vom 17. Februar (STAB

Mandatenbuch Nr. 15, S. 136; STAA Nr. 456 (Kgsf. Mandatenbuch III fol. 116).
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i» lien «leisten Ämtern vorgekommen ist — snzuspreeben. Im
übrigen weist lier Bstbestsnll groöe ÄbnliebKeit «uk mit einem Lei!
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KennelsKrt I, s. 112; im, 8. Z44.
»»» Xllgerneines Nsnclst sn slle äeutscven Xintleule vorn 17. ?ebrusr (81'XL

NsncistenbucK Nr. 15, 8.136; 8?XX, Nr. 456 (Kgsk. NsnclstenbueK III loi. 116).
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Vom Appellationsrecht der Amtssässen an die Tribunale der
Hauptstadt war bereits oben S. 158/59 die Rede. Es bleibt uns hier
noch einiges über den Hofmeister als Berufungsinstanz zu sagen.
Seit Beginn der bernischen Verwaltung konnten Urteile des

Amtsgerichtes von der unterliegenden Partei an ihn weitergezogen werden,

doch war dies vorerst für eine eventuelle Appellation nach
Bern nicht Voraussetzung. Die Einführung des Instanzenzuges und
die gleichzeitige Schaffung der Deutschappellationskammer brachten

hierin eine Änderung. Nun war der Weg mit: Amtsgericht —
Amtmann — Appellationskammer — Rat der 200 genau
vorgezeichnet.340 Jede Instanz erhielt eine endliche Kompetenzsumme.
Für das Untergericht betrug sie 10 lb, für den Landvogt bis 1711
50 lb, nachher 100 lb (vergi, oben S. 159). Der Rechtszug vom
Amtsgericht an den Hofmeister ist mit den modernen Grundsätzen
über die Appellation unvereinbar, da der Hofmeister selbst ordentlicher

Vorsitzender des Untergerichtes war. Diese Regelung muß
auch dem klaren Rechtsempfinden Abrahams v. Grafenried widerstrebt

haben, indem er 1705 den Rat unterrichtete, «dass ihme
bedenklich verfalle, eine appellationsurteil von sich zu geben, wan
er dem urteil am gericht Selbsten beigewohnt». Bern teilte jedoch
diese Bedenken nicht und schrieb dem Amtmann, «dass das aller
andern orten von den ambtleuten practiciert werde und er seines

theils auch wohl thun werde, sich demnach zu conformieren und
hiemit. seine appellationsurtheillen von sich zu geben, obschon

er der undergerichtlichen urtheill auch beygewohnet hette».341

Diese doppelte Absprechung derselben Sache durch die gleiche
Instanz trug sicherlich dazu bei, daß seitens der Amtssässen gegenüber

der Einführung des Rekursverfahrens kein Widerstand
geleistet wurde. Entsprechend dessen zunehmender Bedeutung nahm
die Appellationstätigkeit des Hofmeisters ab und hörte schließlich

ganz auf.

310 STAB Polizeibuch Nr. 6, S. 384 ff.; v. 7. I. 1654: «Und sollen hiemit alle

handel uffem land aber zuo vier instanzen, als vor dem underrichter, vor dem

ambtsman, vor der appellatz cammeren und endlich vor rät und burger einzilet
sein».

341 STAB RM Nr. 18, S.395; v. 6. III. 1705; Abschrift STAA Nr. 450 (Kgsf.
Aktenbuch B) S. 1013.
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Vom ÄppellstionsreeKt cier Ämtsssssen sn clie DriKunsle cler

Dsuptstsclt wsr bereits oben 3.158/59 ciie Decle. Ls bleibt uns Kier
noeb einiges üker clen Dokmeister sls Derukungsinstsnz zu ssgen.
8eit Deginn «1er berniseben Verwaltung Konnten Urteile cles Ämts-
gericktes von cler unterliegenclen Dsrtei sn ikn weitergezogen wer-
clen, cloek wsr clies vorerst kür eine eventuelle Äppellstion nsek
Lern nickt Voraussetzung. Die DinkUKrung cles Instsnzenzuges unci
clie gleiekzeitige 8cKskkung cler DeutscKsppellstionsKsmmer KrscK-
ten Kierin eine Änclerung. IVun wsr cler Veg mit: ÄmtsgericKt —
Ämtmsnn — ÄppellstionsKsmmer — Dst cler 200 gensu vorge-
zeicknet.»^« lecle Instanz erkielt eine encllicke Dompetenzsumme.
Lür clss DntergericKt Ketrug sie 10 IK, kür clen Dsnclvogt Kis 1711
50 IK, nscKKer 100 IK (vergi. «Ken 8. 159). Der DeeKtszug vom
ÄmtsgericKt an clen Dokmeister ist mit clen moclernen Orunclsstzen
UKer clie Äppellstion unvereinbar, cia cler Dokmeister seIKst «relent-
licker Vorsitzender cles DntergerieKtes war. Diese Regelung mulj
suek ciem KIsren DecKtsempkinclen ÄKrsKsms v. Drskenriecl wicler»
strebt KsKen, inclem er 1705 clen Dst unterriektete, «clsss ikme Ke-

«lenkliek verkslle, eine sppellationsurteil von sieb Zu geben, wsn
er «lem urteil sm geriekt selksten KeigewoKnt». Dern teilte je«lock
«lies« DeclenKen niebt uncl scbriek clem Ämtmsnn, «clsss clss slier
snclern «rten von clen smktleuten prseticiert wercle un«l er seines

tkeils suck woKI tkun wercle, »ick «lemnsek zu conkormieren uncl

Kiemit. seine sppellstionsurtkeillen von sieK zu geken, oksekon

er «ler unclergericktlieken urtkeill suek bevgew«Knet Kette».^'
Diese «loppelte ÄKspreeKung «lerselben 8scbe riurck «lie gieieke In-
stsnz trug sickeriiek clszu Kei, rlsl! seitens cler Ämtsssssen gegen-
üker cler DinküKrung «les DeKursverkaKrens Kein Viclerstsncl ge-
leistet wurcle. DntsprecKencl «lessen zunekmencler Lecieutung nskm
«lie ÄppellstionststigKeit 6es D«kmeisters sk uncl Körte scklieölick

gsnz suk.

"° 5TXL ?oiÌWÌbncK Nr. 6, S. 384 kk.; v. 7. I. 1654: «Uncl salien Kiernit slle
lisnclel uklenr Isnci sber ?uo vier instanten, sls vor clem uncierriciiter, vor clein

tunbtsinsn, vor cier svvellstT csrnineren unci enciiien vor rät unci burger einzilet
sein»,

«" 8IXL KN Nr. 18. Z.395; v. 6. III. 1705; Xiiscnrikt SrXX Nr. 450 (Kgsl.
XlctenKucK S) 5.1013.



167

§ 37. Zur Organisation des Hofmeisteramtes

Die Hofmeister wurden ursprünglich vom Großen Rat
gewählt, seit 1710 aber durch das Los bestimmt. Es bekleideten durchwegs

Angehörige der regimentsfähigen Familien diesen wichtigen
— Königsfelden war eine der reichsten Vogteien und besaß zudem
eine geographische Schlüsselstellung — Verwaltungsposten. Der
Amtmann residierte im Kloster, ebenso der ihm beigeordnete
Landschreiber, der den Titel Hofschreiber führte. In der vorliegenden
Periode waren zu Königsfelden Landvogt:

1528—1530 Georg Schöni
1530—1533 Hs. Rud. v. Grafenried
1533—1539 Hs. Ulr. Zehender
1539—1546 Lux Löwensprung
1546—1552 Ulrich Meyer
1552—1561 Vincentz Pfister
1561—1565 Vincentz Dachselhofer
1565—1571 Samuel Tilmann
1571—1575 Gallus Galdi
1575—1578 Hs Rud. Hagenberg
1578—1581 Jakob Bucher
1581—1585 Hans von Büren
1585—1590 Hans Spättig
1590—1596 Joder Bitzius
1596—1603 Jeronymus Stettier
1603—1608 Alexander Huser
1608—1614 Johannes von Büren
1614—1620 Jakob Thormann
1620—1624 Christoffel Fellenberg
1624—1630 Gerhard Rohr
1630—1636 Vincentz Huber
1636—1642 Benedikt Marti
1642—1648 Johann Georg im Hoff
1648—1650 Beat Herport
1650—1656 Wolfgang von Mülinen
1656—1662 Joh. Leonhart Engel
1662—1668 Nikiaus Dachselhofer
1668—1674 Franz Ludwig Manuel
1674—1680 Bernhard von Muralt
1680—1686 Alexander von Wattenwyl
1686—1692 Joh. Franz Zehender
1692—1698 Abraham Tscharner
1698—1704 Abraham Tillier
1704—1710 Abraham v. Grafenried
1710—1716 Sigmund Emanuel Steiger
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§ 3?. /nr Organisation cle» H«slnei»ter»nlte»

Die Dokrneister wurden nrsprllntzliek vor» Droöen Dst ge-
wsKIt, seit 1710 sber «!ureb dss Los Kestinnnt. Ds beKIeictete» durek-

Wegs Ängeböriize der reizirnentskskigell Lsmilien diesen wicktitzev
— Doniizskelden wsr eine lier reieksten Vogteien uud bessl! zudem
eine lzeoizrspkisebe LeKIüsselstelluntz — Verwsltunizsposten. Der
Ämtmsnn resioÜerte im Xloster, ebenso «1er ibm Keiizeordnete Lsnd-
sekreiker, 6er den Litel DokscKreiber fükrte. In der vorlieizenden
Leriode waren Xönißskelden Lsndvvizt:

1528— 153« Deorg 8eKöni
1530- 1533 Ds. Dud. v. Orskeuried
1533- 1539 Ds. Dir. Gekernter
1539- 1546 Lux Löwenspruniz
1546- 1552 DIrieK iVIever
1552— 1561 Vincent? Lkister
1561— 1565 Vineentz DseKselKoker
1565— 1571 ösmuel Lilmsnn
1571- 1575 DsIIus Dsldi
1575- 1578 Ds Duo!. DsszenKeriz
1578- 1581 IsKoK DueKer
1581— 1585 Dsns von Düren
1585- 159« Dsns Lpsttiiz
1590—1596 loder Ditzius
1596—1603 leronvmus ötettler
1603- 1608 Älexsnder Duser
1608- 1614 JoKsnnes von Düren
1614—1620 IsKoK LKorrnsnn
1620- 1624 dkristokkel LellenKeriz
1624—1630 DerKsrd DoKr
1630—1636 Vineentz DuKer
1636— 1642 Denedilct Nsrti
1642— 1643 JoKsnn Deöriz irn Hoff
1648— 165« Dest Derport
1650— 1656 Volkizsniz von Nülinen
1656- 1662 1«K. LeonKsrt Lnlzel
1662- 1663 IVililsus DseKselKoker
1668— 1674 Lrsnz Ludwig Nsnuel
1674— 168« DernKsro! vou IVlursIt
1680— 1686 Älexsnder von Vsttenwvl
1686— 1692 lok. Lrsnz ZeKender
1692- 1698 ÄbrsKsm LseKsrner
1698— 1704 ÄKrsKsm Lillier
1704— 1710 ÄKrsKsm v. Drskenried
1710— 1716 Liizmund Lmsnuel Lteiizer
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1716—1722 Albrecht May
1722—1728 Samuel Tillier
1728—1734 Viktor v. Erlach
1734—1740 Joh. Rudolf Wagner
1740—1746 Paul Esajas v. Tavel
1746—1752 Sigmund v. Erlach
1752—1758 Emanuel Steiger
1758—1764 Carl Hakkbrett
1764—1770 Carl Ludw. Augsburger
1770—1774 Emanuel Gruber
1776—1781 Franz Christof Müller
1781—1787 Albrecht v. Büren
1787—1793 Rudolf v. Willading
1793—1798 Karl v. Groß

Die Amtsdauer war anfänglich schwankend, seit Ende 16. Jahrhunderts

betrug sie regelmäßig sechs Jahre. Einzelne Magistraten starben

vor Ablauf ihres Mandates. Ihre Erben hatten das Recht, die

Verwaltung der Vogtei auf eigene Rechnung weiter zu führen. Für
die Ausübung der Hoheitsrechte bestellte der Rat einen Amtsstatthalter.342

Die Rechtsprechung des Hofmeisters erfolgte in der
sogenannten oberamtlichen Audienz auf der Amtsstube im ehemaligen

Kloster. Der Ausdruck wird uns erstmals am 8. Februar 1690

durch einen zufällig in die Gerichtsmanuale hineingeratenen Eintrag

über die Ausstellung einer Ganturkunde überliefert.343 In der
Folge wurde die ganze vielgestaltige Spruchtätigkeit des

Hofmeisters mit dieser Benennung bezeichnet. Über den Turnus der
Audienzen läßt sich nichts Bestimmtes sagen, die Einträge der

Spruchmanuale sind dazu zu lückenhaft.

312 Als solcher amtete beispielsweise nach dem Tode Emanuel Grubers bis

zum 10. Mai 1775 Emanuel v. Grafenried, Landvogt auf Schenkenberg (STAA
Nr. 721, S. 212 ff.), von da an bis zum Eintreffen des neuen Hofmeisters Rudolf
Gruber, der Bruder des Verstorbenen (STAA Nr. 721, S. 286 ff.).

s« STAA Nr. 690.
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1716—1722 ÄiKreeKt Nsv
1722—1728 Samuel Billier
1728—1734 Viktor v. Brisen
1734-—1740 5oK. «uäolk Vsgner
1740—1746 Bsui Bsszss v. Bsvei
1746—1752 Siizmunä v. Brisen
1752—1758 Bmsvuel Steiner
1758—1764 llsrl »sKKKrett
1764—1770 tüsri Buciw. ÄugsKurger
1770—1774 Bmsnuel OruKer
1776—1731 Brsnz CKristok Nülier
1781—1787 ÄlKreeKt v. Büren
1787—1793 KucZolk v. VMs6inß
1793—1798 «srl v. «ro«

Die Ämtscisuer vsr snksnizliek sckwsnkenci, seit Bacie 16. IsKrKun-
cierts Ketruiz sie regeimsöiiz seeks IsKre. Binzelne lVIsizistrsten stsr-
de» vor ÄKIsuk ikres lVlsncistes. IKre BrKen Kstten ciss KeeKt, ciie

Verwaltung cier Vogtei suk eigene BecKnung weiter zu kükren. Bür
ciie ÄusUKung cier LoKeitsreeKte bestellte cler Kst einen Ämtsststt-
Ksiter.»^^ Die BeeKtspreeKuniz cies Ookmeister» erkoiizte in cier so-

genannten okersmtlickeu >4llt/ien2 suk cier ÄmtsstuKe im ekemsli-

gen Xloster. Der ÄuscirueK wirci uns erstmals sm 8. Bebrusr 1690
ciurck einen zuksllig in 6ie OerieKtsmsnusIe Kineingerstenen Bin-

trsg üker ciie Ausstellung einer OsnturKuncie ükerliekert.»^» In cier

Bolge wurcie ciie gsnze vielgestaltige SprueKtstigKeit cies Hok-

meisters mit liieser Benennung KezeieKnet. Oker cien Lurnus cier

Äuriienzen IsÜt sieK niekts Bestimmtes sagen, ciie Bintrsge cier

SprueKmsnugle sinci cigzu zu lüekenkakt.

XIs solcber »miete beispielsweise nseb 6em Tocle Lmsnuel Orubers bis

2UM 1«. Nsi 1775 Lmsnuel v. Orskenrie6, Lsn6vogt suk 8cbenlcenberg (8TXX
Nr. 721, 8. 212kk,>, von 6s sn bis 2um Linlrekken 6es neuen Hokmeisters Hu6olk

«ruber, 6er Lru6er 6es Verstorbenen (8TXX Nr. 721, 8. 286 kk.).

'« 8IXX Nr. 69«.
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Vereinzelte Urkunden aus andern Abteilungen mit unabgekürzt
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Repertoriums des aarg. Staatsarchives von W. Merz.
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Quellen zur Schweizer Geschichte. Herausgegeben v. d. Allg.
geschichtsforschenden Gesellschaft der Schweiz. Basel 1877 ff.
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Gerichtssatzung Der Statt Bern vemüwerterte Grichts-Satzung.

von 1615 Bern 1615.

Gerichtssatzung Gerichts-Satzung für den Canton Bern von 1761, nebst einem

von 1761 Anhang der seither herausgekommenen Gesetze und Verord¬
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Aargauische Heimatgeschichte. Herausgegeben von H. Ammann und 0. Mittler.

Aarau 1930 ff.
H. Ammann: Das Kloster Königsfelden. Aarau 1913.

K.S.Bader: Über Herkunft und Bedeutung von Zwing und Bann. Zeitschrift für
die Geschichte des Oberrheins, n. F. Bd. 50, S. 617 ff.

C. Brunner: Königsfeldens Schicksale aus seinem Urkundenschatze. Aarau 1875.

Hein. Brunner: Deutsche Rechtsgeschichte, 2. Aufl. Bindings Handbuch der deutsch.

Rechtswissenschaft. Leipzig 1906, München 1928.

— Forschungen z. Gesch. des deutsch, und franz. Rechts. Stuttgart 1894.

Hans Fehr: Der Zweikampf. Berlin 1908.

W.Franck: Die Landgrafschaften des heil. röm. Reichs. Braunschweig 1873.

Ad. Gasser: Entstehung und Ausbildung der Landeshoheit im Gebiete der Schweiz.

Eidgenossenschaft. Aarau-Leipzig 1930.

Genealogisches Handbuch zur Schweizergeschichte. Herausgegeben v. d. Schweiz.

Herald. Ges. Zürich 1900 ff.
Hein. Glitsch: Der alemannische Zentenar und sein Gericht. Berichte über d.

Verh. d. kön. Sächsischen Ges. d. Wissenschaften z. Leipzig, phil.-hist. Kl.
Bd. 69. Leipzig 1917.

Sam. Heuberger: Die Geschichte der Stadt Brugg bis zum Jahre 1415. Brugg 1900.

Andr. Heusler: Deutsche Verfassungsgeschichte. Leipzig 1905.

— Schweiz. Verfassungsgeschichte. Basel 1920.

171

OeaVuc/ete 5at2UNK«?n, Orc/nunAen una' Uana'ake

OericKtssstZung Oer Listi Lern vernüvverterte OricKts 8stzung,
von 1615 Sern 1615.

OericKtssstZung OericKts 8stZllng kür 6en Lsvton Lern von 1761, nebst einem

von 1761 XnKsng cier seitber KersusgeKoininenen besetze unci Verorci-
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Lern 1628.
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von 1711 in verkükrung 6es recktens, bezeucbung 6er Küsten, buss unci
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